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Einleitende Stellungnahme des Ausschusses 


Der Erhalt von Mobilität einerseits und die gleichzei- 
tige Verringerung verkehrsbedingter Umweltbela- 
stungen andererseits sind zentrale Aufgaben für eine 
zukunftsgerichtete Verkehrspolitik. Angesichts der 
zunehmenden Dichte im Straßenverkehr werden 
Strategien erforderlich, die das Verkehrsnetz spürbar 
entlasten und eine Verlagerung des Straßenverkehrs 
auf umweltfreundlichere Verkehrsträger bewirken. 

Angesichts dieser Problematik hat der Ausschuß für 
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät- 
zung des 12. Deutschen Bundestages im März 1993 
das Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deut- 
schen Bundestag (TAB) mit der Durchführung einer 
Untersuchung zur Wirksamkeit und zu den Realisie- 
rungsbedingungen und Folgen von Maßnahmen und 
Techniken zur Entlastung des Verkehrsnetzes und 
zur Verlagerung des Straßenverkehrs auf umwelt- 
freundlichere Verkehrsträger beauftragt. 

Auf der Grundlage einer ausführlichen Problemana- 
lyse entwickelte das TAB ein Untersuchungskonzept, 
das der Ausschuß im Herbst 1994 gebilligt hat. Nach 
der Konstituierung des 13, Deutschen Bundestages 
wurde das Untersuchungskonzept noch einmal dis- 
kutiert und nüt Zustimmung der Berichterstatter für 
die Technikfolgenabschätzung unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Frage nach der parlamentari- 
schen Relevanz der geplanten Studie in mehreren 
Punkten modifiziert. Ab Mitte des Jahres 1995 er- 
folgte die Vergabe von Aufträgen an externe Gutach- 
ter; die letzten Aufträge wurden Ende 1996 erteilt. 
Bis Anfang 1998 lagen dem TAB alle Gutachten vor. 

Zu den grundlegenden Ausgangsannahmen des vor- 
liegenden Berichts gehört, daß die angestrebten Ent- 
lastungen des Verkehrsnetzes und Verlagerungen 
von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Ver- 
kehrsträger weder mit Einschränkungen der Mobili- 
tät noch mit nennenswerten Abstrichen bei den 
heute üblichen Qualitätsstandards der Reise bzw. des 
Transports verbunden sein sollen. 

Der Schwerpunkt des Berichts liegt auf der Analyse 
der Durchführbarkeit, der Wirksamkeit und der Fol- 
gen ausgewählter Maßnahmen zur Entlastung des 
Verkehrsnetzes und zur Verlagerung des Straßenver- 
kehrs auf umweltfreundlichere Verkehrsträger als 
verkehrspolitische Zielstellungen. 

Die Untersuchung knüpft an grundlegende Arbeiten 
der letzten Jahre zu den Problemen des Verkehrs 
und zu möglichen Problemlösungen an, darunter an 

• den zweiten Bericht der Enquete-Kommission 
„Schutz der Erdatmosphäre" des 12. Deutschen 
Bundestages, 

• das Strategiepapier des Bundesverkehrsministe- 
riums „Telematik im Verkehr" und den Bericht zur 
Umsetzung dieses Papiers, 


• den Bericht der Bundesregierung „Auf dem Wege 
zu einer nachhaltigen Entwicklung in Deutsch- 
land", 

• das Forschungsprogramm der Bundesregierung 
„Mobilität - Eckwerte einer zukunftsorientierten 
Mobilitätsforschungspolitik" . 

Die Autoren vertreten die Auffassung, daß die ange- 
strebten verkehrspolitischen Ziele nur durch abge- 
stimmte Maßnahmenbündel erreicht werden kön- 
nen. Daher werden im Bericht folgende drei Maß- 
nahmenbündel - auch als „Optionen" bezeichnet - 
auf ihre Wirksamkeit, Realisierungsbedingungen 
und möglichen Folgen eingehend untersucht: 

• Einsatz von luK-Techniken zur Verbesserung der 
Verkehrsinformation und zur Verkehrslenkung auf 
der Grundlage der vorliegenden ordnungsrecht- 
lichen Regelungen, 

• Einsatz von luK-Techniken zum Verkehrsmanage- 
ment im Personen- und Güterstraßenverkehr zu- 
sammen mit dem Einsatz verschiedener preislicher 
Maßnahmen, 

• Attraktivitätssteigerung im ÖPNV. 

Die Autoren betonen, daß diese Optionen nicht als 
sich gegenseitig ausschließende Alternativen zu 
interpretieren seien. Ihr Sinn bestehe darin, durch 
Schwerpunktlegung auf sehr unterschiedliche Typen 
von Instrumenten bzw. Maßnahmen die Wirksamkeit 
der betrachteten Maßnahmenbündel im Hinblick auf 
die Ziele der Verkehrsentlastung und Verkehrsver- 
lagerung und auf die mit dem Einsatz der Maßnah- 
men potentiell verbundenen Umsetzungsprobleme 
und Folgen besonders deutlich darstellen zu können. 
Konkrete verkehrspolitische Strategien dürften eher 
auf eine Verknüpfung von Elementen aller drei Op- 
tionen “ und darüber hinaus möglicherweise weite- 
rer Maßnahmen - hinauslaufen. 

Der Bericht hebt hervor, daß die Optionen bzw. ein- 
zelnen Elemente der Optionen keinesfalls als ver- 
kehrspolitische Handlungsempfehlungen aufzufas- 
sen wären. Insbesondere gelte dies für die Option 
„Preisliche Maßnahmen im Straßenverkehr". Die zu 
dieser Option auf der Basis verschiedener Preis- 
szenarien durchgeführten Modellrechnungen dien- 
ten dazu, die betroffenen Gruppen einzugrenzen 
und den Grad der Betroffenheit von den ausgewähl- 
ten Maßnahmen sowie die Reaktionsmöglichkeiten 
auf diese Maßnahmen abzuschätzen. Erst wenn die 
Ergebnisse solcher Analysen vorlägen, könne und 
müsse auf politischer Ebene über die Zumutbarkeit 
und die politische Durchsetzbarkeit der Maßnahmen 
bzw. Maßnahmenbündel diskutiert werden. 

Einen weiteren bedeutenden Untersuchungsschwer- 
punkt des Berichts stellen die modernen luK-Techni- 
ken und die damit verbundenen neuen verkehrspoli- 
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tischen Gestaltungsmöglichkeiten dar. Hierzu gibt 
der Bericht einen ausgezeichneten Überblick und 
eine ausführliche Diskussion zum Stand der Entwick- 
lung. 

Die Autoren kommen in dem Bericht unter anderem 
zu den Ergebnissen, daß 

• die anhaltende Dynamik der Entwicklung des Ver- 
kehrsaufkommens und der Verkehrsleistung so- 
wie die damit einhergehende Belastung der Um- 
welt notwendige und dringende gegensteuernde 
Maßnahmen erforderten, 

• entgegen häufig geäußerter gegenteiliger Ein- 
schätzungen, im Schienenpersonenfernverkehr 
bereits durch kurzfristig realisierbare technische 
und organisatorische Maßnahmen erhebhche Ka- 
pazitätsreserven bereitgestellt werden könnten, 


• eine Verminderung der Fahrleistung zur Entla- 
stung des Verkehrsnetzes nicht notwendigerweise 
mit einer Reduktion der Verkehrsleistung und 
einer Einschränkung der Mobihtät von Personen 
und Gütern verbunden sein muß, 

• eine Entlastung des Verkehrsnetzes primär durch 
Effizienzsteigerungen erreicht werden könne, 
aber auch durch Verlagerung von Straßenverkehr 
auf umweltfreundlichere Verkehrsträger und Ver- 
meidung von Verkehrsleistung. 

Der Deutsche Bundestag erhält mit diesem Bericht 
eine ebenso umfassende wie gründhche Unter- 
suchung und eine ausgezeichnete Arbeitsunterlage 
für die zukünftigen Beratungen der Fachausschüsse, 
die sich mit der Entlastung des Verkehrsnetzes und 
der Verlagerung des Straßenverkehrs auf umwelt- 
freundhchere Verkehrsträger befassen. 


Bonn, den 17. Juni 1998 


Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 


Doris Odendahl 

Ulla Burchardt 

Wolfgang Bierstedt 

Dr. Karlheinz Guttmacher 

Vorsitzende 

Berichterstatterin 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Josef Hollerith 

Dr. Manuel Kiper 

Thomas Rachel 


Berichterstatter 

Berichterstatter 

Berichterstatter 
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Zusammenfassung 


Der Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung des 12. Deutschen Bundes- 
tages beauftragte das TAB im März 1993 mit der 
Durchführung eines TA-Projekts zur Wirksamkeit 
und zu den Reahsierungsbedingungen und Folgen 
von Maßnahmen und Techniken zur Entlastung des 
Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von Straßen- 
verkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger. 
Auf der Grundlage einer ausführhchen Problemana- 
lyse entwickelte das TAB ein Untersuchungskonzept 
für diese Thematik, das im Herbst 1994 vom Aus- 
schuß gebilligt wurde. Nach der Konstituierung 
des 13. Deutschen Bundestages wurde das Unter- 
suchungskonzept auf Wunsch einiger Abgeordneter 
erneut zur Diskussion gestellt, wobei die Frage der 
parlamentarischen Relevanz der geplanten Studie im 
Vordergrund stand. Als Ergebnis dieser Diskussion 
und mit Zustimmung der parlamentarischen Bericht- 
erstatter für das TAB wurde das Untersuchungskon- 
zept von den Projektbearbeitem des TAB in mehre- 
ren Punkten modifiziert. Ab Mitte 1995 erfolgte die 
Vergabe von Aufträgen an externe Gutachter; die 
letzten Aufträge wurden Ende 1996 erteilt. Bis An- 
fang 1998 lagen dem TAB alle Gutachten vor. 

Es ist unstrittig, daß ein funktionierendes Verkehrs- 
system eine entscheidende Voraussetzung für die 
Funktions- und Leistungsfähigkeit hochentwickelter 
Gesellschaften ist. Andererseits kann aber auch nicht 
bestritten werden, daß die negativen Folgen des Ver- 
kehrs - etwa in Form von Luftverschmutzung, Lärm- 
belästigung, Unfällen und Effizienzverlusten durch 
Staus und Engpässe - begrenzende Faktoren der 
gesellschaftüchen und wirtschaftlichen Entwicklung 
darstellen. Angesichts der anhaltenden Dynamik des 
Wachstums von Verkehrsaufkommen und Verkehrs- 
leistung - insbesondere im Bereich des Straßenver- 
kehrs - gewinnen die in diesem TA-Projekt im Vor- 
dergrund stehenden Ziele der Entlastung des Ver- 
kehrsnetzes und der Verlagerung von Straßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger zuneh- 
mend an Bedeutung und an Akzeptanz. Diese Ziele 
sind auch wesenthche Bestandteile des verkehrspoli- 
tischen Konzepts der Bundesregierung. 

Während auf der Zielebene konkrete Vorstellungen 
für die zukünftige Gestaltung der Verkehrspolitik 
vorliegen, besteht auf der Strategie- und Maßnah- 
menebene weit weniger Klarheit. In den letzten Jah- 
ren sind verschiedene grundlegende Arbeiten zu den 
Problemen des Verkehrs und zu möglichen Lösungen 
für diese Probleme vorgelegt worden. Diese enthal- 
ten eine Fülle von Handlungsempfehlungen, deren 
Reahsiemngsbedingungen und Folgewirkungen je- 
doch in der Regel nicht näher betrachtet werden. Der 
Schwerpunkt des TAB-Projekts liegt daher auf der 
Analyse der Durchführbarkeit, der Wirksamkeit und 
der Folgen ausgewählter Maßnahmen zur Errei- 
chung bestimmter verkehrspolitischer Ziele. In die- 


sem Sinne versteht sich das TAB-Projekt als Fort- 
führung und Konkretisierung vorliegender Unter- 
suchungen. 

Zu den zentralen Ausgangsannahmen des TAB-Pro- 
jekts gehört, daß die angestrebten Entlastungen des 
Verkehrsnetzes und Verlagerungen von Straßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger weder 
mit Einschränkungen der Mobilität noch mit nen- 
nenswerten Abstrichen bei den heute üblichen Qua- 
litätsstandards der Reise bzw. des Transports verbun- 
den sein sollen. Daraus ergibt sich die Notwendig- 
keit, andere Formen der Mobilität als die heute 
vorwiegend ausgeübte „Automobilität" weiter zu 
entwickeln. Auch benötigen die mehr als zwanzig 
Millionen Erwachsenen, die nicht über einen Pkw 
verfügen, ein möghchst attraktives Angebot an 
öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Sowohl theoretische Analysen als auch Erfahrungen 
aus der verkehrspolitischen Praxis zeigen, daß Versu- 
che, die Verkehrsnachfrage durch Einzelmaßnahmen 
wirksam zu beeinflussen, wenig erfolgversprechend 
sind. Im TAB-Projekt wird daher davon ausgegan- 
gen, daß die angestrebten Ziele der Entlastung des 
Verkehrsnetzes und der Verlagerung von Straßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger nur 
durch - möglichst abgestimmte - Maßnahmenbündel 
erreicht werden können. Auf der Basis von bereits 
vorliegenden umfangreichen Studien (etwa der 
Enquete-Kommissionen „Vorsorge zum Schutz der 
Erdatmosphäre" und „Schutz der Erdatmosphäre" 
oder des Rates von Sachverständigen für Umweltfra- 
gen) zur zukünftigen Entwicklung des Verkehrs und 
zu den damit verbundenen Umweltproblemen, zu 
den zur Verfügung stehenden Instrumenten der Ver- 
kehrspohtik sowie zu den sich durch neue luK-Tech- 
niken ergebenden verkehrspolitischen Gestaltungs- 
möghchkeiten sowie von neu in Auftrag gegebenen 
Gutachten hat das TAB drei Optionen auf ihre Wirk- 
samkeit, Reahsierungsbedingungen und möghchen 
Folgen untersucht: 

1. Einsatz von luK-Techniken zur Verbesserung der 
Verkehrsinformation und zur Verkehrslenkung auf 
der Grundlage der vorliegenden ordnungsrecht- 
hchen Regelungen (kurz: Verbesserung der Ver- 
kehrsinformation) 

2. Einsatz von luK-Techniken zum Verkehrsmanage- 
ment im Personen- und Güterstraßenverkehr zu- 
sammen mit dem Einsatz verschiedener preislicher 
Maßnahmen (kurz: Preisliche Maßnahmen im 
Straßenverkehr) 

3. Attraktivitäts Steigerung im öff entheben Perso- 
nennahverkehr (ÖPNV) 

Zur inhalthchen Fundierung der Optionen werden in 
den einleitenden Kapiteln zunächst einzelne Aspekte 
des Verkehrssystems dargestellt und untersucht. In 
Kapitel II „Ausgangspunkt: Bedeutung und Proble- 
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me des Verkehrssystems" wird anhand von Ergeb- 
nissen aus Analysen und Prognosen zur anhaltenden 
Dynamik der Entwicklung des Verkehrsaufkommens 
und der Verkehrsleistung sowie zu den Dimensionen 
der Umweltbelastung durch den Verkehr die Not- 
wendigkeit und Dringhchkeit gegensteuernder Maß- 
nahmen deutlich gemacht. Es wird nachgewiesen, 
daß bei einem Emissionsvergleich der schienenge- 
bundene öffenthche (Personen-)Verkehr gegenüber 
dem motorisierten Individualverkehr in der Regel 
deutlich besser abschneidet. Schließlich belegt eine 
gemeinsam vom TAB und dem Deutschen Verkehrs- 
forum in Auftrag gegebene Untersuchung zu den 
Kapazitätsreserven der Bahn im Schienenpersonen- 
fernverkehr, daß dort entgegen häufig geäußerter 
gegenteiliger Einschätzungen bereits durch kurzfri- 
stig reahsierbare technische und organisatorische 
Maßnahmen erhebliche Kapazitätsreserven bereitge- 
stellt werden können. Diese Untersuchung ergänzt 
eine Studie zu den Kapazitäten der Schieneninfra- 
struktur im Güterverkehr aus dem Jahre 1996, in der 
nachgewiesen wird, daß auch im Güterverkehr noch 
erhebhche Kapazitätsreserven bestehen. 

Welche verkehrspolitischen Instrumente bzw. Maß- 
nahmen (als konkrete Ausgestaltungen von Instru- 
menten) grundsätzlich in Betracht kommen, um Ent- 
lastungen des Verkehrsnetzes und Verlagerungen 
von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Ver- 
kehrsträger zu bewirken, wird im Kapitel III „Instru- 
mente der Verkehrspohtik" erläutert. Es werden 
grundsätzliche Aspekte der Anwendbarkeit und 
Wirksamkeit von sieben Typen verkehrspolitischer 
Instrumente diskutiert: informatorische Instrumente, 
organisatorische Instrumente, Instrumente der Selbst- 
verpflichtung, ordnungsrechtliche Instrumente, preis- 
hche Instrumente, Finanzierungsinstrumente und pla- 
nerische Instrumente. 

Auf die technischen und organisatorischen Konzepte 
für den Einsatz von Informations- und Kommunika- 
tionstechniken im Verkehrsbereich wird im Kapitel IV 
„luK-Techniken: Neue verkehrspolitische Gestal- 
tungsmöglichkeiten" ausführlich eingegangen. Das 
Kapitel enthält neben einer Darstellung des Entwick- 
lungsstandes ausgewählter Basistechniken einen 
breiten Überblick über Telematik-Anwendungen 
und -Dienste in verschiedenen Verkehrsbereichen 
und einen Bericht über die Erfahrungen aus deut- 
schen Telematik-Pilotprojekten. 

Die Analysen in den Kapiteln III und IV bilden eine 
wichtige Grundlage für die Gestaltung der im ab- 
schließenden Kapitel V im Detaü erörterten Maßnah- 
menbündel bzw. Optionen. Andererseits dürften die 
in den Kapiteln II bis IV behandelten Themen auch 
ohne Bezugnahme auf die Optionen von eigenständi- 
gem Interesse sein. Dies gilt in besonderem Maße für 
die Analysen zu den Kapazitätsreserven der Bahn 
und zur Telematik im Verkehr. 

Option „Verbesserung der Verkehrsiriformation“ 

Im Mittelpunkt der ersten Option „Verbesserung der 
Verkehrsinformation" stehen bereits konzipierte Ein- 
satzmöglichkeiten der neuen Informations- und Kom- 
munikationstechniken im Verkehrsbereich, denen 


- nicht zuletzt auch in den grundsätzhchen verkehrs- 
politischen Äußerungen der Bundesregierung, etwa 
im Strategiepapier „Telematik im Verkehr" - die Rolle 
eines zukunftsweisenden Problemlösers zur Umset- 
zung der verkehrspolitischen Zielvorstellungen zu- 
gewiesen wird. Es werden Möglichkeiten untersucht, 
vorliegende Konzepte des Einsatzes von luK-Techni- 
ken im Verkehrsbereich so zu gestalten, daß sie nicht 
allein zu einer optimalen Verflüssigung des Straßen- 
verkehrs, sondern auch zu einer Verringerung des 
Verkehrsaufkommens und zu einer Verlagerung des 
Straßenverkehrs auf umweltfreundlichere Verkehrs- 
träger beitragen können. Hierzu wird auf die be- 
reits gewonnenen Erfahrungen ausgewählter Pilot- 
projekte deutschen Städten Bezug genommen. 

Trotz erhebhcher Einschränkungen bezüglich der 
Repräsentativität der gewonnenen Daten gestatten 
die zusammengestellten Erfahrungen mit dem Ein- 
satz von luK-Techniken erste Aussagen zur techni- 
schen Einsatzbereitschaft dieser Systeme, zu ihrer 
Wirksamkeit im Hinbhck auf die Entlastung des Ver- 
kehrsnetzes und die Verlagerung von Straßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger sowie 
zu geeigneten Organisationsformen des Einsatzes 
der neuen Techniken. 

Eine Abschätzung zur Verlagerung von Fahrten des 
motorisierten Individualverkehrs auf den öffenthchen 
Verkehr aufgrund des Einsatzes von Telematik dien- 
sten, die im Rahmen von Szenarienuntersuchungen 
im Projekt STORM durchgeführt wurde, ergab sehr 
geringe Verlagerungswerte von unter 2 %. Vergleich- 
bare Analysen, die im Rahmen anderer Forschungs- 
projekte 'durchgeführt wurden, kommen zu Werten 
in ähnlicher Höhe. Auch dort wurden Verlagerungs- 
werte von wenigen Prozent ermittelt. Es ist zu ver- 
muten, daß auch bei Berücksichtigung von Synergie- 
effekten infolge der Umsetzung weiterer Maßnah- 
men eine ausschheßlich auf verbesserte Informa- 
tionsbereitstellung gegründete Strategie keinen Ver- 
lagerungswert erreichen kann, der angesichts der 
anhaltend hohen Zuwachsraten des motorisierten In- 
dividualverkehrs für einen umweltverträglicheren 
Verkehr ausreichend ist. 

Bedeutender als die Verlagerung von Straßenverkehr 
auf öffentliche Verkehrsträger ist der Beitrag von 
Telematikdiensten zur Verflüssigung des Verkehrs 
und damit zur Entlastung des Straßennetzes. Dies 
drückt sich z.B. in den im Rahmen der Pilotprojekte 
empirisch erhobenen oder durch Simulationsrech- 
nungen ermittelten deuthchen Reisezeitgewinnen 

- sowohl für mit individuellen dynamischen Zielfüh- 
rungssystemen ausgerüstete Fahrzeuge als auch für 
nicht ausgestattete Fahrzeuge - aus. Die Nutzung 
von individuellen dynamischen Zielführungssyste- 
men führt zu einer Durchsatzsteigerung im Straßen- 
netz. Der Telematik-Einsatz führt hier primär zu einer 
Kappung von Spitzenbelastungen, vor allem durch 
zeitliche und räumliche Verlagerung von Fahrten. 
Auswirkungen auf die Fahrleistungen lassen sich 
derzeit nur schwer quantifizieren. 

Einen Schwerpunkt des Entwicklungsinteresses der 
Industrie bildet der Einsatz individueller Zielfüh- 
rungssysteme für den motorisierten Straßenverkehr. 
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Mit der Einführung solcher Systeme ist eine Reihe 
von Problemen verbunden. Die pohtisch angestrebte 
möghchst weitgehende Dienstleistungsfreiheit pri- 
vatwirtschafthcher Telematikdienste im Bereich indi- 
vidueller Zielführungssysteme kann die Verkehrs - 
pohtischen Konzeptionen der Gebietskörperschaften 
erhebhch tangieren. Der erwartete Einsatz derartiger 
Systeme auch in Ballungsräumen Üeß Befürchtungen 
laut werden, daß durch die Leitempfehlungen Ver- 
kehr nicht nur auf dem Vorrangstraßennetz geführt, 
sondern auch durch verkehrsberuhigte Wohngebiete 
geleitet wird. Dies würde die verkehrspolitischen 
Ziele vieler Kommunen in erhebhchem Umfang be- 
rühren bzw. konterkarieren. Auch die kommunalen 
Spitzenverbände weisen auf den zunehmenden Ziel- 
konflikt zwischen kommunalen Verkehrsplanungs- 
konzepten und den erwarteten Auswirkungen der 
breiten Nutzung individueller dynamischer Zielfüh- 
rungssysteme hin. Vertragliche Vereinbarungen zum 
öffenthch-privaten Interessenausgleich werden daher 
als notwendig angesehen; um nicht nur die Nutzung 
öffenthcher Infrastruktur, sondern auch generell die 
Einsatzmodahtäten dynamischer Zielführungssysteme 
in Ballungsräumen zu regeln. 

Der alleinige Einsatz von Telematikdiensten im 
System Straßenverkehr führt zu einer wachsenden 
Attraktivität des Individualverkehrs bzw. des Stra- 
ßengüterverkehrs. Dazu im Wettbewerb stehende 
Systeme des öffentlichen Verkehrs, die für die mei- 
sten Verkehrszwecke schon heute Nachteile aufwei- 
sen, werden weiter ins Hintertreffen geraten, wenn 
für sie nicht im gleichen oder stärkeren Maße Tele- 
matikanwendungen zur Attraktivitäts Steigerung und 
Effizienzverbesserung entwickelt und eingeführt 
werden. Hier werden Bund, Länder und Gemeinden 
in Zukunft verstärkt gefordert sein, nicht zuletzt des- 
halb, um die Attraktivität der in der Hauptsache in 
ihrem Eigentum befindhchen Verkehrsuntemehmen 
zu sichern und damit einen Beitrag zu ihrer Wirt- 
schafthchkeit und zu den Leistungsangeboten um- 
weltfreundhcherer Verkehrsträger zu leisten. 

Innerhalb der Diskussion um die Anwendung von 
luK-Techniken im Verkehr findet sich immer wieder 
die Forderung bzw. der Wunsch, daß diese alle 
Verkehrsträger integrieren und intelligent miteinan- 
der verknüpfen sollen. luK-Techniken können den 
Systemnachteil sog. gebrochener Verkehre durch 
verbesserte Informationsbereitstellung relativieren 
oder sogar beseitigen. Da Organisations Strukturen 
für intermodale Verkehre oder ein integriertes Ge- 
samtverkehrssystem erst in ihren Anfängen existie- 
ren, besteht jedoch die Gefahr, daß die Entwicklung 
und Anwendung der neuen Techniken nicht im 
notwendigen Umfang verkehrsträgerübergreifend 
gestaltet wird. Um dies zu verhindern, ist als erster 
Schritt die Organisation eines verkehrsträgerüber- 
greifenden Datenmanagements zu realisieren. 

Die durch die neuen luK-Techniken gebotenen tech- 
nischen Möghchkeiten würden es gestatten, neue 
Verkehrsmanagementstrategien zu realisieren, die 
auch neue Instrumente zur Entlastung des Verkehrs- 
netzes und zur Verlagerung von Straßenverkehr auf 
umweltfreundlichere Verkehrsträger umsetzbar ma- 
chen. Die Umsetzungsmöglichkeiten von Verkehrs- 


managementstrategien sind eng mit deren beabsich- 
tigter Lenkungsintensität gekoppelt. Während allein 
informations orientierte Strategien als weitgehend 
pohtisch durchsetzbar anzusehen sind, ist die Durch- 
setzbarkeit von Systemen mit Eingriffsabsichten zu 
Lenkungszwecken als erheblich schwieriger einzu- 
schätzen. Untersuchungen, die zur Einschätzung ge- 
langen, daß sich die vorfindbaren Interessenstruktu- 
ren und die institutioneilen Bedingungen des koope- 
rativen Föderahsmus zusammen mit den stark zer- 
sphtterten Zuständigkeiten in der Bundesrepubhk 
mindernd auf die Problemlösungskapazität von Ver- 
kehrstelematik-Systemen auswirken, verkennen je- 
doch die dem Bundesgesetzgeber im Rahmen der 
„ausschheßhchen" und der „konkurrierenden" Ge- 
setzgebung sowie mit dem Erlaß von „Rahmenvor- 
schriften" gegebenen Möglichkeiten. 


Option „Preisliche Maßnahmen im Straßenverkehr“ 

Mit den bisherigen Steuer- und Abgabemodellen 
standen nur relativ allgemein und pauschal einsetz- 
bare preispohtische Instrumente zur Verfügung. Mo- 
derne luK-Techniken bieten ganz neue Möglichkei- 
ten, preisliche Maßnahmen gezielt zur Verkehrs- 
lenkung einzusetzen. Dagegen werden jedoch erheb- 
liche Einwände erhoben. Ein Haupteinwand betrifft 
die Effizienz der Lenkungs Wirkung, insbesondere 
angesichts der mit dem Einsatz dieser Maßnahmen 
verbundenen Kosten. Ein weiterer Einwand bezieht 
sich auf die soziale Unausgewogenheit dieser Maß- 
nahmen. Um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen 
und ihre Folgen für Privathaushalte sowie Unterneh- 
men und Selbständige besser beurteüen zu können, 
wurden durch das Deutsche Institut für Wirtschafts- 
forschung im Auftrag des TAB Modellrechnungen 
für den Straßenpersonenverkehr und den Straßen- 
güterverkehr durchgeführt. 

Die Modellrechnungen zum Privatverkehr weisen 
erhebliche Auswirkungen preislicher Maßnahmen 
auf das Verkehrsaufkommen nach. In den dort zu- 
grundegelegten „Preisszenarien" wurden vor allem 
die Instrumente der Straßenbenutzungsgebühren 
und der Mineralölsteuer berücksichtigt. Hinsichthch 
der Höhe der Gebühren und Steuerbelastungen wur- 
den für die einzelnen Szenarien Größenordnungen 
angenommen, die sich sowohl von der derzeitigen 
Situation als auch untereinander ausreichend deut- 
lich unterscheiden, um zu gewährleisten, daß die 
Wirksamkeits- und Folgenanalysen nicht lediglich 
graduelle Fortschreibungen des Status-quo, sondern 
deutlich voneinander abgesetzte, unterschiedliche 
verkehrspolitische Konzeptionen quantitativ bewer- 
ten. Es ist jedoch ausdrückhch darauf hinzuweisen, 
daß die getroffenen Annahmen nicht den Charakter 
von politischen Handlungsempfehlungen besitzen. 
Ziel der Untersuchung war es vielmehr, von derarti- 
gen Maßnahmen besonders betroffene Gruppen zu 
identifizieren sowie den Grad der Betroffenheit und 
Reaktionsmöghchkeiten auf die Maßnahmen abzu- 
schätzen. Auf der Grundlage dieser Analysen wäre 
dann über die Zumutbarkeit und die pohtische 
Durchsetzbarkeit dieser Maßnahmen bzw. Maßnah- 
menbündel zu diskutieren. 
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Die Untersuchungen zur verkehrlichen Wirksam- 
keit preislicher Maßnahmen im Personenstraßen- 
verkehr zeigen, daß Maßnahmen, die im Sinne der 
analysierten Preisszenarien angelegt sind, verkehr- 
liche Effizienz-, Verlagerungs- und Vermeidungs- 
reaktionen der privaten Haushalte erwarten lassen. 
Ein wesentliches Merkmal der Preisszenarien ist der 
Ankündigungseffekt, der langfristige Verhaltensan- 
passungen an die veränderten Gegebenheiten er- 
möglichen soll. Die Szenarienmaßnahmen sind in 
einem Zeitraum von 15 Jahren umzusetzen, um ge- 
nügend zeitlichen Spielraum für diese Anpassungen 
zur Verfügung zu haben. 

Die erwarteten - und für die Wirkungen der Maßnah- 
men in den Preisszenarien unterstellten - Anpas- 
sungsreaktionen der privaten Haushalte bestehen 
dabei einmal in fahrzeugbezogenen Reaktionen, wie 
dem Kauf kleinerer Fahrzeuge und von Fahrzeugen 
mit neuen, sparsameren Motoren, sowie in verkehrs- 
bezogenen Reaktionen, wie der Verlagerung von 
Pkw-Fahrten auf andere Verkehrsmittel, Vermeidung 
von Fahrten, veränderte Zielwahl und bessere Fahr- 
zeugauslastung. 

Je nach Szenario sind Fahrleistungsreduktionen des 
motorisierten Individualverkehrs zwischen 8,8% und 
25,6% zu erwarten. Durch die bessere Auslastung 
der Fahrzeuge liegen die Verminderungen der Ver- 
kehrsleistung jedoch nur zwischen 5,7 % und 17,1 %. 
Die errechneten Fahrleistungsreduktionen müssen 
- da die privaten Haushalte sich langfristig an die 
veränderten Gegebenheiten anpassen können - 
nicht mit Mobilitätseinbußen verbunden sein. Beson- 
ders bemerkenswert ist die zu erwartende erhebliche 
Verminderung des Kraftstoffverbrauchs um 36,5% 
bis 59,3% und die damit verbundene Reduktion der 
C02 -Emissionen aus dem Verkehr in gleicher Grö- 
ßenordnung. Die ausgeprägtesten Verminderungen 
werden dabei bei einer drastischen Mineralölsteuer- 
erhöhung abgeschätzt. Bei Unternehmen und Selb- 
ständigen sind die Auswirkungen der zusätzliche 
Kostenbelastungen erhebhch geringer als bei priva- 
ten Haushalten, da insbesondere bei Unternehmen 
Pkw-Fahrten in der Regel Vorleistungen im Rahmen 
der betrieblichen Leistungserstellung sind, deren 
Kosten nur geringe Bedeutung innerhalb des Pro- 
duktionsprozesses haben. Ein gravierendes Problem 
ergibt sich bei starken Mineralölsteueranhebungen 
durch die Umgehungsmöghchkeiten (Tanken im 
Ausland) im Falle eines nationalen Alleingangs. 

Wenn die unterstellten Anpassungsreaktionen der 
Privathaushalte im angenommenen Umfang eintre- 
ten würden, fielen die zu erwartenden Belastungen 
der Privathaushalte geringer aus, als es einfache 
Hochrechnungen zunächst vermuten lassen. Die der 
Untersuchung zugrunde gelegten preislichen Maß- 
nahmen führen zu einer mittleren monathchen Mehr- 
belastung von ca. 50 DM/Haushalt. Die Kosten je 
Pkw-km steigen dabei, bezogen auf den Wert von 
1994, um Werte zwischen ca. 20% und 48%; die ge- 
samten Verkehrsausgaben steigen um 8-12%. Die 
zusätzhche Kostenbelastung des Pkw- Verkehrs durch 
die angenommenen preislichen Maßnahmen würde 
zu Mehreinnahmen von über 30 Mrd. DM jährlich 
führen. 


Eine Analyse zu den Folgen preislicher Maßnahmen 
im motorisierten Individualverkehr in Abhängigkeit 
von der Einkommenshöhe zeigt, daß diese Maßnah- 
men sehr unterschiedliche Auswirkungen auf die 
finanzielle Situation der Haushalte mit Pkw haben 
würden. Etwa 10% der Haushalte mit Pkw (2 Mio. 
Haushalte mit rund 5 Mio. Haushaltsangehörigen) 
würden durch die preislichen Maßnahmen in ihrer 
Automobilität erheblich eingeschränkt. Etwa 25% 
der Haushalte mit Pkw könnten die zusätzlichen Be- 
lastungen grundsätzhch mit eigenen Mitteln ausglei- 
chen, ihre Reaktionen auf die Verteuerungen würden 
allerdings relativ stark ausfallen. Für ca. 65% der 
Haushalte mit Pkw würden die preislichen Maßnah- 
men zu nur geringen Auswirkungen auf die finan- 
zielle Haushaltssituation führen. 

Angesichts dieser Ergebnisse könnte ein Mindest- 
standard an notwendigen Verkehrsleistungen für die 
besonders betroffenen Einkommensgruppen durch 
entsprechende Kompensationsmaßnahmen sicher- 
gestellt werden. Die erforderüchen Mittel dürften aus 
den zusätzlichen Einnahmen zur Verfügung stehen. 
Solche Kompensationsmaßnahmen sollten allerdings 
vorrangig auf die Bereitstellung von im Hinbhck auf 
Preisgestaltung, Zeitaufwand und Komfort attrak- 
tiveren Verkehrsalternativen im öffentlichen Verkehr 
ausgerichtet sein. Der Ausbau des öffentlichen Ver- 
kehrs besitzt darüber hinaus den Vorteil, daß er auch 
den Haushalten zugute kommt, die keinen , Pkw 
besitzen. Es ist auf jeden Fall zu erwarten, daß preis- 
liche Maßnahmen nur dann akzeptiert werden, 
wenn sie Mobilität erhalten und langfristig sicher- 
stellen. 

Die Modellrechnungen zu den Wirkungen preisli- 
cher Maßnahmen im Güterstraßenverkehr ergaben, 
daß auch bei recht drastischen Kostenerhöhungen 
um ca. 50 % im Straßengüterfemverkehr und bis zu 
30% im Nahverkehr die Lkw- Fahrleistung insge- 
samt nur um ca. 10 % verringert wird. Im Nahverkehr 
beträgt die Verringerung der Fahrleistung nur we- 
nige Prozent, im Fernverkehr allerdings immerhin 
ca. 20%. Während im Güternahverkehr wegen der 
begrenzten Ausweichmöglichkeiten nur geringe 
Chancen für weitere Fahrleistungsverringerungen 
bestehen, dürften sich im Güterfernverkehr weitere 
Reduktionen erreichen lassen, wenn weitergehende 
Angebotsverbesserungen auf seiten der Bahn sowie 
flankierende Maßnahmen, wie räumliche und zeit- 
liche Fahrverbote und Überholverbote für Lkw, rea- 
lisiert würden. 

Hauptursache für die relativ geringe Wirksamkeit 
selbst drastischer Preiserhöhungen im Straßengüter- 
verkehr ist die geringe Sensitivität der Produktpreise 
bezüglich der Veränderung von Transportpreisen. 
Die Anteile der Lkw-Transportkosten am Produk- 
tionswert der einzelnen Wirtschaftsbereiche liegen 
auch bei Berücksichtigung der indirekt enthaltenen 
Transporte durchweg unter 5 %, nur der Sektor „Ge- 
winnung von Baustoffen" bildet mit ca. 11% eine 
nennenswerte Ausnahme. Entsprechend sind die 
sektoralen Preiseffekte der untersuchten Lkw-Trans- 
portkostenerhöhungen insgesamt sehr gering, die 
durchschnittliche Verteuerung der Güter beträgt 
weniger als 1 %. 
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Durch die Einführung von Straßenbenutzungsgebüh- 
ren, flankiert durch eine stetige Anhebung der Mine- 
ralölsteuer, heßen sich im Bereich des Güterfernver- 
kehrs wirksame Anreize zur Entlastung des Ver- 
kehrsnetzes und zur Verlagerung von Güterstraßen- 
verkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger 
setzen, ohne daß damit eine wesenthche Erhöhung 
der Güterpreise verbunden wäre. Die für die Er- 
hebung von Straßenbenutzungsgebühren erforder- 
üchen technischen Einrichtungen sind erprobt und 
stehen zur Verfügung. Um Aus weichverkehr zu ver- 
meiden, müßten diese Gebühren auch auf ausge- 
wählten Bundesfernstraßen eingeführt werden. 

Option „Attraktivitätssteigerung 
im Öffenthchen Personennahverkehr" 

Die Untersuchungen des TAB machen deuthch, daß 
ein gut organisierter und attraktiver ÖPNV viel zur 
Verbesserung der Verkehrssituation in Ballungsräu- 
men beitragen kann. Einige Erfolgsmodelle, etwa das 
Verkehrskonzept der Stadt Zürich, sind das Ergebnis 
einer konsequenten Anwendung ordnungsrecht- 
hcher Maßnahmen. Besondere Attraktivität erhalten 
die ÖPNV-Modelle, wenn sie, wie in Zürich gesche- 
hen, mit neuen Organisationskonzepten zur Nutzung 
individueller Verkehrsmittel, z. B. Carsharing, ver- 
knüpft werden. 

Daß auch eine überzeugende Angeb otspolitik im 
Bereich des ÖPNV erfolgreich sein kann, zeigt die 
Fallstudie zum „Karlsruher Modell". Dessen Erfolg 
war das Ergebnis einer Vielzahl abgestimmter Maß- 
nahmen, wie der Verbund aller öffenthchen Ver- 
kehrsmittel im Einzugsbereich von Karlsruhe, die 
Abstimmung der Fahrpläne der einzelnen Verkehrs- 
träger im Rahmen eines koordinierten Taktverkehrs, 
eine einheitüche, übersichthche und attraktive Tarif- 
struktur, der Einsatz moderner Fahrzeuge und die 
umfassende Information der Bevölkerung über den 
Verkehrsverbund. Auch führt die Beteihgung der 
Gebietskörperschaften an dem Betriebskostendefizit 
zu der positiven Reaktion, daß das öffenthche Ver- 
kehrssystem in die örtlichen Planungs- und Finanzie- 
rungsüberlegungen einbezogen wird. Die unabhän- 
gig von der Einführung des „Karlsruher ModeUs", 
jedoch in etwa gleichzeitig damit ergriffenen ord- 
nungsrechthchen und preislichen Maßnahmen, wie 
z. B. die Beschränkung und Verteuerung des Park- 
raums, haben sicherhch flankierend zum erzielten 
Effekt beigetragen. 

Die Anzahl der mit dem ÖPNV im untersuchten 
Nahverkehrskoriidor von Karlsruhe nach Bretten 
zurückgelegten Wege stieg signifikant um 50%, bei 
einer Zunahme der Gesamtzahl der Wege um ca. 
2,5%, während die Zahl der Pkw-Fahrten leicht ab- 
genommen hat. Besonders überraschend war die 
große Nachfrage an Wochenenden, die nachträglich 
zusätzliche Verbindungen notwendig machte, ein 
Hinweis dafür, daß der ÖPNV auch eine Rolle als 
attraktives Transportmittel für den immer bedeuten- 
der werdenden Freizeitbereich spielen kann. Eine 
Verlagerung von motorisiertem Individualverkehr 
zum OPNV hat jedoch nur in begrenztem Umfang 
stattgefunden. Abschätzungen ergaben, daß mit ca. 


2000 verlagerten Pkw-FahrtenAVerktag im Korridor 
eine Verlagerung des Pkw- Verkehrs von ca. 5% 
erreicht wurde. Deutlicher als bei der Anzahl der 
verlagerten Fahrten wird die verkehrliche Wirkung 
- und damit auch die Auswirkung auf die Umwelt - 
der erreichten Verlagerung bei Betrachtung der auf 
den ÖPNV verlagerten Fahr- bzw. Verkehrsleistung. 
Insgesamt wurden knapp 10% der im Korridor er- 
brachten Gesamtfahrleistung von ca. 460000 Pkw- 
km/Tag vom motorisierten Individualverkehr auf 
den ÖPNV verlagert. Dies ist vor allem darauf 
zurückzufül:iren, daß relativ lange Wege auf die 
Stadtbahn verlagert wurden. Die Verkehrsleistung 
im motorisierten Individualverkehr nahm von ca. 
570000 auf ca. 510000 Pkm/Tag ab. Es hat sich 
auch bestätigt, daß ein Teü der Verlagerung zum 
ÖPNV auf Kosten des Fußgänger- und des Fahrrad- 
verkehrs geht. 

Attraktive Nahverkehrskonzepte induzieren jedoch 
auch Neuverkehr. Die Erhebungen auf der hier be- 
trachteten Referenzstrecke ergaben Werte von ca. 
11%, wobei über die Hälfte der Fahrtzwecke des 
Neuverkehrs zur Sparte „Arbeit und Ausbüdung" 
gehört; der Rest ist im wesenthchen Freizeit- und 
Einkaufsverkehr. 

Die erreichte Verlagerung von Straßenverkehr auf 
den ÖPNV hat zu beträchtlichen Emissionsminde- 
rungen geführt. Noch erhebhcher ist die Verbesse- 
rung der Immissionssituation im betrachteten Korri- 
dor, da die entstehenden Emissionen bei der Stromer- 
zeugung für den Stadtbahnbetrieb aus hohen Kraft- 
werkschomsteinen erfolgen und somit nur gering- 
fügig zu Immissionen in den Lebensräumen der 
Menschen beitragen. Insbesondere die zum immis- 
sionsbedingten kanzerogenen Risiko beitragenden 
Stoffe Dieselruß, polyzykhsche aromatische Kohlen- 
wasserstoffe und Benzol werden bei der Stromerzeu- 
gung nicht oder nur in vergleichsweise geringen 
Mengen freigesetzt. Ein weiterer bedeutender Um- 
weltvorteü besteht darin, daß die Stadtbahn eine ach- 
senorientierte Siedlungsentwicklung unterstützt, die 
mit geringerem Landverbrauch und erhebüch gerin- 
geren Zerschneidungseffekten von Landschaften 
verbunden ist als die durch den motorisierten 
Individualverkehr begünstigte und disperse Sied- 
lungsentwicklung. 

Auch bezüghch seiner Kostendeckung ist das 
„Karlsruher Modell" als Erfolg anzusehen, da mit 
über 80 % ein für den ÖPNV überdurchschnittlicher 
Kostendeckungsgrad für die Betriebskosten erreicht 
wurde. Der Fehlbetrag je Fahrgast beträgt nur etwa 
ein Drittel des Durchschnitts der Unternehmen des 
öffentlichen Verkehrs. Eine besondere Rolle hat 
dabei jedoch die Tatsache gespielt, daß der Betrei- 
ber für die Nutzung der Bahnstrecke nicht den von 
der Deutschen Bahn AG zu erhebenden Trassen- 
preis zahlt, sondern die gesamte Strecke gepachtet 
hat, was mit erhebhch günstigeren Kosten verbun- 
den ist. 

Die Fallstudie gibt eine Reihe von Hinweisen zur Ver- 
besserung der politisch-rechthchen Rahmenbedin- 
gungen, um attraktive ÖPNV-Modelle langfristig zu 
sichern: 
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• Berücksichtigung der Anforderungen einer ÖPNV- 
gerechten Erschüeßung in der verbindlichen 
Bauleitplanung durch entsprechende Novellierung 
des Baugesetzbuches (BauGB); 

• Verpfüchtung zur Beachtung der geltenden Nah- 
verkehrspläne in der verbindüchen Bauleitplanung 
durch entsprechende Novellierung des BauGB; 

• stärkere Berücksichtigung des motorisierten Indi- 
vidualverkehrs in den Nahverkehrsplänen bzw. 
Schaffung eines Gesamtverkehrsplans als institu- 
tionaüsiertes Instrument; 

• Erhöhung der Bindungswirkung des Nahverkehrs- 
plans in Richtung auf die Gesamtplanung; 

• einheitliche Regelungen für die Erstellung von 
Nahverkehrsplänen für Regionen mit Verkehrsver- 
bünden, die über die Grenzen eines Bundeslandes 
hinausgehen; 

• Verbesserung der Kontrolle hinsichtlich Konsistenz 
und Zielkonfliktfreiheit der verschiedenen Planun- 
gen auf den höheren Planungsebenen. 


Die vom TAB entwickelten Optionen orientieren sich 
primär an (jeweüs unterschiedlichen) „initiierenden" 
Maßnahmen, von denen eine unmittelbare verkehr- 
liche Wirksamkeit sowie direkter Einfluß auf ver- 
kehrsbezogene Entscheidungen von Unternehmen 
und Personen im Hinblick auf die angestrebten Ziele 
erwartet werden. Da den Ausgangsannahmen der 
Studie entsprechend die zu untersuchenden Maß- 
nahmen weder mit Einschränkungen der MobUität 
noch mit nennenswerten Abstrichen bei den heute 
übhchen Qualitätsstandards der Reise bzw. des 
Transports verbunden sein sollen, sind über die 
initiierenden Maßnahmen hinaus jeweüs auch „flan- 
kierende" Maßnahmen zu berücksichtigen, um 
Mobilität grundsätzüch sicherzustellen und auch 
langfristig zu erhalten. Dies bedeutet z. B., daß der 
Einsatz preislicher Maßnahmen zur Beeinflussung 
individueUer Entscheidungen im Hinblick auf die 
Verlagerung von Straßenverkehr auf umweltverträg- 
lichere Verkehrsträger immer von Maßnahmen zur 
Sicherung der Mobilität, wie dem Ausbau und der 
Attraktivitätssteigerung des ÖPNV, begleitet sein 
muß. 
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I. Einleitung 


Der Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung des 12. Deutschen Bundes- 
tages beauftragte das TAB im März 1993 mit der 
Durchführung eines TA-Projekts zur Wirksamkeit 
und zu den Reahsierungsbedingungen und Folgen 
von Maßnahmen und Techniken zur Entlastung des 
Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von Staßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger. Auf 
der Grundlage einer ausführlichen Problemanalyse 
entwickelte das TAB ein Untersuchungskonzept 
für diese Thematik, das im Herbst 1994 vom Aus- 
schuß gebilligt wurde. Nach der Konstituierung des 
13. Deutschen Bundestages wurde das Unter- 
suchungskonzept auf Wunsch einiger Abgeordneter 
erneut zur Diskussion gestellt, wobei die Frage der 
parlamentarischen Relevanz der geplanten Studie im 
Vordergrund stand. Als Ergebnis dieser Diskussion 
und mit Zustimmung der parlamentarischen Bericht- 
erstatter für das TAB wurde das Untersuchungskon- 
zept von den Projektbearbeitem des TAB in mehre- 
ren Punkten modifiziert. Ab Mitte 1995 erfolgte die 
Vergabe von Aufträgen an externe Gutachter; die 
letzten Aufträge wurden Ende 1996 erteilt. Bis An- 
fang 1998 lagen dem TAB alle Gutachten vor. 


1. Zur Zielsetzung, Abgrenzung und 
Vorgehensweise 

Die im Auftrag an das TAB vorgegebenen Fragestel- 
lungen - Entlastung des Verkehrsnetzes und Verla- 
gerung von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere 
Verkehrsträger - sind eng miteinander verbunden. 
Jede Verflüssigung des Verkehrs, insbesondere des 
motorisierten Straßenverkehrs, bringt Entlastungen 
von Netzabschnitten mit sich; hierzu können zeit- 
liche und räumliche Verlagerungen von Fahrten in 
erhebhchem Umfang beitragen (intramodale Verla- 
gerungen). Verminderungen der Fahrleistung führen 
ebenfalls zur Entlastung des Verkehrsnetzes; Reduk- 
tionen der Verkehrsleistung (gemessen in Pkm und 
tkm), d. h. Einschränkungen der Mobilität von Perso- 
nen und Gütern, müssen damit nicht notwendiger- 
weise verbunden sein. So lassen sich z. B. durch eine 
Erhöhung der durchschnittlichen Besetzung von Pkw 
das Fahrtenaufkommen und die Fahrleistung ohne 
Einschränkung der Verkehrsleistung reduzieren. 
Eine Entlastung des Verkehrsnetzes wird also primär 
durch Effizienzsteigemngen erreicht. Aber auch in- 
termodale Verlagerungen, vor allem von der Straße 
auf die Schiene, und die Vermeidung von Verkehrs- 
leistung können wesenthche Beiträge zur Entlastung 
des Verkehrsnetzes liefern. 

Es ist vöUig unstrittig, daß ein funktionierendes Ver- 
kehrssystem eine entscheidende Voraussetzung für 
die Funktions- und Leistungsfähigkeit hochentwik- 
kelter Gesellschaften ist. Andererseits kann aber 


auch nicht bestritten werden, daß die negativen Fol- 
gen des Verkehrs in Form von Luftverschmutzung, 
Lärmbelästigung, Unfällen und Effizienzverlusten 
durch Staus und Engpässe im Straßenverkehr be- 
grenzende Faktoren der gesellschafthchen und wirt- 
schafthchen Entwicklung darstellen. Angesichts der 
im Vergleich zu anderen Kenngrößen, wie dem Pri- 
märenergieverbrauch und den verfügbaren Haus- 
haltseinkommen, anhaltenden Dynamik des Wachs- 
tums von Verkehrsaufkommen und Verkehrsleistung 
- insbesondere im Bereich des Straßenverkehrs - ge- 
winnen die in dieser Studie im Vordergrund stehen- 
den Ziele der Entlastung des Verkehrsnetzes und der 
Verlagerung von Straßenverkehr auf umweltfreundli- 
chere Verkehrsträger zunehmend an Bedeutung und 
an Akzeptanz. 

Wie man beispielsweise dem Strategiepapier „Tele- 
matik im Verkehr" des Bundesverkehrsministeriums 
von 1993 (BMV 1993) und dem Bericht zur Umset- 
zung dieses Strategiepapiers von 1995 (BMV 1995a) 
entnehmen kann, sind diese Ziele wesentliche Be- 
standteile des verkehrspolitischen Konzepts der Bun- 
desregierung. Auch die Forschungspolitik der Bun- 
desregierung, speziell die Verkehrsforschungspolitik, 
zielt darauf ab, neue Technikentwicklungen zukünf- 
tig stärker an den genannten verkehrspolitischen 
Zielvorstellungen zu orientieren. Das im Forschungs- 
rahmen der Bundesregierung „Mobilität - Eckwerte 
einer zukunftsorientierten Mobiütätsforschungspoli- 
tik" von 1996 (BMBF 1997) enthaltene Leitbild „Mo- 
bilität dauerhaft erhalten, dabei unerwünschte Ver- 
kehrsfolgen spürbar verringern" macht dies deuthch. 
Schließlich nennt auch der Bericht der Bundesregie- 
rung „Auf dem Wege zu einer nachhaltigen Entwick- 
lung in Deutschland", der anläßlich der Vertrags- 
staaten- Sonderversammlung über Umwelt und Ent- 
wicklung 1997 in New York erstellt wurde, die Ver- 
kehrsvermeidung und die Verlagerung von Verkehr 
auf umweltschonendere Verkehrsmittel als primäre 
Handlungsansätze zur Verwirklichung einer umwelt- 
schonenden Mobilität (BMU 1997a). Insbesondere 
die beiden letzten Berichte sind als Beiträge zur Kon- 
kretisierung des seit der UN-Konferenz „Umwelt und 
Entwicklung" in Rio de Janeiro im Jahre 1992 welt- 
weit verbindhch gewordenen Konzepts des „ Sustain- 
able Development" im Politikfeld VerkehrspoÜtik 
und Verkehrsforschungspolitik anzusehen. Man 
kann also davon ausgehen, daß auf der Zielebene 
konkrete Vorstellungen für die zukünftige Gestal- 
tung der VerkehrspoÜtik vorliegen. 

Auf der Strategie- und Maßnahmenebene besteht 
dagegen weit weniger Klarheit. In den letzten Jahren 
sind verschiedene grundlegende Arbeiten zu den 
Problemen des Verkehrs und zu mögüchen Lösungen 
für diese Probleme vorgelegt worden. Besonders zu 
erwähnen ist der zweite Bericht der Enquete-Kom- 
mission „Schutz der Erdatmosphäre" des 12. Deut- 
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sehen Bundestages (EK 1994). Diese Studie stellt 
eine umfassende Analyse des Politikbereichs Ver- 
kehr dar, in deren Rahmen Strategien zur Minderung 
der Kohlendioxidemissionen aus dem Verkehr zu 
entwickeln waren. Die Datenerhebungen und Szena- 
rienuntersuchungen dieser Studie sind auch für wei- 
tergehende Arbeiten in diesem Bereich von Bedeu- 
tung. Auch im Umweltgutachten 1994 des Rates von 
Sachverständigen für Umweltfragen (SRU 1994) wer- 
den Lösungsansätze für eine umweltverträglichere 
Verkehrspolitik diskutiert. 

Die genannten Arbeiten enthalten auch eine Fülle 
von Handlungsempfehlungen. Die Realisierungsbe- 
dingungen und Folgewirkungen dieser Handlungs- 
empfehlungen werden jedoch nicht näher betrachtet, 
ln dem Bericht der Enquete-Kommission sind preisli- 
che Maßnahmen zwar diskutiert worden, die detail- 
liertere Gestaltung dieser Maßnahmen im Hinblick 
auf bestimmte Zielerreichungsgrade und die jeweüs 
zu erwartenden Folge Wirkungen wurden aber nicht 
untersucht. Der Schwerpunkt des TAB-Projekts liegt 
dagegen gerade auf der Analyse der Durchführbar- 
keit, der Wirksamkeit und der Folgen ausgewählter 
Maßnahmen zur Erreichung bestimmter verkehrspo- 
litischer Ziele. In diesem Sinne versteht sich das 
TAB -Projekt als Fortführung und Konkretisierung 
vorliegender Untersuchungen. 

Zu den zentralen Ausgangsannahmen des TAB-Pro- 
jekts gehört, daß die angestrebten Entlastungen des 
Verkehrsnetzes und Verlagerungen von Straßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger weder 
mit Einschränkungen der Mobilität noch mit nen- 
nenswerten Abstrichen bei den heute üblichen Qua- 
litätsstandards der Reise bzw. des Transports verbun- 
den sein sollen. Daraus ergibt sich die Notwen- 
digkeit, andere Formen der Mobilität als die heute 
vorwiegend ausgeübte „Automobilität" weiter zu 
entwickeln. Auch benötigen die mehr als 20 Mio. Er- 
wachsenen, die nicht über einen eigenen Pkw ver- 
fügen, ein möglichst attraktives Angebot an öffent- 
lichen Verkehrsmitteln. 

Sowohl theoretische Analysen, wie z. B. szenarioge- 
stützte Untersuchungen (DIW 1990; PROGNOS 
1991), als auch Erfahrungen aus der verkehrspoliti- 
schen Praxis, wie z. B. das im Rahmen dieser Studie 
näher untersuchte „Karlsruher Modell" eines attrak- 
tiven ÖPNV, zeigen, daß Versuche, die Verkehrs- 
nachfrage durch Einzelmaßnahmen wirksam zu be- 
einflussen, wenig erfolgversprechend sind. Im TAB- 
Projekt wird daher davon ausgegangen, daß die an- 
gestrebten Ziele der Entlastung des Verkehrsnetzes 
und der Verlagerung von Straßenverkehr auf um- 
weltfreundlichere Verkehrsträger nur durch - mög- 
lichst abgestimmte - Maßnahmenbündel erreicht 
werden können. Solche Maßnahmenbündel werden 
hier als Optionen bezeichnet. 

Das TAB hat in diesem Projekt drei Optionen auf ihre 
Wirksamkeit, Reaüsierungsbedingungen und mögli- 
chen Folgen untersucht: 

1. Einsatz von luK-Techniken zur Verbesserung der 
Verkehrsinformation und zur Verkehrslenkung auf 
der Grundlage der vorliegenden ordnungsrecht- 


lichen Regelungen (kurz: Verbesserung der Ver- 
keh rsinformati on) 

2. Einsatz von luK-Techniken zum Verkehrsmanage- 
ment im Personen- und Güterstraßenverkehr zu- 
sammen mit dem Einsatz verschiedener preislicher 
Maßnahmen (kurz: Preisliche Maßnahmen im 
S traßenverkehr) 

3. Attraktivitätssteigerung im ÖPNV 

Diese Optionen orientieren sich primär an jeweils 
unterschiedlichen „initiierenden'' Maßnahmen, von 
denen eine unmittelbare Wirksamkeit im Hinblick 
auf die angestrebten Ziele erwartet werden kann. 
Darüber hinaus sind, soweit erforderlich, jeweils 
auch „flankierende" Maßnahmen zu berücksichti- 
gen, um Mobilität grundsätzlich sicherzustellen und 
auch langfristig zu erhalten. Dies bedeutet z. B., daß 
der Einsatz preislicher Maßnahmen zur Beeinflus- 
sung individueller Entscheidungen im Hinblick auf 
die Verlagerung von Straßenverkehr auf umwelt- 
freundlichere Verkehrsträger immer von Maßnah- 
men zur Sicherung der Mobilität, wie dem Ausbau 
des ÖPNV, begleitet sein muß. 

Die Optionen sind nicht als sich gegenseitig aus- 
schließende Alternativen zu interpretieren. Ihr Sinn 
besteht darin, durch Schwerpunktlegung auf sehr 
unterschiedliche Typen von Instrumenten bzw. Maß- 
nahmen die Wirksamkeit der betrachteten Maßnah- 
menbündel im Hinblick auf die Ziele der Verkehrs- 
entlastung und Verkehrsverlagerung und die mit 
dem Einsatz der Maßnahmen potentiell verbundenen 
Umsetzungsprobleme und Folgen besonders deutlich 
darstellen zu können. Konkrete verkehrspolitische 
Strategien dürften eher auf eine Verknüpfung von 
Elementen aller drei Optionen - und darüber hinaus 
möglicherweise weiterer Maßnahmen - hinauslau- 
fen. 

Damit wird auch klar, daß die Optionen bzw. ein- 
zelne Elemente der Optionen keinesfalls den Charak- 
ter verkehrspolitischer Handlungsempfehlungen ha- 
ben. Dies ist für die Option „Preisliche Maßnahmen 
im Straßenverkehr" besonders hervorzuheben. Die 
zu dieser Option auf der Basis verschiedener Preis- 
szenarien durchgeführten Modellrechnungen dienen 
dazu, die betroffenen Gruppen einzugrenzen und 
den Grad der Betroffenheit von den ausgewählten 
Maßnahmen sowie die Reaktionsmöglichkeiten auf 
diese Maßnahmen abzuschätzen. Dabei ist die Ab- 
hängigkeit der Ergebnisse von einer Vielzahl von 
Annahmen (bzw. von deren Eintreten) zu beachten. 
Erst wenn die Ergebnisse solcher Analysen vorlie- 
gen, kann - und muß - auf politischer Ebene über die 
Zumutbarkeit und die politische Durchsetzbarkeit 
der Maßnahmen bzw. Maßnahmenbündel diskutiert 
werden. 

Eine zunehmend wichtigere Rolle bei der Ausgestal- 
tung verkehrspolitischer Optionen werden in Zu- 
kunft die modernen luK-Techniken spielen. Solche 
Techniken bieten unter anderem ganz neue Möglich- 
keiten, informatorische, preisliche und ordnungs- 
rechtliche Instrumente gezielter als bisher zur akti- 
ven Beeinflussung des Verkehrsgeschehens und zur 
Erreichung verkehrspolitischer Ziele einzusetzen. 
Vor allem in den stark auf die Anwendung der Tele- 
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matik ausgerichteten Optionen „Verbesserung der 
Verkehrsinformation" und „Preisliche Maßnahmen 
im Straßenverkehr" wird diesen neuen technischen 
Möglichkeiten Rechnung getragen. 

Verlagerung von Straßenverkehr auf „ umweltfreund- 
lichere Verkehrsträger" wird in dieser Studie weitge- 
hend eingeschränkt auf Verlagerung von Straßenver- 
kehr „auf die Schiene". Der Binnenschiffahrtsver- 
kehr wird nicht behandelt, er könnte Gegenstand 
einer Anschlußstudie sein. Auch der Flugverkehr 
wird nicht behandelt; er findet lediglich bei einem 
Vergleich der Emissionen verschiedener Verkehrs- 
träger im Personenfemverkehr marginale Berück- 
sichtigung. 

Bei der Untersuchung der Optionen wurde soweit 
wie möglich auf vorliegendes empirisches Material 
Bezug genommen, das in Form von Fallstudien auf- 
bereitet wurde. Ein Beispiel hierfür sind die Erfah- 
rungen der Telematik-Pilotprojekte in Frankfurt, 
Stuttgart und München. Zur Wirksamkeit und zu den 
Folgen von preislichen Maßnahmen wurden, wie be- 
reits erwähnt, Modellrechnungen durchgeführt. Bei 
den Folgenanalysen stehen wirtschaftliche Aspekte 
im Vordergrund, in begrenztem Umfang wurden 
auch soziale Folgen diskutiert. Eine eigenständige 
Analyse der Umweltfolgen der Optionen wurde nicht 
für erforderlich gehalten, da jede Entlastung des Ver- 
kehrsnetzes - und insbesondere auch die Verlage- 
rung von Straßenverkehr auf schienengebundene 
öffentliche Verkehrsträger - mit einer Verbesserung 
der Umweltsituation verbunden ist. 

Die Untersuchungen dieser Studie beziehen sich auf 
das „politisch -strukturelle" Vorgehen. Die in neue- 
ren verkehrswissenschaftlichen Studien (Feldhaus 
1997) geforderte zweite Strategieebene, die auf das 
subjektive Verhalten des Individuums abzielt, wird 
hier nicht angesprochen. Diese Beschränkung auf 
die unmittelbaren politischen Gestaltungsmöglich- 
keiten drückt jedoch keine Wertung dieser zweiten 
Strategieebene aus. Vielmehr ist Feldhaus zuzustim- 
men, daß wir „ohne eine völlig neu konzipierte Ver- 
kehrserziehung als , Mobilitätserziehung', die mit 
pädagogischen Mitteln versucht, die Menschen zu 
einer verantwortlichen Gestaltung ihrer MobiÜtätsin- 
teressen zu bewegen, ... bei all unseren Versuchen, 
verantwortliche Wege in eine mobile Zukunft zu ge- 
hen, kaum vorankommen werden" . 


2. Zum Aufbau der Studie 

Die Belastung des Straßennetzes - vor allem der Bun- 
desautobahnen - hat in den vergangenen Jahren er- 
heblich zugenommen. So ist die durchschnittliche 
tägliche Verkehrsstärke auf den Autobahnen der 
alten Bundesländer von 1985-1994 fast um die Hälfte 
angestiegen; bei den Bundesstraßen lag der Zuwachs 
bei knapp einem Drittel. Auch für die Zukunft sind 
nach vorliegenden Prognosen noch beträchtliche 
Steigerungen des Verkehrs, insbesondere des Stra- 
ßenverkehrs, zu erwarten. Diese Dynamik der Ver- 
kehrsentwicklung, die viele andere Kenngrößen des 
wirtschaftlichen und sozialen Lebens übertrifft, wird 


im Kapitel II „Ausgangspunkt: Bedeutung und Pro- 
bleme des Verkehrssystems" auf der Grundlage aus- 
gewählter verkehrsstatistischer Daten beschrieben; 
dabei wird auch die Problematik von Verkehrs- 
prognosen angesprochen. Auf die durch den Verkehr 
verursachten Umweltbelastungen wird ebenfalls ein- 
gegangen. Zur Bestimmung der „relativen Umwelt- 
freundlichkeit" wichtiger Verkehrsträger werden die 
auf die Transportleistung bezogenen Emissionen von 
Bahn und ÖPNV denen des motorisierten Individual- 
verkehrs gegenübergestellt; beim Fernverkehr wird 
der Flugverkehr in den Vergleich einbezogen. 
Schließlich werden in diesem Kapitel die Ergebnisse 
einer Untersuchung zu den Kapazitätsreserven der 
Bahn im Schienenpersonenfemverkehr zusammen- 
fassend dargestellt. 

Die Ausführungen in Kapitel II verdeutlichen die 
Notwendigkeit und Dringlichkeit gegensteuernder 
Maßnahmen zur Entlastung des Verkehrsnetzes, im 
wesentlichen des Straßenverkehrsnetzes, und zur 
Verlagerung von Straßenverkehr auf umweltfreundli- 
chere Verkehrsträger. Es wird nachgewiesen, daß bei 
einem Emissionsvergleich der schienengebundene 
öffentliche (Personen-) Verkehr gegenüber dem mo- 
torisierten Individualverkehr durchweg deutlich bes- 
ser abschneidet Außerdem wird gezeigt, daß - ent- 
gegen häufig geäußerten Einschätzungen - im Schie- 
nenpersonenfernverkehr durch kurzfristig realisier- 
bare technische und organisatorische Maßnahmen 
erhebliche Kapazitätsreserven bereitgestellt werden 
können. 

Welche verkehrspolitischen Instrumente bzw. Maß- 
nahmen (als konkrete Ausgestaltungen von Instru- 
menten) grundsätzüch in Betracht kommen, um Ent- 
lastungen des Verkehrsnetzes und Verlagerungen 
von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Ver- 
kehrsträger zu bewirken, wird im Kapitel III „Instru- 
mente der Verkehrspolitik" erläutert. Es werden 
grundsätzüche Aspekte der Anwendbarkeit und 
Wirksamkeit von sieben Typen verkehrspolitischer 
Instrumente diskutiert: informatorische Instrumente, 
organisatorische Instrumente, Instrumente der Selbst- 
verpflichtung, ordnungsrechtliche Instrumente, preis- 
liche Instrumente, Finanzierungsinstrumente und 
planerische Instrumente. 

Auf die technischen und organisatorischen Konzepte 
für den Einsatz von Informations- und Kommunika- 
tionstechniken im Verkehrsbereich wird im Kapitel IV 
„ luK-Techniken: Neue verkehrspolitische Gestal- 
tung smöglichkeiten" ausführlich eingegangen. Das 
Kapitel enthält neben einer Darstellung des Entwick- 
lungsstandes ausgewählter Basistechniken einen 
breiten Überblick über Telematik-Anwendungen 
und -Dienste in verschiedenen Verkehrsbereichen 
und einen Bericht über die Erfahrungen aus deut- 
schen Telematik-Püotprojekten. 

Die Analysen in den Kapiteln III und IV bilden eine 
wichtige Grundlage für die Gestaltung der im ab- 
schließenden Kapitel V „Handlungsoptionen - Wirk- 
samkeit und Folgen" im Detail erörterten Maßnah- 
menbündel bzw. Optionen. Andererseits sind die in 
diesen Kapiteln - und in Kapitel II - behandelten 
Themen auch ohne Bezugnahme auf die Optionen 


14 



Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


des Kapitels V von eigenständigem Interesse. Dies 
gilt in besonderem Maße für die Analysen zu den 
Kapazitätsreserven der Bahn und zur Telematik im 
Verkehr. 

Im Rahmen der Option „ Verbesserung der Verkehrs- 
information" wird vor allem untersucht, inwieweit 
eine verbesserte, technisch unterstützte Vermittlung 
von Informationen über das Verkehrsangebot und 
die aktuelle Verkehrssituation zu den Zielen der Ent- 
lastung des Verkehrsnetzes und der Verlagerung von 
Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehrs- 
träger beitragen kann. Dabei wird auf Ergebnisse 
von Telematik-Pilotprojekten in Frankfurt, München 
und Stuttgart Bezug genommen. Trotz der einge- 
schränkten Aussagekraft des vorliegenden Daten- 
materials gestatten Auswertungen dieser Ergebnisse 
vergleichende Bewertungen. 

Die gezielte Lenkungs Wirkung preislicher Maß- 
nahmen unter Einsatz von luK-Techniken steht im 
Mittelpunkt der Option „Preisliche Maßnahmen im 
Straßenverkehr" . Wegen der ganz unterschiedlichen 
methodischen Vorgehensweise werden getrennte 
Unteroptionen für den Personenverkehr und für den 
Güterverkehr betrachtet. Den quantitativen Analy- 
sen werden drei Preisszenarien zugrunde gelegt. Bei 
der Szenarienbildung werden vor allem die Instru- 
mente der Straßenbenutzungsgebühren und der 
Mineralölsteuer berücksichtigt. 


Im Rahmen der Option „Attraktivitätssteigerung im 
ÖPNV" werden die Realisierungsbedingungen, die 
verkehrliche Wirksamkeit und bestimmte Folgen 
attraktiver ÖPNV-Konzepte vor allem am Beispiel 
des „Karlsruher Modells" untersucht. Besondere 
Aufmerksamkeit gilt dabei der tatsächlich erreichten 
Verlagerung von Straßenverkehr auf den ÖPNV. Dis- 
kutiert werden auch die notwendigen Bedingungen 
für eine langfristige Sicherung des erreichten Erfolgs. 
Die Fallstudie zum Karlsruher Modell wird ergänzt 
durch Kurzanalysen zum Verkehrskonzept der Stadt 
Zürich und zur Situation des ÖPNV in ausgewählten 
Städten in den neuen Bundesländern. 

Der hiermit vorgelegte Abschlußbericht stützt sich in 
hohem Maße auf die Ergebnisse von Studien und 
Gutachten, die im Auftrag des TAB von verschiede- 
nen wissenschaftlichen Einrichtungen erarbeitet 
wurden (s. Literatur). Den Gutachtern sowie all je- 
nen, die durch weiterführende Informationen und 
Kritik zu diesem Bericht beigetragen haben, sei herz- 
lich gedankt. An zahlreichen Stellen dieses Berichts 
sind Textpassagen aus den Studien und Gutachten 
wörtlich oder sinngemäß übernommen worden. Auf 
die jeweüige Angabe der entsprechenden Quellen 
wurde - mit wenigen Ausnahmen - verzichtet. Die 
Verantwortung für die Auswahl und Interpretation 
der in diesen Bericht eingearbeiteten Ergebnisse aus 
den Studien und Gutachten liegt ausschließlich bei 
den Autoren des Berichtes. 
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II. Ausgangspunkt: Bedeutung und Probleme des Verkehrssystems 


Der Verkehr in Form des Personen- und Güterver- 
kehrs ist eine wesentliche Voraussetzung für die 
Funktionsfähigkeit und wirtschaftliche Leistungsfä- 
higkeit hochentwickelter, arbeitsteiliger Gesellschaf- 
ten. Dem großen Nutzen des Verkehrs stehen jedoch 
beträchtliche negative Folgeerscheinungen gegen- 
über: Verkehrsunfälle, Lärmbelästigung, Luftver- 
schmutzung sowie Reisezeitverlängerungen durch 
die zunehmende Verkehrsdichte. Insbesondere die 
zunehmenden Effizienzverluste infolge von Staus 
und Engpässen im Straßenverkehr werden zu- 
nehmend als begrenzender Faktor der gesellschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Entwicklung wahrge- 
nommen. 

Zur Illustration der Bedeutung und der Probleme des 
Verkehrssystems werden in diesem Kapitel ausge- 
wählte verkehrsstatistische Daten aufbereitet und in- 
terpretiert. Zunächst wird die Dynamik des Wachs- 
tums des Verkehrsaufkommens und der Verkehrslei- 
stung im Vergleich zu ausgewählten Kenngrößen der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung 
dargestellt (Abschnitt II. 1). Dabei wird auf die Proble- 
matik von Verkehrsprognosen eingegangen. Einige 
Interpretationen vorliegender verkehrsstatistischer 
Daten dienen der Überprüfung bestimmter pauscha- 
ler Voreinschätzungen zur Verkehrsproblematik, die 
in der verkehrspolitischen Diskussion eine große 
Rolle spielen und die konsequentem verkehrspoliti- 
schem Handeln im Hinblick auf die Erreichung vor- 
gegebener Ziele entgegenstehen können. Ein Bei- 
spiel hierfür sind Aussagen zur Entwicklung der Ko- 
stenbelastung privater Haushalte durch den motori- 
sierten Individualverkehr. Auf weitere Beispiele, wie 
etwa Aussagen zu den (mangelnden) Kapazitätsre- 
serven des ÖPNV und der Bahn oder zu den (optimi- 
stischen) Erwartungen in die Problemlösungsfähig- 
keit neuer Techniken, wird an anderen Stellen der 
Studie eingegangen. Solche pauschalen Voreinschät- 
zungen besitzen oft eine vordergründige Plausibilität 
und können erheblichen Einfluß auf politische Ent- 
scheidungen haben, insbesondere wenn Interessen- 
gruppen sie gezielt in ihre Informationspolitik einbe- 
ziehen. 

Zur Umweltbelastung durch den Verkehr (Ab- 
schnitt II. 2) liegen bereits umfassende Veröffentli- 
chungen vor. Auf ihrer Grundlage wird die bisherige 
Emissionsentwicklung ausgewählter Schadstoffe des 
motorisierten Straßenverkehrs der Gesamtemissions- 
entwicklung gegenübergestellt. Die Gründe für die 
unterschiedlichen Reduktionserfolge werden disku- 
tiert. Auf die zu erwartende weitere Emissions- 
entwicklung wird eingegangen. Die vorliegenden 
Untersuchungen beschränken sich zumeist auf die 
Emissionen aus Verkehrsaktivitäten und enthalten 
nur in seltenen Fällen wirkungsbezogene Aussagen. 
Es wird daher in Zukunft notwendig sein, ver- 
stärkt wirkungsorientierte Untersuchungen durchzu- 
führen. 


Zur Bestimmung der „relativen Umweltfreundlich- 
keit'' wichtiger Verkehrsträger werden die auf die 
Transportleistung bezogenen Emissionen der beiden 
Verkehrsträger Bahn bzw. ÖPNV denen des motori- 
sierten Individualverkehrs gegenübergestellt; beim 
Fernverkehr wird der Flugverkehr in den Vergleich 
einbezogen. Hierzu wurden neuere Untersuchungen 
ausgewertet und eigene Abschätzungen durchge- 
führt. 

Um der häufig geäußerten Einschätzung entgegen- 
zutreten, die öffentlichen Verkehrsträger, Bahn und 
ÖPNV, könnten die für eine Verlagerung notwendi- 
gen Kapazitäten gar nicht bereitstellen, werden 
schließlich die Ergebnisse einer im Auftrag des TAB 
und des Deutschen Verkehrsforums vom Institut für 
Verkehrswesen, Eisenbahnbau und -betrieb (IVE), 
Universität Hannover, erstellten Untersuchung zu 
den Kapazitätsreserven der Bahn im Schienenperso- 
nenfernverkehr vorgesieWi (IVE 1998) (Abschnitt II. 3). 
In dieser Untersuchung wurden mehrere Fernver- 
kehrskorridore unter Berücksichtigung der kurz- 
fristig und längerfristig möglichen Maßnahmen zur 
Steigerung der Kapazitätsreserven auf der Grund- 
lage von Simulationsrechnungen untersucht. Diese 
Untersuchung stellt eine Ergänzung zu der bereits 
vorliegenden Studie „Kapazitätsreserven der Schie- 
neninfrastruktur im Güterverkehr" (HACON/IVE 
1996) dar. 


1 . Anhaltendes Wachstum des Verkehrs- 
aufkommens und der Verkehrsleistung 

1.1 Ausgewählte Kenngrößen der bisherigen 
Verkehrsentwicklung 

Eine Präsentation von längeren und aktuellen, mög- 
lichst verkehrsträgerübergreifenden Zeitreihen der 
Verkehrsentwicklung in Deutschland war aus mehre- 
ren Gründen nicht möglich: 

- Einige verkehrsstatistische Indikatoren werden 
seit Mitte der neunziger Jahre nur noch für den 
neuen Gebietsstand erfaßt. Zugleich liegen für die 
Zeit vor 1991 für das Gebiet der ehemaligen DDR 
mit der jetzigen Erfassungsmethodik kompatible 
Daten nur in Einzelfällen vor. Das Bilden von län- 
geren Zeitreihen wäre darum - sowohl für die 
Bundesrepublik nach dem alten als auch nach 
dem neuen Gebietsstand - nur für einzelne Ver- 
kehrsträger und nur unter Verwendung von Schät- 
zungen machbar. 

- Daten zum Verkehrsaufkommen und zur Ver- 
kehrsleistung werden für einige Verkehrsträger 
von der amtlichen Statistik nachgewiesen. In den 
letzten Jahren ist dabei für einige Verkehrsträger 
(so für den Straßengüterverkehr) die statistische 
Methodik geändert worden, Zurückschätzungen 


16 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


unter Annahme der alten Erfassungssystematik 
wurden nur begrenzt durchgeführt. 

- Daten zum motorisierten Individualverkehr wer- 
den nicht von der amtlichen Statistik nachgewie- 
sen, sondern vom DIW mit Hilfe von Modellrech- 
nungen bestimmt. Darin gelegentlich durchge- 
führte Korrekturen werden für historische Daten 
nur für einen begrenzten Zeithorizont zurückge- 
rechnet. 

Eine konsistente Darstellung zur langfristigen Ent- 
wicklung von Verkehrsaufkommen und Verkehrslei- 
stung aller Verkehrsträger in Deutschland kann dar- 
um hier nicht gegeben werden. Der Rückgriff auf 
Kurzzeitstatistiken erschien nicht zweckmäßig, da 
deren Daten häufig durch andere Effekte (etwa kon- 
junkturelle Einflüsse) überlagert sind und kaum 
Schlußfolgerungen über längerfristige Trends zulas- 
sen. Aus diesem Grund werden im folgenden haupt- 
sächlich Aussagen zu Entwicklungstendenzen ge- 
troffen. 

Die Verkehrsentwicklung vollzieht sich mit einer Dy- 
namik, die den zeitlichen Entwicklungsgang fast 
aller Kenngrößen des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens übertrifft. Während die gesamtwirtschaftliche 
Güterproduktion in den alten Bundesländern - ge- 


messen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) - seit 1950 auf 
mehr als das Sechsfache zunahm, sind die Verkehrs- 
leistungen im Personenverkehr (Personenkilometer 
pro Jahr) auf das Achtfache gestiegen. Diese Zu- 
wächse wurden in überdurchschnittlichem Maße 
durch den Straßenverkehr aufgebracht. Die Entwick- 
lung des Straßenverkehrs ging mit wesentlichen Än- 
derungen in der Siedlungsstruktur einher und trug 
zu weitgehenden Änderungen des Berufs- und Frei- 
zeitverhaltens bei. 

Kennzeichnend für die aktuelle verkehrliche Ent- 
wicklung sind folgende Trends (BMV 1997): 

- Der dominierende Verkehrsträger im Personenver- 
kehr ist der motorisierte Individualverkehr. Er ist 
absolut und relativ deutlich gewachsen und trägt 
heute mehr als 80 Prozent zur Verkehrsleistung 
des gesamten motorisierten Verkehrs bei. Der öf- 
fentliche Straßenpersonenverkehr und die Eisen- 
bahnen mußten trotz teilweise erreichter absoluter 
Zuwächse in ihren Anteilen im langfristigen Trend 
Einbußen hinnehmen. Das Wachstum der Ver- 
kehrsleistung des motorisierten Individualver- 
kehrs lag während der vergangenen Jahrzehnte in 
den alten Bundesländern Deutschlands erheblich 
über dem Wachstum des realen verfügbaren Ein- 
kommens der Haushalte (Abb. II-l.l). Bei der Auf- 


Abbildung II-l.l 

Entwicklung der Personenverkehrsleistung insgesamt und der Verkehrsleistung 
des motorisierten Individualverkehrs (MIV) in den alten Bundesländern, im Vergleich zur Entwicklung 
des Primärenergieverbrauchs und des verfügbaren Einkommens der Haushalte 
(real, im Zeitraum von 1960 bis 1995) 


□ verfügbares Einkommen (real) 
ü Primärenergieverbrauch 

□ Personenverkehrsleistung insgesamt 

□ Verkehrsleistung des motoris. Individualverkehrs 



*) Wert für 1995 geschätzt 

Quelle: TAB, nach Daten des Statistischen Bundesamtes, der AG Energiebilanzen, des DIW 
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Abbildung II-1.2 

Entwicklung der Personenverkehrsleistung im motorisierten Individualverkehr pro Kopf der Bevölkerung 
in Abhängigkeit von den Verkehrszwecken, 1976 bis 1994, alte Bundesländer 



Quelle: TAB, nach Daten des DIW 


Schlüsselung der Verkehrsleistung im motorisier- 
ten Individualverkehr nach Verkehrszwecken 
(Abb. II- 1.2) bestätigt sich, daß der Freizeitverkehr 
der dominante Verkehrszweck ist, der während 
der vergangenen Jahre zudem die höchsten Zu- 
wächse zu verzeichnen hatte, während Berufs-, 
Geschäfts- und Ausbildungsverkehr nur noch ge- 
ringfügig anstiegen bzw. stagnierten. 

- Auch beim Gütertransport ist der Straßenverkehr 
der bedeutendste Verkehrsträger und in der lang- 
fristigen Entwicklung der deutliche Gewinner: Er 
trägt heute über 80 % des Aufkommens und mehr 
als 60 % der Leistung des binnenländischen Güter- 
verkehrs. Während die Steigerungsrate der Güter- 
verkehrsleistung (Tonnenkilometer pro Jahr) ins- 
gesamt ähnlich der des BIP verlief, übertrifft das 
Vv/^achstum des Straßengüterverkehrs das des BIPs 
erheblich (Abb. II- 1.3). Im Wirtschaftssektor Ver- 
kehr konnten, bezogen auf die pro Einheit BIP er- 


forderliche Transportleistung, während der ver- 
gangenen Jahre keine vergleichbaren Effektivi- 
tätsfortschritte erreicht werden wie in anderen 
Wirtschaftsbereichen, z. B. in der Energieversor- 
gung. 

Bemerkenswert sind die erheblichen Steigerungs- 
raten des Straßengüterfernverkehrs im Entfer- 
nungsbereich über 300 Kilometer (Abb. II-1.4). 
Diese übertreffen nicht nur die entsprechenden 
Raten des ebenfalls spürbar wachsenden Straßen- 
güternahverkehrs, sondern auch die des in diesem 
Entfernungsbereich theoretisch konkurrenzfähi- 
gen Schienenverkehrs (Fonger 1993). 

Die Binnenschiffahrt und in größerem Umfang die 
Eisenbahnen haben an Bedeutung verloren. Auf 
deutschem Territorium werden heute jeweils etwa 
15% der gesamten Güterverkehrsleistung auf Eisen- 
bahn und Binnenschiff abgewickelt. 
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Abbildung II-1.3 

Entwicklung der Güterverkehrsleistung insgesamt, auf der Straße und auf der Schiene, bezogen auf das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP), alte Bundesländer, im Zeitraum von 1960 bis 1995 



*) Wert für 1995 geschätzt 

Quelle: TAB, nach Daten des Statistischen Bundesamtes, der AG Energiebilanzen, des DIW, des ifoTnstituts 


Abbildung 11-1.4 

Entwicklung der Straßengüterverkehrsleistung in Abhängigkeit von den Transportentfernungen, 

alte Bundesländer 



Quelle: TAB, nach Daten des Statistischen Bundesamtes, der AG Energiebilanzen, des DIW, des ifo-Instituts 
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1.2 Ausgewählte Kenngrößen zur zukünftigen 
Verkehrsentwicklung 

Prognosen zur Entwicklung von verkehrlichen Para- 
metern werden in der Regel von Wirtschaftsfor- 
schungsinstituten im Auftrag staatlicher Institutionen 
oder von Mineralölunternehmen erarbeitet. Die allen 
Prognosen innewohnenden Einschränkungen bezüg- 
lich ihrer Aussagesicherheit gelten in dem sich 
extrem dynamisch entwickelnden Verkehrssektor in 
besonderem Maße. Ihre Zuverlässigkeit und ihre Eig- 
nung als Entscheidungshilfen für die Verkehrspolitik 
sind umstritten. Ein Vergleich bisher erstellter Pro- 
gnosen zur Entwicklung des Straßenverkehrs mit der 
tatsächlich eingetretenen Situation zeigt, daß die Pro- 
gnostiker die Dynamik der realen Prozesse regelmä- 
ßig und z.T. erheblich unterschätzt haben. Da die 
Verkehrsentwicklung nicht nur das Ergebnis der ver- 
kehrspolitischen Rahmenbedingungen ist, sondern 
von den verschiedensten Politikfeldern beeinflußt 
wird, wie z. B. der Wirtschaftspolitik, sind exakte Pro- 
gnosen der Verkehrsentwicklung grundsätzlich nicht 
möglich. 

Trotz der genannten Einschränkungen sind für die 
Gestaltung der politischen Rahmenbedingungen 
Orientierungen über die mittelfristige Entwicklung 
bestimmter Kenngrößen des wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Lebens erforderlich. Um die gegebe- 
nen Gestaltungsmöglichkeiten aufzuzeigen, wurden 
für den Bundesverkehrswegeplan 1992 (BVWP 92) 
verschiedene Szenarien entwickelt, die vom Bundes- 
ministerium für Verkehr (BMV) in Auftrag gegeben 
wurden. Diese Szenarien sind Abschätzungen zu- 
künftiger Entwicklungen, wie sie aufgrund alternati- 
ver Maßnahmen, z. B. eines verschärften Einsatzes 
von preislichen oder ordnungsrechtlichen Instrumen- 
ten, zu erwarten sind. 

Im Auftrag des BMV erstellten INTRAPLAN Consult 
München und das Institut für angewandte Verkehrs- 
und Tourismusforschung Heilbronn (Intraplan/IVT 
1991) die im Juni 1991 vorgelegte „Personenver- 
kehrsprognose 2010" (PVP 2010) für Deutschland. 
Sie baut auf einer früheren Personenverkehrspro- 
gnose 2000/2010 zur Bundesverkehrswegeplanung 
auf, berücksichtigt jedoch zusätzlich die Auswirkun- 
gen der deutschen Einigung und der Veränderungen 
in Osteuropa. Im Rahmen der PVP 2010 wurden zu- 
nächst drei Szenarien berechnet, die sich hinsichtlich 
der ordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen und 
Nutzerkosten, nicht aber hinsichtlich der sozio-Öko- 
nomischen und sozio-demografischen Entwicklung 
und des Verkehrsangebotes unterscheiden: 

- Szenario F als Trendprognose unter der Annahme, 
daß alle ordnungsrechtlichen und preislichen Rah- 
menbedingungen unverändert bleiben; 

- Szenario G als Gestaltungsszenario, bei dem ge- 
zielte ordnungsrechtliche Maßnahmen zur Be- 
grenzung des Wachstums für die Verkehrssekto- 
ren Straßen- und Luftverkehr unterstellt wurden; 

- Szenario H, bei dem auf gezielte Maßnahmen zur 
Reduktion von Straßen- und Luftverkehr verzich- 
tet wird, aktuelle Trends bei der Entwicklung von 
Nutzerkosten (Pkw: -i-30% real; Lkw: +5% real) 


sowie kommunalpolitisch motivierte Restriktionen 
des Straßenverkehrs in den Städten jedoch be- 
rücksichtigt werden. 

Ursprünglich sollte das Szenario H den Bezugsfall für 
die Bundesverkehrswegeplanung darstellen. Wegen 
des später inkraftgetretenen Maßnahmengesetzes 
für die „Verkehrsprojekte Deutsche Einheit" war es 
notwendig, im nachhinein auf der Basis des Szena- 
rios H zusätzlich diese Projekte in einer weiteren Pro- 
gnoserechnung zu berücksichtigen: 

- Szenario Bezugsfall: 

auf der Basis von Szenario H wird zusätzlich die 
Realisierung der Verkehrsprojekte „Deutsche Ein- 
heit" unterstellt. Diese Szenarienberechnung stellt 
den für die Bundesverkehrswegeplanung gelten- 
den Bezugsfall dar. 

Den im Rahmen des BVWP 92 erstellten Szenarien 
der Personenverkehrsprognose 2010 werden nach- 
folgend weitere Abschätzungen anderer Forschungs- 
institute gegenübergestellt: 

- Im Juni 1994 wurde vom Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) die „Entwicklung des 
Personenverkehrs in Deutschland bis zum Jahr 
2010" (DIW 1994a) gemeinsam mit der ebenfalls 
von diesem Institut erstellten „Pkw-Bestandsent- 
wicklung in Deutschland bis zum Jahr 2010" (DIW 
1994b) vorgelegt. 

- Im September 1995 wurde die im Auftrag des 
BMV vom ifo-Institut für Wirtschaftsforschung er- 
arbeitete Prognose „Vorausschätzung der Ver- 
kehrsentwicklung in Deutschland bis 2010" (ifo 

1995) abgeschlossen, die Berechnungen sowohl 
für den Personen- als auch für den Güterverkehr 
enthält. Diese Ifo-Prognose wurde als Referenz - 
Szenario im Rahmen einer vom BMV in Auftrag 
gegebenen Untersuchung zu den gesamtwirt- 
schaftlichen Auswirkungen bestimmter preispoli- 
tischer Maßnahmen zur Reduktion der verkehr- 
lichen C02-Emissionen ausgearbeitet. 

- Die Prognos AG präsentierte 1996 das im Auftrag 
des Bundesministeriums für Wirtschaft erstellte 
Gutachten „Energiereport II: Die Energiemärkte 
Deutschlands im zusammenwachsenden Europa - 
Perspektiven bis zum Jahr 2020" (PROGNOS 

1996) . Innerhalb des Gesamtauftrages - Erarbei- 
tung einer Prognose der zukünftigen Entwicklung 
der Energienachfrage für Deutschland und der 
möglichen Deckung wurde auch der zukünftige 
Endenergieverbrauch im Verkehr untersucht. Da- 
zu wurden Prognosen für die Entwicklung ver- 
kehrlicher Determinanten, sowohl im Personen- 
ais auch im Güterverkehr, erstellt. 

Die Ergebnisse der genannten Prognosen bzw. Sze- 
narien der Personenverkehrsleistung für das Jahr 
2010 unterscheiden sich nur geringfügig (Abb. II- 1.5). 
Nur das Szenario G des Bundesverkehrswegeplans 
1992 (BVWP 92) geht, im Vergleich zu den Ansätzen 
anderer Prognosen und Szenarien, von einem etwas 
höheren Anteil der öffentlichen Verkehrsträger, 
ÖPNV und Bahn, bei etwa gleicher Gesamtverkehrs- 
leistung aus. 
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Abbildung II-1.5 

Überblick über Prognosen zur Entwicklung der Personenverkehrsleistung des motorisierten Verkehrs 

in Deutschland im Jahr 2010 nach Verkehrsträgern 



Neben den vom BMV in Auftrag gegebenen Progno- 
sen erstellen die Mineralölkonzerne Deutsche Shell 
AG und Deutsche Esso AG regelmäßig verkehrsbe- 
zogene Prognosen. Während die Shell-Prognose sich 
auf den Verkehrssektor beschränkt, handelt es sich 
bei der Esso-Prognose um eine allgemeine Energie- 
prognose, in deren Rahmen auch verkehrsspezifische 
Parameter behandelt werden. 

- Die Shell-Prognose von 1997 (Shell 1997) zur Ent- 
wicklung des Pkw-Bestandes und der Neuzulas- 
sungen enthält zwei Szenarien vor dem Hinter- 
grund unterschiedlicher sozio-ökonomischer An- 
nahmen und Rahmenbedingungen. Während im 
Szenario „Macher'' der Abbau bürokratischer Hür- 
den, Rückführung der Subventions- und Sozialsy- 
steme sowie die Stärkung der Eigenverantwortung 
des einzelnen im Vordergrund stehen, wird im 
Szenario „Gemeinsinn" unterstellt, daß Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft in enger und reibungs- 
loser Zusammenarbeit die Ziele Wirtschaftswachs- 
tum und Beschäftigung gleichrangig verfolgen. 

- Bei der Esso-Energieprognose 1997 (Esso 1997) 
handelt es sich um eine allgemeine Energiepro- 
gnose ohne Berücksichtigung unterschiedlicher 
Szenarien. Im Rahmen der Entwicklung des Ener- 
gieverbrauchs wird auch auf den Kraftstoffver- 
brauch im Straßenverkehr eingegangen. 


Alle vorgestellten Prognosen und Szenarien gehen 
einhellig, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, 
davon aus, daß der Pkw-Bestand und damit der 
Motorisierungsgrad weiter ansteigen wird. Eine zen- 
trale Annahme ist die zukünftig wachsende Motori- 
sierung von Gruppen mit bisher unterdurchschnittli- 
chem Motorisierungsgrad, wie insbesondere Frauen 
und Senioren. Auch die absehbare demographische 
Entwicklung mit einem wachsenden Anteil älterer 
Menschen, von denen zu erwarten ist, daß sie im Ge- 
gensatz zu früheren Generationen ein hohes Maß an 
Freizeitmobilität entwickeln werden, ist in den Pro- 
gnosen berücksichtigt. Weiterhin wird von einer zu- 
nehmenden Anzahl von Zweit- und sogar Dritt-Pkw 
pro Haushalt, von technischen Fortschritten bei der 
Kraftstoffverbrauchsminderung und einem zuneh- 
menden Anteil von Dieselfahrzeugen ausgegangen. 

Die Shell-Prognose 1997 (Shell 1997) nimmt für den 
Zeitraum von 1996 bis 2010 nur noch einen geringen 
Anstieg der gesamten Pkw-Fahrleistung an, im 
Szenario „Macher" weniger als 10 % und im Szenario 
„Gemeinsinn" weniger als 1 %, In der Shell-Prognose 
1995 (Shell 1995) wurde mit 35% bis 45% noch von 
erheblich höheren Steigerungen der Fahrleistungen 
ausgegangen. Die relativ geringen Steigerungen der 
Fahrleistungen in der Shell-Prognose 1997 würden 
zusammen mit Effizienzgewinnen der Motorentech- 
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Abbildung II-1.6 

Überblick über Prognosen zur Entwicklung der Güterfernverkehrsleistung in Deutschland 

im Jahr 2010 nach Verkehrsträgern 


□ Schiff 
■ Bahn 
m Straße 




Basis Basis ifo 

BVWP(für (für 1994) 

1988) 



B VW P 92 B VW P 92 B V W P 92 
"Szen. F" "Szen. G" "Szen. H" 



DIW DIW ifo 1995 Prognos 

1994a 1994a 1996 

"Trend" "Vermind." 


Quelle: TAB, nach Intraplan/IVT 1991; DIW 1994a; ifo 1995; PROGNOS 1996 


nik bis zum Jahr 2010 zu Kraftstoffminderverbräu- 
chen und damit zur Verminderung der C02-Emissio- 
nen führen. Auch die Esso-Energieprognose 1997 
(Esso 1997) geht von Verminderungen der Kraftstoff- 
verbrauche im Straßenverkehr bis zum Jahr 2010 
aus, die sich bis 2020 sogar noch verstärken werden. 
Im Zeitraum bis zum Jahr 2000 ist nach dieser Pro- 
gnose allerdings noch mit einer Steigerung des Kraft- 
stoffbedarfs zu rechnen, der insbesondere durch die 
weiter zunehmenden Gütertransportleistungen auf 
der Straße verursacht wird. 

Für den Bereich des Güterfernverkehrs sind (noch) 
stärkere Steigerungen der Transportleistung zu er- 
warten als für den Personenverkehr (Abb. 11-1,6). Die 
verschiedenen Prognosen und Szenarien zeigen 
deuthchere Unterschiede als im Fall des Personen- 
verkehrs (Abb. II- 1.5). Alle im Rahmen des BVWP 92 
erstellten Szenarien für den Güterfernverkehr (Kes- 
sel -H Partner 1991) gehen für das Jahr 2010 zwar von 
einer ähnüchen Gesamttransportleistung aus, aber 
die Aufteüung auf den Straßen- und den Schienen- 
verkehr ist unterschiedhch. Die angenommenen ho- 
hen Steigerungsraten des Gütertransports widerspre- 
chen der häufig geforderten „Entkoppelung" von 
Verkehrs- und Wirtschaftsleistung. Das von der Um- 
weltministerkonferenz des Bundes und der Länder 
als Bezugsgrundlage für verkehrspohtische Maßnah- 


men geforderte Szenario G des BVWP 92 würde er- 
hebüche Änderungen der politischen Rahmenbedin- 
gungen notwendig machen, um die angestrebten 
hohen Anteile der Bahn beim Gütertransport tatsäch- 
lich zu erreichen. 

Die Prognosen der wirtschaftswissenschaftlichen In- 
stitute (DIW 1994a; ifo 1995; PROGNOS 1996) liegen 
alle niedriger als die zum BVWP 92 erstellten Progno- 
sen bzw. Szenarien. Die beiden DIW-Szenarien 
„Trend" und „Verminderung" zeigen dabei ähnhche 
Gestaltungsspielräume für die Aufteilung des Stra- 
ßen- und Schienengüterverkehrs auf wie die Szena- 
rien G und H der BVWP 92-Prognose, 


1.3 Spezifische Kenngrößen der Individual- 
Motorisierung 

Die Entwicklung der Mobihtätskennziffern der letz- 
ten 40 Jahre erlaubt die folgenden Feststellungen: 

~ Die Zahl der pro Person und Tag zurückgelegten 
Wege haben sich im betrachteten Zeitraum kaum 
geändert. Wer das Haus verläßt, erledigt im Mittel 
etwa zwei Aktivitäten pro Tag und unternimmt da- 
zu drei Wege (Brög 1992). 
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Abbildung II-1.7 

Personenverkehrsleistung in den alten und neuen Bundesländern für unterschiedliche Verkehrsmittel 
(km pro Einwohner und Jahr), im Zeitraum von 1976 bis 1992 bzw. 1993 



- Die Verkehrsdauer pro Person und Tag hat gering- 
fügig zugenommen, nach Brög beträgt sie etwa 
eine Stunde (Brög 1992), Kloas und Kuhfeld geben 
sie mit 75 Minuten an (DIW 1996b). Die Tatsache, 
daß die Verkehrsdauer seit langem nahezu unver- 
ändert eine Stunde pro Tag und Person beträgt, 
führte in der verkehrswissenschaftlichen Diskus- 
sion zur These des „konstanten Mobilitätszeit- 
budgets 

- Die pro Person und Tag zurückgelegte Entfernung 
ist deutlich gewachsen: betrug sie 1976 in den 
alten Bundesländern bereits 26 km, so stieg sie bis 
1994 nach Berechnungen des DIW auf 32 km (DIW 
1996b) an. 

Die Entwicklung des motorisierten Individualver- 
kehrs während der vergangenen Jahrzehnte war mit 
einem stetigen Anstieg der Pro-Kopf-Motorisierung 
verbunden. Während in den alten Bundesländern 
1960 nur jeder zehnte Einwohner einen Pkw besaß, 
entfielen 1996 auf 1000 Einwohner 510 Pkw (in den 
neuen Bundesländern 455/1 000 Einwohner). 

Die erhebliche Zunahme der Anzahl der Pkw-Besit- 
zer hat auch zu einer erheblichen Steigerung der 
Fahrleistung im motorisierten Individualverkehr ge- 
führt (Abb. II-1.7). Die Verkehrsleistung der öffent- 
lichen Verkehrsträger dagegen stagnierte während 
der vergangenen Jahrzehnte. 


Die bereits erwähnte Aufschlüsselung der Verkehrs- 
leistung im motorisierten Individualverkehr nach 
Verkehrszwecken (Abb. II- 1.2) zeigt, daß der Frei- 
zeitverkehr und der Urlaubsverkehr dominieren. 
Hier waren während der vergangenen Jahre die 
höchsten Zuwächse zu verzeichnen, während Be- 
rufs-, Geschäfts-, und Ausbüdungsverkehr nur noch 
geringfügig anstiegen bzw. stagnierten. 

Trotz der stürmischen Entwicklung der Individual- 
Motorisierung während der vergangenen Jahrzehnte 
besaß nach Erhebungen der letzten Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe (EVS) im Jahr 1993 noch 
mehr als ein Viertel aller Haushalte keinen Pkw 
(Abb. II-1.8). Die Verteüung der Haushalte ohne Pkw 
hat eine typische Alters ausprägung mit einem hohen 
Anteil der über 65jährigen, aber auch von den unter 
35jährigen besitzen über 20% keinen Pkw, jeweüs 
bezogen auf den Haushaltsvorstand. In der Gruppe 
der Haushalte ohne Pkw sind besonders die Einperso- 
nenhaushalte stark vertreten: im Bezugsjahr 1993 be- 
saßen etwa 54 % aller Einpersonenhaushalte, etwa 
62 % aller allein lebenden Frauen und etwa 40 % aller 
allein lebenden Männer keinen Pkw. Die Mobilitäts- 
bedürfnisse dieser Gruppen müssen in der verkehrs- 
politischen Debatte stärker berücksichtigt werden. 

Wie zu erwarten, steigt der Motorisierungsgrad mit 
dem verfügbaren Einkommen deutlich an (Abb. II-1.9), 
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Abbildung II-1.8 

Anteile der deutschen Haushalte ohne Pkw im Jahr 1993, 
Untergliederung nach dem Alter des Haushaltsvorstandes 



Alter des Haushaltsvorstandes 


Quelle: Bundestags-Drucksache 13/5338 


Abbildung II-1.9 

Motorisierungsgrad privater Haushalte nach Einkommensklassen, Deutschland 1993 (%) 


100 



Monatliches Einkommen (DM) 


Quelle : TAB, nach Daten des Statistischen Bundesamtes (STABU 1994) 
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von etwa 25% bei Haushalten mit einem monatli- 
chen Nettoeinkommen von bis zu 1 000- DM auf 
über 90% bei Haushalten mit einem monathchen 
Nettoeinkommen von über 4 000 - DM. Ein großer 
Teil der Haushalte mit niedrigem Einkommen dürfte 
auch zur Gruppe der in Einpersonenhaushalten Le- 
benden bzw. unter 35jährigen oder über 65jährigen 
gehören. Die Fahrleistung steigt mit dem verfügba- 
ren Nettoeinkommen ebenfalls deuthch an, wenn 
auch nicht im gleichen Ausmaß wie die Motorisie- 
rung (Abb. II-l.lO). 

Die Entwicklung der Motorisierung ist von einigen 
typischen Merkmalen geprägt. Bezüglich der Grö- 
ßenklasse der Fahrzeuge ist während der vergange- 
nen Jahre eine eindeutige Entwicklung zu Fahrzeu- 
gen mit größerem Hubraum und damit auch zu hö- 
herer Motorleistung festzustellen (Abb. II- 1.11). Wäh- 
rend bis Anfang der 70er Jahre Fahrzeuge der 
Hubraumklasse bis 1500 ccm den überwiegenden 
Anteil am Gesamtfahrzeugbestand stellten, ist dies 
mit einem Anteil von über 50 % heute die Klasse von 
1500 bis 2000 ccm. Beachtenswert ist auch der erheb- 
hche Anstieg des Anteils von Fahrzeugen mit über 
2000 ccm Hubraum. 

Die Verkehrsentwicklung der vergangenen Jahre 
im motorisierten Personenstraßenverkehr war entge- 


gen vielfach geäußerter Einschätzungen nicht mit 
einer Verminderung des auf die Verkehrsleistung 
bezogenen Energieverbrauchs verbunden. Vielmehr 
stieg dieser Energieverbrauch bis Mitte der 80er 
Jahre an und stagniert seitdem auf hohem Niveau. 
Dieses überraschende Ergebnis läßt sich zum einen 
dadurch erklären, daß die erhebhchen technischen 
Fortschritte bei der Entwicklung sparsamerer Moto- 
ren zum Teil durch den Einsatz dieser Motoren in 
größeren, komfortableren und damit auch schwere- 
ren Fahrzeugen sowie durch einen anhaltenden 
Trend hin zu leistungsstärkeren Fahrzeugen mit 
größerem Hubraum kompensiert wurden. Entschei- 
dend ist jedoch die abnehmende Besetzungszahl 
der Fahrzeuge während der vergangenen Jahre; sie 
sank im Durchschnitt von etwa 1,8 Personen Mitte 
der 60er Jahre auf heute 1,4 Personen pro Fahr- 
zeug. 

Eine ähnhche Tendenz zeigt der Vergleich der Ent- 
wicklung der nominalen und der realen Treibstoff - 
preise während der vergangenen Jahre. Während 
die nominalen Preise für Normalbenzin seit Anfang 
der 70er Jahre mit erheblichen Schwankungen ins- 
gesamt anstiegen, war der Anstieg unter Berücksich- 
tigung der Kaufkraftentwicklung (reale Preise) nur 
sehr geringfügig (Abb. II- 1.1 2), für Dieselkraftstoff 
nahm der reale Preis sogar ab (Abb. II- 1.13). 


Abbildung II-l.lO 

Fahrleistung privater Haushalte, in Abhängigkeit vom monatlichen Nettoeinkommen 

(Bezugsjahr 1988) 
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Abbildung II-l.ll 

Entwicklung des Pkw-Bestandes in den alten Bundesländern im Zeitraum von 1950 bis 1995 

nach unterschiedlichen Hubraumklassen 



Quelle: TAB, nach Daten des Kraftfahrt-Bundesamtes 


Abbildung 11-1.12 

Entwicklung der mittleren Tankstellenpreise für Normalbenzin - alte Bundesländer, 
im Zeitraum von 1972 bis 1994, absolute Veränderung gegenüber dem Preis von 1971 



Quelle: Berechnungen des TAB nach Daten des Statistischen Bundesamtes 
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Abbildung II-1.13 

Entwicklung der mittleren Tankstellenpreise für Dieselkraftstoff - alte Bundesländer von 1972 bis 1994, 
absolute Veränderung gegenüber dem Preis von 1971 



Sehr aufschlußreich sind auch die statistischen Daten 
zur Kostenbelastung der privaten Haushalte durch 
den motorisierten Individualverkehr, deren Höhe 
und Entwicklung häufig kritisiert werden. Grundlage 
für diese Kritik sind die in den vergangenen Jahren 
gestiegenen nominalen Kosten. So erhöhten sich 
z. B. die nominalen monatüchen Kfz-Kosten für den 
Referenzhaushaltstyp 2 der laufenden Wirtschafts- 
rechnungen des Statistischen Bundesamtes - Ehe- 
paar mit zwei Kindern und mittlerem Einkommen - 
im Zeitraum von 1965 bis 1995 in den alten Bun- 
desländern von etwa 170 DM auf über 600 DM 
(Abb. II- 1.14). Der Anstieg wurde in vergleichsweise 
größerem Umfang durch die Anschaffungskosten 
der Kfz und die sonstigen laufenden Aufwendungen 
als durch die Kraftstoffkosten verursacht. Eine diffe- 
renzierte haushaltsspezifische Analyse des Anteils 
der Kosten für Anschaffung und Unterhalt von 
Pkw am ausgabefähigen Einkommen zeigt jedoch 
(Abb. II- 1.1 5), daß dieser Kostenanteil am ausgabe- 
fähigen Einkommen beim Referenzhaushaltstyp 2 
während der vergangenen dreißig Jahre abgenom- 
men hat; während er im Jahre 1965 noch 16% be- 
trug, hegt er inzwischen bei etwa 12 %. Eine ähnhche 
Entwicklung ergibt sich auch für den Referenzhaus- 
haltstyp 3 der laufenden Wirtschaftsrechnungen Ehe- 


paar mit 2 Kindern und höherem Einkommen; hier 
sank der Anteil der Kfz-Kosten am ausgabefähigen 
Einkommen im Zeitraum von 1965 bis 1995 von etwa 
12% auf etwa 9%o. Aus Statistiken zur Einkommens- 
verteilung ergibt sich, daß die für diese beiden Refe- 
renzhaushaltstypen dargestellte Entwicklung für 
mindestens die Hälfte der Haushalte angenommen 
werden kann. 

Interessant ist dabei auch die Tatsache, daß der Ko- 
stenanteil für die Fahrzeuganschaffung in etwa kon- 
stant bei 5 % des ausgabefähigen Einkommens ver- 
blieb. In diesem Kostenanteil verbirgt sich der bereits 
erwähnte Trend zu immer größeren, komfortableren 
und leistungsstärkeren Fahrzeugen. Der Anstieg der 
Kostenbelastung entspringt somit zu einem beträcht- 
lichen Teil dem Wunsch nach höherem Komfort und 
mehr Leistungsstärke und ist nicht unmittelbare Fol- 
ge staathchen Handelns im Verkehrsbereich. Die 
Fahrleistungen werden zum allergrößten Teil auf 
Kurzstrecken, insbesondere auch in Ballungsräumen, 
und mit abnehmender Besetzungszahl erbracht. 
Weiterhin wirkt sich der Flächenbedarf der immer 
größer werdenden Fahrzeuge negativ auf das Ver- 
kehrsgeschehen, insbesondere die Parkraumsitua- 
tion, aus. 
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Abbildung II-1.14 

Entwicklung der monatlichen Kfz-Kosten bei Typ -2 -Haushalten*) (nominal) - 
alte Bundesländer, im Zeitraum von 1965 bis 1995 
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*) Ehepaar mit zwei Kindern und mittlerem Einkommen 
Quelle: TAB, nach Daten des DIW 


Abbildung II-1.15 

Anteil der Kfz-Kosten am ausgabefähigen Einkommen (real in Preisen von 1995) von Typ-2-Haushalten*) - 

alte Bundesländer, im Zeitraum von 1965 bis 1995 



* ) Ehepaar mit zwei Kindern und mittlerem Einkommen 
Quelle: TAB, nach Daten des DIW 
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1.4 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Der Verkehr in Form des Personen- und Güterver- 
kehrs ist eine wesentliche Voraussetzung für die 
Funktionsfähigkeit und wirtschaftliche Leistungsfä- 
higkeit hochentwickelter, arbeitsteiliger Gesellschaf- 
ten. Dem großen Nutzen des Verkehrs stehen jedoch 
beträchtliche negative Folgeerscheinungen gegen- 
über; Verkehrsunfälle, Lärmbelästigung, Luftver- 
schmutzung sowie Reisezeitverlängerungen durch 
die zunehmende Verkehrsdichte. Angesichts dieser 
Folgen kann das Wachstum der Personen- und 
Güterverkehrsströme nicht mehr automatisch als Vor- 
aussetzung für Wirtschaftswachstum, Wohlstand und 
Lebensqualität angesehen werden. Notwendig sind 
vielmehr Maßnahmen zu einer effizienteren und um- 
weltverträglicheren Gestaltung des Verkehrs. Der 
Durchsetzung dieser Maßnahmen stehen jedoch eine 
Reihe von Hemmnissen entgegen. Hier ist einmal die 
dynamische Entwicklung des Verkehrs, insbesondere 
des motorisierten Straßenverkehrs, zu nennen, die 
nicht alleine durch die Verkehrspolitik verursacht 
wird, sondern in erheblichem Maße durch andere 
Politikbereiche, die verkehrsinduzierende Wirkun- 
gen besitzen. Auch ist die verkehrspolitische Diskus- 
sion teilweise durch pauschale Voreinschätzungen 
geprägt, die konsequentem verkehrspolitischem 
Handeln im Hinblick auf die Erreichung der ange- 
strebten Ziele entgegenstehen können. 

Die Verkehrsentwicklung vollzieht sich mit einer 
Dynamik, die den zeitlichen Entwicklungsgang fast 
aller Kenngrößen des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens übertrifft. So zeigt die hier durchgeführte In- 
terpretation verkehrsstatistischer Daten, daß das 
Wachstum der Verkehrsleistung des motorisierten In- 
dividualverkehrs (Personenkilometer pro Jahr) wäh- 
rend der vergangenen Jahrzehnte in den alten Bun- 
desländern Deutschlands erheblich über dem Wachs- 
tum des realen verfügbaren Einkommens der Haus- 
halte lag. Die Aufschlüsselung der Verkehrsleistung 
im motorisierten Individualverkehr weist den Frei- 
zeitverkehr als den dominanten Verkehrszweck aus, 
der während der vergangenen Jahre zudem die 
höchsten Zuwächse zu verzeichnen hatte, während 
Berufs-, Geschäfts- und Ausbildungsverkehr nur 
noch geringfügig anstiegen bzw. stagnierten. Auch 
beim Gütertransport ist der Straßenverkehr der be- 
deutendste Verkehrsträger und in der langfristigen 
Entwicklung der deutliche Gewinner. Während die 
Steigerungsrate der Güterverkehrsleistung (Tonnen- 
kilometer pro Jahr) insgesamt ähnlich der des Brutto- 
inlandprodukts (BIP) verlief, übertrifft das Wachstum 
des Straßengüterverkehrs das des BIP erheblich. 
Bemerkenswert sind die Steigerungsraten des Stra- 
ßengüterfernverkehrs im Entfernungsbereich über 
300 km. Diese übertreffen nicht nur die entsprechen- 
den Raten des ebenfalls spürbar wachsenden Stra- 
ßengüternahverkehrs, sondern auch die des in die- 
sem Entfernungsbereich theoretisch konkurrenz- 
fähigen Schienenverkehrs. 

Die dargestellte Entwicklung des Personen- und 
Güterverkehrs im Vergleich zu Kenngrößen der ge- 
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung 
macht deutlich, daß bislang keine Entkoppelung 
von Verkehrsleistung und Wirtschaftswachstum, wie 


sie beispielsweise im Bereich der Energieversor- 
gung durch die Ölpreiskrisen angestoßen wurde, 
nachweisbar ist. Die vorliegenden Rahmenbedin- 
gungen der Verkehrsentwicklung werden ohne ge- 
gensteuernde Maßnahmen zu einer weiteren erheb- 
lichen Zunahme der Verkehrsleistung führen und 
deren negative Auswirkungen verstärken. Entspre- 
chend gewinnen Maßnahmen zur Entlastung des 
Verkehrsnetzes, im wesentlichen des Straßenver- 
kehrsnetzes, die auf technische, organisatorische 
und infrastrukturelle Verbesserungen zur Verflüssi- 
gung des Verkehrs und darüber hinaus auf die Ver- 
meidung „überflüssigen" bzw. „überflüssigerweise 
erzwungenen" Verkehrs zielen, sowie zur Verlage- 
rung vor allem von Straßenverkehr auf umweltscho- 
nendere Verkehrsträger an Bedeutung und auch an 
Akzeptanz. 

Nach allen in diesem Abschnitt vorgestellten Progno- 
sen und Szenarien ist mit einem Anhalten der dynami- 
schen Entwicklung des Personen- und Güterverkehrs 
zu rechnen. Insgesamt zeigen diese Prognosen bzw. 
Szenarien ähnliche Entwicklungen. Dies bestätigt die 
häufig geäußerte Kritik, daß die Möglichkeit, Szena- 
rien als Instrumente einer Potential- und Folgenab- 
schätzung unterschiedlicher politischer Gestaltungs- 
ansätze anzuwenden, bisher im Verkehrsbereich nur 
unzureichend genutzt wird. Das Szenario G des 
BVWP 92 ist eines der wenigen Beispiele für diese 
Vorgehens weise. Verkehrspolitische Bedeutung hat 
dieses Szenario jedoch nicht erlangt. Vielmehr wird 
diesem Szenario in den offiziellen Berichten des BMV 
nur der Status einer Sensitivitätsanalyse gegeben. 

Auch die Shell-Prognosen von 1995 und 1997 enthal- 
ten Szenarien, die mit unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen Entwicklungen und unterschiedlichen 
politischen Rahmenbedingungen verbunden sind 
(Shell 1995; Shell 1997). Auf die genauere Ausgestal- 
tung dieser Rahmenbedingungen als Voraussetzung 
für entsprechende Maßnahmen wird jedoch nicht 
eingegangen. Hervorzuheben ist jedoch, daß in der 
Shell-Prognose 1997 erstmals mittel- und langfristig 
eine Reduktion des Gesamtkraftstoffverbrauchs der 
deutschen Pkw-Flotte vorausgesagt wird; diese 
Reduktion soll mittelfristig bis zum Jahr 2010 etwa 
10-15% und längerfristig bis zum Jahr 2020 über 
30% betragen. Ursachen für diese Reduktion sind 
neben der im Vergleich zu früheren Prognosen gerin- 
geren Steigerung der Fahrleistung insbesondere die 
sich auch im Bereich der Ottomotoren abzeichnen- 
den neuen technischen Entwicklungen, die erheb- 
liche Kraftstoffverbrauchseinsparungen ermöglichen. 
Auch die Esso-Energieprognose 1997 geht von Ver- 
minderungen der Kraftstoffverbräuche im Straßen- 
verkehr bis 2010 aus (Esso 1997). Im Zeitraum bis 
zum Jahre 2000 ist nach dieser Prognose allerdings 
noch mit einer Steigerung des Kraftstoffbedarfs zu 
rechnen, der insbesondere durch die weiter zuneh- 
menden Gütertransportleistungen auf der Straße ver- 
ursacht wird. Die Kraftstoffverbrauchsreduktion ist 
gekoppelt mit einer C02-Emissionsreduktion. Sollten 
die Prognosen der Mineralölwirtschaft tatsächlich 
eintreten, so wird mit der bisherigen Entwicklung ge- 
brochen, daß technische Effizienzgewinne, wie z. B. 
die Verbrauchsminderung der Fahrzeuge, durch Ver- 
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haltensänderungen relativiert, ja sogar kompensiert 
werden. Es ist jedoch zu betonen, daß diese umwelt- 
pohtisch begrüßenswerte Entwicklung nur dann zu 
erwarten sein wird, wenn sich der Trend zu immer 
leistungsstärkeren Fahrzeugen und zu Spezialfahr- 
zeugen, wie Off-Road-Fahrzeugen, nicht fortsetzt. 

Prognose- und Szenariorechnungen im Verkehrsbe- 
reich müssen sich der grundsätzlichen Kritik stellen, 
daß sie in der bisher praktizierten Form letztlich nur 
stabilisierenden Einfluß in Hinblick auf eine kontinu- 
ierhche Weiterentwicklung des motorisierten Indivi- 
dualverkehrs besitzen. Sie berücksichtigen die Mög- 
hchkeiten weitergehender Kursänderungen und die 
dadurch zu erwartenden unterschiedhchen Synergie- 
effekte bisher nur ungenügend (Petersen/Schalla- 
böck 1996). Petersen und Schallaböck weisen darauf 
hin, daß die systematische Unterschätzung der Dyna- 
mik der Entwicklung des motorisierten Individualver- 
kehrs in fast allen bisherigen Prognosen von erhebh- 
cher Bedeutung für die Verkehrspolitik gewesen ist. 
Als Folge der regelmäßigen Vorhersagen, daß nach 
einem noch nennenswerten Zuwachs des Verkehrs 
in den nächsten Jahren alsbald Sättigungstendenzen 
der Verkehrsentwicklung zu erwarten seien, konnten 
anstehende Straßenbaumaßnahmen begründet wer- 
den. Aus den Prognosen war jedoch kein Bedarf für 
eine Dämpfung der Verkehrs entwic klung ableitbar, 
da sie weitgehend übereinstimmend davon ausgin- 
gen, daß sich der Wachstumsprozess der Verkehrs- 
entwicklung von selbst stabihsieren werde. 

Natürüch kann die Verkehrspohtik nicht auf Progno- 
sen und Zukunftsszenarien verzichten. Sie muß diese 
Instrumente aber stärker als bisher für die Gestaltung 
zukünftiger verkehrspolitischer Entwicklungen und 
als Grundlage für die Analyse von Maßnahmen zur 
Erreichung verkehrspolitischer Ziele nutzen. 

Die in Abschnitt 1.1.3 dargestellten Ergebnisse einer 
haushaltsspezifischen Analyse der Kostenbelastung 
privater Haushalte durch den motorisierten Indivi- 
dualverkehr zeigen, daß die häufig geäußerte pau- 
schale Kritik an der Höhe und Entwicklung dieser 
Belastung kaum gerechtfertigt ist. Diese Kritik orien- 
tiert sich in erster Linie an der Entwicklung der nomi- 
nalen Kosten; der Anteil der Kosten für Anschaffung 
und Unterhalt von Personenkraftwagen am ausgabe- 
fähigen Einkommen ist aber während der vergange- 
nen dreißig Jahre mindestens bei der Hälfte der 
Haushalte gesunken. Insofern eine solche statistisch 
nicht belegte pauschale Voreinschätzung zur Kosten- 
belastung darauf abzielt, preisliche Maßnahmen von 
vornherein als unzumutbare Zusatzbelastung einer 
bereits heute inakzeptablen Belastungssituation dar- 
zustellen, stellt sie ein Hemmnis für die Akzeptanz 
und damit der Durchsetzbarkeit verkehrspoütischer 
Lösungen dar. 

Ein weiteres Beispiel für die Bedeutung pauschaler 
Voreinschätzungen in der verkehrspolitischen Dis- 
kussion ist die Tatsache, daß die Verkehrsentwick- 
lung der vergangenen Jahre im motorisierten Per- 
sonenstraßenverkehr entgegen vielfach geäußerter 
Einschätzungen nicht mit einer Verminderung des 
auf die Verkehrsleistung (Personenkilometer - Pkm) 
bezogenen Energieverbrauchs verbunden war. Viel- 


mehr stieg dieser spezifische Energieverbrauch bis 
Mitte der 80er Jahre an und stagniert seitdem auf 
hohem Niveau. Diese Entwicklung wurde einmal da- 
durch verursacht, daß die erhebüchen technischen 
Fortschritte bei der Entwicklung sparsamerer Moto- 
ren zum Teil durch den Einsatz dieser Motoren in 
größeren, komfortableren und damit auch schwere- 
ren Fahrzeugen sowie durch einen anhaltenden 
Trend hin zu leistungsstärkeren Fahrzeugen mit grö- 
ßerem Hubraum kompensiert wurden. Entscheidend 
ist jedoch die abnehmende Besetzungszahl der Fahr- 
zeuge während der vergangenen Jahre; sie sank im 
Gesamtdurchschnitt von etwa 1,8 Personen Mitte der 
60er Jahre auf heute 1,4 Personen pro Fahrzeug. 


2. Dimensionen der Umweltbelastung 
durch den Verkehr 

Während bei den Emissionen aus Industrieanlagen 
schon in den achtziger Jahren sowohl absolut wie 
auch relativ zu anderen Emittentengruppen erheb- 
hche Minderungen erreicht wurden, konnte der Ver- 
kehr eine Entwicklung zu deutlichen Emissionsmin- 
derungefi erst in den vergangenen Jahren einleiten. 
Dies verdeutlicht Abschnitt 11.2.1, der für ausge- 
wählte Schadstoffe einen Überblick über die Ent- 
wicklung der Emissionen des Verkehrs vor dem Hin- 
tergrund der Entwicklung der Emissionen insgesamt 
bietet. 

Der in Abschnitt 11.2.2 durchgeführte Vergleich der 
durch die Nutzung verschiedener Verkehrsträger 

- Bahn bzw. ÖPNV, PkW, Flugzeug - verursachten 
Emissionen von Luftschadstoffen gibt Auskunft über 
die „relative Umweltfreundlichkeit" dieser Verkehrs- 
träger. 

2.1 Entwicklung ausgewählter Emissionen 
des Verkehrs im Überblick 

Im Bericht der Bundesregierung „Auf dem Weg zu 
einer nachhaltigen Entwicklung in Deutschland" 
(BMU 1997a), im sechsten Immissionsschutzbericht 
der Bundesregierung (Bundesregierung 1996a), im 
Bericht „Daten zur Umwelt" (UBA 1997b) und in 
neueren umweltstatistischen Informationen des Um- 
weltbundesamtes (UBA 1998) wird auf die folgenden 
Umweltbelastungen durch den Verkehr hingewie- 
sen: 

~ Emissionen klimawirksamer Gase, insbesondere 
Kohlendioxid: Der Verkehr trägt in Deutschland 
mit etwa 20% (Bezugsjahr 1996) zu den CO 2 - 
Emissionen bei; die C02-Emissionen des Verkehrs 
stiegen bis 1996 kontinuierlich an. 

- Emissionen der Vorläuferstoffe des Sommersmogs: 
Mit einem Anteü von etwa 61 % an den Stickstoff- 
oxidemissionen und von etwa 31 % an den Nicht- 
Methan-Kohlenwasserstoffemissionen war der 
Verkehr 1996 der Hauptverursacher des Sommer- 
smogs. 

- Lärmemissionen: 17% der Wohnungen sind tags- 
über Außengeräuschpegeln von über 65 Dezibel 
ausgesetzt. 


30 




Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


- Emissionen gesundheitsschädlicher Stoffe, wie ins- 
besondere Benzol und Dieselruß. 

- Versauerung und Eutrophierung großer Teile 
der natürlichen Umwelt, insbesondere durch 
Stickoxidemissionen. 

- Flächeninanspruchnahme: Die Zerschneidung und 
Versiegelung von Flächen durch Verkehrswege 
beeinträchtigen die Lebensräume bedrohter Tier- 
und Pflanzenarten und tragen zum Rückgang der 
biologischen Vielfalt bei; auch wird die Nutzung 
als Erholungsraum für den Menschen damit einge- 
schränkt. 

- Abfall: Jährlich werden in Deutschland ca. 2,7 Mio. 
Pkw ausrangiert; ein großer Teil des Materials 
geht dem Wirtschaftskreislauf verloren. 

Die erhebhchen Fortschritte bei den Minderungs- 
techniken für die Schadstoffemissionen von Kraft- 
fahrzeugen werden wegen der langen Umsetzungs- 
zeiten von neuen Emissionsgrenzwerten in der ge- 
samten Fahrzeugflotte und wegen der dynamischen 
Entwicklung des Verkehrs, die technische Fort- 
schritte bei der Emissionsminderung relativiert und 
teilweise sogar kompensiert, erst mit deutUcher zeit- 
hcher Verzögerung wirksam. Während bis Ende der 
achtziger Jahre die Emissionen der Massenschad- 
stoffe NOx und NMVOC noch anstiegen bzw. sta- 
gnierten, ist seitdem eine deutliche Minderung ein- 
getreten, die für NMVOC mit über 60% besonders 
ausgeprägt ist und für NOx etwa 24 % beträgt, jeweils 
bezogen auf den Zeitraum von 1990 bis 1996. Für 
den Schadstoff CO ist bereits seit Mitte der siebzi- 
ger Jahre eine kontinuierliche Minderung zu ver- 
zeichnen, die sich seit 1990 deutlich verstärkt hat 
(Abb. II-2.1). Bei den krebserzeugenden bzw. be- 
gründet krebsverdächtigen Emissionen des motori- 
sierten Straßenverkehrs wurde im Falle von Benzol 
im Zeitraum von 1990 bis 1996 eine beachthche Min- 
derung von über 60 % erreicht (1990: 68,7 Kt/a, 1996: 
24,7 Kt/a), während bei den Dieselrußemissionen 
noch kein vergleichbarer Minderungs erfolg zu ver- 
zeichnen war (1990: 40,5 Kt/a, 1996: 39,9 Kt/a) (UBA 
1997d). Beim Dieselruß zeigt sich wiederum der be- 
reits genannte Kompensationseffekt, daß nämhch die 
technischen Fortschritte der Emissionsminderung 
wegen des zunehmenden Anteils von Fahrzeugen 
mit Dieselmotoren in der Emissionsbilanz nicht deut- 
hch werden. 

Für die Zukunft läßt sich mit dem zunehmenden 
Wirksamwerden der Grenzwerte für Schadstoffemis- 
sionen von Pkw (EUR02- und EUR03 -Normen) für 
die Gesamtflotte eine weitere deuthche Minderung 
der Emissionen abschätzen. Dies gilt auch für die 
durch die genannten EURO-Normen nicht geregel- 
ten C02-Emissionen, da, wie in Abschnitt II. 1.2 aus- 
geführt, deuthche Verringerungen nicht nur der spe- 
zifischen Kraftstoffverbräuche der Fahrzeuge, son- 
dern auch des Gesamtkraftstoffverbrauchs zu erwar- 
ten sind. 

Die Umweltbelastung durch den Verkehr wird in den 
genannten Berichten sowie im Bericht der Enquete- 
Kommission „Schutz der Erdatmosphäre" des Deut- 
schen Bundestages (EK 1994) umfassend dargestellt. 
In diesen Berichten werden die Umweltauswirkun- 


gen zumeist als stoffbezogene Einzelphänomene be- 
handelt. Schwerpunkt der Darstellungen ist häufig 
die Entwicklung der Emissionen der Verkehrsmittel. 
Diese Beschränkung auf die Emissionen stellt jedoch 
im allgemeinen keine hinreichende Beurteilungs- 
grundlage für die Umweltbelastung dar. Nur für die 
klimawirksamen Stoffe, wie z. B. CO 2 , kann auf der 
Grundlage von bereits durchgeführten ModeUrech- 
nungen unmittelbar von den Emissionen auf die po- 
tentielle Wirkung geschlossen werden. Diese infrarot 
aktiven Spurengase verteilen sich weltweit und be- 
einflussen den globalen Strahlungshaushalt der Erde 
(allerdings können die potentiellen Auswirkungen 
des globalen Treibhauseffekts lokal durchaus unter- 
schiedlich sein). Das stetige Anwachsen der CO 2 - 
Emission aus dem Straßenverkehr auf den Anteil von 
inzwischen 20% an der Gesamt-C02-Emission hat 
somit unmittelbaren Wirkungsbezug (Abb. II-2.1). 

Bei der Vielzahl der human- und ökotoxischen Stoffe, 
die der motorisierte Straßenverkehr emittiert (SRU 
1994), ist jedoch eine wirkungsbezogene Analyse er- 
forderlich. Hierzu sollte zumindest die Immissionsbe- 
lastung durch diese Stoffe angegeben werden, da die 
Schadenswirkung dieser Stoffe abhängig ist von der 
einwirkenden Immissionsbelastung. So lassen die in 
den vergangenen Jahren erreichten beachtenswer- 
ten Reduktionen der CO- und NMVOC-Emissionen 
durch den Straßenverkehr (Abb. II-2.1) keine hinrei- 
chenden Aussagen über die Qualität des erreichten 
Umweltzustandes zu. Der Umweltrat weist in diesem 
Zusammenhang insbesondere auf das erhebÜche 
kanzerogene Potential einer Reihe von NMVOC 
sowie von Dieselruß hin (SRU 1994; SRU 1996). Die 
Problematik der Dieselrußemissionen wurde durch 
neuere Untersuchungen, die hoch kanzerogene 
Inhaltsstoffe im Dieselruß nachweisen, noch verstärkt 
(Suzuki et al. 1997). 

Die im März 1997 in Kraft getretene 23. Verord- 
nung zur Durchführung des Immissionsschutzgeset- 
zes (23. BImSchV) legt für bestimmte Straßen und 
Gebiete Konzentrationen für luftverunreinigende 
Stoffe fest, bei deren Überschreiten Maßnahmen zur 
Verkehrsbeschränkung zu prüfen sind. Zu nennen 
sind hier insbesondere Benzol und Dieselruß, die 
nach Einschätzung von Expertenkommissionen zur 
Bewertung toxikologischer und ökologischer Wir- 
kungen, wie dem Umweltrat (SRU) und der MAK- 
Kommission, ein kanzerogenes Wirkungspotential 
besitzen. Es wurden die folgenden Konzentrations - 
werte festgelegt, bei deren Überschreitung weiterge- 
hende Maßnahmen zu prüfen sind: 

1. Stickstoffoxid: 160 pg/m^ 

(98-Prozent-Fraktil-Wert aller Halb stunden werte 

eines Jahres) 

2. Ruß: ab 1. Juli 1995 14 |jLg/m^ und ab 1. Juh 1998 

8 pg/m^ 

(jeweils arithmetischer Jahresmittelwert) 

3. Benzol: ab 1. JuÜ 1995 15 pg/m^ und ab 1. JuÜ 

1998 10 pg/m^ 

(jeweüs arithmetischer Jahresmittelwert) 

Zeitgleich mit der 23. BImSchV ist die Allgemeine 
Verwaltungs Vorschrift über straßenverkehrsrecht- 
liche Maßnahmen bei Überschreiten von Konzentra- 


31 




Drucksache 13/11447 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Abbildung II-2.1 


Entwicklung der C02-r NO*-, NMVOC- und CO-Emissionen in der Bundesrepublik Deutschland 
Anteil des Straßenverkehrs, des sonstigen Verkehrs und sonstiger Quellen, 
im Zeitraum von 1970 bis 1996 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


tionswerten nach der 23. BImSchV (VwV-StV-ImSch) 
in Kraft getreten, die verbindliche Kriterien zur ein- 
heitlichen Handhabung des Ermessens bei der Ent- 
scheidung über Verkehrsbeschränkungen und -ver- 
böte enthält. Die für die Verbesserung der Im- 
missionssituation sehr bedeutsame Umsetzung der 
23. BImSchV erfordert somit eine effiziente Zusam- 
menarbeit von Immissionsschutzbehörden, die das 
Überschreiten der oben genannten Konzentrations- 
werte festzustellen haben, und von Straßenverkehrs- 
behörden, die die Notwendigkeit des Einsatzes ver- 
kehrsbeschränkender Maßnahmen prüfen und ge- 
genüber anderen verkehrlichen Erfordernissen ab- 
wägen müssen. Angesichts dieser nicht einfachen 
verwaltungstechnischen Umsetzung sollte die tat- 
sächliche Wirkung der 23. BImSchV in wissenschaft- 
lichen Begleituntersuchungen analysiert werden. 

Die Notwendigkeit immissionsorientierter Analysen 
als Grundlage für weitergehende Wirkungsabschät- 
zungen gilt auch für die Bildung von troposphäri- 
schem Ozon. Ozon ist ein wesentlicher Bestandteil 
des sogenannten Sommersmogs. Dieser besteht aus 
Photooxidantien, zu denen neben Ozon z. B. Peroxia- 
cetylnitrat, Acrolein, Peroxi- und Hydroxylradikale 
und Peroxide gehören. Die Photooxidantien wer- 
den unter Einfluß von intensiver Sonnenstrahlung 
aus den sogenannten Vorläuferstoffen, Stickstoff- 
oxiden (NOx) und flüchtigen Kohlenwasserstoffen 
(NMVOC), gebildet. Ozon ist also ein sogenannter 
Sekundärschadstoff. Die Emissionen des Straßenver- 
kehrs sind, wie erwähnt, mit etwa 60% der NOx- 
Emissionen und etwa 30% der NMVOC-Emissionen 
die bei weitem bedeutendsten Verursacher dieser 
Vorläuferstoffe. Die Höhe der Ozonkonzentration 
hängt dabei nicht nur von den absoluten Immissions- 
werten der Vorläuferstoffe, sondern auch von dem 
Verhältnis der Immissionswerte ab, was die Durch- 
führung wirkungsvoller Minderungsmaßnahmen er- 
heblich erschwert. Der photochemische Bildungspro- 
zeß führt zu einem typischen Tagesgang der Ozon- 
konzentration, der während strahlungsintensiver 
Perioden seine Höchstwerte erreicht. 

Die Wirkungen erhöhter Ozonkonzentrationen auf 
die Gesundheit des Menschen waren in den letzten 
Jahren Gegenstand intensiver fachlicher und öffent- 
licher Diskussionen. Mit der im Juli 1995 in Kraft ge- 
tretenen Änderung des Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes („Ozongesetz") liegt eine bundeseinheitliche 
Regelung zur kurzfristigen Absenkung von hohen 
Ozonkonzentrationen vor. Sie sieht Fahrverbote für 
Kraftfahrzeuge vor, außer für solche mit geringem 
Schadstoffausstoß, wenn an mindestens drei Meß- 
stationen im Bundesgebiet, die mehr als 50 km und 
weniger als 250 km voneinander entfernt sind, eine 
Ozonkonzentration von mehr als 240 |xg/m^ als Stun- 
denmittel erreicht wird und Ozonkonzentrationen in 
gleicher Höhe an diesen Meßstationen im Laufe des 
nächsten Tages zu erwarten sind. Die Höhe des Ein- 
griffswerts, die Meßvorschrift und die Vielzahl der 
vorgesehenen Ausnahmen vom Fahrverbot haben zu 
heftiger Kritik in der Öffentlichkeit geführt. Der Um- 
weltrat hat zur Ozonproblematik mehrfach Stellung 
bezogen. In seinem Umweltgutachten 1996 weist er 
nachdrücklich darauf hin, daß bei jeder Art von 


Regelung, insbesondere bei der Festlegung von 
Grenzwerten, nicht nur auf akute Reizwirkung abge- 
hoben werden sollte, sondern daß ebenso, wenn 
nicht sogar stärker, die Langzeiteffekte, wie die mu- 
tagene und kanzerogene Wirkung sowie die vorzei- 
tige Gewebealterung, berücksichtigt werden sollten 
(SRU 1996). 

Insgesamt sind die vom Umweltrat in seinem Um- 
weltgutachten 1994 (SRU 1994) vorgegebenen Min- 
derungsziele für die Emissionen des Verkehrs immer 
noch aktuell (Tab. II-2.1), um die vom Umweltrat an- 
gestrebten Umweltqualitätsziele zu erreichen. 


Tabelle II-2.1 

Notwendige Minderung der Verkehrsemissionen 
und des Verkehrslärms, um die angestrebten 
Umweltqualitätsziele in verschiedenen 
Umweltbereichen zu erreichen (SRU 1994) 


ömweltbereich 

JJmweltziel 

Sommersmog 

- -80 % NMVOC bis 2005 
(bezogen auf 1987) 

- -80% NOx bis 2005 
(bezogen auf 1987) 

Treibhausgase 

- -30% CO2 bis 2005 
(bezogen auf 1987) 

- -30% CH4 bis 2005 
(bezogen auf 1987) 

- -60% CO bis 2005 
(bezogen auf 1987) 

NMVOC und NOx 

vgl. Sommersmog 

Toxische Stoffe 

Senkung Gesamtkrebsrisiko 

- -90% bis 2005 
(bezogen auf 1988) 

- langfristig: -99 % 

Lärm 

langfristig: Planungsrichtlinien 
der DIN 18005 

für allgemeine Wohngebiete 
55 dB(A) tagsüber und 
40-45 dB(A) nachts 

für reine Wohngebiete 

50 dB(A) tagsüber und 
35-40 dB(A) nachts 


Quelle: SRU 1994 (modifiziert) 


2.2 Vergleichende Analyse der Emissionen 
verschiedener Verkehrsträger im Nah- 
und Fernverkehr 

Der in Abschnitt II. 2.1 gegebene Überblick über die 
Emissionen unterschiedlicher Luftschadstoffe in der 
Bundesrepubhk Deutschland im Zeitraum von 1970 
bis 1994 zeigt, daß der Straßenverkehr bei Kohlen- 
dioxid (CO2), bei den Stickstoffoxiden (NOx), beim 
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Kohlenmonoxid (CO) und bei den Nicht-Methan- 
Kohlenwasserstoffen (NMVOC) einen wesenthchen 
Beitrag zu den Gesamtemissionen liefert und daß der 
Anteil des Straßenverkehrs an den Gesamtemissio- 
nen im Laufe der Zeit insbesondere bei CO 2 und bei 
NOx zugenommen hat. Darüber hinaus ist der Stra- 
ßenverkehr für den größten Teil der Benzolemissio- 
nen sowie für Blei- und Dieselrußemissionen verant- 
wortlich. Die Emissionen des Verkehrs tragen insbe- 
sondere in Ballungsräumen wesentlich zur Gesamt- 
belastung der Luft bei. Stickstoffoxide und Kohlen- 
wasserstoffe sind verantwortlich für die Entstehung 
von Ozon-Smog-Episoden in den Sommermonaten. 
Bei Benzol und Dieselruß handelt es sich um krebs- 
erzeugende bzw. begründet krebsverdächtiqe Stoffe 
(SRU 1994). 

In den folgenden Abschnitten werden die durch die 
Nutzung verschiedener Verkehrsmittel - Pkw, Bahn 
und Flugzeug - verursachten Emissionen an Luft- 
schadstoffen bestimmt und einander gegenüberge- 
stellt. Diese Emissionen werden auf die Zurückle- 
gung einer bestimmten Strecke bezogen und enthal- 
ten nicht nur die unmittelbar bei der Fahrt anfallen- 
den, sondern auch die Emissionen, die mit der Her- 
stellung der dafür erforderlichen Energie bzw. Ener- 
gieträger und den dafür erforderlichen Vorleistungen 
verbunden sind. 

Betrachtet werden folgende Luftschadstoffe: Schwe- 
feldioxid (S02), Stickoxide (NOx), Kohlenmonoxid 
(CO), Kohlendioxid (CO 2 ), Methan (CH 4 ), Nicht-Me- 
than-Kohlenwasserstoffe (NMVOC), Kohlenwasser- 
stoffe (VOC) als Summe von Methan und Nicht-Me- 
than-Kohlenwasserstoffen, Partikel bzw. Dieselruß, 
Blei (Pb) und Benzol. Für Partikel, Blei und Benzol 
liegen allerdings nicht für alle Emissionsbereiche die 
erforderlichen Daten vor. Es ist darauf hinzuweisen, 
daß unter der Bezeichnung Partikel sehr unterschied- 
liche Stoffe zusammengefaßt werden, wie z. B. Die- 
selrußpartikel und auch Feinstaubemissionen aus 
Kraftwerken. 

Der Vergleich verschiedener Verkehrsmittel bezieht 
sich ausschließlich auf die genannten Luftschad- 
stoffe. Andere relevante Größen wie beispielsweise 
Lärm, Flächenverbrauch, Komfort, Zeitbedarf für die 
Zurücklegung der Strecke, ökonomische Größen wie 
Fahrtkosten und Investitionen, Sicherheit werden 
nicht betrachtet. Auch die Auswirkungen der freige- 
setzten Luftschadstoffe auf Mensch und Umwelt wer- 
den nicht weiter untersucht. Zu erwähnen ist dabei 
aber, daß ein großer Teil der dem Pkw zuzuordnen- 
den Emissionen entlang der Straße in niedrigen 
Höhen, teilweise auch in ohnehin schon belasteten 
Ballungsgebieten erfolgt, die der Bahn zuzurechnen- 
den Emissionen jedoch aus Kraftwerken mit hohen 
Kaminen freigesetzt werden und sich dadurch weit- 
räumig verteilen. Die Emissionen des Flugzeugs er- 
folgen zum größten Teil in großen Höhen und haben 
damit vollkommen andere Auswirkungen als die in 
den unteren Atmosphärenschichten freigesetzten 
Schadstoffe. 

Die in den folgenden Abschnitten dargestellten Er- 
gebnisse hängen von zahlreichen Ausgangsannah- 
men ab. Hierzu gehören insbesondere die Ausla- 


stung der Verkehrsmittel sowie die Zusammenset- 
zung des Kraftwerksparks zur Stromerzeugung, ln 
der Bundesrepublik Deutschland wird über 30 % des 
Stroms aus Kernenergie hergestellt; die dabei anfal- 
lenden Emissionen radioaktiver Stoffe werden in den 
Rechnungen nicht berücksichtigt. 

2.2.1 Methodische Vorgehensweise 
und verwendete Datenbasen 

Verglichen werden die durch die Nutzung unter- 
schiedlicher Verkehrsmittel verursachten Emissionen 
im Personenfernverkehr und -nahverkehr. Referenz- 
strecke für den Fernverkehr ist die Strecke Hamburg- 
Frankfurt, für welche die Emissionen von Pkw, ICE 
und Flugzeug vergleichend gegenübergestellt wer- 
den. Es liegen bereits ähnhche Untersuchungen von 
PROGNOS vor, die im Auftrag der Arbeitsgemein- 
schaft Deutscher Verkehrsflughäfen, der Deutschen 
Bahn AG, der Deutschen Lufthansa AG sowie des 
Deutschen Verkehrsforums durchgeführt wurden 
(PROGNOS 1995). Diesen Untersuchungen wurde 
eine Reihe von Ausgangswerten, beispielsweise zur 
Auslastung der Verkehrsmittel sowie zum Energie- 
verbrauch des ICE und des Flugzeugs, entnommen. 
Um vergleichbare Ergebnisse sowohl für den Nah- 
verkehr als auch für den Fernverkehr zu erhalten, 
wurden die Emissionsberechnungen jedoch mit eige- 
nen, aktuellen Daten neu durchgeführt. 

Für den Nahverkehr wurde die Referenzstrecke 
Karlsruhe-Bretten des im Rahmen der Option 
„Attraktivitätssteigerung des ÖPNV" (Abschnitt V.3) 
näher beschriebenen „Karlsruher Modells" gewählt. 
Die auf dieser Strecke verkehrende Stadtbahn stellt 
eine direkte Verbindung von Karlsruhe -Stadtmitte 
nach Bretten her und nutzt sowohl das Straßenbahn- 
netz in Karlsruhe als auch, ab Karlsruhe -Durlach, die 
Strecke der Deutschen Bundesbahn. 

Bei der Nutzung des Pkw werden zunächst die un- 
mittelbar mit der Fahrt verbundenen Emissionen 
bestimmt. Zusätzlich sind die Emissionen beim Start- 
vorgang, die Emissionen nach dem Abstellen des 
Fahrzeugs sowie die Emissionen aufgrund der Tank- 
atmung berücksichtigt worden. Die hierfür erforder- 
lichen Emissionsfaktoren wurden mit Hilfe der im 
Auftrag des Umweltbundesamtes Berhn und des 
schweizerischen Bundesamtes für Umwelt, Wald und 
Landschaft durch INFRAS AG, Bern, erstellten 
Datenbank „Handbuch für Emissionsfaktoren des 
Straßenverkehrs" (INFRAS/UBA 1995) berechnet. 
Die im „Handbuch Emissionsfaktoren" enthaltenen 
Daten stellen den aktuellen Stand des Wissens zu 
den Emissionen von Kraftfahrzeugen dar. Neben den 
Daten für die Jahre 1980 bis 1994 enthält das Hand- 
buch eine Prognose der Emissionsentwicklung in 
jährlichen Abständen bis zum Jahre 2010. Für das 
Jahr 2010 wird dabei angenommen, daß nahezu alle 
Fahrzeuge (über 98%) die EUR02-Norm erfüllen. 
Der Anteil der Dieselfahrzeuge beträgt 28%. Fahr- 
zeuge, die die EUR03-Norm bzw. die EUR04-Norm 
erfüllen, wurden in den Prognosedaten bisher nicht 
berücksichtigt. 

Zusätzlich zu den bei der Fahrt auftretenden Emissio- 
nen einschließlich der erwähnten Zuschläge wurden 
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auch die Emissionen berücksichtigt, die mit der Her- 
stellung von Benzin und Diesel verbunden sind. 
Darin enthalten sind sowohl die in der Raffinerie bei 
der Herstellung von Benzin und Diesel anfallenden 
direkten Emissionen als auch alle wesentlichen, mit 
den Vorleistungen für die Treibstoffherstellung ver- 
bundenen indirekten Emissionen. Die direkten und 
die indirekten Emissionen der Benzin- und der Die- 
selherstellung wurden mit Hilfe des Programm- 
systems GEMIS (Gesamt-Emissions-Modell Integrier- 
ter Systeme) Version 2. 1 berechnet (Hessisches Mi- 
nisterium für Umwelt, Energie und Bundesangele- 
genheiten 1995). 

Bei der Nutzung der Bahn (Bundesbahn auf Fern- 
strecken, Stadtbahn im Nahverkehr) fallen unmittel- 
bar bei der Fahrt keine Emissionen an. Die bei der 
Stromerzeugung anfallenden direkten und die mit 
den Vorleistungen für die Stromerzeugung verbun- 
denen indirekten Emissionen wurden ebenfalls mit 
Hilfe des Programmsystems GEMIS bestimmt. 

Die bei der Nutzung des Flugzeugs unmittelbar beim 
Flug anfallenden Emissionen (einschließlich Start 
und Landung) wurden der PROGNOS-Studie ent- 
nommen. Die mit der Herstellung von Flugtreibstoff 
verbundenen direkten und indirekten Emissionen 
wurden wiederum mit GEMIS bestimmt. 

Die Gesamtheit aller für eine bestimmte Transportlei- 
stung anfallenden Emissionen werden verursachte 
Emissionen genannt. Hierzu zählen die direkten bei 
der Fahrt auftretenden Emissionen sowie darüber 
hinaus die im Zusammenhang mit der Erzeugung 
des jeweiligen Energieträgers anfallenden direkten 
und indirekten Emissionen. 


2.2.2 Emissionen im Personenfernverkehr 

Ausgangsannahmen für die Berechnung 
der Pkw- Emissionen im Fernverkehr 

Entsprechend der Vorgehensweise in der PRO- 
GNOS-Studie wurden zwei Fälle betrachtet: 

• Pkw im Fernverkehr allgemein (Individualver- 
kehr) 

• Pkw im Geschäftsreiseverkehr 

Für den Individualverkehr wurden Rechnungen für 
die Jahre 1992 und 1996 durchgeführt. Dabei wurde 
angenommen, daß die Strecke mit einem Fahrzeug 
zurückgelegt wird, das einem durchschnittlichen 
Pkw des Bestandes des Jahres 1992 bzw. 1996 in den 
alten Bundesländern entspricht. Nach den Daten 
des „Handbuchs Emissionsfaktoren“ (INFRAS/UBA 
1995) bedeutet dies, daß für 1992 davon ausgegan- 
gen wurde, daß etwa die Hälfte der Fahrzeuge mit 
geregeltem Katalysator ausgerüstet war (Gkat vor 
1991 sowie Gkat vor EUR02) und daß etwa 18% der 
Pkw Dieselfahrzeuge waren. Für 1996 wurde ange- 
nommen, daß der Anteil der mit geregeltem Kataly- 
sator ausgerüsteten Fahrzeuge etwa 68% betrug, 
daß 15 % aller Fahrzeuge dabei die EUR02-Norm er- 
füllten und daß der Anteil der Dieselfahrzeuge 21 % 


erreichte. Es wurde von einer durchschnitthchen 
Besetzung der Pkw mit 1,7 Personen ausgegangen; 
dieser Wert wurde der PROGNOS Studie entnom- 
men. 

Für den Geschäftsreiseverkehr wurde angenommen, 
daß für diesen Fahrtzweck ausschließlich größere 
Pkw mit Benzinmotor eingesetzt werden, die einen 
Hubraum von über 2 Liter haben und mit geregeltem 
Katalysator ausgerüstet sind. Für 1992 wurden dabei 
die Emissionsfaktoren „Gkat vor 91“, für 1996 die 
Emissionsfaktoren „Gkat vor EUR02“ verwendet. Es 
wurde von einer durchschnittlichen Besetzung mit 
1,05 Personen ausgegangen; auch dieser Wert wurde 
der PROGNOS-Studie entnommen. 

Um Aussagen über die zukünftige Entwicklung 
der Emissionen für Pkw machen zu können, wur- 
den auch die verursachten Emissionen für das Jahr 
2010 abgeschätzt. Dabei wurde davon ausgegan- 
gen, daß zu diesem Zeitpunkt über 98% der Fahr- 
zeuge die seit 1996 für neue Fahrzeugtypen und 
seit 1997 für alle Neufahrzeuge geltenden EUR02- 
Normen entsprechend der EU-Richthnie 94/12/EG 
einhalten. Diese EUR02-Normen bedeuten eine er- 
hebliche Emissionsverringerung von Pkws im Ver- 
gleich zu den seit 1992 geltenden EUROl-Normen 
(Tab. II-2.2). 

Um darüber hinaus eine noch weitergehende Reduk- 
tion des Pkw-Emis sionsv erhalt ens abzuschätzen, wur- 
den auch Rechnungen für den Fall „Umsetzung der 
EUR03-Norm“ für die Referenzstrecke Hamburg- 
Frankfurt durchgeführt. Dabei wurde von der 
Annahme ausgegangen, daß alle Fahrzeuge die 
EUR03-Normen erfüllen und die Zusammensetzung 
der Fahrzeugflotte (Anteile von Diesel- und Benzin- 
fahrzeugen, Verteilung der Hubraumklassen der 
Fahrzeuge) identisch ist mit der Fahrzeugflotte, die 
den Rechnungen für das Jahr 2010 zugrunde gelegt 
wurde. Hintergrund für diese Referenzannahmen ist 
die im Beschluß der Europäischen Kommission 
vom Juni 1996 formulierte Strategie zur Beschrän- 
kung der Schadstoffemissionen im Straßenverkehr 
(KOM (96) 248). Diese soll das Erreichen bestimmter 
Luftqualitätsziele im Hinblick auf Kohlenmonoxid, 
Benzol, Stickstoffoxid, Partikel und troposphärisches 
Ozon ermöglichen. Das Erreichen dieser Luftquah- 
tätsziele setzt eine erhebhche Verringerung der heu- 
tigen Emissionen im Straßenverkehr voraus. Hierzu 
sind weitere Absenkungen der Grenzwerte vorgese- 
hen (EUR03 und EUR04) (Tab. II-2.2). Die Grenz- 
werte der EUR03-Norm, die ab dem Jahr 2000 für 
neue Fahrzeugtypen und ab 2001 für alle Neufahr- 
zeuge gelten sollen, werden eine weitere Verringe- 
rung der Emissionen um 20 bis 40% ergeben. Dar- 
über hinaus sind als weitere Stufe der Verringerung 
von Fahrzeugemissionen für das Jahr 2005 Grenz- 
werte entsprechend der EUR04-Norm vorgesehen. 
Die Normenentwürfe der Europäischen Kommission 
wurden mit dem Kraftfahrzeugsteuer-Änderungsge- 
setz 1997 (KraftStÄndG 1997) in deutsches Recht um- 
gesetzt, um durch steuerhche Vorteile die Einführung 
neuer emissionsmindernder Techniken zu beschleu- 
nigen. 
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Abgasgrenzwerte für die Serienproduktion von Pkw (in g/km) 
im neuen europäischen Fahrzyklus (Prüfverfahren „EUR02") 




EURO! 

EÜR02 

KraftStÄndG 

1997 

(„EÜR03'') 

KraftStÄndG 

1997 

(„EÖR04") 

Benzin 

CO 

3,16 

2,2 

1,5 

0,7 


VOC -H NO, 

1,13 

0,5 




VOC 



0,17 

0,08 


NO, 



0,14 

0,07 

Diesel 

CO 

3,16 

1 

0,6 

0,47 


VOC + NO, 

1,13 

0,7/0, 9*) 

0,56 

0,3 


NO, 



0,5 * 

0,25 


Partikel 

0,18 

0,08/0,1*) 

0,05 

0,025 


• ) für Dieselfahrzeuge mit Direkteinspritzung 

Quelle; Richtlinien 91/44 1/EWGm und 94/12/EG, UBA-Jahresbericht 1995, Drucksache 13/4918, BGBl, I, S. 805) 


Ausgangsannahmen für die Berechnung 
der Emissionen des ICE im Fernverkehr 

Referenzstrecke für die Berechnung der Emissionen 
des ICE ist wiederum die Strecke Hamburg-Frank- 
furt. Die Freisetzung von Luftschadstoffen erfolgt 
beim ICE nicht - wie beim Auto - während der Fahrt 
entlang der Strecke, sondern bei den Kraftwerken, 
die den Strom für die Fahrt liefern. Mit berücksichtigt 
werden auch die indirekten Emissionen der Kraft- 
werke sowie der Energieverbrauch für die Infrastruk- 
tur der Bahn (Bahnhöfe, Weichenheizung etc.). Im 
folgenden werden die wesenthchen, der PROGNOS- 
Studie (PROGNOS 1995) entnommenen Annahmen, 
die der Berechnung zugrunde liegen, aufgeführt: 

1. Die mittlere Besetzung des ICE auf der Strecke 
Hamburg-Frankfurt beträgt 355 Personen. Dies 
entspricht auf dieser Strecke einer Auslastung von 
ca. 55%. 

2. Die Streckenlänge beträgt 516 km. 

3. Der Fahrstromverbrauch für die Strecke beträgt 
36,6 kWh Endenergie pro Passagier. 

4. Zusätzhch zum Fahrstrom wird Energie für die In- 
frastruktur benötigt. Dieser Beitrag ist im Ver- 
gleich zum Fahrstrom sehr gering. 

5. Circa 45% des Bahnstroms stammen aus Kern- 
kraftwerken und aus Wasserkraftwerken und sind 
daher für die direkten Emissionen der hier be- 
trachteten Schadstoffe ohne Bedeutung. Die dem 
ICE zuzurechnenden Emissionen werden daher 
wesenthch von der Zusammensetzung des Kraft- 
werksparks bestimmt. 

Ausgangsannahmen für die Berechnung 
der Emissionen für das Flugzeug 

Auch für die Nutzung des Flugzeugs für die Strecke 
Hamburg-Frankfurt wurden im wesentlichen die An- 


gaben von PROGNOS übernommen. Dies betrifft 
auch die Emissionen während des Fluges. Lediglich 
für die Herstellung von Flugtreibstoffen wurden ei- 
gene Rechnungen mit GEMIS durchgeführt. Im fol- 
genden sind die wesentlichen Annahmen aufgeführt: 

1. Die durchschnittliche Besetzung auf der Strecke 
beträgt 117 Personen. 

2. Die Streckenlänge beträgt 474 km. 

3. Der Endenergieverbrauch für den Flug beträgt 
263,7 kWh pro Passagier. 

4. Zusätzlich wurde anteilig der Energieverbrauch 
der Flughäfen sowie der Energieverbrauch für 
die Flugzeuginstandhaltung berücksichtigt. Diese 
Beiträge liegen bei etwa 10% des Energiever- 
brauchs für den Flug. 

Ergebnisse für den Vergleich der Emissionen der 
unterschiedlichen Verkehrsmittel im Fernverkehr 

Die durch die Nutzung der unterschiedlichen Ver- 
kehrsmittel - Pkw, Bahn und Flugzeug - verursach- 
ten Emissionen in Gramm pro Person für die Strecke 
Hamburg-Frankfurt unterscheiden sich deutlich 
(Tab. II-2.3). Mit Ausnahme von Methan ergeben sich 
bei der Bahn für alle betrachteten Stoffe wesentlich 
niedrigere Emissionswerte als bei den anderen Ver- 
kehrsmitteln. Dies gilt auch dann, wenn bei den Pkw 
die erheblich verbesserten Emissionswerte nach der 
EUR02-Norm für die Gesamtflotte wirksam gewor- 
den sind (Bezugsjahr 2010), bzw. sogar wenn die 
nach der Jahrtausendwende zu erwartende, noch 
schärfere EUR03-Norm berücksichtigt wird. 

Besonders emissionsintensiv ist der Pkw im Ge- 
schäftsreiseverkehr, da hier zumeist sehr leistungs- 
starke Fahrzeuge mit vergleichsweise hohem Treib- 
stof fverb rauch bei nur geringer Besetzung eingesetzt 
werden. Diese Pkw im Geschäftsreiseverkehr verur- 
sachen sogar durchwegs höhere Schadstoffemissio- 
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Tabelle II-2.3 

Vergleichende Zusammenstellung der durch die Nutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel 
für die Strecke Hamburg-Frankfurt verursachten Emissionen (Angaben in g pro Person und Strecke) 



Personenkraftwagen 

ICE 

Flugzeug 

Individual- 

verkehr 

1992 

Individual- 

verkehr 

1996 

Individual- 

verkehr 

2010 

Individual- 

verkehr 

EUR03 

Geschäfts- 

reiseverkehr 

1992 

Geschäfts- 

reiseverkehr 

1996 

ICE 

1992 

Flug 

1992 

C02 

64 215 

62 499 

54 220 

*) 

130 795 

130 791 

20 729 

88 673 

CH4 

28 

25 

18 

•) 

53 

49 

73 

18 

NMVOC 

212 

154 

89 

•) 

294 

269 

1 

18 

VOC 

240 

179 

107 

103 

349 

321 

74 

109 

CO 

1 693 

989 

272 

242 

1 362 

893 

9 

293 

NOx 

438 

322 

216 

108 

369 

367 

24 

364 

SO2 

55 

51 

44 

*) 

102 

102 

20 

70 

Partikel 

9 

10 

9 

5 

6 

6 

3 


Blei 

0,4 

0,2 

0,1 


0 

0 



Benzol 

7 

4 

1 


6 

4 




*) Diese Schadstoffe sind in der EUR03-Norm nicht geregelt, daher liegen hierfür auch keine Emissions werte vor. 


nen als ein entsprechender Transport mit dem Flug- 
zeug. Auch der Vergleich des Pkw im Individualver- 
kehr mit dem Flugzeug für das Jahr 1992 ergibt, ab- 
gesehen von den höheren CO 2 - und S02-Emissionen 
des Flugzeugs, für die anderen Schadstoffe günsti- 
gere Werte für das Flugzeug. Berücksichtigt man 
beim Pkw jedoch die EUR02- bzw. EUR03-Norm, 
dann sind beim Methan, den Gesamt-Kohlenwasser- 
stoffen (VOC) und beim CO die Emissionswerte von 
Pkw und Flugzeug in etwa gleich, beim CO 2 , SO 2 
und NOx weist das Flugzeug höhere Werte auf, bei 
den NMVOC weiterhin günstigere Werte. Vergleicht 
man die Ergebnisse der Jahre 1992 und 1996, so 
ist insbesondere beim Individualverkehr bei allen 
Schadstoffen - mit Ausnahme von Partikeln - eine 
Abnahme zu erkennen. Besonders stark nehmen 
dabei die CO-Emissionen ab. Die leichte Zunahme 
der Partikelemissionen ist auf den höheren Anteil 
von Dieselfahrzeugen zurückzuführen. 

Für den Geschäftsreiseverkehr wurden keine Ab- 
schätzungen für das Jahr 2010 durchgeführt; wie 
beim Individualverkehr ist auch hier mit einem Rück- 
gang der Werte zu rechnen. Beim ICE und beim 
Flugzeug sind die zukünftig zu erwartenden Emissio- 
nen abhängig von technischen Verbesserungen der 
Verkehrsmittel, wie beispielsweise vermindertem 
Energieverbrauch, sowie von verbesserten Rückhal- 
temaßnahmen bei den Kraftwerken bzw. Raffinerien. 
Da hierfür keine ausreichenden Informationen vorlie- 
gen, wurden auch keine Abschätzungen für das Jahr 
2010 durchgeführt. 

Für die Schadstoffe Kohlendioxid, Stickstoffoxid, Ge- 
samt-Kohlenwasserstoffe und Partikel wurden die je- 
weiligen Beiträge aus dem Fährbetrieb und der Her- 


stellung der Treibstoffe bzw. Energieträger ermittelt 
(Abb. II-2.2a-d). 

Betrachtet man lediglich die bei der Fahrt auftreten- 
den Emissionen einschließlich der Zuschläge für den 
Start, die Tankatmung sowie das Abstellen des Fahr- 
zeugs, so gehen beim Individualverkehr bis 2010 die 
Emissionen beim CO 2 auf 85 % des Wertes für 1992 
zurück (Abb.II-2.2a), beim NOx auf 50% (Abb. II- 
2.2b) und bei den Gesamt-Kohlenwasserstoffemissio- 
nen auf ca. 13% (Abb. II-2.2c). Die Partikelemissio- 
nen steigen geringfügig an, da der Anteil der Diesel- 
fahrzeuge um 55% zunimmt, die spezifischen Par- 
tikelemissionen jedoch nur um etwa 35 % abnehmen 
(Abb. II-2.2d). Die relativ geringe Abnahme der CO 2 - 
Emissionen ist darauf zurückzuführen, daß der spezi- 
fische Benzin- bzw. Dieselverbrauch bis zum Jahr 
2010 nur geringfügig zurückgeht. 

Für die anderen berücksichtigten, in den Abbildun- 
gen aber nicht dargestellten Schadstoffe ergeben 
sich ebenfalls deutliche Abnahmen. Beim SO 2 gehen 
die Werte bis 2010 auf etwa 60% des Wertes von 
1992 zurück, beim Blei auf 30%, beim CO und beim 
Benzol auf ca. 15 % und beim Methan auf 20 %. 

Im Geschäftsreiseverkehr werden während der Fahrt 
keine Partikel freigesetzt, da, wie erwähnt, hier kein 
Einsatz von Dieselfahrzeugen angenommen wird. 

Berücksichtigt man die EUR03-Norm, so ist für Koh- 
lenwasserstoffe und CO im Vergleich zu den Rech- 
nungen für das Jahr 2010 (im wesentlichen EUR02- 
Norm) nur ein geringer Rückgang der Emissionen zu 
verzeichnen. Die NOx-Emissionen gehen auf etwa 
die Hälfte zurück, die Partikelemissionen auf etwa 
ein Drittel. 
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Abbildung 11-2. 2a 

Spezifische Kohlendioxid-Emissionen für verschiedene Verkehrsträger im Fernverkehr 



Quelle: TAB, 1998 


Abbildung Il-2.2b 

Spezifische Stickstoffoxid-Emissionen für verschiedene Verkehrsträger im Fernverkehr 



Quelle: TAB, 1998 
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Abbildung 11-2. 2c 

Spezifische Gesamt-Kohlen wasserstoff-Emissionen verschiedener Verkehrsträger im Fernverkehr 


Flugzeit 1992 | | 

ICE 1992 I ' 1 

Geschäftsreiseverkehr 1992 ~ 

Geschäftsreiseverkehr 1996 

Individualverkehr 1992 


Individualverkehr 1996 


Individualverkehr 2010 


Individualverkehr EUR03 ^ 


□ Herstellung indirekt 

□ Herstellung direkt 
■ Zuschläge 

H Fahrt 


0 


50 


100 150 200 250 300 

Angaben in Gramm pro Person und Strecke 


350 


Quelle: TAB, 1998 


Abbildung 11-2. 2d 

Spezifische Partikel-Emissionen verschiedener Verkehrsträger im Fernverkehr 


ICE 1992 


Geschäftsreiseverkehr 1992 


□ Herstellung indirekt 

□ Herstellung direkt 
■ Zuschläge 

® Fahrt 


Geschäftsreiseverkehr 1 996 


Individualverkehr 1992 




Individualverkehr 1996 




Individualverkehr 201 0 




Individualverkehr EUR03 


2 3 4 5 6 7 

Angaben in Gramm pro Person und Strecke 


8 9 


10 


Quelle: TAB, 1998 
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Einzelbeiträge zu den durch die verschiedenen 
Verkehrsmittel insgesamt verursachten Emissionen 

Bei der Nutzung des Pkw sind in allen betrachteten 
Fällen die Emissionen, die auf die Startzuschläge, die 
Tankatmung sowie auf das Abstellen des Fahrzeugs 
zurückzuführen sind, von untergeordneter Bedeu- 
tung. Alle Zuschläge zusammen betragen bei den 
Kohlenwasserstoffen ca. 9% der allein durch die 
Fahrt hervorgerufenen Emissionen, bei allen anderen 
betrachteten Luftschadstoffen liegen die Zuschläge 
unter 5 % . 

Vergleicht man die Emissionen während der Fahrt 
mit den direkten und indirekten Emissionen der 
Treibstoffherstellung, so überwiegt bei den Luft- 
schadstoffen CO, CO 2 und NOx die Emission wäh- 
rend der Fahrt, beim SO 2 kommt in allen betrachte- 
ten Fällen der größte Beitrag von den indirekten 
Emissionen der Treibstoffherstellung. 

Bei den NMVOC-Emissionen sind für das Jahr 1992 
für den Individualverkehr die Beiträge durch die 
Fahrt etwa so groß wie die Beiträge der Treibstoffher- 
stellung; für das Jahr 2010 überwiegen die Beiträge 
der Treibstoffherstellung, da aufgrund der EUR02- 
Norm die Fahrtemissionen deutlich zurückgehen. 
Beim Geschäftsreiseverkehr überwiegt der Beitrag 
der Treibstof fherstellung. Dies ist darauf zurückzu- 
führen, daß der hierbei zugrundegelegte Fahrzeug- 
typ (Benzinfahrzeug mit über 2 1 Hubraum und ge- 
regeltem Katalysator) einen höheren Treibstoff- 
verbrauch als die Fahrzeuge im Individualverkehr 
(Benzin- und Dieselfahrzeuge unterschiedlicher Hub- 
raumklassen und Abgasnormen) aufweist. Darüber 
hinaus sind die Verdunstungsemissionen in der Raffi- 
nerie bei der Benzinherstellung deutlich höher als 
bei der Dieselherstellung. 

Für die Nutzung des ICE betragen die indirekten 
Emissionen der Kraftwerke beim CO 2 ca. 5%, beim 
SO 2 , NOx, Staub und CO liegen die Beiträge zwi- 
schen 20% und 30%. Bei den Methan- und damit 
auch bei den Gesamt-Kohlenwasserstoff-Emissionen 
kommt nahezu der gesamte Beitrag von den indirek- 
ten Emissionen bei der Kohlegewinnung. 


2.2.3 Emissionen im Personen-Nahverkehr - 
ein Fallbeispiel 

Als Fallbeispiel für die Durchführung des Emissio- 
nenvergleichs zwischen Pkw- und ÖPNV-Nutzung 
wurde die Referenzstrecke des „ Karlsruher Modells " 
von Karlsruhe nach Bretten gewählt, die auch 
Grundlage der Option „Attraktivitätssteigerung im 
ÖPNV" in Kapitel V ist. Wie dort näher ausgeführt, 
hat die im September 1992 eröffnete Stadtbahnlinie 
von Karlsruhe nach Bretten eine Verlagerung vom 
motorisierten Individualverkehr auf den öffentlichen 
Personennahverkehr bewirkt. 

Ausgangsannahmen zur Berechnung der 
Pkw-Emissionen im Personen-Nahverkehr 

Die Rechnungen des Emissionenvergleichs zwischen 
Pkw- und ÖPNV-Nutzung wurden auf ähnliche Weise 
wie für den Fernverkehr durchgeführt. Ein Teil der 


ca. 23 km langen Strecke führt über gut ausgebaute 
Bundesstraßen, es müssen aber auch Orte durchfah- 
ren werden. Insbesondere zu Zeiten des Berufsver- 
kehrs ist mit größeren Staus zu rechnen. Zur Berech- 
nung der Emissionen werden daher entsprechende 
Fahrmuster berücksichtigt. Die durchschnittliche Be- 
setzung der Fahrzeuge beträgt 1,2 Personen (s. Ab- 
schnitt V.4.2.2). Zusätzlich zu berücksichtigen sind 
wiederum die Startzuschläge sowie die Emissionen 
beim Abstellen des Fahrzeugs. Zuschläge infolge 
Tankatmung werden für die hier betrachtete kurze 
Strecke nicht berücksichtigt. 


Ausgangsannahmen für die Berechnung 
der Emissionen des ÖPNV 

Zur Berechnung der durch die ÖPNV-Nutzung auf 
der Strecke von Karlsruhe nach Bretten verursachten 
Emissionen sind u. a. Daten über die mittlere Beset- 
zung sowie über deren Energieverbrauch erforder- 
lich. Hierfür konnten Daten genutzt werden, die die 
Albtal-Verkehrs-Gesellschaft (AVG) im Jahre 1992 
erhoben hat (AVG 1992). Aus diesen Daten errechnet 
sich eine mittlere Besetzung der Stadtbahn von 
34 Personen pro Zug. Nach Angaben des Karlsruher 
Verkehrsverbundes (KVV 1997) beträgt der Energie- 
verbrauch auf der Strecke von Karlsruhe-Durlach 
nach Bretten-Gölshausen 4,3 kWh pro Zug und 
Kilometer einschließlich des Nebenverbrauchs. Dar- 
aus resultiert ein spezifischer Stromverbrauch von 
0,125 kWh pro Personenkilometer bzw. von 2,903 kWh 
pro Passagier und Strecke. 

Den Rechnungen für die Emissionen, die durch die 
Stromerzeugung verursacht werden, liegen die glei- 
chen Annahmen zugrunde wie bei den Rechnungen 
für den ICE. Im einzelnen bedeutet dies, daß der dem 
Bahnstrom entsprechende Kraftwerksmix verwendet 
wurde. Diese Annahme ist gerechtfertigt, da die 
Fahrten auf der Strecke der Deutschen Bahn erfol- 
gen. Allerdings liegen keine Informationen über den 
Energieverbrauch der Infrastruktur vor, so daß dieser 
Beitrag nicht berücksichtigt werden konnte. 


Vergleichende Darstellung der Ergebnisse 
der Emissionsberechnungen für den Nahverkehr 

Tabelle II-2.4 zeigt eine Gegenüberstellung der Ge- 
samtemissionen für die Strecke von Karlsruhe-Dur- 
lach nach Bretten für den Pkw und die Stadtbahn, 
Abbildung II-2.3 zeigt für ausgewählte Schadstoffe 
die einzelnen Beiträge zu den Gesamtemissionen. 
Nach den Rechnungen sind mit Ausnahme von 
Methan auch dem Nahverkehr der Bahn deutlich ge- 
ringere Emissionen zuzurechnen als dem Pkw. 

Ein Vergleich der Pkw-Emissionen während der 
Fahrt mit den direkten und indirekten Emissionen für 
die Herstellung von Benzin und Diesel zeigt, daß bei 
den Luftschadstoffen CO, CO 2 , NOx und den Parti- 
keln der größte Teil der Emissionen während der 
Fahrt freigesetzt wird. Beim SO 2 kommt der größte 
Beitrag von den indirekten Emissionen der Treib- 
stoffherstellung. Bei den Kohlenwasserstoffen (VOC) 
überwiegt für das Jahr 1992 der Anteil, der während 
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Tabelle 11-2.4 


Vergleichende Zusammenstellung der durch die Nutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel 
für die Strecke von Karlsruhe-Durlach nach Bretten verursachten Emissionen 
(in g pro Person und Strecke) 



Person en kraftwa gen 

Pkw 

1992 

Pkw 

1996 

Pkw 

2010 

ÖPNV 

1992 

C02 

3 981 

3 822 

3 336 

1 615 

CH4 

2,28 

2,01 

1,33 

5,76 

NMVOC 

23,65 

16,17 

7,38 

0,08 

VOC 

25,93 

18,18 

8,70 

5,84 

CO 

111,64 

73,88 

23,45 

0,69 

NOx 

23,21 

16,21 

9,44 

1,87 

SO2 

3,39 

3,09 

2,68 

1,75 

Partikel 

0,48 

0,47 

0,44 

0,24 

Blei 

0,03 

0,01 

0,01 


Benzol 

0,92 

0,58 

0,16 



der Fahrt auftritt, für das Jahr 2010 ist zu erwarten, 
daß die Emissionen der Treibstoffherstellung größer 
sein werden als die Emissionen während der Fahrt. 
Beim Methan liefern die indirekten Emissionen der 
Treibstoffherstellung {CH 4 -Emissionen bei der Erdöl- 
gewinnung) den größten Beitrag. Die Zuschläge für 
den Startvorgang und das Abstellen des Fahrzeugs 


sind im wesentlichen unabhängig von der gefahre- 
nen Strecke. Aus diesem Grunde ist der relative Bei- 
trag beim Nahverkehr wesentlich größer als beim 
Fernverkehr. Wie beim Fernverkehr gehen auch 
beim Nahverkehr die Emissionswerte für Pkw zwi- 
schen 1992 und 1996 zurück, wobei der Rückgang 
beim CO am stärksten ausgeprägt ist. 


Abbildung II-2.3a 

Spezifische Kohlendioxid-Emissionen für verschiedene Verkehrsträger im Nahverkehr 
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Quelle; TAB, 1998 
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Abbildung II-2.3b 

Spezifische Stickstoffoxid-Emissionen für verschiedene Verkehrsträger im Nahverkehr 



Quelle: TAB, 1998 


Abbildung II-2.3c 

Spezifische Gesamt-Kohlenwasserstoff-Emissionen verschiedener Verkehrsträger im Nahverkehr 



Quelle: TAB, 1998 
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Abbildung II-2.3d 

Spezifische Partikel-Emissionen verschiedener Verkehrsträger im Nahverkehr 
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2.3 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Neben den zunehmenden Effizienzverlusten infolge 
von Staus und Engpässen im Straßenverkehr sind 
insbesondere die Auswirkungen auf die Gesundheit 
des Menschen und die natürliche Umwelt als die be- 
deutendsten negativen Folgeerscheinungen des Ver- 
kehrs anzusehen. Schwerpunkt der vorliegenden 
Analysen zu den Umweltauswirkungen des Verkehrs 
sind die immer noch erhebüchen Schadstoff- und 
Lärmemissionen insbesondere des Straßenverkehrs. 
Von ebenso großer Bedeutung sind auch die Auswir- 
kungen des Verkehrs auf Natur und Landschaft 
durch die immer weiter aus gebaute Verkehrsinfra- 
struktur und die verkehrsbedingten Änderungen der 
Lebensbedingungen in den Städten. 

Die erhebhchen Fortschritte bei den Minderungs- 
techniken für die Schadstoffemissionen von Kraft- 
fahrzeugen, wie z. B. der geregelte Dreiwegekataly- 
sator, werden wegen der langen Umsetzungszeiten 
von neuen Emissionsgrenzwerten in der gesamten 
Fahrzeugflotte und wegen der dynamischen Ent- 
wicklung des Verkehrs erst mit deutücher zeitlicher 
Verzögerung wirksam. Während bis Ende der acht- 
ziger Jahre die Emissionen der Massenschadstoffe 
NOx und NMVOC noch anstiegen bzw. stagnierten, 
ist seitdem eine deutÜche Minderung eingetreten. 
Für den Schadstoff CO ist bereits seit Mitte der sieb- 
ziger Jahre ein kontinuierlicher Rückgang zu ver- 
zeichnen, der sich seit 1990 deuthch verstärkt hat. 
Bei den krebserzeugenden bzw. begründet krebsver- 


dächtigen Emissionen des motorisierten Straßenver- 
kehrs wurde im Falle von Benzol im Zeitraum von 
1990 bis 1996 eine beachthche Minderung erreicht, 
während bei den Dieselrußemissionen noch kein ver- 
gleichbarer Minderungserfolg zu verzeichnen war. 

Für die Zukunft läßt sich mit dem zunehmenden 
Wirksamwerden der EÜR02- und EÜR03-Schadstoff- 
emissions-Grenzwerte für die gesamte Pkw-Flotte 
eine weitere deuthche Minderung der Emissionen 
abschätzen. Dies gilt auch für die nicht durch EURO- 
Normen geregelten, bislang (1996) kontinuierhch 
ansteigenden C02-Emissionen, da deuthche Verrin- 
gerungen nicht nur der spezifischen Kraftstoffver- 
bräuche der Fahrzeuge, sondern auch des Gesamt- 
kraftstoffverbrauchs zu erwarten sind. 

Die bereits erfolgten und die noch zu erwartenden 
Emissionsminderungen des motorisierten Straßen- 
verkehrs gestatten im aUgemeinen noch keine Aus- 
sage über die Qualität des erreichten bzw. des zu er- 
wartenden Umweltzustandes. Dies gilt besonders für 
die human- und ökotoxischen Stoffe, deren Scha- 
denswirkung abhängig ist von der einwirkenden 
Immissionsbelastung. Auch die Bildung von tropo- 
sphärischem Ozon aus den Vorläuferstoffen, den 
Stickstoffoxiden (NO^) und den flüchtigen Kohlen- 
wasserstoffen (NMVOC), ist immissionsabhängig. 
Emissionsminderungsmaßnahmen bzw. die daraus 
resultierenden Immissionsreduktionen soUten idea- 
lerweise anhand von Bewertungskonzepten zur Um- 
weltquahtät überprüft werden. Bisher hegen aber 
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nur für einzelne Auswirkungsbereiche Umweltqua”- 
litätsziele vor, aus denen sich Umwelthandlungsziele 
ableiten lassen. Das Fehlen von Bewertungssyste- 
men für Umweltauswirkungen stellt ein erhebliches 
Hemmnis für eine effiziente Umweltpolitik dar. 

Das seit der ÜN-Konferenz „Umwelt und Entwick- 
lung" in Rio de Janeiro (UNCED) im Jahre 1992 welt- 
weit verbindlich gewordene Konzept des „Sustain- 
able Development" hat nicht nur große Bedeutung 
für die theoretische Diskussion zur Strategiefindung 
in der Umwelt- und Entwicklungspolitik gewonnen, 
sondern stellt auch einen erfolgversprechenden An- 
satz zur Entwicklung von Bewertungsmaßstäben im 
Umweltbereich dar. Hierzu ist es jedoch notwendig, 
das allgemeine Leitbild einer „nachhaltigen" oder 
„dauerhaft-umweltgerechten" Entwicklung bezüg- 
lich seiner Anforderungen für die einzelnen Politik- 
felder, hier insbesondere die Verkehrspolitik, zu kon- 
kretisieren. Von zentraler Bedeutung ist dabei die 
Identifizierung der sogenannten Tragekapazitäten 
von Ökosystemen, die eine naturwissenschaftlich be- 
gründete Beurteilung vorliegender Belastungen in 
bezug auf Belastungsgrenzen gestatten. Diese ökolo- 
gischen Belastungsgrenzen orientieren sich an ge- 
sellschaftlich gewünschten Umweltfunktionen, wie 
insbesondere die Regelungsfunktion von Ökosyste- 
men. Mit den Konzepten der Critical Levels (Kritische 
Konzentrationen) und der Critical Loads (Kritische 
Eintragsraten) liegen Instrumente vor, die es ermög- 
lichen, die Angemessenheit bestimmter Maßnahmen 
in bezug auf die Auswirkungen auf die Umwelt zu 
beurteilen. Untersuchungen zu den ausgewählten In- 
dikatorgrößen „kritische Ozonkonzentrationen" und 
„kritische Stickstoff eintragsraten" jeweils für Wald- 
ökosysteme zeigen beispielsweise, daß die kritischen 
Werte für beide Indikatoren für fast ganz Deutschland 
flächendeckend überschritten sind (Nagel 1997). Die 
vorliegende Umweltsituation entspricht somit noch 
nicht den Kriterien einer „nachhaltigen Entwicklung" . 
Die von einer Reihe von Expertengremien, wie insbe- 
sondere dem Umweltrat, geforderten deutlichen Min- 
derungen der Emissionen aus dem Verkehrsbereich 
sind daher immer noch aktuell. 

Die Umsetzung der neuen europäischen Abgas- 
grenzwerte (EUR02 und EUROS) für einen Großteil 
der Pkw-Flotte wird zur Erreichung der genannten 
Reduktionsziele wesentlich beitragen. Schwieriger 
ist die Durchsetzung entsprechender Grenzwerte für 
den bedeutenden Bereich der Nutzfahrzeuge. Die 
etwa 1,2 Millionen Nutzfahrzeuge setzen etwa gleich 
hohe Stickstoffoxid- und mehr als doppelt so hohe 
Rußpartikelemissionen frei wie die 41 Millionen Pkw. 
Während für die Gruppe der leichten Nutzfahrzeuge, 
zu der auch die immer bedeutender werdenden Ge- 
ländefahrzeuge zählen, von den Umweltministern 
der EU bereits Vereinbarungen getroffen wurden, 
die eine erhebliche Verschärfung der Emissions- 
grenzwerte vorsehen, liegen für die schweren Nutz- 
fahrzeuge noch keine befriedigenden Vorschläge zur 
Emissionsminderung vor. Angesichts des hohen und 
immer noch steigenden Emissionsanteils dieser Fahr- 
zeuggruppe besteht hier ein prioritärer Handlungs- 
bedarf, insbesondere da entsprechende Minderungs- 
techniken inzwischen einsatzbereit sind. Für alle 


Fahrzeuggruppen einschließlich der Pkw bleibt das 
Problem einer effizienten Kontrolle der Einhaltung 
der Emissionsgrenzwerte über die gesamte Betriebs- 
dauer der Fahrzeuge. Die vorgeschriebenen Abgas- 
untersuchungen (AU) nach § 47 StVZO sind, wie 
eine Reihe von Testergebnissen zeigt, hierzu nicht 
ausreichend und müssen weiterentwickelt werden. 

Die vergleichende Analyse der Emissionen verschie- 
dener Verkehrsträger im Nah- und Fernverkehr zeigt, 
daß Verlagerung von Straßenpersonenverkehr auf 
„umweltfreundlichere" Verkehrsträger vornehmlich 
eine Verlagerung auf schienengebundenen öffent- 
lichen Verkehr mit elektrischer Traktion bedeutet. Die 
durchgeführten Rechnungen bestätigen die Ergeb- 
nisse bereits vorliegender Untersuchungen, daß im 
Bereich des Fernverkehrs unter den aus empirischen 
Erhebungen abgeleiteten Referenzbedingungen der 
Personentransport durch die Bahn im Hinblick auf die 
Schadstoffemissionen durchweg, bei einigen Schad- 
stoffen sogar um Größenordnungen günstiger ist als 
der motorisierte Individualverkehr. Eine Ausnahme 
bildet nur die etwas höhere Methanemission der 
Bahn, die bei der Förderung der Kraftwerkskohle für 
die Stromerzeugung frei wird. Auch die Verbesserun- 
gen bei der Schadstoffrückhaltung von Verbren- 
nungsmotoren auf Grund der im Jahre 2000 in Kraft 
tretenden EUR03-Norm und der nach der Jahrtau- 
sendwende zu erwartenden EUR04-Norm werden 
den erheblichen Vorteil der Bahn bei den Emissionen 
nicht wesentlich verringern. Besonders emissions- 
intensiv ist der Pkw im Geschäftsreiseverkehr, da in 
diesem Bereich zumeist sehr leistungsstarke Fahr- 
zeuge mit vergleichsweise hohem Treibstoffverbrauch 
bei nur geringer Besetzung eingesetzt werden. Die 
Pkw im Geschäftsreiseverkehr verursachen sogar 
durchwegs höhere Schadstoffemissionen als ein ent- 
sprechender Personentransport mit dem Flugzeug. 

Darüber hinaus belegen die hier durchgeführten Ver- 
gleichsrechnungen, daß im Bereich des Nahverkehrs 
bei Vorliegen entsprechender Bedingungen ein er- 
heblicher Emissionsvorteil des ÖPNV gegenüber 
dem motorisierten Individualverkehr gegeben ist, 
trotz der im Mittel geringeren Auslastung des ÖPNV 
im Vergleich zum Fernverkehr. 

Ein auf die Schadenswirkungen bezogener Vergleich 
der verschiedenen Verkehrsträger würde noch er- 
heblich günstigere Werte für den öffentlichen Ver- 
kehr ergeben. Jeder Emissionsvergleich besitzt den 
methodischen Nachteil, daß er in bezug auf Umwelt- 
wirkungen nur eine sehr eingeschränkte Aussagefä- 
higkeit besitzt, weil er keine Bezugnahme auf die je- 
weiligen Immissionsbelastungen gestattet. Die relativ 
geringeren Emissionen des Bahntransports ergeben 
jedoch vergleichsweise noch geringere Immissionen 
in den Lebensräumen der Bevölkerung, da sie aus 
hohen Kraftwerksschornsteinen freigesetzt werden, 
die eine weitgehende Verdünnung der Schadstoff- 
konzentrationen sicherstellen. Besonders zu erwäh- 
nen ist auch, daß die zum immissionsbedingten 
kanzerogenen Risiko beitragenden Stoffe Dieselruß, 
polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe und 
Benzol bei der Stromerzeugung in Kraftwerken gar 
nicht oder nur in vergleichsweise geringen Mengen 
freigesetzt werden. 
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3. Kapazitätsreserven der Bahn 
im Schienenpersonenfernverkehr 

Vor dem Hintergrund weiterer prognostizierter Ver- 
kehrszuwächse vor allem im motorisierten Indivi- 
dualverkehr und der damit einhergehenden Erhö- 
hung der Umweltbelastungen - insbesondere Schad- 
stoff- und Lärmemissionen sowie Flächenverbrauch - 
kommt der Bahn als anerkannt umweltfreundliche- 
rem Verkehrsmittel eine hervorgehobene Bedeutung 
zu (Abschnitt II. 2. 2). In der allgemeinen verkehrspoli- 
tischen Diskussion wird jedoch häufig der Stand- 
punkt vertreten, der Schienenpersonenfernverkehr 
(SPFV) sei aus Kapazitätsgründen - d. h. ohne be- 
trächtliche weitere Neu- und Ausbaumaßnahmen im 
heutigen Streckennetz der DB AG - derzeit nicht in 
der Lage, einen nennenswerten Anteil des Straßen- 
personenfemverkehrs zu bewältigen. 

Zur Vertiefung dieser Diskussion wurde das Institut 
für Verkehrswesen, Eisenbahnbau und -betrieb der 
Universität Hannover vom TAB und dem Deutschen 
Verkehrsforum beauftragt zu ermitteln (IVE 1998), 
welche Kapazität die Bahn im SPFV heute aufweist 
bzw. zukünftig unter Berücksichtigung derzeit ge- 
planter Infrastrukturausbauten und betrieblicher 
Maßnahmen aufweisen kann. Dabei wurde in An- 
lehnung an die vom Auftragnehmer gleichfalls durch- 
geführte Studie „Kapazitätsreserven der Schienen- 
infrastruktur im Güterverkehr" (HaCon/IVE 1996) 
die Leistungsfähigkeit ausgewählter Strecken unter- 
sucht. Im Unterschied zur „Güterverkehrsstudie" 
waren - aufgrund der Bedeutung der Bahnsteiglän- 
gen als einer maßgeblichen Randbedingung für die 
Kapazitätsvariable „Zuglänge" - die Bahnhöfe in 
dieser Untersuchung mit zu berücksichtigen. 

Ausgangspunkt der Kapazitäts-Betrachtungen in der 
Personenverkehrsstudie war ein nicht innerhalb der 
Ferien gelegener Freitag des Fahrplanjahres 1995/ 
96. Die Untersuchungen bezogen sich auf die „Pro- 
dukte" InterCityExpress (ICE), InterCity (IC), Euro- 
City (EC) und InterRegio (IR). Nachtzüge des SPFV 
fanden keine Berücksichtigung. Kapazitätsaussagen 
berücksichtigen ausschließlich das reservierbare 
Sitzplatzangebot, das heißt die Sitzplätze, auf die mit 
einem Reservierungssystem zugegriffen werden 
kann. Stehplätze sowie Plätze in Zugrestaurants bzw. 
-Bistros gingen nicht in die Untersuchung ein. Quali- 
tät und Umfang des vorhandenen rollenden Mate- 
rials wurden bei der Ausweisung von Kapazitätsre- 
serven nicht berücksichtigt. Kosten fürTnvestitionen 
in neues Wagenmaterial waren in dieser Untersu- 
chung nicht entscheidungsrelevant, da bei der ange- 
nommenen hundertprozentigen Auslastung vorhan- 
dener und möglicherweise zusätzlicher Wagen die 
Finanzierbarkeit des Rollmaterials als gegeben unter- 
stellt wurde. 

In der Studie wurden Korridore - d. h. großräumige 
Verbindungen zweier Ballungsräume, die gegeben- 
falls auch mehrere (parallele) Strecken umfassen 
können - untersucht. Aufgrund der großen Länge 
der Korridore können sowohl die infrastrukturellen 
Voraussetzungen als auch die betrieblichen Randbe- 
dingungen abschnittsweise stark differieren. Die 


Ausweisung einer Kapazität für den gesamten Korri- 
dor war daher nicht möghch. Die Korridore wurden 
deshalb für die Untersuchungen in angemessene 
Abschnitte unterteilt. Die kapazitätsbestimmenden 
Abschnitte (Engpässe) wurden richtungsbezogen 
analysiert und die Kapazitäten ermittelt. Die Unter- 
suchungsergebnisse werden ausgewiesen in der Ein- 
heit Sitzplätze je Abschnitt, Tag und Richtung. 

Zur Untersuchung des Themenkomplexes wurde 
eine Auswahl relevanter und repräsentativer Korri- 
dore, die bedeutende Wirtschaftszentren miteinander 
verbinden sollten, getroffen. Die für die Korridore 
relevanten Hauptstrecken ergeben sich weitgehend 
durch die Wahl der direktesten Schienenverbindung 
im Hauptnetz der DB AG. Sie werden u. a. durch 
eine umsteigefreie Bedienung zwischen den relevan- 
ten Ballungsräumen im ICE/IC-Verkehr gekenn- 
zeichnet. Eine Ausnahme stellt nur die Strecke Leip- 
zig-Hof-Marktredwitz-Nümberg dar, über die im 
Untersuchungszeitraum keine ICE/IC-Züge verkehr- 
ten. 

In den Korridoren wurden die betrieblich relevanten 
Engpaßabschnitte ermittelt. Dabei sind insbesondere 
die Parameter Streckenleistungsfähigkeit, derzeitige 
Belastung der Strecke sowie Lage der Streckenab- 
schnitte im Netz von Bedeutung: 

• Die Streckenleistungsfähigkeit ist im wesentüchen 
abhängig von der signaltechnischen Ausstattung 
der Strecke sowie von der zulässigen Höchstge- 
schwindigkeit. Meistens wurden die technischen 
Randbedingungen einer Strecke den Anforderun- 
gen aus dem Betrieb schrittweise angepaßt. Aller- 
dings konnten Rückgänge der Leistungsfähigkeit 
durch die Anhebung der Höchstgeschwindigkei- 
ten im SPFV nur bedingt durch signaltechnische 
Verbesserungen aufgefangen werden (siehe dazu 
auch Kapitel IV). 

• Die derzeitige Belastung einer Strecke ist den 
Bildfahrplänen des Untersuchungszeitraums zu 
entnehmen. Neben der absoluten Anzahl der 
Züge je Zeiteinheit sind auch die Anteile sowie die 
Reihenfolge von schnellen und langsamen Zügen 
von Bedeutung. 

• Engpaßabschnitte ergeben sich häufig hinter der 
Vereinigung von zwei Strecken. Dies gilt insbe- 
sondere dann, wenn zwei zweigleisige Strecken in 
eine wiederum nur zweigleisige Strecke münden. 
Der Engpaßabschnitt endet in der Regel an einer 
Verzweigung, an welcher sich das Zugaufkommen 
annähernd gleichmäßig auf zwei Strecken aufteilt. 

Betriebliche Restriktionen wie z. B. die maximal zu- 
lässige Wagenanzahl eines Zuges beziehen sich auf 
den Hauptlauf der untersuchten Linien. Die zusätz- 
lich in den Fahrplan zu integrierenden Trassen für 
den SPFV sollten nicht notwendigerweise einem 
Taktgefüge genügen. Neue Trassen wurden keiner 
Linie zugeordnet, sondern korridorbezogen in die re- 
levanten Querschnitte gelegt. Bei den Untersuchun- 
gen wurde eine ausreichende Leistungsfähigkeit der 
Bahnhofsknoten unterstellt. 
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Tabelle II-3.1 

Streckenübersicht und untersuchte Streckenabschnitte 


Korridor 

Strecken der Korridore 

untersuchte Streckenabschnitte 

1. 

Köln-Wuppertal-Hamm-Hannover 

Köln-Dortmund-Hannover 

Hannover-Magdeburg-Berlin 

Hanno ver-Stendal-B erlin 
(NBS = Neubaustrecke) 

Dortmund-Seimig 

Minden-W unstorf 

Hannover-Lehrte 

2. 

Hamburg-Lüneburg-Hannover 

Hannover-Göttingen-Kassel-Fulda 
(SFS = Schnellfahrstrecke) 

Hannover-Göttingen-Bebra-Fulda 

Fulda-Frankfurt 

Stelle-Lüneburg 

Fulda-Flieden 

3. 

Köln-Koblenz-Frankfurt 

Köln-Frankfurt (NBS) 

Bonn-Koblenz 

Gau Algesheim-Mainz 

4. 

Mainz/Ffm-Mannheim-Stuttgart-München 

Ffm-Würzburg-Nümberg-München 

Ludwigshafen-Mannheim 

Groß Gerau- Waldhof 

Darmstadt-Mannheim 

Plochingen-Geislingen 

Aschaffenburg-Gemünden 

Augsburg-München 

5. 

Berlin-Dessau-Halle-Jena-Nümberg 

Berlin-Wittenberg-Leipzig-Nümberg 

Bamberg-Fürth 

Marktredwitz-Nümberg 


Quelle: 1 VE 1998 


Für die Untersuchung wurden folgende Korridore 
ausgewählt: 

Korridor 1: Rhein/Ruhr-Hannover-B erlin 

Korridor 2: Hamburg-Hannover-Kassel-Fulda- 
Rhein/Main 

Korridor 3: Rhein/Ruhr-Rhein/Main/Neckar 

Korridor 4: Rhein/Main-StuttgartAVürzburg-Mün- 
chen 

Korridor 5: Berlin-Nürnberg 

Tabelle II-3.1 enthält die Zuordnung von Hauptfem- 
verkehrsstrecken (HFS) zu den jeweiligen Korridoren 
sowie die maßgeblichen Engpaßabschnitte. 

In- einer ersten Phase wurden die Kapazitäten der 
Bahn im Status-quo bestimmt. Ausgangsbasis und 
Vergleichsmaßstab für die Ermittlung der vom 
System noch leistbaren Kapazitätssteigerungen war 
die im Bezugszeitraum, dem Fahrplanjahr 1995/96, 


von der DB AG vorgehaltene Beförderungskapazität 
im Schienenpersonenfemverkehr. 

Aus den Analysen der Strecken des Korridors 3 
(Rheinstrecke) sowie des Korridors 4 (insbesondere 
Augsburg-München) wurde ermittelt, daß auf zwei- 
gleisigen Strecken unter jetzigen Randbedingungen 
eine Kapazität im SPFV von gut 40 000 Sitzplätzen je 
Tag und Richtung zur Verfügung gestellt werden 
kann. Diese Randbedingungen umfassen im wesent- 
lichen die herkömmliche Sicherungs- und Betriebs- 
leittechnik, eine Streckenhöchstgeschwindigkeit von 
bis zu 200 km/h, den Verbleib von Nah- und Regio- 
nalverkehr auf der Strecke, ein geringes Aufkommen 
im Güterverkehr sowie die heute üblichen Zuglän- 
gen. 

Unter Berücksichtigung des beschriebenen Zugmi- 
xes können ca. drei bis vier Züge des SPFV je Stunde 
betrieblich vorgesehen werden. Um eine höhere Ka- 
pazität zur Verfügung stellen zu können, ist die Ein- 
schränkung anderer Verkehrsarten (Nah-, Regional-, 
Güterverkehr) erforderlich. 
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Abbildung II-3.1 

Untersuchte Korridore und Engpaßabschnitte 



Kapazitätsreserven Stufe I: Erhöhung 
der Wagenanzahl 

In Stufe I wird eine Kapazitätsreserve ausschließlich 
durch eine Verlängerung der Züge bis auf die tech- 
nisch zulässigen Zuglängen erzielt. Berücksichtigt 
werden alle Züge, die in den für den betreffenden 
Korridor relevanten Engpaßabschnitten verkehren. 
Folgende Parameter begrenzen derzeit die zulässi- 
gen Längen der Reisezüge: 

Bahnsteiglängen 

Die zulässigen Längen der Reisezüge werden 
durch die Längen der im Regelbetrieb nutzbaren 
Bahnsteige limitiert, da im allgemeinen alle Wagen 
eines Zuges gleichzeitig über den jeweiligen Bahn- 
steig erreichbar sein müssen. Dabei kann ein 
Bahnhof Bahnsteige mit unterschiedhchen Nutz- 
längen aufweisen, so daß bei Bahnhöfen mit einem 
oder wenigen langen Bahnsteigen der gleichzei- 
tige Halt von mehreren langen Zügen nicht unbe- 
dingt gewährleistet werden kann. 

Traktionsleistung 

Die Antriebsleistung der eingesetzten Lokomoti- 
ven, Triebköpfe bzw. Antriebseinheiten muß auf 
die Gewichte der jeweiligen Züge und damit auf 
die Anzahl der Wagen abgestimmt sein. Im hoch- 
wertigen SPFV- Verkehr müssen hohe Geschwin- 
digkeiten auch mit schweren Zugeinheiten und 
unter ungünstigen Bedingungen, z. B. nasse Schie- 
nen, in hinreichend kurzer Zeit erreicht werden 
können. 


3.1 Ausgangsannahmen zur Berechnung 
der Kapazitätsreserven 


Die Kapazitätsreserven im SPFV werden in dieser 
Studie in mehreren Stufen ermittelt, alternativ reah- 
sierbar sind: 


• Stufe I: Erhöhung der Wagenanzahl je Zug bis 
an die technischen Grenzen 


• Stufe II: 

• Stufe I/II: 

• Stufe III: 

• Stufe IV: 


Änderung der Zugkonfigurationen bei 
heutigen Zuglängen 

Änderung der Zugkonfigurationen bei 
verlängerten Zügen 

Belegung zusätzlicher Fahrplantrassen 

Einführung neuer Betriebskonzepte 


• Stufe V: Einführung moderner Betriebsleittech- 
niken 


Die Maßnahmen der Stufen I bis III könnten kurz- bis 
mittelfristig ohne nennenswerte Veränderungen in 
der Betriebsorganisation realisiert werden. Die Ein- 
führung neuer Betriebskonzepte und Betriebsleit- 
techniken setzt die Verfügbarkeit neuer Techniken 
voraus, die frühestens mittelfristig gegeben sein 
dürfte. 


S treckentopogra phie 

In topographisch schwierigem Gelände (große 
und/oder lange Steigungen) können die Zuglän- 
gen ganz besonders von der Verfügbarkeit lei- 
stungsstarker Triebfahrzeuge abhängen. In diesen 
Fällen kann somit die Verlängerung der Züge nicht 
ohne gleichzeitige Anpassung der Traktionslei- 
stung realisiert werden. Schließt man den Reise- 
zugbetrieb mit Doppeltraktion aus, bedarf es im 
Falle von lokbespannten Zügen des Einsatzes 
leistungsfähigerer und ggf. neu zu beschaffender 
Lokomotiven. 


Betriebliche Funktionalität 

Neben einer Überprüfung der technischen Voraus- 
setzungen für eine Erhöhung der Wagenanzahl 
müssen auch weitere betriebliche Randbedingun- 
gen hinterfragt und unverhältnismäßig aufwen- 
dige Maßnahmen ausgeklammert werden. So soll 
z. B. auf ein An- und Abhängen von Wagen („Stär- 
ken" und „Schwächen" der Züge) für kurze Teil- 
abschnitte einer Fernverkehr slinie verzichtet wer- 
den, selbst wenn dies technisch mögüch wäre. 

Der von der DB AG bereits begonnene und in zu- 
nehmendem Maße vorgesehene Einsatz von Trieb- 
zügen (ICE) und lokbespannten Einheiten mit 
Steuerwagen steht dem kurzfristigen Stärken und 
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Schwächen dieser Züge (starrer Zugverband) je- 
doch entgegen. Damit stellt der Bahnhof mit der 
kürzesten Bahnsteiglänge auf der Linie die bedeu- 
tendste restriktive Größe dar. 

Um den vorstehend erläuterten Punkten Rechnung 
zu tragen, wurde in der Stufe I davon ausgegangen, 
daß Einschränkungen der {Wagen-)Zuglängen einer 
Linie innerhalb eines Korridors abhängig von den 
Einschränkungen auf deren Hauptlauf sind. Zudem 
wurde das Vorhandensein ausreichend starker Trak- 
tionseinheiten unterstellt. Ferner werden, um die 
Produktbilder der derzeitigen Angebote der DB AG 
nicht zu verfälschen, die Züge ausschließlich mit der- 
zeit im Einsatz befindlichen Wagen verlängert. Diese 
Stufe zur Kapazitätssteigerung im SPFV kann daher 
als die günstigste betrachtet werden^ weil Fahrzeug- 
Neuentwicklungen nicht erforderhch sind und der 
Eisenbahnbetrieb nur geringfügig modifiziert wer- 
den muß. 


Kapazitätsreserven Stufe II: 

Änderung der Zugkonfigurationen 

In der zweiten Stufe zur Ermittlung von Kapazitätsre- 
serven im Schienenpersonenfernverkehr werden drei 
unterschiedhche Maßnahmen vorgestellt und unter- 
sucht. Dabei werden die Zuglängen wie im Status- 
quo beibehalten, jedoch unterschiedhche Fahrzeug- 
konzepte unterstellt. Das Verhältnis der Sitzplätze in 
der 1. und 2. Wagenklasse wird bei den Maßnahmen 
ll/l und II/2 zuggattungsspezifisch in etwa beibehal- 
ten. Die in Stufe I getroffenen Annahmen wurden bei 
allen drei Maßnahmen der Stufe II weitgehend über- 
nommen. 

Maßnahme II/ 1 unterstellt den Einsatz von Reisezug- 
wagen weitgehend herkömmücher Bauart mit hoher 
Kapazität. 

Maßnahme 11/2 unterstellt den Einsatz von Doppel- 
stock-Reisezugwagen. Dabei wurde berücksichtigt, 
daß auf Strecken des Hochgeschwindigkeitsverkehrs 
mit Tunnelabschnitten nur der Einsatz druckertüch- 
tigter Wagen möghch ist. Jeder Korridor muß vor die- 
sem Hintergrund daher linienspezifisch individuell 
berücksichtigt werden. 

Maßnahme II/ 3 unterstellt in enger Anlehnung an 
Maßnahme II/2 den Einsatz von Doppelstock-Reise- 
zugwagen mit Einschränkungen beim Service durch 
den Wegfall von Gastronomieangeboten (Restaurant/ 
Bistro) unter Beibehaltung des Einsatzes der Minibar, 
beim Angebot an Toiletten sowie beim Komfort durch 
Wegfall der 1. Wagenklasse. Diese Variante quantifi- 
ziert somit einen Grenzfall der Kapazitätsreserven. 
Aufgrund des eingeschränkten Angebots an Service- 
leistungen sowie des verminderten Komforts kann 
diese Variante nicht als am Verkehrsmarkt realisier- 
bare Alternative betrachtet werden. Sie dient viel- 
mehr ausschließhch dazu, den technisch realisierba- 
ren Extremfall - die obere Grenze des für europäi- 
sche Verhältnisse theoretisch möghchen Sitzplatzan- 
gebots bei heutigen Zuglängen - darzustellen und 
die entsprechenden Kapazitätsreserven zu quantifi- 
zieren. 


Kapazitätsreserven Stufe I/II: Einsatz von 
Doppelstockwagen hei verlängerten Zügen 

Die Stufe l/ll stellt eine Kombination der Maßnahmen 
aus Stufe I und der Maßnahme 11/2 dar. Die in Stufe I 
verlängerten Züge werden nun vollständig aus den 
bei Maßnahme 11/2 eingesetzten Wagen gebildet. Die 
jeweiligen Maßgaben aus den Stufen wurden über- 
nommen. 

Kapazitätsreserven Stufe III: 

Belegung zusätzlicher Fahrplantrassen 

In Stufe III sollen Fernverkehrsreisenden zusätzlich 
zum Angebot im Fahrplanjahr 95/96 weitere Zugver- 
bindungen angeboten werden. Durch Analyse der 
relevanten Engpaßabschnitte wurden für den Schie- 
nenpersonenfernverkehr geeignete Trassen ermittelt. 
Zum Verständnis dieses Begriffs ist anzumerken, daß 
man sich bei der Kapazitätsplanung der Bahn soge- 
nannter Bildfahrpläne bedient, in denen alle Zug- 
fahrten auf einem Streckenabschnitt in Form von 
Zeit-Wege-Linien dargestellt werden. Eine Trasse ist 
eine zugspezifische Zeit-Wege-Linie in einem sol- 
chen Fahrplangefüge. Für die Bestimmung der Kapa- 
zitätsreserven in Stufe 111 wurden die vorliegenden 
Bildfahrpläne dahingehend untersucht, ob sich auf 
dem jeweihgen Streckenabschnitt in jeder Richtung 
weitere Züge in die Fahrplankonstruktion einfügen 
lassen, d. h. ob man noch ungenutzte Zeitfenster fin- 
den kann, auf denen sich zusätzliche Trassen auswei- 
sen lassen. 

Für die Ermittlung freier Trassen wurden die Ergeb- 
nisse der Untersuchung zu den Kapazitätsreserven 
im Schienengüterverkehr (HaCon/IVE 1996) berück- 
sichtigt. Insbesondere wurden Bedarfstrassen des 
Schienengüterverkehrs nicht für den SPFV genutzt, 
und die Bedienungszeiträume für zusätzliche Trassen 
wurden auf den Zeitraum hoher Nachfrage im SPFV 
von 8 Uhr bis 20 Uhr beschränkt und somit gegen- 
über dem Fahrplan 1995/96 auch nicht ausgedehnt. 


3.2 Ermittelte Kapazitätsreserven der einzelnen 
Korridore in den Stufen I bis III 

Tabelle 11-3.2 führt zusammenfassend die ermittelten 
Ergebnisse für die Stufen I und II auf. 

(1) In Stufe I können durch eine Verlängerung der 
Züge bis an die technischen Grenzen zwischen ca. 
19% und 30% zusätzüche Kapazitäten geschaffen 
werden. Einen großen Einfluß auf die korridor- bzw. 
querschnittsbezogenen Zuwächse hat der Anteil an 
InterRegio-Zügen im Fahrplan 1995/96. Diese sind 
im Vergleich zu InterCity-Zügen kürzer und bieten 
daher noch besonders große Reserven für eine Kapa- 
zitätserhöhung durch Zugverlängerung. Hervorzuhe- 
ben sind hier die Korridore 1 und 5 (West-Ost- Ver- 
kehr ) mit möglichen Kapazitätssteigerungen von fast 
30%. 

(2) Durch den ausschließlichen Einsatz von her- 
kömmlichen Reisezugwagen hoher Kapazität in Stu- 
fe II, Maßnahme 1 können hingegen nur vergleichs- 
weise geringe Kapazitätsreserven realisiert werden. 
Hier liegen die möglichen Zuwächse nur zwischen 
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Tabelle II-3.2 

Sitzplatzangebot im Status-quo, Kapazitäten in den Stufen I und II 
sowie Veränderungen gegenüber dem Status-quo. 

Durchschnittswerte, gemittelt über die Richtungen aller Engpaßquerschnitte 
eines Korridors, in Sitzplätzen je Tag und Richtung [SP/d • Ri] 


Korridor 

Status~quo 

Stufe 1 

Stufe 11/ 1 

Stufe 11/2 

Stufe I/II 


fri 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(G) 

(7) 

(8) 

(9) 



[SP/d ■ Rij 

(2) in % 
von ( t ) 

[SP/d ■ Rij 

(4) in % 
von ( 1 ) 

[SP/d ■ Rij 

(6) in % 
von (1) 

[SP/d • Rij 

(8) in % 
von ( 1 ) 

1 

18 744 

24 321 

129,8 

19 930 

106,3 

26 689 

142,4 

35 496 

189,4 

2 

26 054 

30 970 

118,9 

29 567 

113,5 

38 348 

147,2 

46 246 

177,5 

3 

38 277 

46417 

121,3 

39 331 

102,8 

49 857 

130,3 

61 309 

160,2 

4 

22 779 

26 651 

117,0 

24 604 

108,0 

31656 

139,0 

36 961 

162,3 

5 

4 280 

5 489 

128,2 

4 620 

107,9 

6 993 

163,4 

8 989 

210,0 

Gesamt . 

22 027 

26 769 

121,5 

23 610 

107,2 

30 708 

139,4 

37 800 

171,6 


Quelle: I VE 1998 


2,8% und 13,5%. In dieser Maßnahme können für 
Korridore mit einem großen Anteil an ICE- und IR- 
Verkehren die größten Kapazitätsreserven ausgewie- 
sen werden, weil diese beiden Zuggattungen die ge- 
ringste spezifische Kapazität je Wagen aufweisen. 
Daher führt hier Korridor 2 mit 13,5% Reserve die 
Liste der Korridore an. Da auf der Rheinstrecke (Kor- 
ridor 3) hingegen fast ausschließlich lokbespannte 
IC- und EC-Züge mit einem hohen Anteil an Groß- 
raumwagen (bis zu 80 Sitzplätze je Wagen) verkeh- 
ren, sind die Kapazitätsreserven mit nur 2,8 %o am 
geringsten. 

(3) Der Einsatz von Doppelstockwagen in Stufe 11, 
Maßnahme 2 ermöglicht die Bereitstellung besonders 
großer Kapazitätsreserven. Zwischen 30,3% und 
63,4 % liegen die Steigerungsmöglichkeiten im Sitz- 
platzangebot. Zu berücksichtigen ist, daß für ICE- 
Verkehre mit besonderen Anforderungen an die 
Druckdichtigkeit Doppelstockwagen mit vergleichs- 
weise geringer Kapazität untersteht wurden. Daher 
büßt der Korridor 2 gegenüber Maßnahme I seine 
Spitzenstellung mit nur 47,2% Reserve ein. Korridor 
5 mit den höchsten Kapazitätsreserven verdankt 
seine Spitzenstellung wiederum seinem hohen Anteil 
an IR-Verkehren mit geringen spezifischen Wagen- 
kapazitäten im Fahrplan 1995/96. Korridor 3 bildet 
analog zu den Betrachtungen für Maßnahme 1 auch 
hier das Schlußlicht mit Kapazitätsreserven durch 
Einführung von Doppelstockwagen von „nur" 
30,3%. 

(4) In Stufe I/II wurden Stufe I sowie Stufe fl, Maß- 
nahme 2 kombiniert, daher überlagern sich auch die 
entsprechenden Maßnahmenwirkungen. Da die Aus- 
wirkungen durch die Einführung von Doppelstock- 
wagen deutlich größer sind als durch die Verlänge- 
rung der Züge, setzt sich der Trend der bei der Dis- 
kussion von Stufe II, Maßnahme 2 gemachten Beob- 


achtungen fort. Über alle Korridore wurden Kapazi- 
tätsreserven von durchschnittlich gut 70 % ermittelt, 
wobei nur die Korridore 2 und 3 mit Reserven in 
Höhe von 60,2% bzw. 62,3 % unter diesem Ergebnis 
liegen. In Korridor 5 ließe sich aufgrund der besonde- 
ren Randbedingungen das Sitzplatzangebot nur 
durch fahrzeugtechnische Maßnahmen mehr als ver- 
doppeln. 

(5) Auf die Ergebnisse der Kapazitätsreserven aus 
Stufe II, Maßnahme 3 (nur 2. Wagenklasse bei redu- 
ziertem Komfort) soll nicht näher eingegangen wer- 
den, da die unterstellten Randbedingungen nur eine 
geringe Realitätsnähe aufweisen. Der Vollständigkeit 
halber sei angemerkt, daß die Kapazitätsreserven aus 
dieser Maßnahme annähernd den Werten der Stufe 
I/II entsprechen. 

Die in Stufe I und Stufe I/II durch Zugverlängerun- 
gen ausgewiesenen Kapazitätsreserven beziehen 
sich nur auf die Hauptläufe der betroffenen Linien in- 
nerhalb der untersuchten Korridore. Dabei ist der 
Hauptlauf der (mittlere) Abschnitt einer Zugfahrt, 
der auf dem hochwertigen Fernstreckennetz der 
Bahn erfolgt. Er kann begrenzt werden durch einen 
Vor- und/oder einen Nachlauf, auf Nebenstrecken. 
Auf den Vor- und Nachläufen der Linien, insbeson- 
dere der IR-Linien, ist im allgemeinen eine größere 
Einschränkung der möglichen Zuglängen durch ge- 
ringere Bahnsteiglängen gegeben. In Einzelfällen 
wird heute darauf im Betrieb mit der Verkürzung der 
Züge durch das Abkuppeln von Wagen reagiert. Die- 
ses Verfahren schränkt mithin die vollständige Aus- 
nutzung der Bahnsteiglängen - und damit der dort 
möglichen Zuglängen - auf den Hauptläufen der 
Linien nicht ein. Anders stellt sich die Situation beim 
Einsatz von Triebzügen dar: Ein Stärken und Schwä- 
chen der Züge innerhalb einer Linie ist hier in der 
Regel nicht möglich, die Zuglänge wird auch im 
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Hauptlauf durch die kürzeren Bahnsteige in den Vor- 
und Nachläufen der Linien limitiert. Darauf könnte 
jedoch mit einer Umstrukturierung der Linienver- 
läufe oder mit der Bildung von Verbänden, wie z. B. 
beim Halbzugkonzept, reagiert werden. 

(6) Die Kapazitätsreserven in Stufe III durch Aus- 
Weisung zusätzlicher Trassen sollen korridorbezogen 
diskutiert werden, da hier korridorspezifische Rand- 
bedingungen eine besondere Bedeutung haben. 

Im Korridor 1 Rhein/ Ruhr-Hannover-Berlin wies le- 
diglich der Abschnitt Dortmund-Hamm noch nen- 
nenswerte Kapazitäten für zusätzliche SPFV-Trassen 
auf. Elf bzw. 14 Trassen je Richtung konnten bei der 
Bildfahrplananalyse für den Zeitraum zwischen 
8 Uhr und 20 Uhr noch ermittelt werden. Der Ab- 
schnitt Minden-Wunstorf und der Raum Hannover 
stellen jedoch bedeutende Engpässe dar, die weitere 
durchgängige Zugverbindungen auf diesem Korridor 
nicht mehr zulassen. Ausschlaggebend dafür ist u. a. 
die große Bedeutung des Schienenpersonennahver- 
kehrs (SPNV) im Ballungsraum Hannover/Braun- 
schweig, für den die DB AG gegenüber dem Groß- 
raumverkehr Hannover zudem eine Pünktlichkeits- 
garantie abgegeben hat. Es muß angemerkt werden, 
daß auch nach Fertigstellung der Schnellfahrstrecke 
Hannover-Berlin im kommenden Jahr und somit der 
Bereitstellung bedeutender zusätzlicher Kapazitäten 
östlich von Lehrte/Gifhom die Leistungsfähigkeit des 
Korridors nicht ansteigt. 

Für den Korridor 2 Hamburg-Hannover-Kassel- 
Fulda-Rhein/Main konnten Kapazitätsreserven in 
Form von zusätzlichen Trassen nur noch in geringem 
Umfang für den Abschnitt südlich von Hannover aus- 
gewiesen werden. Für den Engpaßabschnitt (Har- 
burg-) Stelle-Lüneburg konnten bei einer Auswei- 
tung des Untersuchungsbereichs bis nach Uelzen 
noch vier bzw. sechs Trassen je Richtung ausgewie- 
sen werden. Zwischen Uelzen und Hannover ist je- 
doch aufgrund des Aufkommens im Schienennah- 
und -regionalverkehr sowie der Lage der Zugtrassen 
keine sinnvolle Fortführung der Trassen möglich, so- 
daß zwischen Hamburg und Hannover kein weiterer 
SPFV eingeplant werden kann. Im Streckenabschnitt 
Fulda-Flieden(-Gelnhausen) konnte je Richtung 
noch eine Trasse ausgewiesen werden. Dies ent- 
spricht einer Reserve von 2% des SPFV- Aufkom- 
mens. Diese Trassen könnten z. B. für Züge über 
Hannover nach Bremen oder über Göttingen-Hildes- 
heim nach Berlin verwendet werden. 

Die Betrachtungen zum Korridor 3 Rhein/Ruhr- 
Rhein/ Main/ Neckar zeigen, daß auf der Rheinstrecke 
die Führung von zusätzlichen Zügen des Schienen- 
personenfemverkehrs zwischen 8 Uhr und 20 Uhr 
nicht mehr realisierbar ist. Mit Fertigstellung der 
Neubaustrecke (NBS) zwischen Köln und dem 
Rhein/Main-Gebiet in wenigen Jahren werden je- 
doch erhebliche zusätzliche Kapazitäten in diesem 
Korridor bereitgestellt. Für den zukünftigen Betrieb 
sind derzeit fünf Züge je Stunde und Richtung vorge- 
sehen. Die doppelte Anzahl von Zügen erscheint je- 
doch technisch realisierbar. Unter kapazitiven Ge- 
sichtspunkten könnten die Trassen auf der Neubau- 
strecke als zusätzliche Kapazität ausgewiesen wer- 


den, was mehr als einer Verdoppelung der zur Verfü- 
gung stehenden Trassen gleich käme. Einschrän- 
kend ist aber anzumerken, daß aufgrund der an die 
Landschaft angepaßten Trassierung dabei Längsnei- 
gungen von bis zu 40 %o zum Einsatz kommen. Die zu 
deren Bewältigung erforderlichen Antriebskonzepte 
lassen sich nach dem derzeitigen Erkenntnisstand 
nicht in Doppelstockzügen Schweizer Bauart ver- 
wirklichen. Daher kann die Sitzplatzkapazität im 
Korridor 3 nicht in gleichem Umfang wie die Zahl 
der dann zur Verfügung stehenden Trassen wachsen. 
Ferner wäre eine Durchbindung von Zügen von der 
Neubaustrecke in das Rhein/Neckar-Gebiet nur be- 
dingt möglich. Es wird jedoch davon ausgegangen, 
daß nach Fertigstellung der Neubaustrecke ein Zug 
je Stunde und Richtung zusätzhch den Korridor auf 
der gesamten Länge bedienen kann. 

Der Korridor 4 Rhein/ Main-Stuttgart/Würzburg- 
München ist der bei weitem umfangreichste Korridor 
dieser Studie, weil hier zwei parallele Streckenfüh- 
rungen - über Würzburg bzw. Stuttgart - betrachtet 
werden. Des weiteren ist festzuhalten, daß beide 
Streckenführungen auf Teilabschnitten auch für an- 
dere wichtige Relationen von Bedeutung sind und 
hier möglicherweise abgewogen werden muß, für 
welche Linien freie Trassen tatsächlich vergeben 
werden. 

ln der Gesamtbetrachtung ergibt sich, daß zwischen 
dem Rhein/Main- und dem Rhein/Neckar-Gebiet im 
wesentlichen Trassen auf der linken Rheinstrecke 
verfügbar sind. Bedeutender Engpaß ist hier die 
Rheinbrücke zwischen Ludwigshafen und Mann- 
heim. Im Abschnitt des Korridors von Frankfurt über 
Darmstadt sind nur noch eine bzw. fünf zusätzliche 
Trassen verfügbar. Im nördlichen Teil des Korridors 
über Aschaffenburg stehen im Zeitraum von 8 Uhr 
bis 20 Uhr je Richtung noch acht freie Trassen zur 
Verfügung. Im südlichen Teü des Korridors über 
Stuttgart können zwischen 8 Uhr und 20 Uhr je Rich- 
tung noch drei Trassen zusätzlich belegt werden. Ins- 
gesamt stehen bezogen auf die Korridormitte, d. h. 
auf die Abschnitte Aschaffenburg und Geislingen, 
noch ca. 17 % freie Trassen zusätzlich zur Verfügung. 
Einschränkend muß festgestellt werden, daß die Zeit- 
lage der Trassen im Geislinger Abschnitt nicht zwin- 
gend mit verfügbaren Kapazitäten zwischen Mann- 
heim und Frankfurt korrespondiert. Wie vorstehend 
erwähnt, können die freien Trassen jedoch mit Zügen 
belegt werden, welche nicht notwendigerweise bei- 
de Engpaßabschnitte durchqueren, z. B. in Richtung 
Saarland. 

Korridor 5 Berlin-Nürnberg bietet das größte Ent- 
wicklungspotential, allerdings ausgehend von einem 
im Vergleich zu den anderen Korridoren im Betrach- 
tungszeitraum geringen Niveau. Den bereits verkeh- 
renden acht bzw. neun Zügen zwischen Bamberg 
und Fürth stehen sechs bzw. drei zusätzlich verfüg- 
bare Trassen gegenüber. Dies entspricht einem zu- 
sätzhchen Angebot von 75% bzw. 33%. Zwischen 
Marktredwitz und Nürnberg ist eine Kapazitätsstei- 
gerung um 63 % bzw. 75 % möglich bei einem Aus- 
gangsniveau von je acht Zügen je Tag und Richtung. 
Im Durchschnitt können zusätzlichen Kapazitäten 
von ca. 60 % unterstellt werden. 
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Abbildung II-3.3 

Korridorspezifische Kapazitätsreserven der Stufen I bis III 



Quelle: I VE 1998 


Abbildung 11-3.3 zeigt die Ergebnisse in einer Über- 
sicht. Zum Verständnis der Grafik ist anzumerken, 
daß in den im Text genannten Ergebnissen zur An- 
zahl genutzter und noch verfügbarer Trassen eine 
Steigerung der zugspezifischen Kapazitäten noch 
nicht berücksichtigt ist. Für die Abbildung wurden 
die Ergebnisse dahin gehend umgerechnet, daß hier- 
in die ermittelten Kapazitätsreserven der Stufe III in- 
folge zusätzlich verfügbarer Trassen unter Annahme 
der gleichzeitigen Realisierung von Maßnahmen aus 
Stufe II, also der Steigerung der zugspezifischen Ka- 
pazitäten, Eingang fanden. 

Im einzelnen wird deuthch, daß nur im Korridor 5 
durch die Stufe III nennenswerte Kapazitätsreserven 
aktiviert werden könnten. Korridor 3 stellt durch die 
Berücksichtigung der Neubaustrecke quasi einen 
Sonderfall dar: Nach Fertigstellung der Baumaß- 
nahme beträgt der Kapazitätszuwachs aus Stufe III 


für Korridor 3 nur etwa 14%, da zwar auf der Neu- 
baustrecke eine größere Anzahl von Trassen reah- 
sierbar wäre, diese jedoch nicht durchgehend bis in 
den Rhein-Neckar-Raum geführt werden können. 
Zusätzliche Reserven auf dem Abschnitt Köln-Frank- 
furt können zum jetzigen Zeitpunkt nicht quantifi- 
ziert werden. Es ist auch davon auszugehen, daß die 
volle Ausschöpfung der verfügbaren Trassen auf der 
Neubaustrecke aufgrund der unzureichenden Lei- 
stungsfähigkeit der betroffenen Bahnhöfe nicht aus- 
genutzt werden kann. 

Begrenzte Bahnhofs- und Knotenleistungsfähigkei- 
ten dürften für den Kapazitätszuwachs durch die in 
Stufe III ausgewiesenen zusätzüchen Trassen jedoch 
keinen generell limitierenden Faktor darstellen, da 
deren absolute Anzahl vergleichsweise klein ist. 

Die nachgewiesenen freien Trassen dürften sich in 
der Regel nicht für ein zusätzhches Angebot an ver- 
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takteten Verkehren auf den untersuchten Haupt- 
strecken nutzen lassen. Eine Ausnahme stellt hier 
möglicherweise der Korridor 5 dar, bei dem z. B. auf 
der Strecke über Bamberg eine Verdichtung des IC- 
Angebots auf einen Stundentakt möglich ist. Eine 
Neuordnung des gesamten Fahrplans auf dieser 
Strecke wäre dann aber zumindest teilweise unum- 
gänglich. 


3.3 Kapazitätsreserven bei Einsatz 
neuer Konzepte 

Kapazitätsreserven Stufe IV: 

Einführung neuer Betriebskonzepte 

Stufe IV ergänzt die Möglichkeiten zur Kapazitäts- 
steigerung um die Einführung neuer Betriebskon- 
zepte. Dabei handelt es sich in den drei hier dis- 
kutierten Lösungsansätzen um Verfahren mit völlig 
unterschiedlichem Entwicklungs- bzw. Reifegrad. 

Ein Beitrag zur Kapazitätssteigerung im SPFV durch 
Variation der derzeitigen Linienführungen kann vor 
allem dann geleistet werden, wenn dadurch überla- 
stete zentrale Bahnhöfe bzw. zentrale Bereiche oder 
einzelne Bahnhöfe, die zur Aufnahme langer Züge 
oder von Zügen großer Kapazität nur mangelhaft ge- 
eignet sind, umgangen werden können. Allerdings 
wären Einschränkungen in der Angebotsqualität zu 
erwarten, wenn z. B. eine Minimierung der Umstei- 
gevorgänge oder eine Bedienung aller derzeit be- 
dienten Bahnhöfe nicht mehr realisierbar wären. Es 
ist ferner zu berücksichtigen, daß die meisten der 
vorgeschlagenen Maßnahmen im Rahmen der der- 
zeitigen Nachfragesituation im SPFV kaum Aussicht 
auf Umsetzung haben. Allerdings ist unter der An- 
nahme erheblicher Nachfragesteigerungen mit ei- 
nem deutlichen Nachfragezuwachs auch auf bisher 
schwach frequentierten Relationen zu rechnen. Ein 
Fahrgastaufkommen auf Nebenfernstrecken oder in 
derzeit im SPFV nicht bedienten Bahnhöfen könnte 
auch wirtschaftlich interessant werden. 

Folgende Gestaltungsmöglichkeiten kommen bei der 
Variation der Linienführungen prinzipiell in Frage: 

• Auslassung von Bahnhöfen (Durchfahrt), welche 
überlastet oder nur unzureichend (z. B. mit zu kur- 
zen Bahnsteigen) ausgestattet sind. Die Bedie- 
nung ausgelassener Bahnhöfe sollte allerdings 
weiterhin in angemessener Weise sichergestellt 
werden, z. B. durch eine Verbesserung des Ange- 
bots mit qualifizierten Zügen des Regionalschnell- 
verkehrs. Diese zusätzlichen Züge führen wieder- 
um zu einer stärkeren Auslastung der betroffenen 
Strecken. Die Bildung (neuer) kapazitiver Eng- 
pässe könnte die Folge sein. 

• Bedienung alternativer Bahnhöfe mit für lange Zü- 
ge geeigneter Infrastruktur bzw. mit Erweite- 
rungsmöglichkeiten. Besonders in Ballungsräu- 
men mit dicht vertakteten S-Bahnangeboten ist 
die Bedienung diesbezüglich gut erschlossener 
peripherer Bahnhöfe vorstellbar. Ein Ausbau der 
entsprechenden Bahnhöfe wird i.d.R. unumgäng- 
lich sein. 


• Kleinräumige Umfahrung (z. B. auf Güterumge- 
hungsbahnen) von Bahnhöfen oder zentralen Be- 
reichen, welche betrieblich nicht für lange Züge 
geeignet oder bereits überlastet sind. 

• Großräumige Umfahrung von Engpässen auf alter- 
nativen Routen, insbesondere Nebenfernstrecken, 
eventuell auch unter Auslassung von ursprüngli- 
chen Halten. Für die beidfen letztgenannten Punkte 
ist zu beachten, daß die Nutzung von Strecken, 
welche weitgehend dem Güterverkehr Vorbehalten 
bleiben sollen, betrieblichen Konzepten wie der 
Entmischung und hier insbesondere dem Projekt 
„Netz 21" der DB AG entgegenstehen. Gegebe- 
nenfalls muß sich der SPFV mit seinen Geschwin- 
digkeiten denen der Güterzüge anpassen. 

Der Eisenbahnverkehr wird in der Bundesrepubhk 
Deutschland bislang zum größten Teil im Mischver- 
kehr betrieben. Züge unterschiedlicher Geschwin- 
digkeiten und unterschiedlicher Gattungen befahren 
dieselben Strecken. Liegt keine tageszeitliche Tren- 
nung von schnellen und langsameren Zügen vor, so 
verringern die unterschiedlichen Geschwindigkeiten 
die Leistungsfähigkeit der Strecken erheblich. Dane- 
ben muß auf Mischverkehrsstrecken die Infrastruktur 
für den Nutzer mit den jeweils höchsten Ansprüchen 
an spezielle Parameter vorgehalten werden, obwohl 
andere Nutzer diese nicht ausschöpfen. Ein erhöhter 
Bedarf an Kapazitäten auf den Hauptstrecken des 
Netzes und eine Analyse der Instandhaltungskosten 
bei Mischverkehrsstrecken haben zu Überlegungen 
geführt, Verkehre zu entmischen und zu harmonisie- 
ren. 

Unter der Harmonisierung des Betriebs wird im all- 
gemeinen zunächst die Angleichung der Zugge- 
schwindigkeiten auf einer Strecke auf ein möglichst 
enges Geschwindigkeitsspektrum verstanden. Zwar 
wurde in den vergangenen Jahren durch den Einsatz 
verbesserter Technik die Beschleunigung langsamer 
Nahverkehrszüge ermöglicht, auch können Güter- 
züge durch den Einsatz verbesserten Rohmaterials 
mit besserer Bremstechnik schneller fahren als in 
der Vergangenheit. Dennoch bleiben die Geschwin- 
digkeitsunterschiede beider Verkehre zum hoch- 
wertigen SPFV mit Höchstgeschwindigkeiten von 
200 km/h und mehr (ICE-Verkehr) bedeutend. 

Um eine Harmonisierung zu erreichen, müßte eine 
deutliche Verlangsamung des SPFV erfolgen, wenn 
alle Verkehre (Fernverkehr, Nahverkehr, Güterver- 
kehr) auf derselben Strecke verkehren sollen. Dies 
wäre nur zu Lasten der Reisezeiten im SPFV durch- 
führbar, was zu einer wesentlichen Angebotsver- 
schlechterung führen würde und so einer Harmoni- 
sierung der Geschwindigkeiten auf Strecken mit ei- 
ner großen Produktvielfalt im Personen- und Güter- 
verkehr enge Grenzen setzt. 

In vielen Fällen ist jedoch eine tageszeithch be- 
grenzte Harmonisierung der Geschwindigkeiten auf 
einer Strecke realisierbar. Dies sind im wesentlichen 
Zeiträume, in denen der schnelle SPFV nicht oder 
nur selten verkehrt, also nachts und in den Tages- 
randlagen. In diesen Zeiten werden die Geschwin- 
digkeiten des Personenverkehrs denen des Güterver- 
kehrs angepaßt. 
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Unter Entmischung des Betriebs wird allgemein die 
räumliche oder zeitliche Trennung von Verkehren 
verstanden, die nicht harmonisiert werden können 
oder sollen. Die Entmischung kann dabei durch un- 
terschiedliche technische Anforderungen der Züge 
an die Infrastruktur oder durch betrieblich relevante 
Geschwindigkeitsunterschiede motiviert werden. Im 
erstgenannten Fall wird eine Entmischung durch Zu- 
ordnung der einzelnen Verkehre zu unterschiedli- 
chen Strecken erfolgen müssen, weil die technischen 
Eigenschaften der Züge dies erfordern oder weil 
sonst keine kostenrelevanten Infrastrukturanpassun- 
gen möglich sind. Züge mit unterschiedlichen Ge- 
schwindigkeiten lassen sich hingegen sowohl durch 
infrastrukturelle Entmischung als auch durch zeitli- 
che Entmischung (Züge unterschiedlicher Geschwin- 
digkeitsniveaus fahren zu unterschiedlichen Tages- 
zeiten) voneinander trennen. 

Entmischung und Harmonisierung werden vom Ge- 
schäftsbereich Netz der DB AG im Projekt „Netz 21 " 
verfolgt. Die Überlegungen sehen eine Klassifizie- 
rung des Streckennetzes für unterschiedliche Ver- 
kehrsarten vor, die sowohl die differierenden Trans- 
portanforderungen als auch die unterschiedlichen 
Geschwindigkeitsprofile berücksichtigt. So weit 
möglich, soll eine räumliche Trennung des schnellen 
Personen-, des Güter- und des regionalen (langsame- 
ren) Personenverkehrs durch die Ausweisung weit- 
gehend unabhängiger Netze für diese Verkehrsarten 
realisiert werden (Fricke/Janiak 1996). Erwünschte 
Effekte sind neben Kapazitätssteigerungen - von sei- 
ten der DB AG wird eine Steigerung der Streckenlei- 
stungsfähigkeit bis zu 25 % , bei vollständiger Tren- 
nung von SPFV, G V und SPNV sogar von bis zu 45 % 
(Fricke/Janiak 1996) erwartet - auch Kosteneinspa- 
rungen aufgrund einer angepaßten Infrastruktur. Ins- 
besondere Weichenverbindungen und Überholgleise 
verursachen in einer Infrastruktur für Mischbetrieb 
hohe Kosten und können bei entmischten und har- 
monisierten Verkehren um einen bedeutenden Anteil 
reduziert werden. 

Es ist allerdings zu bedenken, daß bei Erhöhung der 
Streckenleistungsfähigkeiten durch die Entmischung 
des Betriebs auch die Bahnhöfe eine Erweiterung 
ihrer Kapazitäten erfahren müssen. Die Infrastruktur 
im Bereich der Bahnhöfe bietet heute im allgemeinen 
nicht die Möglichkeit, den einzelnen Leistungs- 
netzen einen eigenen Abschnitt bzw. konfliktfrei zu 
befahrende Gleise zuzuordnen. Somit besteht die 
Gefahr, daß das Potential der Strecken aufgrund von 
betrieblichen Engpässen in den Knoten nicht ausge- 
schöpft werden kann. 

Die Ausweisung zusätzlicher Trassen für den SPFV 
(Stufe III) in bezug auf den Status-quo kann nicht 
losgelöst von den Entmischungsstrategien gesehen 
werden. Zum einen beziehen sich die von „Netz 21" 
an visierten Kapazitätssteigerungen ebenfalls auf den 
Status quo. Auf der anderen Seite induziert die 
Entmischung eine Umstrukturierung des Fahrplans, 
während die im Rahmen der Stufe III vorgenomme 
Trassenfindung die heutigen Trassen als fixe Vor- 
gabe annimmt. Somit sind die Effekte aus der 
Stufe III und der Entmischung nicht pauschal addier- 
bar. 


Einsatz des TCS-Konzepts für den SPFV 

Das Konzept, Züge auf Teilen ihrer Laufwege zu 
einem Verband zu vereinen und nach dem gemein- 
samen Befahren eines Streckenabschnittes wieder zu 
trennen, wird seit etwa 1994 unter dem Begriff 
„Train-Coupling and -Sharing", kurz TCS, diskutiert. 
Der Grundgedanke von TCS ist der Einsatz von 
nachfrageangepaßten Zug- „Modulen", die im Mittel 
eine kürzere Länge als heutige Züge aufweisen und 
während des gesamten Weges als Einheiten zusam- 
menbleiben. Zur Reduktion von Trassen aus wirt- 
schaftlichen (Trassenpreise) oder Kapazitätsgründen 
werden diese Module für bestimmte Wegabschnitte 
zu Verbänden zusammengefügt. Die Bildung eines 
Verbandes (Coupling) führt dann zur gemeinsamen 
Nutzung einer Trasse (Sharing). Gegebenfalls kann 
der Verband auch wieder aufgelöst werden, und die 
Module können unterschiedliche Ziele anfahren. 

Die DB AG integriert derzeit mit dem Einsatz des 
ICE 2 das „Halbzugkonzept" in den ICE- Verkehr. 
Das Hauptziel besteht dabei in einer möglichst effizi- 
enten Anpassung des Platzangebots an die vorhan- 
dene Nachfrage auf einzelnen Teilrelationen. Insbe- 
sondere in den Endbereichen einzelner Linien kön- 
nen so die Ressourcen effektiver und ökonomischer 
eingesetzt werden. 

Zur Erhöhung der Kapazitäten im SPFV werden 
durch die Autoren der Studie Varianten des TCS- 
Konzepts vorgeschlagen, die auf zwei wichtigen 
Maßnahmen basieren: 

• Anhebung der derzeit nach der Fahrdienstvor- 
schrift der DB AG auf 700 m begrenzten maximal 
zulässigen Zuglänge auf 800 m, um mit jedem 
Halbzug die max. Bahnsteiglänge von 400 m opti- 
mal ausnutzen zu können. 

• Die Belegung einer durch TCS freigewordenen 
Trasse mit einem weiteren Zug des SPFV. 

Der Betrieb eines Verbandes pro Stunde auf einer mit 
hochwertiger Betriebsleit- und Sicherungstechnik 
ausgestatteten Strecke wurde als mittelfristig mach- 
bar angesehen. Bezogen auf die Belegung von 
Hauptverkehrsstrecken mit ca. 3 bis 4 Zügen des 
SPFV je Stunde würde dies eine Steigerung der Tras- 
senanzahl von ca. 30% bedeuten. Falls jedoch die 
Belegung der freigewordenen Trasse mit einem wei- 
teren Zug des SPFV nicht realisiert werden kann, 
so ließen sich zwar auf dem Sharingabschnitt durch 
die Verbandsbildung der Trassenverbrauch (und da- 
mit der Trassenpreis) reduzieren, allerdings würde 
dies nicht zu einer Erhöhung des Sitzplatzangebots 
führen. 

Aus technischer Sicht ist anzumerken, daß die heu- 
tige Steuerungs- und Sicherungsphilosphie einen in- 
tensiven Einsatz von TCS mit Verbandslängen von 
800 m nicht zuläßt. Mit einem zukunftsorientierten 
Sicherungssystem wären aber wesentlich schnellere 
Kupplungsmanöver denkbar. Ein Kuppeln mittels 
„Elektronischer Deichsel" - entsprechende Konzepte 
werden für Straßenfahrzeuge bereits entwickelt bzw. 
getestet - würde ein physisches Kuppeln und Ent- 
kuppeln sogar überflüssig machen. Eine TCS-kom- 
patible Steuerungstechnik liegt heute noch nicht vor, 
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die erschheßbaren Reserven böten aber einen attrak- 
tiven Grund, diese intensiv mit einem mittel- bis 
langfristigen Zielhorizont (10 bis 20 Jahre) zu entwik- 
keln. Weitere Anpassungsmaßnahmen wären bei der 
Bahnhofsinfrastruktur notwendig. Zudem wächst die 
Bedeutung des Pünktlichkeitsniveaus, da die Abhän- 
gigkeit der Züge bzw. Module untereinander zu- 
nimmt, sich die Auswirkungen von Betriebsstörun- 
gen erhöhen würden und in diesem Falle auch nicht 
eingeplante ~ zusätzliche - Trassen benötigt werden 
könnten. Eine zugleich durchgeführte räumliche 
Trennung unterschiedlicher Zugarten im Rahmen ei- 
ner Entmischung sollte demgegenüber wiederum zu 
einer Stabilisierung der Betriebsabläufe beitragen. 

Kapazitätsreserven Stufe V: Einführung neuer 
Betriebsleittechniken 

Ein für die Streckenleistungsfähigkeit wesenthcher 
Faktor ist die eingesetzte Betriebsleittechnik. Derzeit 
wird an der Entwicklung neuer Betriebsleittechniken 
gearbeitet, mit denen die Leistungsfähigkeit der vor- 
handenen Infrastruktur gesteigert werden soll. Zu 
nennen sind hier vor allem die Projekte CIR-ELKE 
(Computer Integrated Railroading - Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit im Kernnetz der Eisenbahn) sowie 
European Train Control System (ETCS). Beide sind 
im Kapitel IV näher beschrieben. 

Im Rahmen von Pilotstudien konnte gezeigt werden, 
daß CIR-Maßnahmen - flankiert von kleineren Aus- 
baumaßnahmen - eine deutliche Leistungssteige- 
rung von ca. 20-30% gegenüber dem Istzustand er- 
möglichen und damit geeignet sind, relativ kurz- 
fristig zusätzliche Kapazitäten auf vorhandenen 
Strecken zu schaffen. Da die CIR-Maßnahmen 
hauptsächlich bei Ein- und Ausfädelungsvorgängen 
spürbare Leistungsverbesserungen bringen, sind die 
Auswirkungen bei Mischbetrieb wegen der Vielzahl 
der dort auftretenden Überholvorgänge besonders 
markant. Bei artreinem Betrieb sind die Auswirkun- 
gen nur an Streckenverzweigungen und bei den 
Zugwechselzeiten am Bahnsteig signifikant. 

Für die Bestimmung der Kapazitätsreserven ist aus- 
drückhch festzuhalten, daß enge Wechselwirkungen 
zwischen unterschiedlichen betrieblichen Maßnah- 
men und neuen Betriebsleittechniken bestehen. Le- 
diglich die ausgewiesenen Kapazitätsreserven der 
Stufe I/II können unabhängig von den anderen Stu- 
fen betrachtet werden, da die Anhebung des Sitz- 
platzangebots durch längere Züge und den Einsatz 
von Wagen mit hoher Kapazität in keinem direkten 
Zusammenhang zu den infrastrukturellen und be- 
triebhchen Maßnahmen steht. Demgegenüber be- 
steht ein enger Zusammenhang zwischen CIR-ELKE- 
Projekten und Maßnahmen zur Entmischung und 
Harmonisierung. CIR-ELKE erreicht die größten 
Effekte in bezug auf die Steigerung der Streckenlei- 
stungsfähigkeit, wenn der Zugbetrieb ein sehr in- 
homogenes Geschwindigkeitsbild aufweist. Eine 
Harmonisierung der Geschwindigkeiten oder die 
Entmischung unterschiedlich schneller Züge wird 
diese Effekte also schmälern. 

Die CIR-ELKE-Technologie ist für Engpaßabschnitte 
auf Mischverkehrsstrecken vorgesehen und zielt so- 


mit auf eine punktuelle Entschärfung der Engpaßsi- 
tuationen - allerdings mit weiträumigen Auswirkun- 
gen auf die entsprechenden Strecken. Die Entmi- 
schung des Betriebs kann und soll hingegen netzweit 
vorgenommen werden. In einigen Streckenabschnit- 
ten wird diese Entmischung aufgrund fehlender Al- 
ternativstrecken oder verkehrlicher Zwangspunkte 
ohne den Bau neuer Strecken nicht realisierbar sein. 
Hier kann der Einsatz von CIR-ELKE als Ergänzung 
von „Netz 21 " in Betracht gezogen werden. 

Insgesamt kann festgehalten werden, daß ~ aufgrund 
seiner netzweiten Bedeutung sowohl für die Infra- 
struktur als auch für die betrieblichen Belange ~ 
„Netz 21" als Basis-Konzept betrachtet werden 
sollte. Diesem Ansatz wären CIR-ELKE-Maßnahmen 
und Streckenerweiterungen wie z. B. Lückenschlie- 
ßung für die Leistungsnetze unterzuordnen. Darauf 
aufbauend kann die Erweiterung des Betriebspro- 
gramms durch die Einplanung zusätzlicher Trassen, 
die Variation von Linienführungen und den Einsatz 
TCS-basierter Betriebsformen vorgenommen wer- 
den. 


3.4 Schlußfolgerungen 

Die Untersuchung zu den Kapazitätsreserven der 
Bahn im Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) be- 
legt, daß entgegen häufig geäußerter gegenteiliger 
Einschätzung bereits durch kurzfristig realisierbare 
technische und organisatorische Maßnahmen erheb- 
liehe Kapazitätsreserven bereitgestellt werden kön- 
nen. Derartige Maßnahmen betreffen ausschließlich 
den Fahrzeugpark, wie die Erhöhung der Wagenzahl 
je Zug (Stufe I) und die Änderung der Zugkonfigura- 
tionen durch den Einsatz von Doppelstockwagen 
(Stufe II). Würden diese^ beiden Maßnahmen kombi- 
niert (Stufe I/II), so stünden in den untersuchten Kor- 
ridoren zusätzliche Kapazitäten in Höhe von 70 bis 
110% im Vergleich zum Status-quo zur Verfügung. 
Die weiterhin kurz- bis mittelfristig durchführbare 
Maßnahme „Belegung zusätzlicher Fahrplantrassen" 
(Stufe III) hat sehr unterschiedliche Auswirkungen 
für die betrachteten Korridore. Während für einige 
Korridore nur geringfügige Kapazitätssteigerungen 
möglich sind, ergeben sich für die Korridore „ Rhein/ 
Ruhr-Rhein/Main" (Korridor 3) und „Berhn-Nürn- 
berg" (Korridor 5) erhebhehe Steigerungen von über 
100%. Die Einführung fortgeschrittener technischer 
und organisatorischer Maßnahmen, wie beispiels- 
weise moderne Betriebsleittechniken (Stufe V), wird 
mittel- bis langfristig weitere Kapazitätssteigerungen 
ermöglichen, deren exakte Quantifizierung jedoch 
heute nur bedingt möglich ist. 

Die Maßnahmen bzw. Kapazitätsreserven zu den 
Stufen III bis V sind in einem engen Zusammenhang 
zu sehen. Eine Übertragung der zu erwartenden Ef- 
fekte auf den gesamten SPFV ist insbesondere auf- 
grund der nur punktuellen Wirkung einzelner Maß- 
nahmen (z. B. CIR-ELKE) sehr schwer durchzufüh- 
ren. Die Zusammenfassung der Maßnahmen der 
Stufe III mit den Entmischungs- und Harmonisie- 
rungsansätzen sowie CIR-ELKE- bzw. ETCS-Techni- 
ken dürfte aber eine Steigerung der Trassenzahl um 
30% gegenüber dem Status-quo ermöglichen. Die 
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Kapazitätsreserven, bezogen auf das Sitzplatzange- 
bot, steigen entsprechend. Werden die Trassen durch 
verlängerte Züge mit einer höheren Sitzplatzanzahl 
(Stufe I/II) befahren, ergeben sich daraus insgesamt 
Kapazitätsreserven um 120%. 

Die mit Infrastrukturerweiterungen bzw. -anpassun- 
gen verbundenen Maßnahmen haben einen eher 
mittelfristigen Realisierungshorizont. Demgegenüber 
sind die Effekte eines Betriebs unter Nutzung 
von Train-Coupling- and -Sharing (TCS-)-Konzepten 
mehr im mittel- bis langfristigen Bereich zu sehen. 
Für einen umfangreichen netzweiten Einsatz der in 
der Studie vorgeschlagenen Betriebsvarianten sind 
heute die notwendigen Voraussetzungen sowohl auf 
der Steuerungs- als auch auf der Infrastrukturseite 
nicht gegeben. Auf einzelnen Linien sollte der Be- 
trieb von Verbänden mit bis zu 800 m allerdings mit- 
tel- bis langfristig durchführbar sein. Wird jede dritte 
SPFV-Trasse von einem Verband befahren, können 
wiederum Kapazitätsreserven von 30 % realisiert 
werden, die in Summation mit den vorherigen Maß- 
nahmen eine prozentuale Steigerung um ca. 200% 
und damit eine Verdreifachung gegenüber dem Sta- 
tus-quo bedeuten. 

Auf lange Sicht (ca. 20 Jahre) ist der ausgedehnte 
Einsatz von Verbänden vorstellbar. Die Verdopplung 


aller Zuglängen durch das Bilden von Verbänden mit 
jeweils zwei Modulen aus heutigen Zügen verdop- 
pelt das Sitzplatzangebot. Die Zusammenfassung 
aller Maßnahmen würde folgüch eine Vervierfa- 
chung des Angebotes und damit eine Steigerung der 
Kapazitätsreserven um 300 % gegenüber der Gegen- 
wart ermöghchen. Eine Zusammenstellung der Kapa- 
zitätsreserven differenziert nach den einzelnen Stu- 
fen sowie als Summe zeigt Tabelle II-3.3. 

Die hier durchgeführten Untersuchungen ergänzen 
das Ergebnis einer im Auftrag des Umweltbundes- 
amtes und des Deutschen Verkehrsforums durchge- 
führten Studie zu den Kapazitäten der Schienenin- 
frastruktur im Güterverkehr. Diese Studie wies nach, 
daß auch im Güterverkehr erhebhche Kapazitäts- 
reserven vorliegen. Der durchgeführte Vergleich 
mit den Kapazitäten des Straßengüterfemverkehrs 
zeigte, daß die Bahn in der Lage wäre, erhebhche 
Anteile des Straßengüterfemverkehrs - je nach Korri- 
dor zwischen 35 und 100 % - zusätzüch zum vorhan- 
denen Aufkommen auf der Schiene zu befördern. Es 
muß jedoch betont werden, daß beide Studien nur 
die Untersuchung der technischen Machbarkeit zum 
Ziel hatten. Aussagen zu den Rahmenbedingungen, 
die erforderüch wären, um diese Kapazitäten auch 
auszuschöpfen, waren nicht Gegenstand der Unter- 
suchungen. 


Tabelle II-3.3 


Kapazitätsreserven im Schienenpersonenfernverkehr, 
bezogen auf das Sitzplatzangebot im Status-quo 


Kapazitätsreserven im Schienenpersonenfernverkehr 


Maßnahme 

Realisierungshorizont 

Reserven durch 
Reaüsierung der Einzel- 
maßnahmen bezogen 
auf Ist-Zustand 1995/96 

Reserven bei paralleler 
Realisierung aller 
Maßnahmen bezogen 
auf Ist-Zustand 1995/96 
(kumuliert) 

Stufe I/II 

kurz- bis mittelfristig 

70% 

70% 

Stufe III, Harmonisie- 
rung und Entmischung, 
Betriebsleittechniken 
(z.B. CIR-ELKE) 

mittelfristig 

30% 

120% 

TCS und Variation 

mittel- bis langfristig 

30% 

ca. 200 % 

der Linienfühmng 

langfristig (ca. 20 Jahre) 

bis 100% 

bis über 300 % 
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III. Instrumente der Verkehrspolitik 


1 . Instrumente - Maßnahmen - Optionen: 

Ein Überblick 

Verkehrspolitik als staatliche Einflußnahme auf das 
Verkehrsgeschehen findet auf vielfältige Weise statt. 
Der Staat tritt als Investor von Verkehrswegen auf 
(Planung, Finanzierung und Bau), er übernimmt 
selbst als Aufgabenträger bestimmte verkehrliche 
Angebote und legt Tarife und Fahrpläne fest oder 
überträgt das Angebot nach seinen eigenen hoheit- 
lichen Vorstellungen einem privatwirtschaftlich orga- 
nisierten Unternehmen. Er erteilt Genehmigungen 
für Verkehrsinvestitionen und den Verkehrsbetrieb 
auf privatwirtschaftlicher Basis oder auf einer ande- 
ren staatlichen Ebene und gewährt hierfür manchmal 
auch finanzielle Zuschüsse. Der Staat genehmigt 
Preise und Preisstrukturen für Verkehrsdienstleistun- 
gen oder erhebt Steuern im Verkehrssektor zur Erzie- 
lung eigener Einnahmen. Die staatliche Einflußnah- 
me nimmt je nach Verkehrsträger (Straße, Schiene, 
Binnenschiffahrt, Seeschiffahrt, Luftfahrt) verschie- 
dene Formen und Intensitätsgrade an und ist seit 
einigen Jahren stark im Wandel begriffen. 

Als wichtige marktordnungspolitisch relevante Rege- 
lungen der jüngsten Zeit, deren Umsetzung eingelei- 
tet, aber noch nicht vollkommen abgeschlossen ist, 
sind die neuen EU-rechtlichen Rahmenbedingungen 
für die Erbringung gemeinwirtschaftlicher Leistun- 
gen und den Eisenbahnverkehr, die Bahnreform in 
der Bundesrepublik Deutschland, das deutsche Fern- 
straßenbauprivatfinanzierungsgesetz aus dem Jahr 
1994, aber auch die freie Preisbildung im grenzüber- 
schreitenden Straßengüterverkehr und die Locke- 
rung des Marktzugangs zu nennen. 

Parallel zu den grundlegenden Neuorientierungen 
im Verkehrssektor findet eine intensive - theorie- 
und empiriebezogene - Erörterung der Instrumente 
und Maßnahmen statt, die relativ direkt auf die Ab- 
läufe bzw. Prozesse im Verkehrssystem ausgerichtet 
sind. Es geht um die Einführung, Fortsetzung, Ab- 
schaffung oder Änderung konkreter verkehrspoliti- 
scher Maßnahmen. Als Beispiele seien hier die Um- 
legung der Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralöl- 
steuer, die Einführung von Wegebenutzungsab- 
gaben im Straßenverkehr, die finanzielle Förderung 
des öffentlichen Personennahverkehrs oder die Be- 
nutzung von Einbahnstraßen für den Fahrradverkehr 
auch in Gegenrichtung genannt. 

Der Einsatz von Instrumenten und Maßnahmen für 
den Verkehr wird unter unterschiedlichen Zielset- 
zungen diskutiert. Zunehmend liegt ein Schwer- 
punkt bei umweltpolitischen Zielsetzungen. Entspre- 
chend dem liberal-ökonomischen bzw. marktwirt- 
schaftlichen Grundkonzept steht dabei die Frage im 
Vordergrund, ob und wie verkehrlich bedingte Um- 
weltbelastungen in Preissignale umgesetzt werden 
können und müssen (siehe beispielsweise ECMT 


1994; EU 1995; Huckestein 1996; Ewers/Mankel 
1997). 

Diese speziell auf den Verkehrssektor bezogene Dis- 
kussion erhält neue Impulse durch die primär auf 
den Energiesektor ausgerichtete Erörterung der Vor- 
aussetzungen und Folgen einer ökologischen Steuer- 
reform (SRU 1996), aber auch durch die allgemeine 
umweltpolitische Instrumentediskussion. 

In der umweltpolitischen Instrumentediskussion wer- 
den vor allem ordnungsrechtliche und preispolitische 
Instrumente miteinander verglichen. In erster Linie 
werden hierfür die Kriterien ökologische Treffsicher- 
heit und ökonomische Effizienz, aber auch weitere 
Aspekte wie der Aufwand an Informationen und Ko- 
sten für die Umsetzung herangezogen (SRU 1994; 
Coenen et al. 1996; OECD 1997). 

Eine an den genannten umweltpolitischen und wei- 
teren Kriterien orientierte durchgängige und in 
Theorie wie in Empirie akzeptierte Abgrenzung von 
zugleich Verkehrs- und umweltpolitisch relevanten 
Instrumenttypen gibt es bisher nicht. Dennoch er- 
scheint es wichtig, verschiedene Instrumenttypen 
oder -kategorien zu unterscheiden, um sich klarzu- 
machen, wo die zukünftigen Schwerpunkte des ver- 
kehrsbezogenen Instrumenteneinsatzes bei vorgege- 
benen Zielsetzungen prinzipiell liegen könnten. Es 
bietet sich daher an, die im umweltpolitischen Be- 
reich zunehmend herangezogenen Kategorisierun- 
gen von Instrumenten aufzugreifen (Coenen et al. 
1996; BMU 1997b) und im Hinblick auf die im Ver- 
kehrssektor angewandten Maßnahmen zu modifizie- 
ren bzw. auszuweiten. 

Ziel der weiteren Ausführungen in diesem Kapitel ist 
es, die Differenziertheit und möglichst auch die ge- 
samte Bandbreite der für den Verkehrssektor ein- 
schlägigen Instrumente bzw. Instrumenttypen aufzu- 
zeigen. 

Entsprechend den Steuerungsgrößen, an denen der 
staatliche Einfluß primär wirksam wird, werden die 
folgenden verkehrspolitischen Instrumenttypen un- 
terschieden: 

- Informatorische Instrumente 

- Organisatorische Instrumente 

- Instrumente der Selbstverpflichtung 

- Ordnungsrechtliche Instrumente 

- Preisliche Instrumente 

- Finanzierungsinstrumente 

- Planerische Instrumente 

Sofern einzelne Instrumente konkret ausgestaltet 
sind, werden sie als Maßnahmen bezeichnet. Maß- 
nahmen dienen der Umsetzung bestimmter überge- 
ordneter Zielsetzungen, z.B. der in dieser Studie im 
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Vordergrund stehenden Zielsetzung „Entlastung des 
Verkehrsnetzes und Verlagerung des Straßenver- 
kehrs auf umweltfreundlichere Verkehrsträger''. 

Die Zusammenfassung wichtiger und möglichst auf- 
einander abgestimmter Maßnahmen zur Umsetzung 
einer bestimmten Zielsetzung ergibt, in der Termino- 
logie dieser Studie, eine Option, Für eine übergeord- 
nete Zielsetzung lassen sich in der Regel mehrere 
alternative Optionen bilden. Sie können nach dem 
jeweiligen Schwerpunkt der zur Zielerreichung her- 
angezogenen Maßnahmen bzw. Instrumenttypen, 
aber auch nach dem verkehrspolitischen Hauptan- 
satzpunkt, z.B. dem öffentlichen Personennahver- 
kehr, bezeichnet sein. In dem letztgenannten Fall 
kommt es in besonderem Maße auf den koordinierten 
Einsatz von Maßnahmen entsprechend allen hierbei 
prinzipiell tangierten Instrumenten an. Von den in 
Kapitel V behandelten drei Optionen sind zwei 
relativ stark auf die Anwendung von Informations- 
und Kommunikations-(IuK-)Techniken ausgerichtet, 
nämhch Option 1; „Verbesserung der Verkehrsinfor- 
mation" und Option 2: „Preisliche Maßnahmen im 
Straßenverkehr". In Option 3: „Attraktivitätssteige- 
rung im ÖPNV" haben die luK-Techniken eine eher 
ergänzende Bedeutung. 

2. Wichtige Typen verkehrspolitischer 
Instrumente 

Während Einzelpersonen und private Unternehmen 
früher überwiegend nur auf der Nachfrageseite des 
Verkehrssystems vertreten waren, wird heute zuneh- 
mend auch die Angebotsseite privat organisiert. 
Nach wie vor ist aber auf beiden Seiten eine erheb- 
liche staatliche Einflußnahme mittels verschiedener 
Instrumente bzw. Maßnahmen festzustellen, die sich 
in Anknüpfung an die jüngere Verkehrs- und um- 
weltpolitische Diskussion in die genannten sieben 
verkehrspolitischen Instrumenttypen einordnen las- 
sen. Im wesentlichen geht es dabei um die Instru- 
menttypen, die relativ direkt auf die Abläufe bzw. 
Prozesse im Verkehrssystem ausgerichtet sind. Spe- 
ziell die planerischen Instrumente können die Funk- 
tion einer längerfristigen Absicherung bestimmter 
verkehrspolitischer Strategien erfüllen. 

Grundsätzliche Fragen der Verkehrsmarktordnung 
werden nicht gesondert auf gegriffen. Die Privatisie- 
rungsfrage wird aber in Verbindung mit den Instru- 
menten zur Investitionsfinanzierung angesprochen. 


Die im folgenden behandelten Instrumenttypen bezie- 
hen sich gemäß der Fragestellung dieser Studie in 
erster Linie auf die Verkehrsträger Straße und 
Schiene. Zu den berücksichtigten Instrumenten gehö- 
ren auch die Mineralöl- und die Kraftfahrzeugsteuer 
(hier als preisliche Instrumente eingeordnet), da sie in 
Zukunft verstärkt zur Beeinflussung der Straßenver- 
kehrsnachfrage eingesetzt werden könnten. In der 
bisherigen verkehrspolitischen Diskussion ist es um- 
stritten, ob diese beiden Steuerarten primär verkehrs- 
politischen Zwecken der Wegekostenfinanzierung 
oder der allgemeinen Einnahmenerzielung des Staa- 
tes nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip dienen. 

2.1 informatorische Instrumente 

Informatorische Instrumente (siehe Tabelle I1I-2.1) 
beziehen sich auf die Bereitstellung von - möglichst 
aktuellen - Informationen über das Verkehrsgesche- 
hen, nach denen der Verkehrsteilnehmer auf freiwil- 
liger Basis sein konkretes Verkehrsverhalten einrich- 
ten kann (z.B. Umleitungsempfehlungen, verkehrs- 
bezogene Aufklärungs- und Schulungsmaßnahrjien, 
Anzeigen verkehrsbedingter Umweltbelastungen) 
oder auch, bei zusätzlichem Einsatz ordnungsrechtli- 
cher Instrumente, sein konkretes Verkehrsverh alten 
ausrichten muß (z.B. Anzeigen von Parkleitsystemen, 
daß alle städtischen Parkmöglichkeiten ausgeschöpft 
sind, gekoppelt mit einem Verbot, in das städtische 
Gebiet einzufahren). Zu den informatorischen Instru- 
menten sind aber auch leicht (z.B. auf individuellem 
elektronischen Weg) zugängliche Fahrgastinforma- 
tionen (z.B. Fahrpläne) zu rechnen. Nur insoweit der 
Staat die Informationen selbst bereitstellt, kann von 
einem informatorischen Instrument entsprechend 
dem oben beschriebenen Verständnis von verkehrs- 
politischen Instrumenten die Rede sein. Sofern - bei 
öffentlichem oder privatem Informationsangebot - 
ergänzende ordnungsrechtliche oder ins Gewicht fal- 
lende Finanzierungsmaßnahmen ergriffen werden, 
könnte der gesamte Maßnahmenkomplex auch die- 
sen beiden - womöglich prägenderen - Instrument- 
typen zugeordnet werden. Verkehrsträger- und ver- 
kehrsunternehmensübergreifende Informationszen- 
tralen können mit unter diese informatorischen In- 
strumente eingeordnet werden, wenn sie von staat- 
lichen Einrichtungen betrieben werden, sie stellen 
aber zugleich ein organisatorisches Instrument dar, 
wenn mehrere Unternehmen - darunter auch öffent- 
liche - sich hieran beteiligen. 


Tabelle I1I-2.1 

Überblick über wichtige informatorische Instrumente für den deutschen Verkehrssektor 


- Parkinformationen und Umleitungsempfehlungen 

- Fahrgastinformationen im öffenthchen Verkehr (z. B. Fahrpläne) 

- Verkehrsbezogene Aufklärungs- und Schulungsmaßnahmen 

- Anzeigen verkehrsbedingter Umweltbelastungen 

- Verkehrsträger- und verkehrsunternehmensübergreifende Informationszentralen (z. B. für Routen- und 
Verkehrsträgerwahl) 
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Zusammenfassend ist darauf zu verweisen, daß die 
informatorischen Instrumente große Anwendungs- 
chancen im Verkehrssektor haben. Sie können in 
hohem Maße von einem zusätzlichen Einsatz der 
luK-Techniken profitieren. Option 1 in Kapitel V 
greift die informatorischen Instrumente als einen 
möglichen Hauptweg zur Erreichung der dieser Stu- 
die vorgegebenen Zielsetzung „Entlastung des Ver- 
kehrsnetzes und Verlagerung des Straßenverkehrs 
auf umweltfreundlichere Verkehrsträger" auf. 


2.2 Organisatorische Instrumente 

Als Kennzeichen eines organisatorischen Instru- 
ments wird hier das Zusammenwirken von zwei an- 
sonsten voneinander unabhängig agierenden Ent- 
scheidungsträgem (Einrichtungen oder Individuen) 
angesehen, wobei wenigstens eine öffentliche oder 
staatliche Einrichtung beteiligt ist oder ein anderes 
staatliches Instrument wie das Ordnungsrecht oder 
das Finanziemngsinstmment zusätzlich zum Einsatz 
kommt. Die in der Literatur üblicherweise anzutref- 
fende Abgrenzung des organisatorischen Instm- 
ments dürfte dagegen im verkehrlichen Zusammen- 
hang eine eher vemachlässigbare Rolle spielen. Es 
handelt sich dort um staatliche Regelungen, die auf 
die innere Organisation von Unternehmen einwirken 
und der Einhaltung umweltgesetzlicher Anfordemn- 
gen oder auch dazu dienen, die Unternehmenstätig- 
keit in Richtung auf umweltverträgliche Produkt- 
und Verfahrensinnovation zu lenken (SRU 1994). 

Entsprechend der hier zugmndegelegten Definition 
gehören zu den organisatorischen Instmmenten (sie- 
he Tabelle III-2.2) beispielsweise Zusammenschlüsse 
von Personen zur gemeinsamen gleichzeitigen Nut- 
zung eines Personenkraftwagens (Car-Pooling - Pkw- 
Mindestbesetzungszahl) oder zur gemeinsamen Nut- 
zung eines Pkw in wechselnder Besetzung (Car- 
Sharing). Die Mitwirkung staatlicher Stellen könnte 
beispielsweise die folgenden Formen annehmen: 
Nur Pkw, die mit drei Personen besetzt sind, dürfen 
in das Stadtgebiet hineinfahren (zusätzliches ord- 
nungsrechtliches Instrument) oder die Car-Sharing- 
Teilnehmer haben Anspmch auf ein verbilligtes 
Ticket für öffentliche Verkehrsmittel (zusätzliches 
Finanziemngsinstrument). Als ein wichtiges organi- 
satorisches Instmment ist auch eine unter verschie- 
denen beteiligten Anbietern abgestimmte Tarif- und 
Fahrplangestaltung im Bereich des öffentlichen Ver- 
kehrs zu nennen, wobei mindestens ein Öffentliches 


Unternehmen beteiligt ist oder die Kooperation Vor- 
aussetzung für staatliche Zuschüsse ist. Denkbar 
wäre auch ein von staatlichen Stellen nüt initiiertes 
und mitgetragenes City-Logistik-Konzept zur Güter- 
endverteilung in Ballungsräumen. Auch die Einrich- 
tung oder Abschaffung eines Querverbundes von 
Verkehrs- und Versorgungsbetrieben auf kommu- 
naler Ebene mit der gegenseitigen Verrechnungs- 
möglichkeit von Verlusten und Gewinnen kann als 
ein organisatorisches Instrument, zugleich aber auch 
als ein Finanzierungsinstrument bezeichnet werden. 
Dasselbe gilt auch für Gewinnabführungsverträge 
z. B. zwischen kommunalen Energieversorgungs- 
Unternehmen und der Gemeinde, die sich mit den 
erhaltenen Gewinnen wiederum an der Finanzierung 
eines kommunalen Verkehrsuntemehmens beteiligt. 

Als Fazit kann festgehalten werden: Das organisa- 
torische Instrumentarium entsprechend der hier zu- 
grundegelegten Begriffsfassung hat in Teilbereichen 
des Verkehrssektors bereits eine größere Bedeutung 
erlangt. Eine deutliche Ausweitung seiner Anwen- 
dung könnte nüt eine wesentliche Voraussetzung für 
eine erfolgreiche umweltorientierte Verkehrspolitik 
sein. Das organisatorische Instrumentarium dürfte 
jedoch nur im Verbund mit Veränderungen anderer, 
womöglich prägenderer Maßnahmen einen wichti- 
gen verkehrspolitischen Beitrag leisten können. 


2.3 Instrumente der Selbstverpflichtung 

Selbstverpflichtungen der Wirtschaft zur Erreichung 
umweltpolitischer Ziele haben in den vergangenen 
Jahren an Bedeutung gewonnen. In der Regel wer- 
den Selbstverpflichtungen zwischen dem Staat und 
Wirtschaftsverbänden der verschiedenen Branchen 
geschlossen. Ziel ist die Vermeidung (einer Verschär- 
fung) ordnungsrechtlicher Regelungen. Aus den 
USA sind auch Vereinbarungen zwischen staatlichen 
Einrichtungen und einzelnen Industrieunternehmen 
bekannt. Nach Ansicht des Umweltrates sind Selbst- 
verpflichtungen ein Mittel zur Umsetzung des in der 
deutschen Umweltpolitik anerkannten und prakti- 
zierten Kooperationsprinzips (SRU 1996). 

Als Beispiele für die Anwendung des Instruments der 
Selbstverpflichtung im Verkehrssektor in Deutsch- 
land sind die beiden Zusagen der deutschen Auto- 
mobilindustrie von 1995 bzw. 1996 zu nennen, den 
durchschnittlichen spezifischen Kraftstoffverbrauch 
von Personenwagen (Neuwagen) zu senken sowie 


Tabelle III-2.2 

Überblick über wichtige organisatorische Instrumente für den deutschen Verkehrssektor 


- Car-Pooling (Mindestbesetzungszahl von Pkw, z. B. als Voraussetzung, einen Sonderfahrstreifen benut- 
zen oder in ein Stadtgebiet einfahren zu dürfen) 

- Car- Sharing 

- Abgestimmte Tarif- und Fahrplangestaltung mehrerer Anbieter im Bereich des öffentlichen Verkehrs 

- City-Logistik-Konzept zur Güterendverteilung in Ballungsräumen 

- Direkter und indirekter Querverbund von Verkehrs- und Versorgungsbetrieben auf kommunaler Ebene 
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ein flächendeckendes Netz zur Verwertung von alten 
Kraftfahrzeugen aufzubauen. Es sollen allerdings nur 
Fahrzeuge bis zum Alter von 12 Jahren zurückge- 
nommen werden. Inwieweit in Zukunft beispiels- 
weise eine Selbstverpflichtung des deutschen Güter- 
transportgewerbes für die Benutzung der Schienen- 
wege möglich ist, wäre auszuloten. 

Die genannten Vereinbarungen sind zum Teil auf 
harte Kritik gestoßen (SRU 1996). So wurde dem An- 
gebot zur Altautoentsorgung entgegengehalten, daß 
es in wesentlichen Punkten den Anforderungen des 
1996 in Kraft getretenen Kreislaufwirtschafts gesetzes 
widerspreche. Der Umweltrat sieht in dieser Verein- 
barung zudem ein Beispiel für die Ineffizienz von 
Verbandsinitiativen, da nicht die fortschrittlichsten 
Mitglieder den Einführungsrhythmus bestimmten, 
sondern diejenigen mit dem größten Beharrungsver- 
mögen. In seinem jüngsten Umweltgutachten weist 
der Rat auf den noch bestehenden Diskussionsbedarf 
bezüglich der Frage der Legitimität von Verhandlun- 
gen zwischen staatlichen und wirtschaftlichen Ak- 
teuren über den Abschluß von Selbstverpfhchtungen 
hin, da es für diese Verhandlungen keine geregelten 
Verfahren gebe (SRU 1998). Der Umweltrat regt an, 
Kriterien für die Funktionsfähigkeit freiwilliger Ver- 
einbarungen zu erstellen und nennt dabei einige 
wichtige Prüfkriterien: 

- Definition von Zielvorgaben einschheßhch von 
Zwischenzielen in zeithcher und quantitativer 
Hinsicht, 

- Festlegung von effizienten KontroUmechanismen 
einschließlich eines effizienten und nachvollzieh- 
baren Monitorings, 

- Festlegung von Sanktionsmöglichkeiten bei Nicht- 
erfüllung und 

- Veröffentlichung von Inhalt und Ergebnissen der 
Überprüfung, inwieweit die Zielvorgaben erreicht 
sind. 

Diese Kriterien sind als die entscheidenden Rahmen- 
bedingungen für die Wirksamkeit von Selbstver- 
pflichtungen anzusehen. 

Ein interessantes Beispiel für eine wirkungsvolle 
Selbstverpflichtung, bei der die Partner eindeutige 
Rahmenbedingungen zur Erreichung der angestreb- 
ten Ziele festlegten, sind die Vereinbarungen zur 
langfristigen Emissionsbegrenzung von Kraftfahr- 
zeugen im US-Bundesstaat Kalifornien. Die kalifor- 
nische Luftreinhaltebehörde (California Air Resource 
Board - CARB) vereinbarte mit den für den kalifor- 
nischen Automobilmarkt bedeutendsten Unterneh- 
men Regelungen, die langfristig verbindliche Anteile 
von Fahrzeugen mit erheblich verbesserten Emis- 
sionsstandards - einschließlich NuU-Emissions-Fahr- 
zeugen (zero-emission-vehicles, ZEV) - an den Neu- 
wagenverkäufen festlegen. Sie wurden in einem 
langwierigen Abstimmungsprozess von CARB, der 
Industrie sowie Verbraucher- und Umweltschutzver- 
bänden erarbeitet. Zwar wurde der ursprünglich für 
1998 geplante Start für die Einführung der ZEV- 
Regelungen verschoben, nach wie vor gilt jedoch die 
Regelung, daß alle Hersteller ab dem Jahre 2003 
10% ihrer Neuwagenverkäufe in Kalifornien als 


NuU-Emissions-Fahrzeuge ausweisen müssen. CARB 
hat darüber hinaus mit sieben bedeutenden US-ame- 
rikanischen und japanischen Herstellern Vereinba- 
rungen über die Entwicklung von Fahrzeugen nach 
dem ZEV-Standard geschlossen. Die ordnungsrecht- 
lichen Vorgaben des CARB waren somit nicht nur 
eine Voraussetzung für wirkungsvolle „freiwillige 
Vereinbarungen" mit der Industrie, sondern sie wer- 
den von erheblicher Bedeutung für die weitere auto- 
mobiltechnische Entwicklung sein. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß das Instru- 
ment der freiwilligen Selbstverpflichtung durchaus 
schon Eingang in den deutschen Verkehrssektor ge- 
funden hat. Konkrete Vereinbarungen sind aller- 
dings zum Teil heftig kritisiert worden. Darüber hin- 
aus dürfen grundsätzliche Schwächen dieses Instru- 
ments nicht übersehen werden (Coenen et al. 1996; 
Rennings et al. 1997). Das Instrumentarium der 
Selbstverpflichtung könnte jedoch bei geeigneter 
Ausgestaltung größere verkehrspolitische Beiträge 
leisten als bisher. 


2.4 Ordnungsrechtiiche Instrumente 
2.4.1 Überblick 

Ordnungsrechtliche Instrumente sind von staatlichen 
Institutionen (Bund, Ländern und Gemeinden, u. U. 
auch auf EU-Ebene) erlassene Ge- und Verbote, die 
eine direkte Verhaltensregelung bewirken (sollen). 
Sie können die Form von Gesetzen, Verordnungen, 
Richtlinien, Satzungen u.ä.m. annehmen. Technische 
bzw. anlagenspezifische, informatorische oder orga- 
nisatorische Regelungen, sofern sie vom Staat selbst 
erlassen oder von ihm für bindend außerhalb und/ 
oder innerhalb des staatlichen Sektors erklärt wer- 
den, können ebenfalls als zu den ordnungsrecht- 
lichen Instrumenten gehörig angesehen werden. 

Das Spektrum der derzeit im deutschen Verkehrssek- 
tor angewandten oder für eine zukünftige Anwen- 
dung diskutierten ordnungsrechtlichen Instrumente 
ist besonders breit. Es kann grob in allgemeine ver- 
kehrsbezogene und in primär umweltbezogene Vor- 
schriften unterteilt werden (siehe Tabelle III-2.3). Für 
die Zukunft ist jedoch eine zunehmende Verbindung 
dieser beiden Kategorien nicht auszuschließen. Ent- 
sprechend der Zielsetzung dieser Studie interessie- 
ren vor allem die Regelungen für den privaten und 
den gewerblichen Straßenverkehr sowie für den 
Schienenverkehr (jeweils Personen- und Güterver- 
kehr). 

Das ordnungsrechtliche Instrumentarium hat in der 
um weltpolitischen Instrumentediskussion der letzten 
Jahre eine zentrale Stelle eingenommen, da auf 
ihm traditionell die Hauptlast der umweltpolitischen 
Aktivitäten ruhte und nach Verbesserungen sowohl 
innerhalb dieses Auflageinstrumentariums als auch 
im Hinbück auf die ergänzende Anwendung neuar- 
tiger umweltpoütischer Instrumente (informatorische 
und organisatorische Instrumente, Instrumente der 
SelbstverpfÜchtung - siehe Abschnitt III. 2.1 bis III. 2. 3 
- und ökonomische Instrumente - siehe den nachfol- 
genden Abschnitt III. 2.5) gesucht wurde und wird 
(Coenen et al. 1996). Auf wichtige umweltbezogene 
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Tabelle III-2.3 

Überblick über wichtige ordnungsrechtliche Instrumente für den deutschen Verkehrssektor 

Allgemeine verkehrsbezogene Vorschriften 

- Regelungen für einen möglichst reibungslosen und sicheren Ablauf des Personen- und Gütertransports 
(Transport- und Beförderungsgebote bzw. -verböte, z.B. Bestimmungen der Straüenverkehrsordnung 
und des Personenbeförderungsgesetzes) 

- Technische Regelungen im Hinblick auf Vereinheitlichung und Sicherheitsaspekte beim Bau der Ver- 
kehrswege, bei der Konstruktion von Verkehrsmitteln und für das Angebot von Kraftstoffen 

- Regelungen zur Errichtung von Anlagen des ruhenden Verkehrs 

- Reguherung des Marktzugangs 

Primär umweltbezogene Vorschriften für den Verkehrssektor 

- Grenzwertvorschriften für Inhaltsstoffe von Kraftstoffen (Mindest- oder Höchstwerte) 

- Grenzwertvorschriften für Schadstoffemissionen: Zulassung und Überwachung von Kraftfahrzeugen 

- Grenzwertvorschriften für Lärmemissionen und -immissionen (Konstruktion von Kraftfahrzeugen, Reifen 
und des Fahrbahnbelags sowie Geschwindigkeits- und Fahrbeschränkungen) 

- Geschwindigkeitsbeschränkungen und deren Überwachung 

- Fahrbeschränkungen zeitlicher und örthcher Art 

- Kraftstoffverbrauchsgrenzwerte, insbesondere in Form von Flottenstandards 

- Vorschriften zur Einschränkung des Parkraums einschlieülich der Überwachung dieser Einschränkung 
(Aufhebung von Stellplatzbereitstellungspflichten und erweiterte Parkverbote) 

- Vorschriften für die erforderliche Fahrzeugauslastung (Pkw-Mindestbesetzungszahl) bei Gewährung 
bestimmter Nutzervorteile und die Ahndung der Nichtbeachtung derartiger Vorschriften 

- Ausweisung eigener Verkehrsflächen für Fuü-, Rad-, Omnibus- und Taxiverkehr 

- Naturschutzrechtliche Vorschriften (z.B. für Ausgleichs- und Ersatzmaünahmen und Ausweisung von 
Tabuflächen) 


Vorschriften für den Verkehrssektor wird gesondert 
im folgenden Abschnitt III. 2.4. 2 eingegangen. 

Zu den allgemeinen verkehrsbezogenen Vorschriften 
gehören, wie Tabelle III-2.3 zeigt, vor allem die bun- 
desweiten Regelungen für den mögüchst reibungs- 
losen Ablauf des Personen- und Gütertransports: 
Transport- und Beförderungsgebote bzw. -verböte 
sowie Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung. 
Weiterhin sind die technischen Regelungen zu nen- 
nen, die auf Vereinheitlichung und Sicherheits- 
aspekte beim Bau der Verkehrswege und bei der 
Konstruktion von Verkehrsmitteln wie beispielsweise 
Kraftfahrzeugen und Eisenbahnwaggons ausgerich- 
tet sind. 

Wichtige länderspezifische Regelungen betreffen die 
Errichtung von Anlagen des ruhenden Verkehrs 
(Stellplätze und Garagen) im Zusammenhang mit der 
Grundstücksnutzung. Die in der Landesbauordnung 
z.B. von Baden-Württemberg enthaltenen Regelun- 
gen schreiben grundsätzlich eine Errichtung von 
Stellplätzen in zumutbarer Entfernung vor. Möglich 
ist auch eine Ablösung durch Geldbeträge, die an die 
Gemeinden zu entrichten sind, wenn die Errichtung 
von Stellplätzen nicht oder nur unter großen Schwie- 
rigkeiten möglich ist. Die grundsätzliche Stellplatz- 
errichtungspflicht wird heute häufig als eine Pkw- 
freundliche und damit zugleich als eine ÖPNV-feind- 
liche Regelung eingestuft. 


Lange Zeit haben die verschiedenen Bestimmungen 
für den Marktzugang (und die Preisbildung) insbe- 
sondere im gewerblichen Straßengüter- und Schie- 
nenverkehr eine hervorragende Bedeutung für den 
deutschen Verkehrssektor gehabt. Seit Beginn der 
90er Jahre sind im Rahmen der europäischen Rege- 
lung der Straßengütertransportbestimmungen und 
der Einleitung der Bahnprivatisierung und -regiona- 
hsierung deuthche DereguÜerungstendenzen festzu- 
stellen. 


2.4.2 Umweltbezogene Vorschriften 
für den Verkehrssektor 

Mit der verstärkten Umsetzung des Umweltschutz- 
gedankens seit Beginn der 70er Jahre sind primär 
umweltbezogene Vorschriften (siehe den zweiten Teü 
von Tabelle III-2.3, in Anlehnung an SRU 1994) zu- 
nehmend in den Vordergrund des verkehrspoliti- 
schen Interesses gerückt. Dies gilt insbesondere für 
die angestrebte Vemünderung der Luft- und Lärm- 
belastungen durch den Straßenverkehr. Dabei war 
die erste Stufe der Abgasgesetzgebung darauf aus- 
gerichtet, extrem gesundheitsbelastende Emissionen 
zu verhindern. Später ist das rein ressourcenökologi- 
sche Prinzip zunehmend in den Vordergrund ge- 
rückt. Neben dem fließenden wird verstärkt auch der 
ruhende Straßenverkehr einer ordnungsrechüichen 
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Revision unterworfen. Damit sind auch Fragen der 
konkurrierenden Flächennutzung angesprochen. 

Grenzwertvorschriften für Inhaltsstoffe von Kraftstof- 
fen können sowohl die Form von Höchstwerten (z. B. 
das Blei und andere Zusatzstoffe betreffend) als auch 
die von Mindestwerten annehmen (z.B. Kraftstoffan- 
teile auf der Basis von nachwachsenden Rohstoffen). 
Sie haben für den Gesundheits- und Umweltschutz 
stets eine große Rolle gespielt und dürften ihre Be- 
deutung auch in der Zukunft nicht verlieren. 

Grenzwertvorschriften für Schadstoffemissionen wer- 
den schon seit geraumer Zeit durch Rechtsvorschrif- 
ten der Europäischen Union zu neu zuzulassenden 
Kraftfahrzeugtypen geregelt. Kernstück des Regel- 
werks ist die Richtlinie 70/220/EWG über Maßnah- 
men gegen die Verunreinigung der Luft durch Kraft- 
fahrzeuge. Sie stellt eine der EinzelrichtUnien des 
Typgenehmigungs- oder Betriebserlaubnisverfah- 
rens dar, das durch die Richthnie 70/156/EWG des 
Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be- 
triebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger festgelegt wurde. Die Richthnie wur- 
de in den vergangenen Jahren mehrfach geändert. 

Die Umsetzung der jüngsten EU-Regelungen in 
deutsches Recht erfolgte zum 1. März 1997 mit dem 
Inkrafttreten der 23. Bundesimmissionsschutzverord- 
nung (23. BImSchV) und der zugehörigen Verwal- 
tungsvorschrift (VwV-StV-ImSch). Hieran schließt 
sich das Kraftfahrzeugsteuer-Änderungsgesetz 1997 
an, demzufolge die EUR02-Norm für alle Neuzu- 
lassungen bindend ist und bei vorzeitiger Einhaltung 
geringerer Grenzwerte Steuervergünstigungen ge- 
währt werden (siehe hierzu auch Abschnitt II. 2. 2. 2). 

Das derzeit einzige Kontrolhnstrument für das Ab- 
gasverhalten der Kraftfahrzeuge während der Be- 
triebsphase ist die Abgasuntersuchung (AU). 

Die Abgasuntersuchung ist mit 1. Dezember 1993 an 
die Stelle der Abgassonderuntersuchung (ASU) ge- 
treten und dieser gegenüber wesentUch erweitert 
worden. Sie ist bei Pkw mit Benzinmotor ohne Kata- 
lysator oder mit ungeregeltem Katalysator jährhch 
durchzuführen. Fahrzeuge mit geregeltem Kataly- 
sator und mit Dieselmotoren müssen im Abstand von 
drei bzw. zwei Jahren nach Erstzulassung untersucht 
werden. 

Grenzwertvorschriften für Lärmemissionen und Im- 
missionen haben vielfältige Ansatzpunkte. Sie kön- 
nen sich auf die Konstruktion von Kraftfahrzeugen, 
Reifen oder des Fahrbahnbelags beziehen, sie kön- 
nen aber auch der Anlaß für Geschwindigkeits- und 
Fahrbeschränkungen sein. Grenzwertvorschriften für 
verkehrsbezogenen Lärmimmissionsschutz betreffen 
beispielsweise Grenzwerte, ab denen Lärmschutz- 
wände an Straßenrändern errichtet werden müssen. 

Geschwindigkeitsbeschränkungen können, wie be- 
reits erwähnt, aus Lärmschutzgründen, aber auch 
aus Luftreinhaltungsgründen oder zum Zweck einer 
erhöhten Verkehrssicherheit erlassen werden. 

Fahrbeschränkungen örtlicher und zeitlicher Art gibt 
es bisher vor allem für Lastkraftwagen (Lkw), und 


zwar bei Gefahrguttransporten und für Lkw ohne 
zusätzliche Lärmschutzausrüstung in Innenstadtbe- 
reichen. Bei Fahrbeschränkungen in hochbelasteten 
Gebieten entsprechend der 23. Bundesimmissions- 
schutzverordnung und bei besonderen sommerhchen 
Wetterlagen entsprechend dem sogenannten „ Ozon- 
gesetz " sind Ausnahmen i. d.R. an die besonders 
schadstoffarme Ausstattung der Kraftfahrzeuge und 
an Fahrten zu besonderen Zwecken gebunden. 

Die Dreiundzwanzigste Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (23. BIm- 
SchV - Verordnung über die Festlegung von Konzen- 
trationswerten) vom 16. Dezember 1996 legt für be- 
stimmte Straßen oder bestimmte Gebiete, in denen 
besonders hohe vom Verkehr verursachte Immissio- 
nen zu erwarten sind, Konzentrationswerte für luft- 
verunreinigende Stoffe fest, bei deren Überschreiten 
Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrsverbote zu 
prüfen sind. Des weiteren bestimmt sie die anzuwen- 
denen Meß- und Beurteilungsverfahren. 

Die für den Immissionsschutz auf kommunaler Ebene 
zuständige Behörde beurteilt zunächst die vorliegen- 
den Erkenntnisse über die Immissionssituation, in- 
dem sie insbesondere die erhaltenen Immissions- 
daten in Beziehung zu den Verkehrsdaten setzt, um 
Aussagen über den Immissionsanteil des Verkehrs zu 
erhalten. 

Das von der Immissionsschutzbehörde festgestellte 
Überschreiten von Konzentrationswerten löst bei der 
zuständigen Straßenverkehrsbehörde nur eine um- 
fassende Prüfungs- und Abwägungspfhcht aus. Die 
Straßenverkehrsbehörde ist an umfangreiche Prü- 
fungs-, Beteüigungs-, Abwägungs- und Dokumen- 
tationspflichten gebunden. Zu berücksichtigen sind 
die Auswirkungen einer erwogenen Maßnahme, z.B. 
möglicher Verkehrsverlagerungen, die an anderer 
Stelle signifikante Belastungserhöhungen bewirken 
können. Verkehrsplanerische und -lenkende Maß- 
nahmen wie die Einrichtung von Park-and-Ride-Plät- 
zen sollen Vorrang vor Verkehrsrestriktionen haben. 
Die Straßenverkehrsbehörde entscheidet über die 
Anordnung von Verkehrsbeschränkungen und -ver- 
boten nach Konsultation anderer beteiligter Stellen 
aus Staat und Wirtschaft. 

Als Fahrbeschränkungen kommen nach der StVO 
generelle oder gebietsbezogene Verkehrsverbote so- 
wie auch der zusätzliche Einsatz des Einbahnstra- 
ßenzeichens in Frage. Autobahnen kommen für ein 
auch nur zeitweise geltendes Verkehrsverbot nicht in 
Betracht, gegebenenfalls darf jedoch der Schwerlast- 
verkehr über geeignete Altemativrouten umgeleitet 
werden. Die Anordnung von Verkehrsverboten für 
Bundesstraßen bedarf der Zustimmung der zuständi- 
gen obersten Landesverkehrsbehörde oder der von 
ihr bestimmten Stelle. 

Ziel des „Ozongesetzes" (Gesetz zur Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 19. Juh 1995) 
ist die kurzfristige Absenkung sommerhcher Ozon- 
Spitzenwerte durch großräumige Fahrverbote, die 
von der obersten Straßenverkehrsbehörde eines Bun- 
deslandes ausgesprochen werden (siehe hierzu auch 
Abschnitt II.2.1). Die Fahrverbote gelten an dem auf 
die Bekanntmachung des Ozonalarms folgenden Tag 
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und dauern 24 Stunden ab sechs Uhr morgens. So- 
bald ein Ozonkonzentrationswert von 180 Mikro- 
gramm/m^ Luft erreicht wird, sollen die zuständigen 
Behörden die Führer und Halter von Kraftfahrzeugen 
sowie die Betreiber von Verbrennungsmotoren im 
nicht gewerblichen Bereich auffordern, diese nach 
Möglichkeit nicht zu benutzen. Für die Festlegung 
des vom Verkehrsverbot betroffenen Gebietes stimmt 
sich das Land mit den benachbarten Ländern ab. 
Teüe des Landes, die wegen Art und Ausmaß der 
Emissionen der Kraftfahrzeuge nicht oder nur unwe- 
senthch zu der erhöhten Ozonkonzentration beitra- 
gen, können von der Geltung des Verkehrsverbotes 
ausgenommen werden. 

Zu Forschungszwecken wurden 1994 in Baden-Würt- 
temberg und in Hessen die Wirkungen regionaler 
kurzfristiger Maßnahmen auf die Ozonkonzentration 
erprobt. Eine Verringerung der Ozonkonzentration 
konnte in den beiden Untersuchungsgebieten nicht 
festgestellt werden, was nicht zuletzt auch an der zu 
geringen Größe der Untersuchungsgebiete lag. Des- 
halb verspricht man sich grundsätzhch mehr von 
überregionalen kurzfristigen Maßnahmen, die früh- 
zeitig eingeleitet werden. Darüber hinaus wird an 
mittel- bis langfristig wirkende Maßnahmen zur Re- 
duktion der Emission von Ozonvorläufersubstanzen 
im Verkehrsbereich gedacht, die zu einer verän- 
derten und verbesserten Fahrzeugtechnik sowie zu 
einer veränderten Zusammensetzung von Treib- 
stoffen führen. 

Kraftstoffverbrauchsgrenzwerte gibt es bisher in der 
Bundesrepubhk Deutschland nicht. Neben typenbe- 
zogenen Grenzwerten, bei denen für die Zulassung 
jedes Fahrzeugtyps konkrete Grenzwerte für die 
Hersteller vorgesehen sind, werden vor allem Flot- 
tenverbrauchstandards diskutiert, die seit 1975 in 
den USA angewandt werden. Dieses vor allem in 
Verbindung mit Pkw diskutierte Konzept sieht vor, 
daß für die Gesamtheit der in einem bestimmten Zeit- 
raum und Gebiet verkauften Fahrzeuge eines Her- 
stellers ein durchschnittlicher Kraftstoffverbrauchs- 
grenzwert eingehalten werden muß. Die Einhaltung 
des flottenbezogenen Grenzwertes ist nicht nur vom 
konstruktiven Angebot, sondern auch vom Auswahl- 
verhalten der Autokäufer abhängig. Es könnten sich 
hieraus auch Wettbewerbsbeschränkungen für die 
Anbieter ergeben, wenn diese bei gegebenem An- 
gebotsspektrum eines Herstellers nicht genügend 
Fahrzeuge mit relativ niedrigen Kraftstoffverbrauchs- 
werten absetzen. Die typen- oder flottenbezogenen 
Kraftstoffverbrauchsgrenzwerte spiegeln zudem nur 
dann den tatsächhchen Kraftstoffverbrauch hinrei- 
chend wider, wenn zur Überprüfung der Einhaltung 
der Verbrauchswerte ein realitätsnaher Fahrzyklus 
herangezogen wird. 

Vorschriften zur Einschränkung des Parkraums ein- 
schheßhch der Überwachung dieser Einschränkung 
können sich vor allem auf die Aufhebung von Stell- 
platzpfhchten für Pkw und die Ausweitung von her- 
kömmhchen Parkverboten beziehen. Wie bereits in 
Abschnitt 111.2.4.1 erwähnt, gelten übhcherweise be- 
stimmte Stellplatzbereitstellungspflichten der Grund- 
stückseigentümer in Verbindung mit bestimmten Ar- 
ten der Grundstücksnutzung. Die Aufhebung dieser 


Pflichten könnte als eine primär umweltbezogene 
Regelung angesehen werden. Parkraumeinschrän- 
kungen werden bisher vor allem durch eine Auswei- 
tung von Parkverboten betrieben, z.B. für alle Ver- 
kehrsteilnehmer auf öffenthchen Straßen, insoweit 
sie nicht als Bewohner dieser Straßen gemeldet sind. 
Weitere Parkraumeinschränkungen auf öffenthchen 
Straßen und Plätzen werden anstelle bzw. neben der 
Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnahme 
von Parkplätzen im öffenthchen Raum verstärkt dis- 
kutiert (siehe unten Abschnitt III. 2. 5). 

Vorschriften für die Fahrzeugauslastung (Pkw-Min- 
destbesetzungszahl) bei Gewährung bestimmter 
Nutzervorteile werden in der Bundesrepubhk 
Deutschland bisher nicht angewandt. Die Über- 
wachung bzw. Ahndung sind hier eine wesenthche 
Voraussetzung für den Erfolg. Der Regelungsbedarf 
dürfte relativ hoch sein. Soßen Nutzervorteile in 
Form des Fahrens auf einem Sonderfahrstreifen ein- 
geräumt werden, ist hierfür in Deutschland die Aus- 
weisung eines Sonderfahrstreifens mittels eines Ver- 
kehrszeichens erforderhch. Ein solches Zeichen für 
die Bevorzugung stärker besetzter Pkw gibt es 
jedoch noch nicht. Die Straßenverkehrsbehörden der 
Länder dürfen nur Zeichen verwenden, die in der 
Straßenverkehrsordnung (StVO) genannt sind oder 
die der Verkehrsminister nach Anhörung der zustän- 
digen obersten Landesbehörden durch Verlautba- 
rung im Verkehrsblatt zuläßt (Arndt 1993). 

Die Ausweisung eigener Verkehrs flächen für Fuß-, 
Rad-, Omnibus- und Taxiverkehr kann als eine 
wesenthche Voraussetzung dafür angesehen wer- 
den, daß diese Verkehrsarten bzw. -mittel zugunsten 
der Umwelt verstärkt genutzt werden, weil sie bei- 
spielsweise Zeit- und Sicherheitsvorteile bieten. In 
einigen Gemeinden ist schon seit längerem der Aus- 
bau entsprechend reservierter Verkehrsflächen zu 
beobachten. Auch die Öffnung von Einbahnstraßen 
für Radfahrer im Gegenverkehr kann hierzu gerech- 
net werden. 

Naturschutzrechtliche Vorschriften betreffen bei- 
spielsweise die Ausweisung von Tabuflächen, auf 
denen keine Verkehrswege errichtet werden dürfen, 
oder die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die 
beim Verkehrswegebau u. U. vorzunehmen sind. 

Zusammenfassend sei noch einmal hervorgehoben, 
daß das ordnungsrechthche Instrumentarium im Ver- 
kehrssektor eine sehr große Bandbreite von Vor- 
schriften umfaßt, innerhalb derer sich die beiden gro- 
ßen Gruppen aUgemeine verkehrsbezogene und pri- 
mär umweltbezogene Vorschriften unterscheiden 
lassen. Die nicht unerhebhche Bedeutung der aUge- 
meinen verkehrsbezogenen Vorschriften auch für die 
Umsetzung primär umweltbezogener Vorschriften ist 
offensichtlich. Das ordnungsrechthche Instrumenta- 
rium für den Verkehrssektor kann eine wichtige un- 
terstützende Funktion für die Anwendung des infor- 
matorischen und des organisatorischen Instrumenta- 
riums haben. Jegliche verkehrspolitische Neuorien- 
tierung dürfte darauf angewiesen sein, das Ord- 
nungsrecht angemessen zu berücksichtigen bzw. 
fortzuentwickeln. Das für den umweltpoli tischen Be- 
reich genereU charakteristische Spannungsverhältnis 
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zwischen Ordnungsrecht einerseits und den Ab- 
gaben - als Teil der sogenannten ökonomischen oder 
preishchen Instrumente - andererseits gilt auch für 
den verkehrsbezogenen Umweltschutz. 


2.5 Preisliche Instrumente 
2.5.1 Überblick 

Preishche Instrumente für den Verkehrssektor umfas- 
sen in einer sehr breiten Definition prinzipiell alle 
Einflußnahmen staathcher Stellen - einschheßlich 
Unternehmen im öffentlichen Besitz - auf die Höhe 
und Struktur von Preisen in Zusammenhang mit dem 
Transport von Personen und Gütern, unabhängig da- 
von, ob der Staat bei der Entscheidung über die Ein- 


führung, Fortsetzung, Veränderung oder Abschaf- 
fung einer preispoUtischen Maßnahme primär eine 
Lenkungsabsicht oder den Zweck der Einnahmen- 
erzielung verfolgt. 

Die preislichen Instrumente erstrecken sich von der 
Fahrpreis- und Transportpreisgestaltung im Per- 
sonen- und Güterverkehr über die Mineralöl- und 
Kraftfahrzeugsteuer bis zur emissions- oder immis- 
sionsabhängigen Straßenbenutzungsgebühr (siehe 
Tabellen III-2.4 und III-2.5). Insoweit öffentliche Ver- 
kehrsuntemehmen ihre Dienste anbieten oder pri- 
vate Verkehrsuntemehmen ihre Angebotspreise in 
der einen oder anderen Form mit öffentlichen Unter- 
nehmen oder sonstigen Einrichtungen des staat- 
hchen Sektors koordinieren, stellen die Transport- 
preise ein eigenes staathches Instrument dar. Der 


Tabelle III-2.4 

Überblick über wichtige preisliche Instrumente für den deutschen Verkehrssektor 


- Transportpreise der Verkehrsuntemehmen (Personen- und Güterverkehr) 

- Abgaben auf den fließenden Verkehr sowie auf die Flächeninanspruchnahme durch die verkehrsbezo- 
gene Infrastruktur (einschließlich ruhender Verkehr): Steuern, Gebühren und Sonderabgaben (Details 
in Tab. III-2.5) 


Tabelle III-2.5 

Überblick über wichtige Abgaben für verkehrspolitische Lenkungszwecke im deutschen Verkehrssektor 


Anwendung /Prinzipielle Anwendbarkeit 
auf die verschiedenen Verkehrsträger 

Straße 

Schiene 

Luft 

Wasser- 

straße 

+ 




-1- 

+ 

+ 

-1- 

-H 


-1- 

+ 

-1- 

-1- 

-1- 

+ 


+ 

+') 

+ 

-1- 




+ 

+ 

+ 

+ 

+ 




+ 

+ 

+ 

-1- 

+ 

+ 

+ 

+ 


1. Kraftfahrzeugsteuer 

2. Mineralölsteuer 

3. Energiesteuer (z. B. als Stromsteuer oder kombinierte 

Energie-/C02-Steuer) 

4. Mehrwertsteuer (differenzierte Mehrwertsteuersätze 

für energie- bzw. verkehrsbezogene Güter und 
Dienstleistungen) 

5. Überwiegend pauschale Wegebenutzungsabgabe im 
Fernverkehr, aber z. B. differenziert nach Fahrzeugart 

6. Überwiegend pauschale Innenstadtzufahrtsabgabe, 

aber z. B. differenziert nach Fahrzeugart 

7. Entfernungs- und/oder zeitabhängige Wegebenut- 
zungsabgabe im Fernverkehr 

8. Entfernungs-, stau-, emissions-, immissions-, 

besetzungszahl- und/oder lärmabhängige 
Wegebenutzungsabgabe in Ballungsräumen 

9. Abgabe für Umladen, Parkeinrichtungen 
(auch an „Schnittstellen" zwischen Straße und 
anderen Verkehrsträgern), für Zu- und Abgänge . . . . 

10. Ausgleichsabgabe (nach der Eingriffsregelung in § 8 
des deutschen Bundesnaturschutzgesetzes) 

) Zum Beispiel in Form der Flugsicherungsgebühr 
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zweite große Teilbereich des preislichen Instrumen- 
tariums umfaßt die „Abgaben", durch die eine mone- 
täre Abschöpfung bei verschiedenen verkehrsbezo- 
genen Anlässen stattfindet. Es handelt sich hierbei 
vor allem um die unter rechtlichen Gesichtspunkten 
zu unterscheidenden Steuern, Gebühren und Son- 
derabgaben. Der Schwerpunkt der weiteren Ausfüh- 
rungen in diesem Abschnitt liegt bei den Abgaben, 
d. h. den Steuern, Gebühren und Sonderabgaben. 

Grundsätzlich dienen Steuern der staatlichen Ein- 
nahmenerzielung, um generell Aktivitäten im Staats - 
Sektor, aber auch Ausgaben außerhalb des Staatssek- 
tors zu finanzieren. Die Zweckbindung des Aufkom- 
mens einer bestimmten Steuerart ist die Ausnahme 
(siehe weiter unten die Ausführungen zur Mineralöl- 
steuer). Die konkrete Ausgestaltung der Steuer- 
erhebung orientiert sich bisher hauptsächUch am 
Leistungsfähigkeitsprinzip. 

Sonderabgaben dienen primär einem politischen 
Lenkungszweck. Sie sind verfassungsrechthch nur 
zulässig, wenn ihr Aufkommen demselben Personen- 
kreis, der die Abgabe aufbringt, zugutekommt und 
auch denselben politischen Zwecken dient. Einnah- 
men aus einer Sonderabgabe fließen in einen Son- 
derfonds und gehen nicht in die allgemeine Verfü- 
gungsmasse eines öffentlichen Haushalts ein. Des- 
halb sollten Sonderabgaben nach allgemeiner Auf- 
fassung auch nur begrenzt eingesetzt werden. 

Gebühren stellen das dem Einzelfall mehr oder weni- 
ger stark angepaßte Entgelt für die Inanspruchnah- 
me öffenthcher Leistungen, z.B. des Verkehrsraums 
Straße für den fließenden oder auch den ruhenden 
Verkehr, dar. Die Einnahme von Gebühren ermög- 
licht es den betreffenden öffentlichen Körperschaf- 
ten, die endgültige Finanzierung zugunsten des 
Steuerzahlerkollektivs zumindest teilweise auf die 
unmittelbar Betroffenen abzuwälzen. Insofern ist das 
preisliche Instrument der Gebühren auch in Verbin- 
dung mit dem verkehrspolitischen Finanzierungs- 
instrumentarium zu sehen (siehe auch unten Ab- 
schnitt III. 2.6) 

Überlegungen über die zukünftige Ausgestaltung 
preislicher Instrumente im Verkehrssektor liegt vor 
allem die Erwartung zugrunde, daß - merkliche - 
Preisveränderungen merkliche Nachfrageverände- 
rungen hervorrufen, und zwar in einer gegenläufigen 
Richtung (hohe Preis elastizität der Nachfrage). Wel- 
che Nachfrageveränderungen durch gegebene preis- 
liche Veränderungen ausgelöst wurden, ist in vielen 
Untersuchungen ermittelt worden. Die Frage jedoch, 
wie groß die preisliche Veränderung für eine ange- 
strebte Nachfrageänderung unter mehr oder weniger 
ungewissen zukünftigen Randbedingungen sein 
muß, ist aus derartigen Untersuchungen nicht zwei- 
felsfrei ableitbar. 

Diskussionen über preisliche Veränderungen im Ver- 
kehrssektor werden häufig durch die Feststellung 
negativer externer Effekte (= externe Kosten) ausge- 
löst, die von diesem Sektor auf die Umwelt ausgehen 
und sich nicht - hinreichend - im Marktprozeß nie- 
derschlagen. Preisliche Veränderungen als Strate- 
gien zur Internalisierung negativer externer Effekte 
können sich aber weniger als bisher erhofft auf vor- 


handene, methodisch und statistisch zuverlässige Be- 
rechnungen von externen Kosten in monetärer Form 
abstützen. Insbesondere dürfen bei der preislichen 
Internalisierungsdiskussion die möghcherweise recht 
hohen Kosten der Umsetzung und Kontrolle, soge- 
nannte „Transaktionskosten", nicht außer acht gelas- 
sen werden, worauf u.a. ein Grünbuch der Euro- 
päischen Kommission verweist (EU 1995). Forderun- 
gen, daß im Verkehrssektor aufgrund der verkehrs- 
bedingten Umweltbelastungen Maßnahmen zu de- 
ren Reduzierung, darunter auch solche preislicher 
Art, zu ergreifen sind, wird hier jedoch aus prinzipiel- 
len Gründen des Umweltschutzes exphzit beige- 
pflichtet. 

In der neueren umweltpolitischen Instrumentedis- 
kussion haben abgabenpolitische Maßnahmen einen 
hohen Stellenwert, da man sich durch sie prinzipiell 
ein umweltfreundlicheres Verhalten der Produzenten 
und Konsumenten ohne direkte staathche Eingriffe 
verspricht. Umweltschutzbedingte Preisänderungen 
werden häufig als im Vergleich zu ordnungsrecht- 
lichen Instrumenten erstrebenswerter beurteilt, mit 
der Begründung, sie würden sowohl auf der Kon- 
sum- als auch auf der Produktionsebene dezentrale, 
vielfältige und somit generell kostensparende An- 
passungsreaktionen ermöglichen. 

Die abgabenbezogenen Umweltschutzinstrumente 
werden zusammen mit den Umweltzertifikaten und 
dem umweltbezogenen Haftungsrecht auch als „öko- 
nomische Instrumente" bezeichnet (siehe auch Coe- 
nen et al. 1996). Abgaben aus um weltpolitischen 
Gründen stehen auch im Zentrum der vielfältigen 
Diskussion um eine (Öko-) Steuerreform, bei der die 
steuerliche Belastung des Produktionsfaktors Arbeit 
durch die Besteuerung der Umwelt zumindest teil- 
weise ersetzt werden soll. Das SRU-Guthaben von 
1996 bietet hierzu einen guten Überblick (SRU 1996). 
In der jüngsten verkehrspolitischen Instrumentedis- 
kussion wird u. a. als Vorteil der abgabenpolitischen 
Instrumente herausgestellt, daß die einzelnen Ver- 
kehrsbeteiligten selbst über ihre Reaktionen auf die 
Preise entscheiden könnten und eine nutzungsab- 
hängige Gestaltung der Abgaben prinzipiell möglich 
sei (FGSV 1995). 

Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden, 
daß bei Bestrebungen, negative externe Effekte wie 
Luft- oder Lärmemissionen z.B. infolge des Straßen- 
verkehrs durch Abgaben bei den Straßenverkehrs - 
teilnehmem „spürbar" werden zu lassen bzw. verur- 
sachergerecht anzulasten, kaum auf das Instrument 
Sonderabgabe zurückgegriffen werden kann, weil 
die Wiederverausgabung der eingenommenen Gel- 
der exakt zugunsten des zuvor belasteten Personen- 
kreises kaum möglich sein dürfte. Statt dessen bietet 
sich eine Steuerlösung an, wie beispielsweise im 
Falle der klima wirksamen C02-Emissionen, bei de- 
nen orts- und zeitbezogene Immissionsaspekte 
kaum eine Rolle spielen. Es kommt aber auch wie 
bei vielen anderen externen bzw. nicht hinreichend 
verursachergerecht angelasteten Kosten des Stra- 
ßenverkehrs eine Gebühr mit und ohne Differenzie- 
rungen nach verschiedenen Belastungskategorien in 
Frage. 
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Bei der Diskussion neuer oder veränderter preislicher 
Instrumente im Verkehrssektor ist jedoch auch zu be- 
rücksichtigen, daß es neben der Transportqualität vor 
allem auf die Struktur von verkehrsbezogenen Prei- 
sen oder Kosten ankommt, insoweit sie für die Ent- 
scheidungen der Transportnachfrager maßgeblich 
sind. In diesem Falle wäre bei der konkreten Ausge- 
staltung von preislichen Maßnahmen besonders auf 
die sich hiermit ergebende veränderte Preis- und 
Kostenstruktur zwischen den Verkehrsträgern ins- 
gesamt oder in Teilbereichen zu achten. 

2.5.2 Abgaben im Verkehrssektor 

Dem Internalisierungsziel bzw. dem Verursacher- 
prinzip verpflichtete Überlegungen zu Abgaben im 
Verkehrssektor lassen sich im wesentlichen vier Kate- 
gorien von Anknüpfungspunkten bzw. Bemessungs- 
grundlagen zuordnen: 

A Fahrzeug 

B Energieverbrauch 

C Fahrleistung der Fahrzeuge 

D Flächeninanspruchnahme für verkehrsbezogene 
Infrastruktur 

Von den in Tabelle III-2.5 auf geführten im deutschen 
Verkehrssektor für Lenkungszwecke bereits ange- 
wandten bzw. potentiell einsetzbaren Abgaben (sie- 
he auch SRU 1994) können die Position 1 der Kate- 
gorie A - Fahrzeug die Positionen 2 und 3 der Ka- 
tegorie B - Energieverbrauch die Positionen 5 bis 8 
der Kategorie C - Fahrleistung - und die Positionen 9 
und 10 der Kategorie D - Flächeninanspruchnahme - 
zugeordnet werden. 

Schwierigkeiten macht die Einordnung der Mehr- 
wertsteuer (Position 4 der Tabelle 111-2,5). Die Mehr- 
wertsteuer trifft den Verkehrssektor direkt vor allem 
beim Fahrscheinkauf im öffentlichen Verkehr, beim 
Erwerb eines Personenkraftwagens und beim Ener- 
gieverbrauch, sofern dies nicht-gewerblichen Zwek- 
ken dient, bei denen die Steuerlast grundsätzlich 
nicht weitergewälzt werden kann. Der reguläre 
Mehrwertsteuersatz beträgt 16% (Stand: Herbst 
1998), ein ermäßigter Steuersatz von 7% wird z.B. 
auf die Fahrscheine für den Personennahverkehr 
erhoben. Änderungen sind hier prinzipiell denkbar, 
u.a. beispielsweise ein dritter, höherer Mehrwert- 
steuersatz auf Energie. Die Einstufung der Mehr- 
wertsteuer als preispolitisches Instrument hebt auf 
den Belastungsaspekt ab, wogegen in Abschnitt 
III. 2. 6 „Finanzierungsinstrumente'' mehr der Ent- 
lastungsaspekt von Mehrwertsteuerbefreiungen von 
Interesse ist. 

Die Besteuerung von Kraftfahrzeugen und des ver- 
kehrsbedingten Energieverbrauchs war in Deutsch- 
land bisher überwiegend von fiskalischer Bedeutung. 
Die Kraftfahrzeugsteuer erzielte 1994 ein Aufkom- 
men von 14,2 Mrd, DM (1996: 13,7 Mrd DM), darun- 
ter 12 Mrd. DM in den alten Bundesländern. Sie ist 
mit großem Abstand die ertragsstärkste Landessteu- 
er. Das Aufkommen der dem Bund zustehenden 
Mineralölsteuer aus dem Kraftfahrzeugverkehr be- 
trug 1994 rd. 55 Mrd. DM. Davon entfallen mehr als 


drei Viertel auf den Kraftstoffverbrauch von Perso- 
nenkraftwagen. Das gesamte Mineralölsteuerauf- 
kommen erreichte 1994 rd. 63,8 Mrd. DM (1996: 
68,3 Mrd. DM) und nahm damit die dritte Position 
unter den Steuerarten nach Lohnsteuer und Umsatz- 
steuer ein (DIW 1996c; BMF 1997). 

Die Bemessungsgrundlage der Kraftfahrzeugsteuer 
für Krafträder und Personenkraftwagen war bis Mitte 
1985 einheitlich der Hubraum des Fahrzeugs. Ver- 
günstigungen wurden für verschiedene Nutzungs- 
arten und Haltergruppen eingeräumt, die noch heute 
bestehen. Vom 1. Juli 1985 an finden drei Steuersätze 
Anwendung: je ein reduzierter Satz für als schad- 
stoffarm oder als bedingt schadstoffarm anerkannte 
Fahrzeuge sowie ein erhöhter Satz in Abhängigkeit 
vom Datum der erstmaligen Zulassung für nicht 
schadstoffreduzierte Fahrzeuge. Gleichzeitig wurden 
zeitlich befristete Steuerbefreiungen gewährt, die 
später noch ausgeweitet wurden. Ziel dieser steuer- 
lichen Maßnahmen war es, den Absatz von schad- 
stoffreduzierten Neufahrzeugen und die Nachrü- 
stung mit Katalysatoren zur Abgasreinigung bei in 
Betrieb befindlichen Fahrzeugen zu fördern. Die 
Schadstofforientierung der Kraftfahrzeugsteuer für 
Personenkraftwagen wurde zum 1. Juli 1997 durch 
das Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 1997 deut- 
lich verstärkt. Nach fünf Jahren sollen die Auswir- 
kungen der Regelung überprüft werden. In diese 
Überprüfung sollen auch die schon seit längerem an- 
gestellten Überlegungen zur Umlegung der Kraft- 
fahrzeugsteuer auf die Mineralölsteuer einbezogen 
werden (DIW 1997). 

Die Bemessungsgrundlage der Kraftfahrzeugsteuer 
für Fahrzeuge, die nicht Krafträder und Personen- 
kraftwagen sind, ist das zulässige Gesamtgewicht. 
Die drastische Reduzierung der Steuersätze zum 
1. April 1994 erfolgte in etwa parallel zur Mineral- 
ölsteuererhöhung vom 1. Januar 1994 und zur seit 
1. Januar 1995 zu zahlenden Autobahn Vignette. Ins- 
gesamt ist eine tendenzielle Verringerung der steuer- 
lichen Belastung von Lastkraftwagen festzustellen 
(DIW 1996c). 

Die Mineralölsteuer auf Kraftstoffe, eine reine Bun- 
dessteuer, knüpft am Volumen des Kraftstoffver- 
brauchs, gemessen in Litern, an. Bis zur Mitte der 
achtziger Jahre lagen die Mineralölsteuer bzw. die 
Tankstellenpreise für Normalbenzin einerseits und 
Diesel-Kraftstoff andererseits dicht beeinander. In 
die Mineralölsteuererhöhungen von 1989, 1991 und 
1994 wurde der Diesel-Kraftstoff aus Gründen des 
Wettbewerbsschutzes für das deutsche Güterkraft- 
verkehrsgewerbe nicht (1989) oder nur mit etwa 
40v. H. der Steigerungsbeträge einbezogen. Mithin 
stieg die Preisdifferenz von Diesel zu bleifreiem Nor- 
malbenzin auf rund 0,35 DM, zum wesentlich absatz- 
stärkeren Super bleifrei auf ca. 0,40 DM. Als Aus- 
gleich für die geringere Anhebung der Mineralöl- 
steuer wurde die Kfz-Steuer für Diesel-Pkw ab 1989 
mehrfach erhöht (DIW 1997). Eine erste deutliche 
Umweltorientierung der Mineralölbesteuerung stellt 
die Steuerspreizung zwischen unverbleitem und ver- 
bleitem Benzin vom 1. April 1985 dar. Seit Februar 
1988 gilt das Verbot des Absatzes bleihaltigen Nor- 
malbenzins. 
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Bestandteil der Diskussionen über weitere Verände- 
rungen bei der Kraftfahrzeug- und der Mineralöl- 
steuer ist auch eine möghche Ausweitung der Be- 
messungsgrundlage der Mineralölsteuer auf alle 
- fossilen und zum Teil auch nicht-fossilen - Energie- 
träger, Die Rede ist von einer allgemeinen Energie- 
steuer oder, beschränkt nur auf die Elektrizitätser- 
zeugung, einer Stromsteuer. Nachdem auf EU-Ebene 
eine kombinierte Energie-/C02-Steuer vorerst wenig 
Erfolgschancen hat, strebt die EU-Kommission nun- 
mehr die prinzipielle Ausweitung der Energiebe- 
steuerung auf alle Energieträger und eine schritt- 
weise Anhebung der Mineralölsteuersätze an. Auch 
eine Umstellung der mengenbezogenen Bemes- 
sungsgrundlage auf den Nettoverkaufspreis als Be- 
messungsgrundlage ist prinzipiell vorstellbar. Ent- 
sprechend dem aktualisierten Konzept des Förder- 
vereins Ökologische Steuerreform könnte sich bei- 
spielsweise die Erhöhung der Energiesteuer am an- 
gestrebten Endverbrauchspreis der Energieprodukte 
orientieren (Wuppertal Bulletin 1997). 

Überwiegend als Alternative zu den Änderungen 
vorhandener verkehrsbezogener Steuern ist eine zu- 
sätzliche pauschale oder entfernungsabhängige Be- 
lastung des Verkehrs mittels Gebühren, die an den 
Fahrleistungen anknüpft, in den Vordergrund des 
Interesses gerückt. Für den Schwerlastverkehr auf 
den Autobahnen in Deutschland, den Benelux- 
Staaten und Dänemark gilt seit 1. Januar 1995 die 
Vignettenlösung. Bei diesem System, dem sich später 
auch Schweden angeschlossen hat, wird die Ge- 
bühr auf einen Zeitraum bezogen erhoben (z.B. jähr- 
hch). Hiermit ist auch in Deutschland der Einstieg 
in diese Abgabenart mit zugleich mehreren be- 
gleitenden Änderungen bei anderen Regelungen 
für den Schwerlastverkehr vollzogen (siehe DIW 
1996 c). Der Einsatz elektronischer luK-Techniken 
war hierfür nicht erforderlich. Aber bei allen eher 
kleinräumig geltenden oder stärker differenzie- 
renden fahrleistungsbezogenen Abgabenregelungen 
ist dies aus Umsetzungsgründen wünschenswert, 
zum Teü auch vom Grundkonzept her unabding- 
bar. Meistens sind umfassende elektronische Er- 
fassungs- und Abrechnungssysteme erforderlich, die 
teils beim Nutzer, teils beim Betreiber des Ver- 
kehrsträgers Straße zu installieren sind. Die gültige 
Vereinbarung für die Autobahn-Vignette enthält 
auch die Festlegung, daß ab 1998 jedes der zunächst 
fünf beteiligten Länder ein generelles entfemungs- 
abhängiges elektronisches Gebührensystem ein- 
führen kann. 

Eine Ausweitung des Autobahn-Vignettensystems 
auf Personenkraftwagen ist aus vielfältigen politi- 
schen Gründen immer noch sehr strittig. Größer 
scheinen dagegen die Chancen für eine ballungs- 
raumbezogene Einführung einer pauschalen oder 
differenzierenden Wegebenutzungsabgabe. Im Falle 
einer ballungsraumbezogenen pauschalen Wegebe- 
nutzungsabgabe wird auch der Begriff „cordon pri- 
cing" verwendet. Häufig wird die Verbindung einer 
pauschalen Wegebenutzungsabgabe mit einer Zeit- 
karte für den öffentlichen Verkehr diskutiert. Nach 
bisherigen Sondierungen scheint dies möghch zu 
sein, wenn die Wegebenutzungsabgabe in Form 


einer - kommunalen - Gebühr erhoben wird (DIW 
1996 c). 

Die Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren mit 
Hilfe von elektronischen luK-Techniken wurde in der 
Literatur mit dem Stichwort „(electronic) road pri- 
cing" (= (E)RP) belegt. Wenn von der Anlastung der 
Wegekosten die Rede ist, sind in der Regel die Ko- 
sten für die Erstellung und den Betrieb der Infra- 
strukturen angesprochen, es können aber zusätzlich 
auch die Umwelt- und Staukosten gemeint sein. 
Während bei den Staukosten vor allem die Zeitver- 
luste angesprochen werden, sind es bei den Umwelt- 
kosten die Schäden infolge der C02-Emissionen, son- 
stiger Luftbelastungen und des Lärms. Von den Un- 
fallkosten, die bei der Betrachtung gesellschaftlicher 
Zusatzkosten häufig auch eine wichtige Rolle spie- 
len, ist in diesem Zusammenhang kaum die Rede. 

Als Anknüpfungspunkte für differenzierte Straßen- 
benutzungsgebühren oder Wegebenutzungsabga- 
ben können die zurückgelegten Entfernungen und/ 
oder die vom Straßenfahrzeug bewirkten Stau-, 
Emissions-, Inunissions- oder Lärmsituationen ge- 
wählt werden. Auch die Besetzungszahl eines Fahr- 
zeugs bietet sich hierfür an. Die Umsetzung einer 
differenzierten Straßenbenutzungsgebühr ist aber 
grundsätzüch schwieriger als die einer pauschalen 
Gebühr. „Je größer die Anzahl der Parameter und je 
aktueller deren Erfassung ist, aus der sich die Ab- 
gabe berechnet, desto komplexer und tendenziell 
unklarer wird die Preisbildung" (DIW 1996c). 

In diesem Zusammenhang ist auch auf eine sehr spe- 
zielle Form der Abgabe zu verweisen: auf die Nah- 
verkehrsabgabe, die beispielsweise von den Arbeit- 
gebern als Beitrag zur Finanzierung einer Zeitkarte 
im öffenthchen Personennahverkehr für die Arbeit- 
nehmer erhoben werden soll. Dieser potentiellen Ab- 
gabe liegt der Grundgedanke zugrunde, daß Unter- 
nehmen und sonstige Einrichtungen mit Arbeit- 
geberfunktionen durch gute Anbindung an das öf- 
fentüche Verkehrsnetz einen größeren Einzugsradius 
für Arbeitskräfte und Kunden besitzen und hierfür 
einen finanziellen Beitrag entrichten sollen. Derarti- 
ge Finanzierungsbeiträge von Arbeitgebern sind ver- 
einzelt bereits auf freiwilliger Basis in Erprobung. 

Abgaben auf die Flächeninanspruchnahme sind die 
Abgaben für Umladen, Parkeinrichtungen etc. einer- 
seits und die Ausgleichsabgabe nach dem Bundes- 
naturschutzgesetz andererseits (siehe Positionen 9 
und 10 von Tabelle III-2.5). Die erstgenannte Ab- 
gabenkategorie dürfte i.d.R. die Form einer Gebühr 
annehmen, d.h. für den Belasteten die Übernahme 
eines verursachergerechten Kostenanteils bedeuten. 
Diese Abgabe wird in der Phase der Infra struktumut- 
zung erhoben. Der letztgenannten Abgabenkatego- 
rie entspricht die Form der Sonderabgabe, für deren 
Anwendung es erforderhch ist, daß das damit ver- 
bundene Aufkommen direkt zugunsten desselben 
Personenkreises und für denselben Zweck - hier: 
Aufhebung der Beeinträchtigungen der Leistungs- 
fähigkeit des Naturhaushaltes infolge verkehrlicher 
Infrastrukturmaßnahmen durch Vermeidungs-, Aus- 
gleichs- und Ersatzmaßnahmen - wieder verwendet 
wird (SRU 1994). Diese Abgabe soll bereits zum Zeit- 
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Punkt der Infrastrukturerstellung erhoben und im 
Preis auf die Nutzer weitergewälzt werden. 

Bei den in Tabelle III-2.5 genannten Abgaben sind 
verschiedene grundsätzliche Ausgestaltungsmög- 
lichkeiten und Anwendungsgrenzen zu beachten. 
Hierauf wurde schon an mehreren Stellen hingewie- 
sen. Darüber hinaus sind noch die folgenden Punkte 
hervorzuheben. Die Ausgleichsabgabe nach § 8 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist nur als „ultima ratio" 
einzusetzen, wenn entsprechende Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nicht durchgesetzt werden kön- 
nen. Dabei ist die Reihenfolge in der Nennung der 
Maßnahmentypen zu beachten. Sofern für die Ersatz- 
maßnahmen gesetzliche Erleichterungen gewährt 
werden - die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
werden im Planfeststellungsverfahren festgelegt 
dürfte die Wahrscheinlichkeit, daß auf diese Abgabe 
zurückgegriffen wird, stark sinken. So wurde bei- 
spielsweise durch die Baugesetzbuchnovelle zum 
1. Januar 1998 die räumliche und zeitliche Entkoppe- 
lung von Eingriff und Ausgleich rechtlich abgesichert 
(Wagner 1997). 

Eine konkrete Höchstgrenze gesetzlicher Art für die 
Belastung durch Abgaben greift nicht, aber mög- 
licherweise kann geprüft werden, ob der zwischen- 
staatliche Waren- oder Dienstleistungsverkehr unnö- 
tig oder übermäßig belastet wird. Nach dem EWG- 
Vertrag dürfen differenzierte Abgaben im Inland er- 
hoben werden, sofern sie In- und Ausländer gleich- 
mäßig treffen (SRU 1994). 

Nach Meinung des Umweltrats verfügen die Ge- 
meinden über keine eigenständigen Möglichkeiten, 
Straßenbenutzungsgebühren einzuführen. Hierzu 
bedürfe es beispielsweise einer landesrechtlichen Er- 
mächtigung, die jedoch nur zulässig sei, solange der 
Bund nicht von seiner Gesetzgebungskompetenz Ge- 
brauch mache. Der Bund sei für die Erhebung ent- 
sprechender Gebühren auch zuständig, wenn die 
Straßenbau- und Straßenunterhaltszuständigkeit an- 
deren Institutionen übertragen werde (SRU 1994). 

Zusammenfassend zu den preislichen Instrumenten 
im deutschen Verkehrssektor ist festzuhalten, daß 
der Teilkomplex „Abgaben" viele Facetten aufweist. 
Vorherrschend sind bisher Steuern, die sich auf die 
Nutzungsphase von Fahrzeugen beziehen (Kraftfahr- 
zeugsteuer, Mineralölsteuer und Mehrwertsteuer) 
und für den Staat (Bund und Länder) wichtige Ein- 
nahmenblöcke darstellen. Die Umgestaltung der fis- 
kalisch orientierten verkehrsbezogenen Steuern zur 
Berücksichtigung von Umweltschutzerfordernissen 
ist bisher nur in sehr kleinen Schritten eingeleitet 
worden. Verkehrsbezogene Gebühren werden zum 
Teil schon angewandt. Sie belasten vor allem die 
Fahrleistung der Lkw auf den Autobahnen und die 
Flächeninanspruchnahme in Ballungsräumen durch 
parkende Personenkraftwagen. Mit generalisierten 
Gebühren, die den fließenden Straßenverkehr bela- 
sten, werden verschiedene Hoffnungen auf höhere 
Umweltverträglichkeit des Straßenverkehrs verbun- 
den. Das prinzipielle Interesse der Gemeinden an 
eigenen Einnahmen aus verkehrsbezogenen Ab- 
gaben darf nicht unterschätzt werden. 


Drastische - wenn auch über einen gewissen Zeit- 
raum verteilte - Erhöhungen von Abgaben zur ver- 
kehrspolitischen Einflußnahme werden schon seit 
längerem kontrovers diskutiert. Eine entsprechende 
verkehrspolitische Alternative bildet die Grundlage 
für eine eigene Option in Kapitel V. 


2.6 Finanzierungsinstrumente 
2.6.1 Überblick 

Zur verkehrspolitischen Instrumentenkategorie „Fi- 
nanzierungsinstrumente " werden hier prinzipiell alle 
Arten finanzieller Aufwendungen von Gebietskör- 
perschaften für den Verkehrssektor gerechnet. Es 
handelt sich hierbei um Ausgaben der öffentlichen 
Haushalte, aber auch um den Verzicht auf Einnah- 
men aus verkehrspolitischen Gründen, zu denen an- 
dere sektorpolitische Gründe, z.B. sozialpolitische, 
hinzutreten können. Die Kategorie der Finanzie- 
rungsinstrumente umfaßt damit weit mehr als die 
häufig erwähnte verkehrsbezogene Investitions- 
oder Infrastrukturpolitik. Mit der Festlegung, wer, 
wann, wo und möglicherweise unter welchen zusätz- 
lichen Bedingungen Anspruch auf die finanziellen 
Vergünstigungen erheben kann, übt der Mittelgeber 
einen mehr oder weniger direkten Einfluß auf die 
Verwendung der von ihm gewährten Gelder aus, 
damit unter Umständen aber auch auf die vom Emp- 
fänger oder von anderen Stellen mitfinanzierten Auf- 
wendungen. 

Die hier angesprochenen finanziellen Beiträge von 
Gebietskörperschaften gehen weit über die enge 
Fassung des Subventionsbegriffs gemäß der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung hinaus. Dort wird 
praktisch nur auf die finanzielle Förderung von pri- 
vatwirtschaftlichen Unternehmen abgestellt. Hier 
sind prinzipiell auch finanzielle Leistungen zugun- 
sten privater Haushalte oder jeweils anderer Einrich- 
tungen innerhalb des Staatssektors einbezogen. 

Mit den genannten definitorischen Abgrenzungen 
der Finanzierungsinstrumente ist die Frage, woher 
die staatlichen Einnahmen zur Finanzierung der ver- 
kehrsbezogenen staatlichen Ausgaben kommen, ob 
aus dem allgemeinen Steueraufkommen oder aber 
aus sonstigen speziellen Abgaben, zunächst von 
nachrangiger Bedeutung. Hier nicht einbezogen sind 
die verkehrsbedingten Erträge von - öffentlichen - 
Verkehrsuntemehmen, die - in unterschiedlichem 
Umfang - die endgültige Finanzierung von Investi- 
tions- und Betriebsaufwendungen dieser Verkehrs- 
untemehmen sicherstellen. Beide Aspekte sind prin- 
zipiell in die schon behandelten preispolitischen In- 
strumente einbezogen. 

Im Zusammenhang mit den staatlichen Finanzie- 
rungsinstrumenten sind auch private Finanziemngen 
zu betrachten, insoweit sie an die Stelle der bishe- 
rigen staatlichen Finanzierung treten könnten. Dies 
betrifft zunächst die Investitionsfinanzierung und in 
der Folge auch die „Finanziemng" der Betriebsphase 
durch Benutzergebühren. Auch hier zeigt sich wie- 
der der enge Zusammenhang zwischen preislichen 
und Finanzierungsinstmmenten. 
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Überwiegend beziehen sich die derzeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland angewandten Finanzie- 
rungsinstrumente auf die Angebotsseite der Ver- 
kehrsträger Straße, Schiene, Schiffahrts- und Luft- 
verkehr. Mit zur Angebotsseite können auch die 
staatlichen Aufwendungen für die Förderung von 
Forschung und Entwicklung sowie von Demonstra- 
tionsvorhaben gerechnet werden. Ein markantes Bei- 
spiel für die Verkehrsnachfrageseite ist die derzeitig 
(Herbst 1998) noch gültige Kilometerpauschale bzw. 
die von einigen geforderte Entfernungspauschale 
(siehe auch Abschnitt III. 2. 6. 2). Zur Nachfrageseite 
gehören auch Steuererleichterungen bei der Mehr- 
wertsteuer auf verkehrsbezogene Güter und Dienst- 
leistungen sowie bei der Kraftfahrzeugsteuer’). Eine 
direkte finanzielle Stützung der Nachfrageseite ist 
ebenfalls prinzipiell denkbar. Weiterhin kann zu den 
Finanzierungsinstrumenten auch die Erhebung einer 
Abgabe z.B. bei den Arbeitgebern oder auch Ge- 
schäftsleuten in der Innenstadt zur Finanzierung 
eines Teils der Nahverkehrskosten gerechnet wer- 
den. Einen Überblick über das breite Spektrum der 
Finanzierungsinstrumente bietet Tabelle III-2.6. 

2.6.2 Wiohtige Merkmale der verkehrsbezogenen 
Finanzierungsinstrumente 

Die Finanzierungsinstrumente für den Verkehrssek- 
tor können sich auf die Phasen „Forschung, Entwick- 
lung und Demonstration", „Investition" und „Be- 
trieb" beziehen. Eine Zuordnung des Finanzierungs- 
aufwands zu diesen drei Phasen ist nicht immer ein- 
fach. Häufig umfassen die Angaben zu den For- 
schungsmitteln auch die Investitionen in Versuchs- 
anlagen oder -strecken. Ohnehin erscheint es ange- 
sichts der großen Vielfalt staatlicher Finanzströme 
zugunsten des Verkehrs nahezu unmöglich, das ge- 


Die Differenzierung der Steuerbelastungen bei der Mineral- 
öl-, Kraftfahrzeug- und Mehrwertsteuer sowie die Nahver- 
kehrsabgabe werden hier ebenso wie beim preispolitischen 
Instrumentarium auf geführt. Während dort der ßelastungs- 
aspekt im Vordergrund steht, wird hier auf den Enflastungs- 
aspekt abgehoben. 


samte Finanzierungsvolumen ohne Doppelzählun- 
gen und ohne Lücken zu erfassen. 

Forschungsförderung aus Haushaltsmitteln des Bun- 
des im Bereich des bodengebundenen Verkehrs und 
Transports (Technologieförderung) wird in erster Li- 
nie vom Bundesministerium für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie (BMBF) und vom 
Bundesministerium für Verkehr (BMV) betrieben. 
Fördermittel zugunsten verkehrsbezogener For- 
schung in Deutschland gewährt auch die Europäi- 
sche Kommission, u.a. für Projekte im Bereich der 
Verkehrstelematik. Weiterhin sind die Bundesländer 
in der Forschungsförderung engagiert. Die Durch- 
führung der Forschung obliegt einerseits privatwirt- 
schaftlich organisierten Unternehmen und anderer- 
seits Bundeseinrichtungen, die den Bundesministe- 
rien nachgeordnet sind, so beispielsweise der Bun- 
desanstalt für Straßen wesen (BMV), der Bundesan- 
stalt für Gewässerkunde (BMV), dem Umweltbunde- 
samt (BMU), dem Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BMBau), den Universitäts Instituten 
(zumeist an den rd. 25 Technischen Universitäten/ 
Hochschulen der Bundesrepublik) sowie anderen 
staatlichen Forschungseinrichtungen. Die forschen- 
den Bundeseinrichtungen vergeben ihrerseits For- 
schungsaufträge. Forschungsmittel von der Industrie 
kommen zu den staatlichen Geldern hinzu. 

In einer Veröffentlichung des Bundesministeriums 
für Verkehr wird die Forschungsförderung des BMBF 
im Bereich des bodengebundenen Verkehrs und 
Transports mit jährlich rd. 180 Mio. DM angegeben 
(Durchschnitt der Jahre 1990-1993). Davon flössen 
jeweils 50 bis 60 Mio. DM in „reine" Forschungsvor- 
haben, d. h. abzüglich der Investitionen in Versuchs- 
anlagen oder -strecken. Die entsprechenden Gesamt- 
ausgaben aller Bundesressorts für Forschungen auf 
dem Gebiet des Verkehrswesens werden auf 80 bis 
90 Mio. DM pro Jahr geschätzt (BMV 1995b). Nach 
statistischen Übersichten der EU hatten staatliche 
Stellen der Bundesrepublik Deutschland (Bund und 
Länder) 1994 für verkehrsbezogene Forschung und 
Entwicklung rd. 128 Mio. DM von insgesamt 


Tabelle III-2.6 

Überblick über wichtige Finanzierungsinstrumente für den deutschen Verkehrssektor 


- Aufwendungen für die Förderung von Forschung und Entwicklung sowie von Demonstrationsvorhaben 

- Ausgaben zur Investitionsfinanzierung auf der Angebotsseite 

- Ausgaben zur betriebsbezogenen Finanzierung auf der Angebotsseite des öffentlichen Personennah- 
verkehrs (z.B. Ausgleichsleistungen für den Ausbildungsverkehr, Erstattungsleistungen für die unent- 
geltliche Beförderung von Schwerbehinderten und Defizitausgleich) 

- Stützung des öffentlichen Personennahverkehrs durch Steuererleichterungen (bei der Kraftfahrzeug- 
und der Mehrwertsteuer; Entfernungspauschale) 

- Erhebung einer Abgabe zur Finanzierung des Nahverkehrs ( „Nahverkehrsabgabe " ) 

- Ausgaben zur Stützung der Nachfrageseite (z.B. „Abwrackprämie" bei Kauf eines neuen Personen- 
kraftwagens bei gleichzeitiger Verschrottung eines alten) 

- Steuerlicher Querverbund zwischen Versorgung (Strom, Gas, Wasser, Fernwärme) und Verkehr bei öf- 
fentlichen Unternehmen (einheitliches Unternehmen, Organschaft oder Holding-Verband) 
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Tabelle 111-2.? 


Ausgewählte Zahlen zu den Brutto- An lageinvestitionen im Verkehrs Sektor 


A. Insgcsamtr in Mio. DM zu jeweiligen Preisen 

1991 

1995 

Deutsche Bahn AG *) 

11 390 


12 490 

dar, Verkehrsweg 

6 560 


9 070 

Nichtbundeseigene Eisenbahnen-} 

650 


360 

Eisenbahnen 

12 040 


12 850 

Binnenschiffahrt *) 

140 



160 

Binnenhäfen^) 

200 



180 

Seeschiffahrt^) 

2 050 



2 810 

Seehäfen 

850 



990 

Schif/üihrf 

3 240 



4 140 

Offentl. Straßen Personenverkehr*') 

4 920 



5 780 

Güterkraftverkehr^) 

5 440 



4 270 

Fluggesellschaften^) 

3 770 



2 510 

Flughäfen^) 

3 410 



2 260 

Rohrfernleitungen 

260 



320 

Übriger Verkehr 

17 800 



15 140 

Straßen und Brücken 

23 180 



24 840 

Wasserstraßen 

1 050 



1 210 

Sfaaf/icher Verkehrshere ich 

24 230 



26 050 

Verkehr insgesamt 

57 310 



58 180 

Zum Vergleich: 





Brutto-Anlageinvestitionen aller Wirtschaitsbereiche '“) 

666 050 


763 900 

Anteil des Verkehrs in v. H . 

8,6 



7,6 

Nur Verkehrsinfra Struktur, in Mio. DM zu jeweiligen Preisen 

1991 

1995 

1995 

ln fräs truktur in sg esam t 

39 125 

42 980 

38 909 

Verkehrswege 

33 325 

37 670 

34 172 

Eisenbahnen, S-Bahn 

6 870 

9 220 

8 281 

Stadtschnellbahn, Straßenbahn’’) 

1 965 

2 080 

1 881 

Straßen und Brücken 

' 23 180 

24 840 

22 632 

dar. Bundesfernstraßen 

7 645 

8 360 

7 628 

Wasserstraßen’^) 

1 050 

1 210 

1 079 

Rohrfernleitungen ’'') 

260 

320 

299 

Umse/i/ögpJdfze 

5 800 

5 310 

4 737 

Eisenbahnen, S-Bahn 

1 340 

1 880 

1 723 

Binnenhäfen ”') 

200 

180 

163 

Seehäfen 

850 

990 

881 

Flughäfen’^) 

3410 

2 260 

1 970 


1991 Deutsche Bundesbahn und Deutsche Reichsbahn - ’} Ohne Grunderw - Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs. 
1991 einschl S-Bahn Berlin/West - Binnenflotte der Bundesrepublik - Öffentliche Binnenhäfen Handelsflotte der 
Bundesrepublik - ' ) StadtschnellbahndU-ßahn), Straßenbahn-r Obus- und Kraftomnibusverkehr kommunaler und gemischl- 
wirlschdftlichcT sowie privater Unternehmen; cinsthl. Taxis und Mietwagen - Gewerblicher Verkehr einschl. Verkehrs- 
nehencjewerbe [Spedition, Lagerei und Verkehrsvermiltlung) Unternehmen der Bundesrepublik - '} Einschl. 

Flugsicherung - Rohöl- und Mineralölproduktenleitungen über 40 km Lange - ’b Bis zur Seegrenze - Neue Bauten 
und Ausrüstungen [einschl. Fahrzeuge); ohne Käufe und Verkäufe von gebrauchten Ausrüstungen (einschl. Fahrzeuge); dar* 
unter für Wohnbauten rd. th8 (1991) bzw, 261 (1995) Mrd. DM - ’ ') Fahrweg einschL zugehöriger Anlagen - '^) Bis zur 
Seegrenze - '") Rohöl- und Mineralölproduktenleitungen über 40 km Länge - '"^1 Bahnhöfe einschl. sonstiger Bauten und 
Ausrüstungen - ■') Öffentliche Binnenhäfen Einschl. Flugsicherung - ^'9 Zu Preisen von 1991 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1997, 26,Jahrgang. Herausgeber: Bundes verkehrsminislerium, Bonn. Verantwortlich für den Inhalt: 

Deutsches Institut für Wirtsrhaftsförderung (DIW), Berlin, S 23 und 93; Statistisches Bundesamt [Hg ), Statistisches 
Jahrbuch 1995, Stuttgart 1995, Tab, 24 10; Statistisches Bundesamt (llgO, Statistisches Jahrbuch 1996, Stuttgart 1996 
Tab. 24.10 
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30,9 Mrd. DM für alle Forschungsaktivitäten in der 
Bundesrepublik, also lediglich rd. 0,4%, vorgesehen 
(EUROSTAT 1996). Nach Angaben des Bundesfor- 
schungsberichts 1996 läßt sich zugunsten des boden- 
gebundenen Transports und Verkehrs ein vom Bund 
getragenes FuE-Volumen von rd. 234 Mio. DM pro 
Jahr im Durchschnitt der Jahre 1992 bis 1996 errech- 
nen (einschließlich der Ausgaben für Lehre und For- 
schung: rd. 337 Mio. DM pro Jahr) (BMBF 1996). Die 
gegenüber den Eurostat-Angaben sehr viel höheren 
Zahlen des BMBF dürften im wesentlichen auf die 
Einbeziehung der Investitionen in Versuchsanlagen 
und -strecken sowie auf die Berücksichtigung der 
Verkehrssicherheitsforschung zurückzuführen sein. 

Die wichtigsten Gruppen der verkehrsbezogenen 
Investitionen sind Investitionen in die Verkehrswege, 
die Umschlagplätze („Schnittstellen") und das rol- 
lende Material. Bei den Verkehrswegen und Um- 
schlagplätzen (Verkehrsinfrastruktur) wird zusätzlich 
nach Bauten und Ausrüstungen differenziert. Wert- 
erhöhende Großreparaturen und Umbauten zählen 
mit zu den Investitionen (Brutto-Anlageinvestitio- 
nen). Der Erwerb von Grundstücken ist üblicher- 
weise nicht Bestandteil des Investitionsbegriffs, der 
Grundstückserwerb kann aber ebenfalls den Ein- 
satz eines Finanzierungsinstruments erforderlich ma- 
chen. 

Die Bereitstellung der Gelder für Verkehrsinvestitio- 
nen erfolgt bisher nahezu ausschließlich durch allge- 
meine Haushaltsmittel der Gebietskörperschaften 
(Bund, Länder und Gemeinden). Aus Tabelle III-2.7 
wird u. a. ersichthch, daß der vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung als „StaatÜcher Verkehrsbe- 
reich" gekennzeichnete Teilbereich „Straßen, Brük- 
ken und Wasserstraßen" rd. 45% der verkehrsbezo- 
genen Brutto-Anlageinvestitionen auf sich vereinigt 
(in absoluten Zahlen für 1995: 26,1 Mrd. DM von ins- 
gesamt 58,2 Mrd. DM). Die Investitionen in Bundes- 
fernstraßen - seit 1993 jährlich über 8 Mrd. DM - 
sind ebenso wie die Verkehrswege-Investitionen der 
Deutschen Bahn AG (1995: 9,1 Mrd. DM) vom Bund 
(Bundesverkehrsministerium) zu tragen. 

Die Investitionsangaben für den Öffentlichen Stra- 
ßenpersonenverkehr - 1995: 5,8 Mrd. DM zu jewei- 
ligen Preisen - repräsentieren in etwa je zur Hälfte 
Fahrzeuge und Bauten. Demgegenüber beinhaltet 
die entsprechende Zahl für den Güterkraftverkehr 
- 1995: 4,3 Mrd. DM, zu jeweiligen Preisen - zu rd. 
80% Fahrzeug-Investitionen (siehe Tabelle III-2.7, 
Teü A, und BMV 1997, S. 25, 27 und 29). Dies ist auf 
die institutioneile Abgrenzung der in der Statistik un- 
terschiedenen Verkehrsbereiche im Gegensatz zu 
einer funktionellen Abgrenzung zurückzuführen. In- 
soweit Straßenbauinvestitionen und sonstige Bauten 
nicht direkt von Unternehmen des öffentlichen Stra- 
ßenpersonenverkehrs oder von Unternehmen des 
Güterkraftverkehrs finanziert werden müssen, sind 
sie in diesen Zahlen nicht enthalten. 

Die Verkehrswegeinvestitionen auf kommunaler 
Ebene werden zu einem erheblichen Teil mit Bun- 
desmitteln finanziert, insbesondere durch Mittel aus 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 
und durch nach dem Regionalisierungsgesetz des 


Bundes gewährte Finanzmittel. Die GVFG-Mittel 
stammen aus einem zweckgebundenen Teil des prin- 
zipiell dem Bund zustehenden Mineralölsteuerauf- 
kommens, und die Regionalisierungsmittel werden 
nach dem Bundes-Regionalisierungsgesetz für den 
Schienenpersonennahverkehr gewährt. Die auf diese 
Weise zunächst an die Länder fließenden Mittel wer- 
den so festgelegt, daß die Länder insgesamt über 
eine relativ konstante Finanzmasse verfügen können. 
„Nach Abzug von 0,25 v. H. für die Forschung ent- 
fallen 20 V. H. der Mittel auf größere Vorhaben (über 
100 Mio. DM) des Baus oder Ausbaus von Schienen- 
wegen für den Öffentlichen Personennahverkehr im 
Rahmen eines Bundesprogramms. 80 v. H. der Mittel 
verteilen die Länder im Rahmen von Länderprogram- 
men in eigener Zuständigkeit entsprechend den je- 
weiligen Bedürfnissen auf Vorhaben des Öffent- 
lichen Personennahverkehrs und des kommunalen 
Straßenbaus" (BMF 1997). 

Das Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz aus 
dem Jahr 1994 ermöglicht erstmalig für Tunnel, Brük- 
ken, Gebirgspässe sowie mehrspurige Bundestraßen 
mit getrennten Fahrbahnen die endgültige Finanzie- 
rung durch Benutzergebühren. 

Die betriebsbezogenen Zuwendungen aus öffent- 
lichen Haushalten zugunsten des Verkehrssektors 
sind anders als die investitionsbezogenen Zuwen- 
dungen nicht der Broschüre „Verkehr in Zahlen" zu 
entnehmen. Berechnungen des Bundesverkehrsmi- 
nisteriums zur Kostenunterdeckung im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) im Jahr 1993 lassen je- 
doch beispielsweise erkennen, daß von insgesamt 
rd. 32,4 Mrd. DM Finanzleistungen der öffentlichen 
Hand für den ÖPNV rd. 7,4 Mrd. DM auf Investitio- 
nen entfallen (siehe die Spalte „Insgesamt" von Tab. 
III-2.8, letzte Zeile, und Summe der Zeilen 1.1 und 
4.1) (Bundesregierung 1996b; Ratzenberger 1997). 
Der große Rest von rd. 25,0 Mrd. DM (77 % des Ge- 
samtbetrags) gibt dann die betriebsbezogenen Zu- 
wendungen an, die allerdings auch aus anderen als 
aus verkehrlichen Gründen gewährt werden. 

Die staatlichen Ausgaben zur betriebsbezogenen 
Finanzierung auf der Angebotsseite des öffenthchen 
Personennahverkehrs umfassen vor allem die Aus- 
gleichsleistungen für den Ausbildungsverkehr 
- 4 546 Mio. DM im Jahr 1993, die Erstattungsleistun- 
gen vor allem für die Schwerbehindertenförderung - 
rd. 875 Mio. DM im Jahr 1993 - und den reinen De- 
fizitausgleich - 1993: rd. 8 715 Mio. DM - (siehe 
Tabelle II1-2.8, Zeilen 3.1, 3.2 und 2.4). 

Die Stützung des öffentlichen Personennahverkehrs 
durch Steuererleichterungen bezieht sich auf einen 
verringerten Mehrwertsteuersatz - nur 7 % statt 
15 %. Für 1993 wird ein Betrag von 870 Mio. DM ge- 
nannt (siehe Tab. 1II-2.8), der Sechzehnte Subven- 
tionsbericht weist für die Jahre 1995 bis 1997 jeweils 
einen Betrag von 850 Mio. DM aus (Bundesregierung 
1997). Die Kraftfahrzeugsteuerbefreiung im öffent- 
lichen Personennahverkehr schlug 1993 mit rd. 190 
Mio. DM zu Buche (siehe Tab. III-2.8). 

Aufgrund der angespannten Haushaltstage auf allen 
staatlichen Ebenen wurden zunehmend Überlegun- 
gen darüber angestellt, wie die Finanzierung der 
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Tabelle 1II-2.8 

Finanzleistungen der öffentlichen Hand 
für den öffentlichen Personennahverkehr im Jahr 1993 

- in Mio. DM - 



Finanzleistungsart 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Insgesamt 

1,1.1 

Investitionsförderung im Rahmen des GVFG . . 

3 949,9 

1 025,9 

483,5 

5 459,3 

1.1.2 

Investitionsförderung außerhalb des GVFG . . . 

13,1 

217,4 

91,8 

322,3 

1.1 

Investitionsförderung zusammen 

3 963,0 

1 243,3 

575,3 

5 781,6 

1.2.1 

Kooperationsförderung 

- 

236,5 

85,2 

321,7 

1.2.2 

Zuschüsse zu Modellversuchen, 

Planungen etc 

_ 

29,0 


29,0 

1.2.3 

Sonstige Betriebszuschüsse 

- 

23,9 

- 

23,9 

1.2 

Sonstige direkte Förderung zusammen 

- 

289,4 

85,2 

374,5 

1. 

Direkte Förderung zusammen 

3 963,0 

1 532,7 

660,5 

6 156,2 

2.1.1. 

Umsatzsteuerermäßigung 

548,1 

321,9 

— 

870,0 

2.1.2 

Kraftfahrzeugsteuerbefreiung 

- 

190,0 

- 

190,0 

2.1 

Steuererleichterung zusammen 

548,1 

511,9 

- 

1 060,0 

2.2 

Ausgleichszahlungen für den 
Schienenpersonennahverkehr 

7 096,3 

_ 

_ 

7 096,3 

2.3 

Betriebsbeihilfen an ÖPNV-Betriebe 

15,0 

560,4 

- 

575,4 

2.4. 

Defizitausgleich für ÖPNV-Betriebe 

2 336,0 

- 

6 378,6 

8 714,6 

2. 

Ausgleich struktureller Schwächen zusammen 

9 995,4 

1 072,3 

6 378,6 

17 446,3 

3.1.1 

Ausgleichszahlungen nach § 45 a PBefG 
bzw. § 6a AEG 


1 699,5 


1 699,5 

3.1.2 

Kosten der Schülerbeförderung 

- 

2 126,7 

719,9 

2 846,5 

3.1 

Ausbildungsverkehr zusammen 

- 

3 826,2 

719,9 

4 546,0 

3.2 

Ausgleichszahlungen zur Schwer- 
behindertenbeförderung u. ä 

236,2 

515,0 

123,3 

874,5 

3. 

Leistungen aufgrund anderer Politikbereiche 
zusammen 

236,2 

4 341,2 

843,2 

5 420,5 

Finanzleistungen 1.-3. zusammen 

14 194,6 

6 946,2 

7 882,3 

29 023,0 

4.1 

ÖPNV-anteilige Investitionszuschüsse 

1 541,4 

35,1 

— 

1 576,4 

4.2 

Sonstige ÖPNV-anteihge Leistungen 

1 757,1 

25,9 

- 

1 783,0 

4. 

ÖPNV-anteilige Leistungen zusammen 

3 298,5 

61,0 

- 

3 359,4 

Finanzleistungen 1~4. zusammen 

17 493,0 

7 007,1 

7 882,3 

32 382,4 


Quelle: Bericht der Bundesregierung 1996 über die Entwicklung der Kostenunterdeckung im öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV), Tabelle 5.1, veröffentlicht als Drucksache 13/7552 vom 22. April 1997 
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Verkehrsinvestitionen, insbesondere bei Autobah- 
nen, durch private Finanzierungsbeiträge erleichtert 
werden könnte (Bloech/lhde 1997). Während bei 
einem Konzessions- oder einem Leasingmodell le- 
diglich eine zeitliche Verlagerung der Haushaltsbe- 
lastung bzw. Verschiebung von der Investitions- auf 
die Betriebsphase stattfindet, würde allein die An- 
wendung des Betreibermodells einen echten Verzicht 
auf staatliche verkehrsbezogene Finanzierungslei- 
stungen bedeuten. Beim Betreibermodell erfolgen 
Bau und Betrieb der Infrastruktur-Maßnahme durch 
Private, die auch das unternehmerische Risiko tra- 
gen; die investierten Mittel werden anschließend 
über Benutzungsgebühren erwirtschaftet. 

Erste, eher ernüchternde Erfahrungen liegen vor 
allem mit dem Konzessionsmodell vor. Eine flächen- 
deckende Privatfinanzierung wird beispielsweise 
von Aberle nur für möglich gehalten, wenn der Staat 
neue und zusätzliche Renditeabsicherungsinstru- 
mente schafft oder die Finanzierung in Verbindung 
mit der Planung und dem Betrieb im Sinne einer Ent- 
staatlichung völlig reorganisiert (Aberle 1997). 

Eine Ausweitung der steuerlichen Stützung des öf- 
fentlichen Personennahverkehrs auf der Nachfrage- 
seite wird von einigen durch die Änderung der Kilo- 
meterpauschale in eine verkehrsmittelunabhängige 
Entfernungspauschaie gefordert. Bisher wird für 
Fahrten zum Arbeitsplatz mit dem Pkw ein Pausch- 
betrag je Entfernungskilometer gewährt. Dieser be- 
trägt seit 1. Januar 1994 0,70 DM je Entfernungs- 
kilometer, d.h. 0,35 DM je gefahrenen Küometer. Bei 
Grenzsteuersätzen zwischen 26 v. H. und 53 v. H. er- 
geben sich Steuerersparnisse zwischen 9 und 19 
Pfennig je Fahrleistungskilometer (DIW 1996c). Bei 
vielen Fahrzeugen dürfte diese Begünstigung deut- 
lich unter den tatsächlichen Kosten liegen, sie liegt 
jedoch deutlich über den variablen Kosten der Kraft- 
fahrzeugnutzung (SRU 1996). Bei der Nutzung des 
öffentlichen Nahverkehrs können dagegen nur die 
vom Nutzer gezahlten Kosten geltend gemacht wer- 
den. Dies wird von vielen als eine eindeutige Be- 
nachteiligung des ÖPNV angesehen. Daher wird 
eine verkehrsmittelunabhängige Entfernungspau- 
schale als Anreiz zur Nutzung öffentlicher und auch 
nicht-motorisierter Verkehrsmittel befürwortet. Pkw- 
Fahrer, Benutzer des öffentlichen Verkehrs, Radfah- 
rer und Fußgänger sollen gleichgestellt werden. Der 
Umweltrat empfiehlt, , die Höhe der Entfernungs- 
pauschale auf die jährhchen Kosten der Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel zu begrenzen. Zur Ver- 
waltungsvereinfachung könnten die Fahrtkosten mit 
öffenthchen Verkehrsmitteln bundesweit pauschal 
mit 1 500 DM pro Jahr angesetzt werden. Die Auto- 
ren des bereits genannten DIW-Gutachtens melden 
allerdings Zweifel an, ob die PCüometerpauschale von 
den Arbeitnehmern überhaupt als eine Veränderung 
der Grenzkosten wahrgenommen wird und einen 
Anreiz zum Autofahren darstellt, da sie sich in der 
Regel nur einmal pro Jahr im Rahmen des Lohn- 
steuerausgleichs oder der Einkommensteuererklä- 
rung auf Zahlungsströme auswirkt. 

Die Erhebung einer Abgabe bei Arbeitgebern oder 
Geschäftsleuten zur (Mit-) Finanzierung des Nahver- 
kehrs ist als ergänzende Möglichkeit zur staatlichen 


Nahverkehrsförderung zu sehen. Auf freiwilhger Ba- 
sis werden die ersten finanziellen Beteiligungen von 
Arbeitgebern bereits in einigen Städten erprobt 
(„Job-Ticket"). 

Weiterhin kann der Staat Ausgaben zur Stützung der 
Nachfrageseite zum Beispiel bei Verkauf oder Ver- 
schrottung eines alten Personenkraftwagens und 
gleichzeitigem Kauf eines Neuwagens durch Privat- 
personen tätigen. Je nach spezieller Ausgestaltung 
kann diese in Deutschland bisher nicht angewandte 
Art der Finanzhilfe Abwrackprämie oder Neukauf- 
prämie genannt werden. Dieses Finanzierungsmittel 
ist in anderen europäischen Ländern verschiedent- 
lich angewandt worden. Wie sich dort gezeigt hat, 
besteht bei befristeter Gewährung einer Prämie die 
Gefahr, daß auf diese Weise Pkw-Neuanschaffungen 
nur kurzfristig vorgezogen und damit die angestreb- 
ten zusätzlichen positiven Umwelteffekte durch inno- 
vative schadstoffärmere Kraftfahrzeuge schon in kur- 
zer Zeit wieder aufgezehA werden. 

Der steuerliche Querverbund zwischen Versorgung 
(Strom, Gas, Wasser, Fernwärme) und Verkehr bei 
öffentlichen Unternehmen auf kommunaler Ebene 
ist ein traditionell wichtiges Finanzierungsinstru- 
ment für den öffentlichen Personennahverkehr in 
Ballungsräumen. Das heißt, Gewinne und Verluste 
von in einem einheitlichen Unternehmen, in einer 
Organschaft oder in einem Holding-Verband zusam- 
mengefaßten kommunalen Versorgungs- und Ver- 
kehrs aktivitäten können gegeneinander aufgerech- 
net werden. Traditionell entstehen in der Verkehrs- 
sparte nicht unbeträchthche Verluste, für deren 
Finanzierung die Gewinne bei den anderen Sparten 
bisher unerläßlich sind. Durch die seit dem 29. April 
1998 in Kraft getretene Neufassung des Energiewirt- 
schaftsgesetzes könnten die kommunalen Stromver- 
sorgungsunternehmen jedoch einem verstärkten Wett- 
bewerbsdruck ausgesetzt werden, so daß die Strom- 
preise und damit auch die Gewinne dieser kommu- 
nalen Stromversorgungsunternehmen zurückgehen 
und damit eine relativ wichtige Form des Defizitaus- 
gleichs bei den kommunalen Verkehrsuntemehmen 
wegfällt. 

Als Fazit der Ausführungen zu wichtigen Finanzie- 
rungsinstrumenten für den deutschen Verkehrssek- 
tor ist festzuhalten, daß es hier eine größere Anzahl 
von staatlichen Finanzierungsbeiträgen gibt, deren 
Schwerpunkt auf der Seite des verkehrlichen Ange- 
bots liegt. Staatliche Ausgaben zugunsten des Ver- 
kehrssektors kommen sowohl den einschlägigen 
technologiebezogenen FuE-Tätigkeiten als auch der 
Investitions- und Betriebsphase bei den verschiede- 
nen Verkehrsträgern zugute. 

Angesichts der generellen Lage der öffentlichen 
Haushalte und sonstiger möglicher Einnahmenrück- 
gänge bei den öffentlichen Unternehmen sind 
Schwierigkeiten, die Finanzierungsströme in ihrer 
bisherigen Höhe zu halten oder gar auszubauen, un- 
übersehbar. Die deutlich verstärkte Inanspruchnah- 
me privater Finanzierungsmittel für Straßenbauinve- 
stitionen erfordert entweder eine Neugestaltung der 
hierfür erforderlichen staatlichen Rahmenbedingun- 
gen oder einen sehr weitgehenden Rückzug des 
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Staates aus dem Verkehrsbereich. Auf jeden Fall 
führt die Diskussion über private Finanzierungsmög- 
lichkeiten gleichzeitig zu einer erheblichen Steige- 
rung des Stellenwerts von Straßenbenutzungsgebüh- 
ren als preislichen Instrumenten, da sie in diesem 
Fall der endgültigen Finanzierung dienen können. 

Jegliche verkehrspolitische Neukonzeption wird in der 
einen oder anderen Form auch die Finanzierungsbei- 
träge des Staates verändern. Eine auf zunächst kurz- 
bis mittelfristige Erfolge ausgerichtete Verkehrspolitik 
wird sich nur auf begrenzte Änderungen der staat- 
lichen Finanzierungsströme stützen können. Insofern 
wurde das Finanzierungsinstrumentarium nicht zum 
Kristallisationspunkt einer einzelnen Option in Kapitel 
V gemacht. Es sollte aber in langfristiger und stärker 
empirisch orientierten Wirksamkeits- und Folgen- 
analysen angemessen berücksichtigt werden. 

2.7 Planerische Instrumente 
2.7.1 Überblick 

Planerische Instrumente können eine zentrale Be- 
deutung für den Verkehrssektor erlangen, da sie, zu- 
mindest vom Ansatz her, eine längerfristige und zu- 
gleich zwischen den verschiedenen Verkehrsträgern 
abgestimmte Entwicklung des Verkehrswegeange- 
bots erlauben. Zu den verkehrspolitisch relevanten 
planerischen Instrumenten werden hier vor allem 
jene Verfahren oder Pläne gezählt, die in der Regel 
vor der Durchführung von Verkehrs(wege)investitio- 
nen auf der Basis gesetzgeberischer Regelungen zu 
durchlaufen bzw. aufzustellen sind. Dabei erfolgt 
hier eine Konzentration auf jene planerischen Instru- 
mente, denen eine auf die verschiedenen Verkehrs- 
träger und Verkehrsbereiche bezogene spezielle 
Koordinierungs- und/oder Umweltschutzfunktion 
von vornherein zugedacht ist oder in Zukunft zuge- 
ordnet werden könnte. 

Tabelle III-2.9 vermittelt einen Überblick über wichti- 
ge derzeit in Deutschland vorhandene planerische 
Instrumente für den Verkehrssektor. 

Tabelle III-2.9 

Überblick über wichtige planerische Instrumente 
für den deutschen Verkehrssektor 


- Bundesverkehrswegeplan 

- Raumordnungspläne 

- Raumordnungsverfahren 

- Bauleitplanung 

- Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfung 
zur Linienbestimmung und Planfeststellung 

- Verkehrsentwicklungsplan 

- Nahverkehrsplan 


2.7.2 Bundesverkehrswegeplan 

Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP) ist eine Auf- 
hstung von zu bauenden bzw. auszubauenden über- 


regionalen Verkehrsverbindungen, für die der Bund 
die Planungs-, Bau- und Finanzierungskompetenz 
hat. Er faßt den Bedarf für den Ausbau der Wege- 
netze von Straße, Schiene und Binnenschiffahrt zu- 
sammen und versieht die Maßnahmen mit einer Prio- 
ritätenreihung. Aus dem BVWP werden die Bedarfs- 
pläne der Maßnahmengesetze - z.B. das Fernstra- 
ßenausbaugesetz und seine Änderungsnovellen - 
nach der Maßgabe der verfügbaren Finanzen abge- 
leitet. Der Bund verfügt über keinen eigenen Pla- 
nungsapparat. Die Planung - auch der Bau und der 
Betrieb - wird durch die Straßenbauämter der Länder 
in Auftragsverwaltung des Bundes durchgeführt. Die 
Länder melden die von ihnen als notwendig identi- 
fizierten Maßnahmen für den BVWP an. Die Auf- 
nahme in den Plan erfolgt nach einer Bewertung 
der Durchführungswürdigkeit der Maßnahmen. Die 
Bewertung erfolgt mittels einheitlicher Maßstäbe 
(INOVAPLAN 1997). Der 1998 noch aktuelle Bundes- 
verkehrswegeplan wurde 1992 aufgestellt, der vorher- 
gehende 1985. Der BVWP 1992 ist der erste gesamt- 
deutsche Verkehrswegeplan. Im Vorgriff hierauf wur- 
den bereits am 9. April 1991 die Verkehrsprojekte 
„Deutsche Einheit" zum Ausbau der Straßen-, Schie- 
nen- und Binnenschiffahrtswege in den neuen Bun- 
desländern und zur Verbesserung von deren Anbin- 
dung an den Westen vom Bundeskabinett beschlossen 
und vom Parlament im Rahmen der Beschlüsse zum 
Bundesverkehrswegeplan bestätigt (BMV 1992). 

Zur gesamtwirtschaftlichen Bewertung von in den 
BVWP aufzunehmenden Projekten wurde eine Nut- 
zen-Kosten-Analyse durchgeführt. Sie stellt im we- 
sentlichen die in Geldwerten ausgedrückten Projekt- 
nutzen (Transportkostenersparnisse, Zeiteinsparun- 
gen, Senkung von Unfallkosten etc.) den Investi- 
tionskosten gegenüber. Das Ergebnis der Bewertung 
drückt sich in einem bestimmten Nutzen-Kosten-Ver- 
hältnis aus. Darüber hinaus wurde vor allem eine 
ökologische Risikoanalyse durchgeführt. Die Schad- 
stoffe wurden zu CO-Äquivalenten in einem Toxizi- 
tätsfaktor zusammengeführt. Weiterhin wurde erst- 
mals eine städtebauliche Beurteilung der Maßnah- 
men durchgeführt. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat sich 
im Jahresgutachten 1994 kritisch sowohl mit der pro- 
gnostischen Basis des Bundesverkehrswegeplans 
1992 als auch mit den Bewertungs- und Auswahlkrite- 
rien auseinandergesetzt. Der Rat zeigt schwerwiegen- 
de Mängel des verwendeten Toxizitätsfaktors auf. Er 
verweist darauf, daß lediglich Konfliktschwerpunkte 
einzelner Projekte in unvollständiger Weise herausge- 
arbeitet werden. Zur Bewertung von Straßenbaupro- 
jekten wird kritisiert, daß sie sich ausschließlich auf 
Neubauvorhaben von über 10 km Länge bezieht und 
Ausbauvorhaben unberücksichtigt läßt. 

Im Jahr 2001 soll ein neuer Bundesverkehrswegeplan 
vorgelegt werden. Im Hinblick hierauf wird eine um- 
fassende und sich nicht nur auf die Umweltbewer- 
tung erstreckende Revision des derzeit noch gelten- 
den Bundesverkehrswegeplans 1992 gefordert, so 
beispielsweise in einem Antrag der Fraktion Bünd- 
nis 90/Die Grünen im 13. Bundestag, dessen For- 
derungen sich wie folgt zusammenfassen lassen 
(Bündnis 90/Die Grünen 1997): 
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• Reform des Anmeldeverfahrens 

Das von den Ländern ausgehende Anmeldever- 
fahren bedeutet lediglich die Addition der Begehr- 
lichkeiten der regionalen Ausbauplanungen, nicht 
jedoch eine integrierende Betrachtung der Ver- 
kehrsträger. Die Wirtschafthchkeitsprüfungen lie- 
gen zum Teil 15 oder sogar 30 Jahre zurück, da 
der unerledigte Überhang des BVWP von 1985 mit 
in den BVWP von 1992 aufgenommen wurde. Eine 
Ausweitung auf den Flugverkehr wird gefordert. 

• Koordination mit der Finanzplanung 

Es fehlt der Zusammenhang zwischen Verkehrs- 
und Finanzplanung. Für den Zeitraum 1991 bis 
2012 wurde ein Bedarf von 538,8 Mrd. DM für Er- 
halt, Ausbau und Neubau von Verkehrswegen er- 
mittelt, dessen Wertansatz aufgrund gestiegener 
Baukosten längst nicht mehr gültig ist. 

• Verbesserte Prognosebasis 

Es wird die Notwendigkeit neuer Prognosedaten 
betont und ein veränderter Umgang mit Progno- 
sen gefordert. 

Ob die auf europäischer Ebene angestrebte Etablie- 
rung einer formellen Umweltverträghchkeitsprüfung 
für Pläne und Programme ebenfalls zur Verbesserung 
des Planungsinstruments Bundesverkehrswegeplan 
beitragen könnte, ist noch näher zu prüfen (Wagner 
1997). 

Insbesondere hat sich auch der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesminister für Verkehr über Mög- 
hchkeiten und Erfordernisse der methodischen Wei- 
terentwicklung der Bundesverkehrswegeplanung 
vor dem Hintergrund zunehmender Privatisierungs- 
perspektiven geäußert (BMV 1995c). Neben der Fest- 
stellung, daß im Gemeinsamen Markt der Europäi- 
schen Union die Auswirkungen nationaler Verkehrs- 
projekte jeweils auch auf der europäischen Ebene zu 
berücksichtigen seien, sieht der Wissenschafthche 
Beirat auf mittlere bis längere Frist die folgenden drei 
wesenthchen Funktionen der zukünftigen Bundes- 
verkehrswegeplanung : 

1. die Koordination zwischen den verkehrsträger- 
spezifischen Infrastruktumetzen, gegebenenfalls 
auch zwischen den Teünetzen unterschiedhcher 
Anbieter, 

2. die Freihaltung von Trassen im Rahmen räumüch 
relevanter Entwicklungsplanungen, ohne die ein 
Bau neuer Verkehrswege in der Zukunft, wegen 
der zunehmenden Bodennutzungskonkurrenz, 
nicht mehr möghch sein dürfte, und 

3. die Berücksichtigung der Aspekte der Verkehrs- 
sicherheit und des überregionalen Umweltschut- 
zes. 

2.7.3 Raumordnungspläne 

Die Vorgaben für die Landes- und Regionalplanung 
sind zunächst durch das Raumordnungsgesetz des 
Bundes geregelt. Zum 1. Januar 1998 ist das grund- 
legend überarbeitete Raumordnungsgesetz in Kraft 
getreten (Raumordnungsgesetz 1998 in der Fassung 
vom 18. August 1997). Die - zum Teü neuen - ROG- 


Vorschriften sind teils unmittelbar geltendes Bundes- 
recht (Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften), teils 
enthalten sie rahmenrechtliche Vorgaben des Bundes 
u.a. für die Raumordnungspläne. Das Rahmenrecht 
bedarf der Umsetzung durch Landesrecht. Insoweit 
sich Änderungen gegenüber dem früher geltenden 
ROG ergeben haben, wird den Ländern eine Anpas- 
sungsfrist von vier Jahren eingeräumt. Die folgenden 
Verweise auf das Raumordnungsgesetz beziehen 
sich auf die seit 1. Januar 1998 geltende Fassung, 

Formelle Raumordnungpläne stellen neben den 
Raumordnungsverfahren (siehe Abschnitt III. 2. 7. 4) 
die wichtigsten Instrumente der Raumordnung in 
den Bundesländern dar. Es lassen sich Raumord- 
nungspläne für ein gesamtes Landesgebiet und Re- 
gionalpläne unterscheiden. Regionalpläne sind zu- 
sätzhch zu einem zusammenfassenden und überge- 
ordneten Plan aufzustellen, wenn das Gebiet des be- 
treffenden Landes die Verflechtungsbereiche meh- 
rerer Zentraler Orte oberster Stufe umfaßt. Im Falle 
der Länder Berhn, Bremen und Hamburg können die 
Landespläne durch einen Flächennutzungsplan nach 
dem Baugesetzbuch ersetzt werden (siehe auch Ab- 
schnitt 111.2,7.5). Gemäß § 9 Abs. 6 ROG kann ein Re- 
gionalplan zugleich ein Flächennutzungsplan sein, 
wenn er durch Zusammenschlüsse von Gemeinden 
und Gemeindeverbänden zu regionalen Planungs- 
gemeinschaften erarbeitet wird (s. a. Abschnitt 
III.2.7.5). 

Das novellierte Gesetz verweist u. a. auf die Leitvor- 
stellung einer nachhaltigen Raumentwicklung, die 
die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den 
Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Ein- 
klang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig 
ausgewogenen Ordnung führt. Die Leitvorstellung 
soll eine Art „ Schamierf unktion " zwischen Aufgabe 
und Grundsätzen der Raumordnung erhalten, sie soll 
zur Handlungsmaxime bei der Aufgabenwahmeh- 
mung und zur Auslegungsmaxime der Grundsätze 
der Raumordnung werden (Runkel 1997). Der Geset- 
zestext enthält fünfzehn Grundsätze, in die nach 
Runkel nur solche Belange aufgenommen wurden, 
die unmittelbar mit den Instrumenten der Raumord- 
nung beeinflußt werden können (Runkel 1997). In 
zwei Grundsätzen wird der Verkehr direkt angespro- 
chen (§ 2 Abs. 2 ROG): 

„5. Verdichtete Räume sind als Wohn-, Produk- 
tions- und Dienstleistungsschwerpunkte zu 
sichern. Die Siedlungsentwicklung ist durch 
Ausrichtung auf ein integriertes Verkehrs- 
system und die Sicherung von Freiräumen zu 
steuern. Die Attraktivität des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs ist durch Ausgestaltung von 
Verkehrsverbünden und die Schaffung lei- 
stungsfähiger Schnittstellen zu erhöhen. Grün- 
bereiche sind als Elemente eines Freiraumver- 
bundes zu sichern und zusammenzuführen. 
Umweltbelastungen sind abzubauen. " 

„12. Eine gute Erreichbarkeit aller Teüräume unter- 
einander durch Personen- und Güterverkehr ist 
sicherzustellen. Vor allem in verkehrlich hoch 
belasteten Räumen und Korridoren sind die 
Voraussetzungen zur Verlagerung von Verkehr 
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auf umweltverträglichere Verkehrsträger wie 
Schiene und Wasserstraße zu verbessern. Die 
Siedlungsentwicklung ist durch Zuordnung 
und Mischung der unterschiedlichen Raumnut- 
zungen so zu gestalten, daß die Verkehrsbela- 
stung verringert und zusätzlicher Verkehr ver- 
mieden wird. " 

Das ROG unterscheidet neben den „Grundsätzen" 
auch „Ziele" (= verbindliche Vorgaben) und „son- 
stige Erfordernisse" (= in Aufstellung befindliche 
Ziele) (§ 3 ROG). Die drei Begriffe zusammen stellen 
die „Erfordernisse" der Raumordnung dar, von de- 
nen bestimmte Bindungswirkungen für raumbedeut- 
same Planungen und Maßnahmen ausgehen. Die 
Ziele sind von öffentlichen Stellen „zu beachten", 
und die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse sind 
„in der Abwägung oder bei der Ermessensausübung 
nach Maßgabe der dafür geltenden Vorschriften zu 
berücksichtigen" (§ 4 ROG). Unter anderem ist hier- 
bei hervorzuheben, daß als Adressaten der von raum- 
ordnerischen Erfordernissen ausgehenden Bindun- 
gen neben den öffentlichen Stellen auch Private 
anzusehen sind, wenn öffentliche Steilen mehrheit- 
lich an der juristischen Person des privaten Rechts 
beteihgt sind oder die konkreten raumbedeutsamen 
Planungen oder Maßnahmen überwiegend mit 
öff entheben Mitteln finanziert werden (§ 4 Abs. 3 
ROG). Es wird also auf die tatsächhehen Einflußmög- 
lichkeiten der öffentlichen Hand abgestellt (Runkel 
1997). 

Wie die Raumordnungspläne benachbarter Länder 
sind auch die Regionalpläne benachbarter Planungs- 
räume aufeinander abzustimmen. Wenn die Regio- 
nalplanung nicht durch Zusammenschlüsse von Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden zu regionalen 
Planungsgemeinschaften erfolgt, „ist vorzusehen, 
daß die Gemeinden und Gemeindeverbände oder 
deren Zusammenschlüsse in einem förmlichen Ver- 
fahren beteiligt werden" (§ 9 Abs. 4 ROG). 

Die Raumordnungspläne sollen Festlegungen zur 
Raumstruktur enthalten, insbesondere zur anzustre- 
benden Siedlungsstruktur, zur anzustrebenden Frei- 
raumstruktur und zu den zu sichernden Standorten 
und Trassen für die Infrastruktur. Das Gesetz ver- 
weist exphzit darauf, daß zu den Standorten und 
Trassen für Infrastruktur Ver- und Entsorgungsinfra- 
struktur sowie Verkehrsinfrastrukturen und Um- 
schlaganlagen von Gütern gehören können (§ 7 
Abs. 2 ROG). Bei den Festlegungen zur Freiraum- 
struktur kann zugleich bestimmt werden, daß in 
diesem Gebiet unvermeidbare Beeinträchtigungen 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder 
Landschaftsbildes an anderer Stelle ausgeglichen, 
ersetzt oder gemindert werden können (§ 7 Abs. 2 
ROG). 

Im Hinbhck auf die Umsetzung der Raumordnungs- 
pläne wird u. a. auf die möghehe Bedeutung von - in- 
formellen - regionalen Entwicklungskonzepten und 
vertragheher Vereinbarungen verwiesen (§ 13 ROG). 
Da im Rahmen der parallelen Baugesetzbuch-No- 
velle das Anzeigeverfahren für Bebauungspläne 
unter bestimmten Voraussetzungen entfallen kann, 
sieht das neue ROG neben der befristeten auch eine 


unbefristete Untersagungsmöglichkeit vor (§12 
ROG). 

Entsprechend den Verpflichtungen durch das ROG 
wird die Raumplanung beispielsweise in Baden- 
Württemberg durch das Landesplanungsgesetz 
(LPIG) geregelt. Es enthält das Instrument der Ent- 
wicklungspläne einerseits und der Regionalpläne an- 
dererseits (INOVAPLAN 1997). 

Entwicklungspläne sind der Landesentwicklungs- 
plan (LEP), der für das ganze Land aufzustellen ist, 
und die fachlichen Entwicklungspläne, die für einen 
oder mehrere Fachbereiche aufgestellt werden kön- 
nen. Der LEP enthält neben den Grundsätzen und 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung auch 
Ziele für einzelne raumbedeutsame Vorhaben (also 
auch zur Ausführung von Maßnahmen des Verkehrs- 
wegebaus, z.B. ist der Ausbau verschiedener Bahn- 
strecken des Fernverkehrs als Ziel ausdrücklich ge- 
nannt). Insbesondere hat der LEP 

• Raumgebietskategorien (Verdichtungsräume, 
Randzonen um die Verdichtungsräume, ländliche 
Räume und Verdichtungsbereiche im ländlichen 
Raum), 

• Funktionskategorien für zentrale Orte (Oberzen- 
tren, Mittelzentren und Mittelbereiche) und 

• Entwicklungsachsen 
auszuweisen. 

Fachliche Entwicklungspläne enthalten entsprechen- 
de Vorgaben zu einzelnen Bereichen der Landespla- 
nung, z.B. Verkehr, Wirtschaft, Landschaftsplanung, 
Naturschutz etc. Sie bieten z.B. die Möglichkeit, frei- 
zuhaltende Flächen für Trassen oder Standorte aus- 
zuweisen und sind aus dem LEP zu entwickeln. 

Regionalpläne differenzieren den LEP, z.B. indem 
sie Unterzentren und Kleinzentren ausweisen und 
die im LEP ausgewiesenen Entwicklungsachsen und 
Siedlungsbereiche weiter aufgliedern. Besonders 
bemerkenswert erscheint die Möglichkeit, in den 
Regionalplänen Gemeinden auszuweisen, „in denen 
aus besonderen Gründen, insbesondere aus Rück- 
sicht auf Naturgüter, keine über die Eigenentwick- 
lung hinausgehende Siedlungstätigkeit stattfinden 
soll". Daneben sind Standorte für besondere Funktio- 
nen auszuweisen sowie „vorsorglich freizuhaltende 
Bereiche für Trassen und Infrastrukturmaßnahmen". 
Die Regionalpläne sind von den Regionalverbänden 
aufzustellen, wobei die Gemeinden und Kreise, an- 
dere öffentliche Planungsträger, Nachbarstaaten so- 
wie die Naturschutzverbände an der Ausarbeitung 
zu beteiligen sind. Die Regionalpläne für Baden 
Württemberg werden durch das Landeswirtschafts- 
ministerium als oberste Raumordnungs- und Landes- 
planungsbehörde durch Genehmigung für verbind- 
lich erklärt. 

2.7.4 Raumordnungsverfahren 

Raumordnungsverfahren gehören mit den Raumord- 
nungsplänen zu den wichtigsten Instrumenten der 
Raumordnung in den Bundesländern. Das Instru- 
ment des Raumordnungsverfahrens wurde vor der 
Novelle des Raumordnungsgesetzes 1998 bereits 
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mehrfach in wichtigen Punkten geändert. Mit der 
grundlegenden ROG -Novelle ist das Raumordnungs- 
verfahren in § 15 geregelt. Dem Raumordnungsver- 
fahren sind zwei Prüfaufgaben auferlegt: raumbe- 
deutsame Planungen und Maßnahmen sind unter- 
einander und mit den Erfordernissen der Raumord- 
nung abzustimmen. Eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
kann vorgesehen werden. Die Länder Berlin, Bremen 
und Hamburg sind nicht verpflichtet, Raumord- 
nungsverfahren durchzuführen. 

Runkel verweist darauf, daß Raumordnungspläne 
und Raumordnungsverfahren in einer Wechselbezie- 
hung zueinander stehen (Runkel 1997): „Ein dichtes 
Zielsystem in einem Raumordnungsplan führt zu ver- 
hältnismäßig wenigen Raumordnungs verfahren, da 
die Beurteilung der raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen weitgehend anhand der Ziele erfol- 
gen kann. Soll von diesen im EinzelfaU abgewichen 
werden, bedarf es eines Zielabweichungs- oder Plan- 
änderungsverfahrens. Enthält der Plan dagegen nur 
wenige Ziele, dafür aber überwiegend Grundsätze, 
sind Raumordnungsverfahren erforderlich, um raum- 
bedeutsame Planungen und Maßnahmen im Einzel- 
faU beurteilen zu können. " 

Auf zwei Neuerungen des Raumordnungsverfahrens 
ist zu verweisen. Die beiden im vorletzten Absatz 
bereits angesprochenen Prüfaufgaben werden als 
„ Raumverträghchkeitsprüfung " zusammengefaßt. 
Die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit 
im EinzelfaU bei einer raumbedeutsamer Planung 
oder Maßnahme von einem Raumordnungsverfahren 
abgesehen werden kann, wurden präzisiert. 

Mit Inkrafttreten des bundesweiten Gesetzes über 
die UmweltverträgUchkeitsprüfung (UVPG) am 
1. August 1990, mit dem die RichtUnie 85/337/EWG 
über die UmweltverträgUchkeitsprüfung bei be- 
stimmten öff entheben und privaten Projekten in na- 
tionales Recht umgesetzt wird, wurde für bestimmte 
Projekte, darunter Verkehrsprojekte, eine UVP- 
PfUcht eingeführt. Nach dem Kommentar zum UVPG 
(Handbuch UmweltverträgUchkeitsprüfung) richtet 
sich die UmweltverträgUchkeitsprüfung nach dem 
Raumordnungsgesetz und den einschlägigen Rechts- 
vorschriften der Länder. Die Regelung im UVPG sah 
vor, daß die im Raumordnungs verfahren ermittelten, 
beschriebenen und bewerteten Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt im nachfolgenden Zulas- 
sungsverfahren berücksichtigt werden. Mit der Än- 
derung des ROG im Jahr 1993 durch das Investitions- 
erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz wurde die 
UVP-PfUcht im Raumordnungsverfahren wieder ab- 
geschafft und auch mit der NoveUe zum 1. Januar 
1998 nicht wieder eingeführt. Nur wenige Bundes- 
länder, darunter Niedersachsen, sollen die freiwillige 
Prüfmöglichkeit umgesetzt haben (Feldt 1997). Auf 
einige vom UVP-Gesetz vorgesehene Hauptpunkte 
der UmweltverträgUchkeitsprüfung wird in Abschnitt 
111.2,7.6 eingegangen, 

2.7.5 Bauleitplanung 

Das Baugesetzbuch (BauGB) faßt die bundesweiten 
Regelungen des Allgemeinen und Besonderen Städ- 
tebaurechts sowie der Sonstigen Vorschriften zusam- 


men und regelt damit auch die Bauleitplanung auf 
der unteren, kommunalen Planungsebene (INOVA- 
PLAN 1997). Aufgabe der Bauleitplanung ist, die 
„bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in 
der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuches 
vorzubereiten und zu leiten" (§ 1 Abs. 1 BauGB). 

Die Bauleitplanung wird mit Hüfe des Flächennut- 
zungsplans (vorbereitender Bauleitplan) und des Be- 
bauungsplans (verbindlicher Bauleitplan) ausgeübt. 
„Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustel- 
len, sobald und soweit es für die städtebauliche Ent- 
wicklung und Ordnung erforderlich ist" (§ 1 Abs. 3 
BauGB). Damit werden die Gemeinden durch Bun- 
desgesetz verpflichtet, die Siedlungsentwicklung zu 
steuern im Sinne einer Raumordnung, deren Grund- 
sätze durch Bund und Land formuliert werden (siehe 
oben die Abschnitte III. 2. 7. 3 und III. 2. 7. 4, die auf der- 
zeit geltende wichtige Bundesregelungen hinwei- 
sen). Entsprechend dem Prinzip der vertikalen Ab- 
stimmung verlangt das BauGB, daß die Bauleitpläne 
den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
anzupassen sind. 

Das Baugesetzbuch wurde 1960 konzipiert und seit- 
dem mehrfach geändert. Änderungen der Bauleitpla- 
nung sind insbesondere im Investitionserleichte- 
rungs- und Wohnbaulandgesetz sowie im Maßnah- 
mengesetz zum Baugesetzbuch aus dem Jahr 1993 
enthalten. Diese Vorschriften sind mit der Novellie- 
rung des Baugesetzbuchs zum 1. Januar 1998 zum 
Teil ausgelaufen, zum Teil übernommen worden. 
Wichtige Regelungen des Verfahrens der Bauleitpla- 
nung einschließlich der umweltbezogenen Vorschrif- 
ten werden im folgenden für die seit 1. Januar 1998 
geltende Fassung des Baugesetzbuchs vorgestellt 
(Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. August 1997). Dies betrifft 
vor allem die Paragraphen 1 bis 13 des Baugesetz- 
buchs. 

Parallel zur Änderung des Raumordnungsgesetzes 
(s. oben Abschnitt III. 2. 7. 3) sollen die Bauleitpläne 
„eine nachhaltige städtebauliche Entvricklung und 
eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende so- 
zialgerechte Bodennutzung gewährleisten und dazu 
beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern 
und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 
und zu entwickeln" (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

Die exphzit formulierten Ziele der Bauleitplanung 
sind im wesentlichen die folgenden (teilweise ge- 
kürzte Wiedergabe der Sätze 1 bis 10 des § 1 Abs. 5 
BauGB): 

• gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

• Erfüllung der Wohnbedürfnisse und Eigentums- 
bildung weiter Kreise 

• Sicherung der sozialen und kulturellen Funktio- 
nen (Sport, Erholung, Bildung etc.) 

• Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung von 
Ortsteüen und Gestaltung des Orts- und Land- 
schaftsbildes 

• Denkmalschutz und -pflege 
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• Sicherung des Gottesdienstes und der Seelsorge 
öffentlich-rechtlicher Kirchen und Religionsge- 
meinschaften 

• Beachtung der Belange des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 

• Beachtung der Belange der Wirtschaft, der Land- 
und Forstwirtschaft, des Verkehrs einschließlich 
des öffentlichen Verkehrs, der Post und des Fern- 
meldewesens, Ver- und Entsorgung, Schaffung, 
Sicherung und Erhalt von Arbeitsplätzen 

• Beachtung der Belange der Verteidigung und des 
Zivilschutzes 

• Beachtung der Ergebnisse einer von der Gemein- 
de beschlossenen sonstigen städtebaulichen Pla- 
nung. 

Der letzte Punkt wurde neu in die Liste der Zielbe- 
reiche aufgenommen. 

Der Bund überträgt die eigenverantwortliche Auf- 
stellung der Bauleitpläne ausdrücklich den Gemein- 
den und fordert die Abstimmung benachbarter Ge- 
meinden. Es gilt der Grundsatz, daß verbindliche 
Bauleitpläne (Bebauungspläne) aus Flächennut- 
zungsplänen zu entwickeln sind (vertikale Abstim- 
mung). Hierauf kann verzichtet werden, „wenn der 
Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauliche 
Entwicklung zu ordnen" (§ 8 Abs. 2 BauGB). Prinzi- 
piell kann unter bestimmten Bedingungen ein Be- 
bauungsplan gleichzeitig mit oder zeitlich vor dem 
Flächennutzungsplan aufgestellt bzw. bekanntge- 
macht werden. In diesem Fall ist eine Genehmigung 
des Bebauungsplans erforderhch, die sonst nur für 
den Flächennutzungsplan erforderlich ist (§§ 10 und 
8 BauGB). 

Die Beteiligung der Bürger sowie der Träger öffent- 
licher Belange ist grundsätzlich vorgesehen. Auf die 
Unterrichtung und Erörterung der Bürger kann je- 
doch in bestimmten Fällen verzichtet werden (§ 3 
BauGB). Die Beteiligung der Träger öffentlicher Be- 
lange wurde mit der letzten BauGB-Novelle neu ge- 
faßt (§ 4 BauGB). Bei Änderungen oder Ergänzungen 
eines Bauleitplans kann zudem das „vereinfachte 
Verfahren" hinsichtlich der Beteiligung betroffener 
Bürger und von Trägern öffenthcher Belange ange- 
wandt werden (§13 BauGB). 

Zur Beschleunigung des Bauleitplanverfahrens kann 
die Vorbereitung und Durchführung von Verfahrens- 
schritten einem Dritten übertragen werden (§46 
BauGB). Zudem kann die Gemeinde städtebauliche 
Verträge schließen, deren Gegenstand u. a. insbeson- 
dere die Vorbereitung oder Durchführung städtebau- 
licher Maßnahmen durch den Vertragspartner auf ei- 
gene Kosten sein kann (§11 Abs. 1 BauGB). 

In Abschnitt III. 2. 7. 3 wurde bereits darauf hingewie- 
sen, daß durch Landesrecht für verdichtete Räume 
oder bei sonstigen räumlichen Verflechtungen das 
Institut eines „regionalen Flächennutzungsplans" 
eingeführt werden kann. Dieser übernimmt die Auf- 
gaben eines Regionalplans und eines von mehreren 
Gemeinden bzw. Gemeindeverbänden getragenen 
Flächennutz ungsplans . 


Wie bereits einleitend zu diesem Abschnitt darge- 
stellt, ist hinsichtlich der Berücksichtigung von Um- 
weltbelangen in der Bauleitplanung in die BauGB- 
Novelle auch die Aufgabe einer nachhaltigen städte- 
bauhchen Entwicklung auf genommen worden (§ 1 
Abs. 5 BauGB). Darüber hinaus wird im neu ein- 
gefügten § 1 a darauf verwiesen, daß bei der gerech- 
ten Abwägung der privaten und öffentlichen Belange 
gegeneinander und untereinander auch die Dar- 
stellung von Landschaftsplänen sowie anderer Um- 
weltschutzfachpläne, die Eingriffsregelung nach 
dem Bundesnaturschutzgesetz, die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung und die Prüfung nach der Fauna- 
Flora- Habitat- Richtlinie der Europäischen Union zu 
integrieren seien. Inwieweit die planerische Praxis 
diese - und andere Neuerungen des BauGB im 
Sinne der gesetzlich erstrebten Steuerungsziele auf- 
greift, bleibt abzuwarten (Spannowsky /Krämer 
1998). 

Die Vorschrift zum naturschutzrechtlichen Ausgleich 
(§ la Abs. 3, § 5 und § 9 Abs. la BauGB) hebt im Ge- 
gensatz zu der bisher gültigen Regelung des Bundes- 
naturschutzgesetzes (§ 8a Abs. 1 BNatSchG) nicht 
auf einen Ausgleich im Bebauungsplangebiet ab, 
sondern öffnet den Weg für einen Ausgleich im ge- 
samten Gemeindegebiet oder auch außerhalb des 
Gemeindegebiets, d. h. innerhalb der Region (Lüers 
1997). Der neu angefügte § 135a BauGB bestimmt 
zudem, daß die Maßnahmen zum Ausgleich vom Vor- 
habenträger auf dessen Kosten durchzuführen sind 
und bereits vor den Baumaßnahmen und der Zuord- 
nung durchgeführt werden können. Der Umweltrat 
sieht bei der räumlichen Entkoppelung sowohl posi- 
tive als auch negative Aspekte, die zeithche Entkop- 
pelung sieht er als grundsätzlich sinnvoll an (SRU 
1998, Tz. 397). 

Zusammenfassend kritisiert der Umweltrat in der 
Textziffer 399: „Insgesamt fällt die Bewertung der 
Novelle zum Baugesetzbuch aus der Sicht des Natur- 
schutzes ambivalent aus. Die Novelle strebt einen 
Kompromiß zwischen dem Interesse an baulicher 
Entwicklung und den Belangen des Naturschutzes 
an. Jedoch wird einerseits der institutionellen Schwä- 
che des Naturschutzes planungsrechtlich nicht aus- 
reichend Rechnung getragen, andererseits auch das 
Eigeninteresse der Gemeinden, Kreise und Regionen 
am Naturschutz nicht wirklich gestärkt. Die Vor- 
schläge des Umweltrates in dieser Hinsicht (...: Ver- 
weis auf das SRU-Gutachten von 1996) sind nicht 
aufgenommen worden. " 


2.7.6 Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfung 
zur Linienbestimmung und Planfeststellung 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) wurde 
durch das Gesetz über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung vom 12. Februar 1990 als ein unselbständi- 
ger Teil verwaltungsbehördlicher Verfahren, die der 
Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben 
dienen, eingeführt (§ 2 UVPG). Auf diese Weise soll- 
ten für die in einer Anlage aufgeführten Vorhaben 
nach einheitlichen Grundsätzen die Umweltauswir- 
kungen so früh wie möglich erfaßt und so früh wie 
möglich bei allen behördlichen Entscheidungen über 
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die Zulässigkeit berücksichtigt werden (§ 1 UVPG). 
Dies betrifft im Verkehrssektor Bau und Änderung 
einer Bundesfemstraße, einer Anlage der Deutschen 
Bundesbahn, einer Versuchsanlage für den spurge- 
führten Verkehr, einer Straßenbahn, einer Bundes- 
wasserstraße sowie eines Flugplatzes (Anlage zu § 3 
UVPG, Nr. 8 bis 13). Entscheidungen über die Zuläs- 
sigkeit von Vorhaben können Beschlüsse über die 
Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Flächen- 
nutzungs- und Bebauungsplänen sein, aber auch 
Linienbestimmungen und Entscheidungen im vorge- 
lagerten Verfahren sowie Bewilligung, Erlaubnis, 
Genehmigung, Planfeststellungsbeschluß und son- 
stige behördhche Entscheidungen in einem Verwal- 
tungsverfahren. Soweit jeweils in einem vorgelager- 
ten Verfahren bereits die Umweltverträghchkeit ge- 
prüft wurde, gibt es für das nachfolgende Zulas- 
sungsverfahren Kann- bzw. Sollvorschriften über die 
Beschränkung der weiteren Umweltverträghchkeits- 
prüfung auf zusätzliche oder andere erhebhche Um- 
weltauswirkungen des Vorhabens (siehe §§ 15, 16 
UVPG). 

Das UVPG beschreibt die inhaltlichen Anforderun- 
gen an eine UVP in nur sehr allgemeiner Form (§ 2 
Abs. 1 UVPG): „Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
umfaßt die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung 
der Auswirkungen eines Vorhabens auf 

1. Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft, einschheßüch der 
jeweiligen Wechselwirkungen, 

2. Kultur- und sonstige Sachgüter. " 

Näheres wie Kriterien und Verfahren der Umweltver- 
träglichkeitsprüfung sowie Grundsätze für die Unter- 
suchung über den voraussichtlichen Untersuchungs- 
rahmen und für die zusammenfassende Darstellung 
der Umweltauswirkungen soll die Bundesregierung 
gemäß § 20 UVPG in allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften festlegen. Eine Allgemeine Verwaltungs- 
vorschrift zur Ausführung des Gesetzes über die Um- 
weltverträglichkeitsprüfung (UVPVwV) wurde am 
18. September 1995 verabschiedet. Diese Vorschrift 
enthält jedoch keine speziellen Vorschriften für ver- 
kehrsbezogene Vorhaben. 

Das UVP-Gesetz bestimmt u.a., welche Unterlagen 
der Träger des Vorhabens vorzulegen hat und wie 
die Öffenthchkeit einzubeziehen ist (§§ 6, 9 UVPG). 
Anderen Rechtsvorschriften wird Vorrang gegenüber 
diesem Gesetz eingeräumt (§ 4 UVPG): „Dieses Ge- 
setz findet Anwendung, soweit Rechtsvorschriften 
des Bundes oder der Länder die Prüfung der Umwelt- 
verträglichkeit nicht näher bestimmen oder in ihren 
Anforderungen diesem Gesetz nicht entsprechen. 
Rechtsvorschriften mit weitergehenden Anforderun- 
gen bleiben unberührt. “ 

Das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz 
vom Dezember 1991 hat rd. eineinhalb Jahre nach 
dem Inkrafttreten des UVP-Gesetzes dessen Wirk- 
samkeit deuthch eingeschränkt (Gesetz zur Be- 
schleunigung der Planungen für Verkehrswege in 
den neuen Ländern sowie im Land Berlin in der 
Fassung vom 15. Dezember 1995). Danach bestimmt 
für Verkehrsvorhaben, die im UVP-Gesetz genannt 
sind und in den neuen Ländern sowie im Land Berhn 


neu gebaut oder geändert werden sollen, im wesent- 
lichen der Bundesminister für Verkehr die Linienfüh- 
rung der Verkehrswege mit Ausnahme der Straßen- 
bahnen und - seit dem ersten Änderungsgesetz - der 
Eisenbahnen des Bundes. Dieses Beschleunigungs- 
gesetz bestimmt im wesentlichen im Hinbhck auf die 
betroffenen Projekte, daß bei der Linienbestimmung 
zwar die Umweltverträglichkeit eines Verkehrswege- 
bauvorhabens nach dem jeweüigen Planungsstand 
des Vorhabens geprüft werden muß, hierbei aber auf 
Öffentlichkeitsbeteiligung verzichtet werden kann. 
Die Öffentlichkeit wird erst im nachrangigen Plan- 
feststellungsverfahren einbezogen. 

Eine Plangenehmigung „kann an Stelle eines Plan- 
feststellungsbeschlusses erteilt werden, wenn Rechte 
anderer nicht beeinträchtigt werden oder die Betrof- 
fenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums 
oder eines anderen Rechts schriftlich einverstanden 
erklärt haben und mit den Trägern öffenthcher Be- 
lange, deren Aufgabenbereiche berührt werden, das 
Benehmen hergestellt worden ist" (§ 4 Verkehrs- 
wegeplanungsbeschleunigungsgesetz). 

Die Regelungen dieses Beschleunigungsgesetzes 
gelten auch für die Fernverkehrswege zwischen den 
neuen Ländern einschließhch dem Land Berlin und 
den nächsten Knotenpunkten des Hauptfernver- 
kehrsnetzes des übrigen Bundesgebiets und sind bis 
zum 31. Dezember 1999 befristet 

Das Planungsvereinfachungsgesetz (PlVereinfG) 
wurde am 17. Dezember 1993 verabschiedet und 
stellt in gewisser Weise eine Ausweitung des Ver- 
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetzes dar. ln 
der Form eines Artikelgesetzes werden insbesondere 
bestehende Regelungen in den Planungsgesetzen 
für die Bereiche der Bundesbahn, der Bundesfern- 
straßen, der Bundeswasserstraßen, des Luftverkehrs 
und der Straßenbahnen verändert. Ziel war es, „nach 
dem Vorbild des Beschleunigungsgesetzes für sämt- 
hche Verkehrs anlag en eine Verringerung des Pla- 
nungsaufwandes sowie eine Verkürzung der Pla- 
nungsdauer zu erreichen und zugleich das Planungs- 
recht des Verkehrsanlagenbaus zu vereinheitlichen" 
(Jülich 1996). 

Nach diesem Gesetz findet bei der Linienbestimmung 
eine förmliche Umweltverträglichkeitsprüfung gene- 
rell nicht mehr statt. Die Umweltverträglichkeit ist nur 
noch im Rahmen der Abwägung der von dem Vorha- 
ben berührten öff entheben und privaten Belange zu 
berücksichtigen. Darüber hinaus beinhaltet das Pla- 
nungsvereinfachungsgesetz das Rechtsinstitut der 
Plangenehmigung für alle Verkehrsbereiche des 
alten Bundesgebiets. Dementsprechend kann - unter 
nicht allzu restriktiven Voraussetzungen - das Plan- 
feststellungsverfahren mit förmlicher UVP einschließ- 
hch Öffentlichkeitsbeteiligung entfallen (Jülich 1996). 

Eine Plangenehmigung kann an Stelle eines Plan- 
feststellungsbeschlusses z.B. für den Bau einer Bun- 
desfernstraße erteilt werden, „wenn 

1. Rechte anderer nicht oder nicht wesentheh beein- 
trächtigt werden oder die Betroffenen sich mit der 
Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines 
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anderen Rechts schriftlich einverstanden erklärt 
haben und 

2. mit den Trägem öffentücher Belange, deren Auf- 
gabenbereich berührt wird, das Benehmen herge- 
stellt worden ist. " 

Weiterhin heißt es: „Die Plangenehmigung hat die 
Rechtswirkungen der Planfeststellung ; auf ihre Er- 
teilung finden die Vorschriften über das Planfeststel- 
lungsverfahren keine Anwendung" (Artikel 2 Nr. 5 
PlVereinfG; betrifft § 17 Abs. la des Bundesfemstra- 
ßengesetzes). Zudem können in Fällen von unwe- 
sentücher Bedeutung sowohl die Planfeststellung als 
auch die Plangenehmigung entfallen (Artikel 2 Nr. 5 
PLVereinfG; betrifft § 17 Abs. 2 des Bundesfernstra- 
ßengesetzes). 

2.7.7 Verkehrsentwicklungsplan 

Verkehrsentwicklungspläne sind Pläne, die Leit- 
hnien und Vorgaben für die Planung des gesamten 
Verkehrssystems enthalten. Sie werden auf Landes- 
ebene oder - seltener - auf kommunaler Ebene auf- 
gestellt. Es gibt allerdings keine gesetzüche Ver- 
pfhchtung, sie aufzustellen. Der entsprechende Plan 
für Baden-Württemberg ist der Generalverkehrsplan 
Baden-Württemberg (1995) und der für Rheinland- 
Pfalz das Landesverkehrsprogramm (1990). Der Ge- 
neralverkehrsplan des Landes Baden-Württemberg 
greift Maßnahmen des Bundesverkehrswegeplans 
auf und weist sie mit aus. Auch am Generalverkehrs- 
plan zeigt sich somit das Prinzip der „Aufwärtsgestal- 
tung" in der Planung (INOVAPLAN 1997). 

2.7.8 Nahverkehrsplan 

Mit dem Regionalisierungsgesetz ist der öffentüche 
Personennahverkehr (ÖPNV), im folgenden auch 
Nahverkehr genannt, zu einem neuen Kristalüsa- 
tionspunkt des planerischen Interesses geworden 
(Artikel 4 Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwe- 
sens (Eisenbahnneuordnungsgesetz - ENeuOG) vom 
27. Dezember 1993). Dem Regionahsiemngsgesetz 
zufolge handelt es sich beim Nahverkehr um „die 
allgemein zugängüche Beförderung von Personen 
nüt Verkehrsmitteln im Linienverkehr, die überwie- 
gend dazu bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im 
Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befriedigen. 
Das ist im Zweifel der Fall, wenn in der Mehrzahl der 
Beförderungsfälle eines Verkehrsmittels die gesamte 
Reiseweite 50 Kilometer oder die gesamte Reisezeit 
eine Stunde nicht übersteigt" (§ 2 Regionahsierungs- 
gesetz). Diese Definition wurde in den meisten Nah- 
verkehrsgesetzen der Länder übernommen und wird 
im Bundes-Personenbeförderungsgesetz (PBefG), 
dort beschränkt auf seinen Geltungsbereich, wieder- 
holt (§ 8 PBefG in der novelherten Fassung des 
ENeuOG vom 27. Dezember 1993). Dem Personen- 
beförderungsgesetz zufolge (§ 2 PBefG) ist in den 
ÖPNV auch der Verkehr nüt Taxen oder Mietwagen 
einbezogen, der die Beförderung von Personen mit 
Straßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen im 
Linienverkehr ersetzt, ergänzt oder verdichtet. Damit 
werden auch alternative Verkehrsangebote, wie sie 
in nachfrageschwachen Zeiten, z.B. als Anruf sam- 


meltaxi, angeboten werden, in die Regelungen des 
PBefG einbezogen (INOVAPLAN 1997). 

Die Novelherung des Personenbeförderungsgeset- 
zes, die zum 1. Januar 1996 in Kraft getreten ist, um- 
faßt zwei neu eingeführte Grundprinzipien (§ 8 
Abs. 3 und 4 PBefG): 

• Einfluß des Nahverkehrsplans auf die Koordinie- 
rungsfunktion und die Genehmigungspraxis der 
Genehmigungsbehörde. 

Vom Nahverkehrsplan wird erwartet, daß er 

- vorhandene Verkehrs Strukturen beachtet, 

- unter Mitwirkung der vorhandenen Unterneh- 
men zustandegekommen ist und 

- nicht zur Ungleichbehandlung von Unterneh- 
men führt. 

• Eigenwirtschafthchkeit der Leistungserbringung 
im ÖPNV. 

- „Eigenwirtschafthch sind Verkehrsleistungen, 
deren Aufwand gedeckt wird durch Beför- 
derungserlöse, Erträge aus gesetzüchen Aus- 
gleichs- und Erstattungsregelungen im Tarif- 
und Fahrplanbereich sowie sonstige Untemeh- 
menserträge im handelsrechtÜchen Sinne." 

Der Nahverkehrsplan wird vom Aufgabenträger be- 
schlossen. Als Aufgabenträger gelten die durch Län- 
derrecht bestimmten Stellen, dies sind kommunale 
Gebietskörperschaften und deren Zusammen- 
schlüsse. Der Nahverkehrsplan büdet den Rahmen 
für die Entwicklung des ÖPNV, er ist auf generelle 
bzw. konzeptionelle Vorgaben beschränkt. Bei der 
Kooperation der Genehmigungsbehörde gemäß dem 
PBefG mit dem Aufgabenträger und den Verkehrs- 
untemehmen ist der Nahverkehrsplan zu berück- 
sichtigen. Organisation und Durchführung des 
ÖPNV bleiben ebenso Sache der Verkehrsuntemeh- 
men wie Struktur und Höhe der Beförderungsent- 
gelte. 

Die Auffassungen über den erforderhchen Konkre- 
tisierungsgrad von Nahverkehrsplänen gehen weit 
auseinander und reichen von allgemein formuherten 
Zielvorstellungen bis zu einem Verkehrsentwick- 
lungsplan für den ÖPNV mit sehr konkreten Inhal- 
ten. Das Bundesland Baden-Württemberg hat sich 
aus dieser Klemme durch die Trennung in den (rela- 
tiv allgemeinen, aber verbindüchen) Nahverkehrs- 
plan und den (konkreten, aber nicht verbindüchen) 
Nahverkehrsentwicklungsplan zunündest formal be- 
freit (Köhler 1997). 

Nahverkehrspläne werden meistens von Kreisen, 
kreisfreien Städten und Zusammenschlüssen hiervon 
ersteht und schüeßen somit den Schienenpersonen- 
nahverkehr aus. Die Mehrzahl der Bundesländer, 
darunter Baden-Württemberg, behält die Verantwor- 
tung für den Schienenpersonennahverkehr bei sich 
bzw. einer LandeseisenbahngeseUschaft und steUt 
gegebenenfaUs einen eigenen Schienenpersonen- 
nahverkehrsplan auf (Köhler 1996). 

Es ist noch zu früh, um zu beurteüen, inwieweit das 
Instrument des Nahverkehrsplans zu verkehrüchen 
Wirkungen geführt hat bzw. voraussichtüch führen 
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wird. Die konkrete Ausgestaltung des Plans ist bei- 
spielsweise für Baden-Württemberg nicht vorgege- 
ben, die Diskussion über die Rechtsfolgen eines in- 
haltlich detaillierten Nahverkehrsplan ist noch nicht 
abgeschlossen (INOVAPLAN 1997). 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß es auf Bun- 
des-, Landes- und Gemeindeebene verschiedene 
planerische Instrumente gibt, die ausschließlich oder 
mit einem größeren Schwerpunkt auf verkehrliche 
Zwecke (Verkehrswegeinvestitionen) ausgerichtet 
sind oder prinzipiell ausgerichtet werden könnten. 
Sie haben zum Teil keinen unmittelbaren Vollzugs- 
charakter - dafür sind gesonderte Finanzierungsbe- 
schlüsse erforderhch , zum Teil können Änderungen 
auch nach Abschluß eines Planungsvorgangs vorge- 
nommen werden. Verbesserungen sind nicht nur in- 
nerhalb der einzelnen vorhandenen Planungsinstru- 
mente, sondern auch in ihrer Verknüpfung mit Ände- 
rungen bei den anderen verkehrsbezogenen Instru- 
menten erforderlich. Welche Schwierigkeiten es 
macht, ein neues Planungsinstrument einzuführen, 
zeigen die ersten Erfahrungen mit dem neugeschaf- 
fenen Instrument Nahverkehrsplan. 

Da planerische Instrumente - Verfahren und Pläne - 
grundsätzhch eine große Bedeutung haben können, 
ist ihnen in der zukünftigen verkehrspolitischen Ge- 
staltung verstärkte Aufmerksamkeit zu widmen. Eine 
Verbesserung der institutionalisierten Verfahren und 
Pläne ist erforderlich. Ähnhch wie das Finanzie- 
rungsinstrumentarium ist auch das Planungsinstru- 
mentarium nicht als Kristalhsationspunkt einer zu- 
nächst kurz- bis mittelfristig angelegten Option vor- 
stellbar. Es sollte aber - wie das Finanzierungsinstru- 
mentarium - in langfristiger und stärker empirisch 
orientierten Wirksamkeits- und Folgenanalysen an- 
gemessen berücksichtigt werden. 


3. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Das Kapitel „Instrumente der Verkehrspolitik'' ver- 
folgt den Zweck, einen strukturierten Überblick über 
die grundsätzlichen Möglichkeiten staatlicher Ein- 
flußnahme im deutschen Verkehrssektor zu vermit- 
teln. Hierzu werden verschiedene Instrumenttypen 
unterschieden: 

- Informatorische Instrumente 

- Organisatorische Instrumente 

- Instrumente der Selbstverpflichtung 

- Ordnungsrechtliche Instrumente 

- Preishche Instrumente 

- Finanzierungsinstrumente 

- Planerische Instrumente 

Die Diskussion führt die klassischen verkehrspoliti- 
schen und die verkehrsbezogenen um weltpolitischen 
Instrumente zusammen. Es werden im wesentlichen 
jene Instrumenttypen aufgeführt, die relativ direkt 
auf die Abläufe bzw. Prozesse im Verkehrssystem 
ausgerichtet sind. Die Ausführungen konzentrieren 
sich auf die charakteristischen Merkmale und 
Grundformen dieser Instrumente. 


Sofern einzelne Instrumente konkret ausgestaltet 
sind, werden sie als Maßnahmen bezeichnet. Maß- 
nahmen dienen der Umsetzung bestimmter überge- 
ordneter Zielsetzungen, z.B. der in dieser Studie vor- 
rangig zu untersuchenden Zielsetzung „Entlastung 
des Verkehrsnetzes und Verlagerung des Straßenver- 
kehrs auf umweltfreundlichere Verkehrsträger". Bei 
den Maßnahmen kann es sich um die Einführung, 
Änderung, Fortführung oder auch Aufhebung von 
staatlichen Regelungen handeln. 

Die Zusammenfassung wichtiger und möghchst auf- 
einander abgestimmter Maßnahmen zur Umsetzung 
einer bestimmten Zielsetzung ergibt in der Termino- 
logie dieser Studie eine Option. Für eine übergeord- 
nete Zielsetzung lassen sich in der Regel mehrere 
alternative Optionen bilden. Sie können nach dem 
jeweüigen Schwerpunkt der zur Zielerreichung her- 
angezogenen Maßnahmen bzw. Instrumenttypen, 
aber auch nach dem verkehrspolitischen Hauptan- 
satzpunkt, z.B. dem öffenthchen Personennahver- 
kehr, bezeichnet sein. In dem letztgenannten Fall 
kommt es in besonderem Maße auf den koordinierten 
Einsatz von Maßnahmen entsprechend allen hierbei 
prinzipiell tangierten Instrumenten an. 

Die informatorischen Instrumente haben große An- 
wendungschancen im Verkehrssektor. Zu ihnen ge- 
hören u.a. Parkinformationen, Umleitungsempfeh- 
lungen, Fahrgastinformationen im öffentlichen Ver- 
kehr und Anzeigen verkehrsbedingter Umweltbela- 
stungen. Die informatorischen Instrumente können 
in hohem Maße von einem zusätzlichen Einsatz der 
luK-Techniken profitieren. Option 1 in Kapitel V 
greift die informatorischen Instrumente als einen 
möglichen Hauptweg zur Erreichung der dieser Stu- 
die vorgegebenen Zielsetzung „Entlastung des Ver- 
kehrsnetzes und Verlagerung des Straßenverkehrs 
auf umweltfreundlichere Verkehrsträger" auf. 

Die organisatorischen Instrumente in der in dieser 
Studie verwendeten Begriffsfassung haben in Teilbe- 
reichen des Verkehrssektors bereits eine größere Be- 
deutung erlangt. Sie umfassen u. a. Car-Sharing, ab- 
gestimmte Tarif- und Fahrplangestaltung mehrerer 
Anbieter, City-Logistik-Konzepte zur Güterendver- 
teilung sowie den Querverbund von kommunalen 
Verkehrs- und Versorgungsbetrieben. Eine deutliche 
Ausweitung der Anwendung dieses Instrumenttyps 
könnte mit eine wesentliche Voraussetzung für eine 
erfolgreiche umweltorientierte Verkehrspolitik sein. 
Das organisatorische Instrumentarium dürfte jedoch 
nur im Verbund mit Veränderungen anderer, wo- 
möghch prägenderer Maßnahmen, so beispielsweise 
ordnungsrechtlicher Maßnahmen, einen wichtigen 
verkehrspolitischen Beitrag leisten können. 

Das Instrument der Selbstverpflichtungen hat durch- 
aus schon Eingang in den deutschen Verkehrssektor 
gefunden. Sie beziehen sich beispielsweise auf den 
durchschnittlichen spezifischen Kraftstoffverbrauch 
von neu zugelassenen Personenkraftwagen oder auf 
die Verwertung von alten Kraftfahrzeugen. Die kon- 
kreten Vereinbarungen sind allerdings zum Teil hef- 
tig kritisiert worden. Darüber hinaus dürfen grund- 
sätzliche Schwächen dieses Instruments nicht über- 
sehen werden. Sie betreffen vor allem die Definition 
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von Zielvorgaben sowie die Festlegung von Kontroll- 
mechanismen oder Sanktibnsmöglichkeiten. Das In- 
strumentarium der Selbstverpflichtung könnte je- 
doch bei geeigneter Ausgestaltung größere verkehrs- 
politische Beiträge leisten als bisher. 

Das ordnungsrechtliche Instrumentarium im Ver- 
kehrssektor umfaßt eine sehr große Bandbreite von 
Vorschriften, innerhalb derer sich die beiden großen 
Gruppen allgemeine verkehrsbezogene und primär 
umweltbezogene Vorschriften - allerdings mit Über- 
schneidungen - unterscheiden lassen. Hierzu gehö- 
ren u. a. technische Regelungen für den Bau von Ver- 
kehrswegen oder die Konstruktion von Verkehrsmit- 
teln sowie Transportgebote und -verböte einerseits 
und Grenzwertvorschriften für Schadstoff- und Lärm- 
emissionen sowie die Ausweisung eigener Verkehrs- 
flächen für den Rad- und Omnibusverkehr anderer- 
seits. 

Die nicht unerhebhche Bedeutung der allgemeinen 
verkehrsbezogenen Vorschriften auch für die Umset- 
zung primär umweltbezogener Vorschriften ist offen- 
sichtlich. Das ordnungsrechtliche Instrumentarium 
für den Verkehrssektor kann eine wichtige unterstüt- 
zende Funktion für die Anwendung des informato- 
rischen und des organisatorischen Instrumentariums 
haben. Jegliche verkehrspohtische Neuorientierung 
dürfte darauf angewiesen sein, das Ordnungsrecht 
angemessen zu berücksichtigen bzw. fortzuentwik- 
keln. Das für den umweltpoli tischen Bereich gene- 
rell charakteristische Spannungsverhältnis zwischen 
Ordnungsrecht einerseits und den Abgaben - als Teil 
der sogenannten ökonomischen oder preislichen In- 
strumente - andererseits gilt auch für den verkehrs- 
bezogenen Umweltschutz. 

Preisliche Instrumente für den Verkehrssektor um- 
fassen die Transportpreise von ~ öffentlichen - Ver- 
kehrsunternehmen sowie Abgaben auf den fließen- 
den Verkehr und auf die Flächeninanspruchnahme 
durch die verkehrsbezogene Infrastruktur. Es werden 
für die Zwecke dieser Studie vomehmhch die Abga- 
ben in Form der Steuern, Gebühren oder Sonder- 
abgaben betrachtet. Wegen der strengen Anwen- 
dungsvoraussetzungen für Sonderabgaben könnte 
vor allem der verstärkte Einsatz von Steuern und Ge- 
bühren für verkehrspolitische Zwecke ins Auge ge- 
faßt werden. Drastische - wenn auch über einen 
gewissen Zeitraum verteilte - Erhöhungen von Ab- 
gaben zur verkehrspolitischen Einflußnahme werden 
schon seit längerem kontrovers diskutiert. Eine ent- 
sprechende verkehrspolitische Alternative bildet die 
Grundlage für eine eigene Option in Kapitel V 

Hinsichtlich der Finanzierungsinstrumente für den 
deutschen Verkehrs sektor ist festzuhalten, daß es 
eine größere Anzahl von staathchen Finanzierungs- 
beiträgen gibt, deren Schwerpunkt auf der Seite des 
verkehrlichen Angebots liegt. Staatliche Ausgaben 
zugunsten des Verkehrssektors kommen sowohl den 
einschlägigen technologiebezogenen FuE-Tätigkei- 
ten als auch der Investitions- und Betriebsphase bei 
den verschiedenen Verkehrsträgern zugute. Bund, 
Länder und Gemeinden sind hier je mach Verwen- 
dungszweck unterschiedlich stark engagiert. 


Angesichts der generellen Lage der öffenthchen 
Haushalte und sonstiger möglicher Einnahmenrück- 
gänge bei den öffentlichen Unternehmen sind 
Schwierigkeiten, die Finanzierungs ströme in ihrer 
bisherigen Höhe zu halten oder gar auszubauen, un- 
übersehbar. Die deuthch verstärkte Inanspruchnah- 
me privater Finanzierungsmittel für Straßenbau- 
investitionen erfordert entweder eine Neugestaltung 
der hierfür erforderlichen staathchen Rahmenbedin- 
gungen oder einen sehr weitgehenden Rückzug des 
Staates aus dem Verkehrsbereich. Auf jeden Fall 
führt die Diskussion über private Finanzierungsmög- 
lichkeiten gleichzeitig zu einer erhebhchen Steige- 
rung des Stellenwerts von Straßenbenutzungsgebüh- 
ren als preislichen Instrumenten, da sie in diesem 
Fall der endgültigen Finanzierung dienen können. 

Jegliche verkehrspolitische Neukonzeption wird in 
der einen oder anderen Form auch die Finanzie- 
rungsbeiträge des Staates verändern. Das Finanzie- 
rung sinstrumentarium wurde nicht zum Kristalhsa- 
tionspunkt einer einzelnen Option in Kapitel V ge- 
macht. Es sollte aber in langfristiger und stärker 
empirisch orientierten Wirksamkeits- und Folgen- 
analysen angemessen berücksichtigt werden. 

Auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene gibt es 
verschiedene planerische Instrumente, die aus- 
schließlich oder mit einem größeren Schwerpunkt 
auf verkehrliche Zwecke (Verkehrswegeinvestitio- 
nen) ausgerichtet sind oder prinzipiell ausgerichtet 
werden könnten. Sie haben zum Teil keinen unmit- 
telbaren Vollzugs Charakter - dafür sind gesonderte 
Finanzierungsbeschlüsse erforderhch, zum Teü kön- 
nen Änderungen auch nach Abschluß eines Pla- 
nungsvorgangs vorgenommen werden. Als planeri- 
sche Instrumente werden im Rahmen dieser Studie 
u. a. der Bundesverkehrswegeplan, die Bauleitpla- 
nung und der Nahverkehrsplan betrachtet. Verbes- 
serungen sind nicht nur innerhalb der einzelnen vor- 
handenen Planungsinstrumente, sondern auch in 
ihrer Verknüpfung mit Änderungen bei den anderen 
verkehrsbezogenen Instrumenten erforderhch. Wel- 
che Schwierigkeiten es macht, ein neues Planungs- 
instrument einzuführen, zeigen die ersten Erfahrun- 
gen mit dem neugeschaffenen Instrument Nahver- 
kehrsplan. 

Da planerische Instrumente - Verfahren und Pläne - 
grundsätzhch eine große Bedeutung haben können, 
ist ihnen in der zukünftigen verkehrspolitischen Ge- 
staltung verstärkte Aufmerksamkeit zu widmen. Eine 
Verbesserung der institutionahsierten Verfahren und 
Pläne ist erforderlich. Ähnlich wie das Finanzie- 
rungsinstrumentarium ist auch das Planungsinstru- 
mentarium nicht so sehr als Kristallisationspunkt 
einer einzelnen kurz- bis mittelfristig angelegten Op- 
tion vorstellbar. Es sollte aber - wie das Finanzie- 
rungsinstrumentarium - in langfristiger und stärker 
empirisch orientierten Wirksamkeits- und Folgen- 
analysen angemessen berücksichtigt werden. 

Abschheßend sei noch einmal hervorgehoben, daß 
der Staat bisher vor allem mittels des Einsatzes 
ordnungsrechtlicher, preislicher, finanzierungspoliti- 
scher und planerischer Instrumente wichtige Aufga- 
ben im Verkehrssektor erfüllt. Diese können jedoch 
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in Zukunft in veränderter Form angewandt und 
durch informatorische und organisatorische Instru- 
mente ergänzt werden. Mit dem Bhck in den ver- 
kehrspolitischen „Werkzeugkasten" sollte es möghch 
sein, die auf bestimmte Ziele ausgerichteten Vor- 
schläge für konkrete verkehrsbezogene Maßnahmen 
und Maßnahmenpakete (Optionen) einzuordnen und 
gegebenenfalls durch weitere, wegen des Systemzu- 
sammenhangs erforderhche Maßnahmenvorschläge 
zu ergänzen. 
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IV. luK-Techniken: Neue verkehrspolitische Gestaltungsmöglichkeiten 


1 . Telematik im Verkehr - Verkehrspolitische 
Ziele, Ansprüche und Anforderungen 

Hinter dem Begriff Verkehrstelematik (Telematik im 
Verkehr) verbirgt sich eine große Vielfalt von Techni- 
ken und Diensten. Grundsätzlich umfaßt dieser Be- 
griff zunächst alles, was mit Telekommunikation und 
Information im Verkehrswesen zu tun hat (Kunz 
1996). Ein neues Element in der Entwicklung ist, 
daß Informations- und Kommunikations-(IuK-) Sy- 
steme im Verkehrsbereich nicht mehr nur bei solchen 
Verkehrsträgern eingesetzt werden, deren Betrieb 
schon seit geraumer Zeit untrennbar mit der Anwen- 
dung von luK-Techniken verbunden ist, wie etwa im 
Luftverkehr und bei den Eisenbahnen, sondern vor 
allem auch im Straßenverkehr und hier insbesondere 
im motorisierten Individualverkehr Einzug halten. 
Bei den Anwendungen spannt sich der Bogen von 
bekannten Systemen wie Lichtsignalanlagen, Wech- 
selverkehrszeichen oder Betriebsleitsystemen über 
kollektive und individuelle Verkehrsinformations- 
systeme bis hin zu Konzepten für ein „integriertes in- 
termodales Verkehrsmanagement 

Die „Konjunktur" der Verkehrstelematik hat zwei 
Hauptursachen. Zum einen wurden und werden 
durch die rasante Entwicklung bei den modernen luK- 
Techniken völhg neue Anwendungen und Dienste 

- auch in bisher aus verschiedenen Gründen nicht er- 
schließbaren Einsatzfeldem - ermöglicht. Zum ande- 
ren werden von ihr Beiträge zur - zumindest vorläufi- 
gen - Lösung der sich aufgrund der prognostizierten 
Zunahme der Verkehrsmenge ergebenden Probleme 
erwartet. Da eine Erweiterung vor allem der Straßen- 
infrastruktur zur Zeit aus finanziellen, gesellschaft- 
lichen und politischen, vor allem umweltpoHtischen, 
Gründen nur in begrenztem Umfang durchführbar ist, 
wird zur optimalen und ressourcenschonenden Aus- 
lastung der vorhandenen Verkehrswegekapazitäten 
eine verstärkte Integration der Verkehrsträger und 
eine effizientere Steuerung der Verkehrsabläufe ange- 
strebt. Neue Konzepte im Bereich des Verkehrsmana- 
gements sollen insbesondere die spezifischen Stärken 
der verschiedenen Verkehrsträger in bestimmten 
Regionen und Situationen fördern bzw. nutzen. Hier- 
zu sollen Verkehrs telematik-Techniken und -Dienste 
einen wichtigen Beitrag leisten. 

Entsprechend werden hohe Erwartungen an die ver- 
kehrhchen Wirkungen des verbreiteten Einsatzes 
von Telematik gestellt, stellenweise wird sie als 
„verkehrspolitischer Tausendsassa" (Steiner ,1996) 
gehandelt. Einem umfassenderen Einsatz von Tele- 
matik im Verkehr wird von den verschiedenen betei- 
ligten Akteuren - mit teilweise unterschiedlichen 
Schwerpunkten und Konkretisierungen - ein sehr 
breites Spektrum von Zielen zugeordnet; 

- bessere Auslastung der vorhandenen Infrastruk- 
turkapazitäten, Optimierung des Verkehrsflusses: 


überfüllte und staugefährdete Strecken entlasten 
(u.a. Staus und Engpässe umfahren, Suchfahrten 
vermeiden), 

- Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfrastruktur erhö- 
hen, 

- Vernetzung bzw. Verbund der Verkehrsträger rea- 
lisieren bzw, unterstützen, Verkehr auf umwelt- 
freundlichere Verkehrsträger verlagern, 

- Verkehrsvermeidung erreichen, 

- Verkehrsnetz entlasten, Verkehr entzerren, physi- 
schen Verkehr substituieren, 

- verkehrsträgerinterne Organisation verbessern 
(u.a. zur Rationalisierung, Kostensenkung) und 
Verkehrsabläufe optimieren, 

- Verkehrssicherheit verbessern (z.B. vor Unfallge- 
fahren rechtzeitig warnen, Optimierung der 
Mensch/Maschine- Schnittstelle im Verkehr) und 

- Umweltbelastungen verringern. 

Der Einsatz von Telematik im Verkehr soll also nicht 
nur zur Optimierung der Verkehrsträger jeweils als 
Einzelsysteme unter verkehrlichen und wirtschaftli- 
chen Gesichtspunkten, sondern auch zur Reduzie- 
rung ihrer Umweltwirkungen und zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit beitragen. Er soll die Ver- 
kehrsträger zudem zu einem integrierten, effizienten 
Gesamtverkehrssystem vernetzen. Findet man auf 
dieser allgemeinen Ebene noch weitgehende 
Einigkeit zwischen den Akteuren, so zeigt sich bei 
der Auswahl von Telematik-Anwendungen und 
deren Ausgestaltung erheblicher Dissens. 

Die Erwartungen an die Wirkungen der - neuen - 
Verkehrstelematik sind hoch gesteckt: Die Informa- 
tions- und Kommunikationstechnik soll als neues, 
wichtiges Gestaltungselement des Verkehrs neben 
die Marktordnung, die Infrastruktur und die Fahr- 
zeugtechnik treten und eine engere Verzahnung von 
Fahrzeug- und Verkehrstechnik, eine bessere Kom- 
munikation zwischen Fahrzeug und Infrastruktur so- 
wie eine frühzeitige und verläßliche Information der 
Verkehrsteilnehmer und gegebenenfalls eine Len- 
kung des Verkehrsflusses durch die Bereitstellung 
von „real-time information" über das Verkehrsge- 
schehen erlauben. Die Hersteller und Forschungsein- 
richtungen, die sich der Entwicklung dieser neuen 
Techniken widmen, sehen hierin nicht nur einen 
Beitrag zur Lösung der Verkehrsprobleme, sondern 
auch ein erhebliches industriepolitisches Potential 
zur Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit Deutschlands. Häufig wird die Telematik sogar 
als eine Schlüsseltechnologie in der zukünftigen 
Wirtschaftsentwicklung bezeichnet. Der deutschen 
Industrie wird durchaus die Chance eingeräumt, auf 
diesem Gebiet führend zu sein. Sicher ist, daß der 
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weitere Einzug der Telematik in den Verkehrsbereich 
nicht aufzuhalten sein wird. 

Für eine Beschreibung der „Telematik-Landschaft" 
lassen sich verschiedene Systematiken finden. Für 
die vorliegende Untersuchung, in der verkehrliche 
Effekte im Zentrum der Betrachtungen stehen sollen, 
wird der Schwerpunkt auf Telematik-Dienste gelegt. 
Solche Dienste können eine Verbesserung der Be- 
triebsabläufe und der Organisation bei den einzelnen 
Verkehrsträgern sowie des gesamten Verkehrsge- 
schehens zum Ziel haben, andere Dienste sollen 
einer Verbesserung der „Informationslage" der (indi- 
viduellen) Verkehrsteilnehmer über das Verkehrsan- 
gebot und die aktuelle Verkehrssituation dienen. 

Für die Realisierung von Telematik-Diensten bedient 
man sich verschiedener technischer Systeme, dabei 
läßt sich ein Dienst auch mittels unterschiedhcher 
technischer Lösungen (im folgenden auch als Tele- 
matik-Anwendungen bezeichnet) umsetzen. Hierzu 
bedient man sich einer Vielzahl von Einzeltechniken, 
die für zu realisierende Anwendungen in unter- 
schiedhcher Form kombiniert werden können. Viele 
dieser sogenannten Basistechniken befinden sich 
schon seit geraumer Zeit im Einsatz, häufig sind sie 
nicht primär für Anwendungen im Bereich der Ver- 
kehrstelematik entwickelt worden. Ohne daß hier 
vertiefend darauf eingegangen werden kann, ist 
noch festzuhalten, daß bei den Telematik-Anwen- 
dungen unterschiedhche technische Integrationsstu- 
fen existieren. Einfache Anwendungen, die bereits 
eigenständige Produkte sind, lassen sich miteinander 
zu neuen Anwendungen für neue Dienste kombinie- 
ren. Ein Beispiel dafür ist ein statisches Zielführungs- 
system, daß sich durch Verbindung mit einem koUek- 
tiven Verkehrsinformationssystem zu einem indivi- 
duellen dynamischen Zielführungssystem ausbauen 
läßt. 

In Abschnitt 2 dieses Kapitels wird der technische 
Entwicklungsstand ausgewählter Basistechniken 
vorgestellt. Eine Darstellung und Diskussion aus- 
gewählter Telematik-Anwendungen und -Dienste 
für die verschiedenen Verkehrsträger erfolgt in den 
Abschnitten 3 bis 5. In Abschnitt 6 werden erste Kon- 
zepte für verkehrsträgerübergreifende Lösungen 
skizziert. Erfahrungen aus drei deutschen Telematik- 
Pilotprojekten werden in Abschnitt 7 präsentiert. 


2. Entwicklungsstand ausgewählter 
Basistechniken 


2.1 Datenerfassung 

Zur Ermittlung der aktuellen Verkehrssituation sowie 
verkehrsrelevanter Umgebungs- und Fahrzeugin- 
formationen müssen mit Unterstützung bordautono- 
mer oder straßenseitiger Einrichtungen (Sensoren) 
zahlreiche Daten - wie beispielsweise Verkehrs- 
dichte, Fahrzeugklassifikation (Fahrzeugmuster oder 
Gewicht), Wetter- und Umweltdaten, Fahrbahnzu- 
stand, Fahrzeugdaten - schnell und zuverlässig er- 
faßt werden. Die Datenerfassung wird in der Regel 
automatisiert, entweder kontinuierlich oder auf Ab- 


frage, erfolgen. Dafür stehen zahlreiche Techniken 
zur Verfügung. 

In die Fahrbahn eingelassene Induktionsschleifen 
sind die zur Zeit am meisten verwendeten Detekto- 
ren, in Europa haben sie einen Anteil von ca. 90%. 
Mit Einfachschleifen werden vor allem Fahrzeug- 
mengen erfaßt, Doppelschleifen können sowohl der 
Ermittlung der Fahrzeuggeschwindigkeit oder der 
Fahrtrichtung als auch der Fahrzeugklassifikation 
dienen. Induktionsschleifen können grundsätzlich 
auch für bidirektionale Kommunikationsaufgaben 
zwischen Fahrzeug und fahrbahnseitigen Einrichtun- 
gen genutzt werden. Derartige Anwendungen wur- 
den erprobt, konnten sich aber nicht durchsetzen. 
Auf den Bundesautobahnen sind - im Zusam- 
menhang mit Verkehrsbeeinflussungsanlagen - rund 
500 km mit Induktionsschleifen ausgerüstet, weitere 
500 km sollen in den nächsten Jahren hinzukommen. 
Eine flächendeckende Anwendung ist jedoch nicht 
geplant. 

MikrowellensensorenZ-detektoren (Radartechnik) fin- 
den sowohl Anwendung in der stationären Verkehrs- 
datenerfassung als auch für die Datenerfassung in 
Fahrzeugen. Zur kontaktlosen Verkehrsdatenerfas- 
sung, Verkehrszählung, Tunnelüberwachung oder 
berührungslosen Gebührenerfassung können sie sta- 
tionär oder mobil eingesetzt werden. Die Radarsen- 
soren der stationären Systeme werden über jeder 
Fahrbahn installiert, damit sind bei diesem System 
keine Arbeiten an der Fahrbahn notwendig. Mit der 
Inbetriebnahme neuer Verkehrsbeeinflussungsanla- 
gen können die Detektoren auch an den vorhande- 
nen Schilderbrücken der Wechselverkehrszeichen 
montiert und deren Streckenstationen mitbenutzt 
werden. An Bord von Fahrzeugen können Radar- 
sensoren u. a. zur Abstandswamung, Abstandsrege- 
lung oder Hinderniserkennung eingesetzt werden. 

DrucksensorenZ-detektoren werden in Verbindung 
mit Weigh-in-Motion-Systemen zur Verkehrsdaten- 
erfassung in der Fahrbahnoberfläche eingelassen. 
Je nach Ausführung können im fließenden Verkehr 
gleichzeitig Verkehrsmenge, Fahrzeugklasse, Ge- 
schwindigkeit, Länge, Achsabstand, Fahrzeugge- 
wicht und Fahrzeugabstand erfaßt werden. Die dyna- 
mische Gewichtserfassung kann unter anderem für 
Erhebungen zu statistischen Zwecken, zur Umset- 
zung ordnungsrechthcher Maßnahmen (z.B. Ge- 
wichtsbeschränkungen) und zur gewichtsabhängi- 
gen Gebührenerhebung eingesetzt werden. 

Laserdetektoren werden zur berührungslosen Ver- 
kehrsdatenerfassung eingesetzt. Passiv-InfraroLDe- 
tektoren können speziell zur weitreichenden Erfas- 
sung von Fahrzeugen eingesetzt werden. Mögliche 
Einsatzgebiete für Kameras mit Bildverarbeitungs- 
computer („Rechnersehen") sind Beobachtung des 
Fahrers (z.B. Einschlafwamsystem), Spurhalten, Kol- 
lisionsvermeidung, Abstandsüberwachung, Hinder- 
niserkennung (z.B. Rücksetzhilfen), Totwinkelüber- 
wachung und Verkehrszeichenerkennung. 

Fahrzeugsensoren (Beschleunigungssensoren, Tem- 
peratursensoren etc.) liefern automatisch einem Fahr- 
zeugrechner die notwendigen Informationen über 
Geschwindigkeit, Fahrzeugabstand, Straßenzustand 


84 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


oder Sichtweite, die in Fahrzeugdiagnose- und Fahr- 
zeugmanagementsystemen weiterverarbeitet werden 
und zur besseren sowie sicheren Fahrzeugsteuerung 
beitragen. 

Lokale Wetterdaten (Temperatur, Wind, Luftfeuchtig- 
keit, Nebel, Eisbildung) oder wechselnde Lichtver- 
hältnisse können mit speziellen Wetter- und Umfeld- 
sensoren sowie Fahrbahnsensoren erfaßt werden. 
Für die Bundesrepublik wurde das Straßenzustands- 
und Wetter-Informations-System (SWIS) entwickelt, 
das u.a. Glättemeldeanlagen in den Autobahnmei- 
stereien mit Meßstationen an den Bundesautobahnen 
sowie ein rechnergesteuertes Telekommunikations- 
system für den Austausch der Daten und Informatio- 
nen zwischen den Meßstellen an der Autobahn, den 
Wetterämtern und den Autobahnmeistereien umfaßt. 
Nach erfolgreichen Versuchen soll SWIS auf den 
Bundesautobahnen bundesweit stufenweise einge- 
führt werden. Für den Aufbau des Telekommunika- 
tionssystems und für die Verdichtung und Aufrü- 
stung des Meßstellennetzes der zum Teil schon vor- 
handenen Glättemeldeanlagen stellt das Bundesmi- 
nisterium für Verkehr den Ländern seit 1995 geson- 
dert Haushaltsmittel zur Verfügung. 

Eine genaue, mit hoher Verfügbarkeit realisierbare 
Positionsinformation ist unerläßliche Voraussetzung 
für die Realisierung vieler neuer Telematikdienste. 

Terrestrische Funkortungsverfahren auf Basis der 
Hyperbelortung existieren schon seit längerer Zeit. 
Die bekanntesten Verfahren sind LORAN C, DECCA 
und OMEGA. Der Betrieb dieser Systeme erfordert 
erheblichen gerätetechnischen Aufwand auf Seiten 
der Sendestationen und verursacht hohe Betriebs- 
kosten. Aufgrund der begrenzten Genauigkeiten 
(unter günstigen Umständen 200 m bei DECCA, bis 
zu 4000 m bei OMEGA), der eingeschränkten Be- 
deckung und der funktechnischen Probleme der Sy- 
steme haben sie für die Ortsbestimmung und Na- 
vigation von Straßenfahrzeugen keine praktische 
Bedeutung erlangt. 

Satellitengestützte Dienste stellen wegen der gerin- 
gen Infrastrukturaufwendungen und der inzwischen 
vergleichsweise niedrigen Gerätepreise wohl die ko- 
stengünstigste Lösung zur Positionsbestimmung dar. 
Die satellitengestützte Positionsbestimmung geht auf 
militärische Entwicklungen zurück. Bereits 1960 wur- 
de von der US-Navy ein Satellitennavigationssystem 
mit der Bezeichnung TRANSIT in Betrieb genom- 
men. das seit 1967 auch von zivilen Verkehrsteilneh- 
mern benutzt wurde. In der ehemaligen Sowjetunion 
wurde - als Äquivalent zu TRANSIT - das System 
TSIKADA entwickelt und eingesetzt. 

In vielen neuen Telematikdiensten kommt dem der- 
zeit modernsten zur Verfügung stehenden Satelliten- 
navigationssystem NAVSTAR-GIobal Positioning Sy- 
stem, kurz auch nur als GPS bezeichnet, die Rolle 
einer Schlüsselkomponente zu. Moderne Systeme 
zur Verkehrstelematik, wie etwa Fahrzeugnavigation 
oder einige Verfahren zur elektronischen Maut- 
erhebung, haben vielfach erst durch den Einsatz von 
GPS in Fahrzeugen einen erheblichen Innovations- 
schub erhalten. GPS wird mittlerweile in einer Viel- 
zahl von Fahrzeugapplikationen eingesetzt. 


GPS wurde vom US-amerikanischen Militär instal- 
liert, um weltweit genaue Positionsinformation für 
Zwecke der militärischen Navigation zur Verfügung 
zu haben. Es besteht aus 24 auf kreisförmigen Orbits 
in 20 000 km Höhe befindlichen, gleichmäßig auf 
sechs Bahnebenen verteilten aktiven Satelliten, die 
wiederkehrend Daten bezüglich ihrer Identifikation 
und Position sowie die genaue Zeit auf zwei Fre- 
quenzen ausstrahlen. Dazu werden Mikrowellen im 
Dezimeterbereich verwendet, die sich gradlinig und 
fast ideal ausbreiten. Sie werden in der Atmosphäre 
wenig gedämpft, Wolken stören die Übertragung 
kaum, weshalb die Signale bei jedem Wetter zu emp- 
fangen sind. Bei unverstelltem Horizont gibt es auf 
jedem Punkt der Erdoberfläche Sichtlinien zu minde- 
stens vier Satelliten. Durch hohe Gebäude, Industrie- 
anlagen, Brücken und dichte Bäume werden vor al- 
lem bei ungünstigen geometrischen Satellitenkon- 
stellationen die GPS-Signale abgeschattet bzw. re- 
flektiert, auch in Tunneln sind sie nicht zu empfan- 
gen. Darum kann es insbesondere in dicht bebautem 
oder hügeligem Terrain zu Ausfällen der Positions- 
information kommen. Daher ist für solche Verkehrs- 
anwendungen, bei denen aus Gründen der Funk- 
tionssicherheit und Verfügbarkeit des Positionsbe- 
stimmungssystems ein zeitweiser Signalverlust nicht 
tolerabel ist, zusätzlich zum GPS-Empfänger eine 
weitere Positionsbestimmungshilfe im Fahrzeug ein- 
zubauen (z.B. Radsensoren, Koppelortung). 

Von GPS werden zwei Signale ausgesandt. Aus der 
Messung von Signallaufzeit, Phasen- und Doppler- 
verschiebung der Signale läßt sich die derzeitige 
Position des jeweiligen GPS-Empfängers bestimmen. 
Für eine 3D-Positionsbestimmung ist der Empfang 
von mindestens vier Satelliten notwendig. Soll nur 
eine 2D-Positionsbestimmung durchgeführt werden, 
also die Höhe des Empfängers nicht berechnet wer- 
den, so reicht bereits der Empfang von drei Satelli- 
ten. Anhand der Satellitenbahnen ist sichergestellt 
(und wird seit Erreichen der Initial Operational Capa- 
bihty (IOC) auch garantiert), daß in Deutschland zu 
jedem Zeitpunkt mindestens fünf Satelliten oberhalb 
von 5 Grad über dem Horizont sichtbar sind. 

Militärische GPS-Empfänger demoduheren beide 
GPS-Signale und berechnen aus der Laufzeit die 
Entfernungen zwischen Antenne und den jeweiligen 
Satelliten. Für die zivile Nutzung steht nur eine Fre- 
quenz zur Verfügung. Die Signale für militärisch ge- 
nutzte Empfänger (P-Code) haben eine höhere Auf- 
lösung und reduzieren die Ortungsfehler auf weniger 
als 5 Meter, die Signale für zivile Nutzung (C/A- 
Code) haben eine Fehlertoleranz von etwa 30 bis 
40 Metern. Nachdem es Wissenschaftlern gelungen 
war, mittels spezieller Techniken mit dem Zivil-Signal 
Genauigkeiten von einigen Milhmetem zu erreichen, 
wurde dieses - unter anderem durch ungenaue An- 
gaben zur Bahn und zur Bordzeit des Satelliten - 
künstlich verschlechtert. Mit diesem als „selective 
availabUity (SA ) " bezeichneten Verfahren wurde die 
zivil erreichbare Präzision auf 100 m in horizontaler 
und 150 m in vertikaler Richtung mit einer Wahr- 
scheinlichkeit von 95 % reduziert. Für manche An- 
wendungen werden diese Genauigkeiten nicht aus- 
reichend zu sein. Mit Hilfe eines DGPS-Systems oder 
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durch entsprechend intelhgente Algorithmik kann 
die Ortungsgenauigkeit erhöht werden 

Das differentielle GPS (DGPS) baut auf der Erkennt- 
nis auf, daß einige der - sowohl durch natürliche und 
technische Bedingungen verursachten als auch 
künstlich erzeugten - Meßfehler bei zwei Empfän- 
gern mit geringem Abstand die gleichen Abweichun- 
gen erzeugen. Steht nun einer davon - als Referenz - 
auf einer bekannten (festen) Position, kann man Kor- 
rekturen angeben und die Werte für die Genauigkeit 
des zweiten Empfängers auf deutlich weniger als 
zehn Meter verbessern. Die Genauigkeit des DGPS 
hängt insbesondere von der Entfernung der Refe- 
renzstation vom Fahrzeug ab. So können bei Entfer- 
nungen von hundert Kilometern immer noch Ge- 
nauigkeiten von unter 5 Meter erzielt werden. Da zur 
Navigation Positionsdaten in Echtzeit benötigt wer- 
den, müssen die Korrekturdaten von der Referenz- 
station sofort zum (mobilen) Navigationsempfänger 
übertragen werden, wozu man sich terrestrischer 
Sender bedient. 

Für die Übertragung der Korrekturdaten stehen ver- 
schiedene Übertragungsmedien zur Verfügung. Für 
die Fahrzeugnavigation scheint eine Übermittlung 
der Korrekturdaten im Rahmen der UKW-Rundfunk- 
programme über RDS-Datenfunk empfehlenswert. 
Der Aufwand ist hierbei relativ gering, weil be- 
stehende Sende- und Empfangsanlagen genutzt wer- 
den können. Zudem könnten die DGPS-Korrekturen 
zusammen mit andereren Verkehrsinformationen 
digital vom Autoradio an das Navigationssystem 
weitergeleitet werden. Unter der Bezeichnung ALF 
(Accurate Positioning by Low Frequency) ist seit 
Januar 1997 in Deutschland ein neuer Funkdienst 
verfügbar. Bei diesem Realtime-Differential-GPS 
werden am Ort des Senders ermittelte Korrektur- 
daten sowie Tendenzangaben für die sichtbaren 
Satelliten über Langwelle ausgestrahlt. Die Daten 
werden alle drei Sekunden aktualisiert, so daß auch 
dynamische GPS-Anwendungen realisierbar wer- 
den. Der DGPS-Dienst ALF ermöglicht Ortungs- 
genauigkeiten im Meterbereich. 

Betriebserfahrungen und statistische Daten über die 
Leistungsfähigkeit von GPS-Empfängern in Kraft- 
fahrzeugen allein und in Verbindung mit anderen 
Sensoren wurden in einer Reihe von Forschungs- 
und Experimentalprogrammen gesammelt. Die Er- 
fahrungen aus verschiedenen Projekten zeigen, daß 
bereits mit dem normalen GPS gute Ergebnisse mög- 
lich sind. Da die Verwendung von DGPS einen zu- 
sätzHchen Datenweg zum Fahrzeug benötigt, der so- 
wohl zusätzliche Empfängerelektronik als auch oft- 
mals Übertragungsgebühren erfordert, können durch 
Verzicht auf DGPS Kosten reduziert werden. So 
konnte in dem Mannesmann-System ROBIN (Road 
BilLing Net) zur automatischen Gebührenerhebung 
auf Autobahnen bereits durch Nutzung von GPS in 
Zusammenhang mit einer ausgefeilten Algorithmik 
sichergestellt werden, daß Fahrzeuge auf Straßen, 
die parallel zu einer gebührenpflichtigen Autobahn 
verlaufen, nicht mit Gebühren belastet werden. In 
einem anderen Projekt konnte demonstriert werden, 
daß durch eine ausgefeilte Algorithmik auch die Na- 
vigation in Innenstädten mit der Genauigkeit eines 


normalen GPS möglich ist. Eine weiteres interes- 
santes Ergebnis aus den durchgeführten Projekten 
ist der Nachweis, daß die Verfügbarkeit der Posi- 
tionsinformation sehr hoch ist. So traten auch in 
schwierigen Umgebungen (z.B. Straßenschluchten 
in Innenstädten) nur relativ wenige Probleme auf. 
Ein wichtiger Punkt dabei ist eine sehr kurze Reak- 
quisitionszeit des Empfängers; das ist die Zeit, die 
ein Empfänger benötigt, um einen verlorenen Satelli- 
ten durch einen anderen Satelliten zu ersetzen und 
wieder Positionsberechnungen durchzuführen. Als 
zusätzlich hilfreich und in den meisten Fällen auch 
ausreichend hat sich eine einfache Koppelnavigation 
unter Zuhilfenahme des Tachosignales erwiesen. 
Möglich ist auch eine Einbeziehung eines einfachen 
Richtungssensors (Gyro) in die Koppelnavigation, um 
auch für längere Strecken die Position hochrechnen 
zu können. Die Wichtigkeit dieser zusätzlichen 
Signale wird aber meist überschätzt. Wirklich not- 
wendig sind diese nur, wenn auch ohne Satelliten- 
empfang (z.B. im Tunnel) eine Position benötigt wird 
(PROTIME 1997). 

Die USA wollen zumindest bis zum Jahr 2005 keine 
Lizenzkosten für die Nutzung von GPS verlangen, da 
ihr eigener volkswirtschaftlicher Nutzen aus der 
Kommerzialisierung der GPS-Technologie sehr groß 
ist. Offen ist derzeit, inwieweit GPS dem zivilen 
Nutzer tatsächlich permanent zur Verfügung stehen 
wird. Zwar steht das zivile Signal kontinuierlich zur 
Verfügung, und es existieren Aussagen amerikani- 
scher Militärs, auch im Krisenfall nur lokale Bereiche 
auszuschalten. Auch hat der Präsident der Vereinig- 
ten Staaten in seiner Erklärung zur zukünftigen 
GPS-Politik im März 1996 mitgeteilt, daß man den 
„GPS Standard Positioning Service" für friedliche 
zivile, kommerzielle und wissenschaftliche Nutzung 
auf kontinuierlicher, weltweiter Basis weiterhin frei 
von direkten Nutzerentgelten bereitstellen wird. GPS 
und US-regierungseigene Zusatzsysteme sollen den 
Nationalen Kommandobehörden unterstellt bleiben. 
Das Verteidigungsministerium wird das Basis-GPS 
betreiben und unterhalten. Es soll einen „Standard 
Positioning Service", der ständig weltweit verfügbar 
sein wird, sowie einen „Precise Positioning Service" 
für die Nutzung durch das US-Militär und andere 
autorisierte Nutzer unterhalten sowie Maßnahmen 
entwickeln, um die feindliche Nutzung von GPS und 
seiner Zusatzsysteme zu verhindern und damit 
sicherzustellen, daß die Vereinigten Staaten einen 
militärischen Vorteil behalten, ohne die zivile Nut- 
zung übermäßig zu unterbrechen oder zu verschlech- 
tern. 

Ob diese Abhängigkeit von miütärischen Erwägun- 
gen allerdings zu einer Systemverfügbarkeit führen 
wird, die ausreicht, ganze Verkehrsleit- und -mana- 
gementsysteme sowie Road-Pricing-Konzepte mit 
GPS als wesentlicher Komponente betreiben zu kön- 
nen, bedarf noch einer Klärung. Ein provisorisches 
Warnsystems aus zwei herkömmlichen Kommuni- 
kationssatelliten soll nach EU-Plänen daher ab 1999 
die Qualität der GPS-Signale überwachen. Offen 
bleibt auch die sicherheitspolitische Dimension eines 
jeden hochpräzisen offenen satellitengestützten Posi- 
tionierungssystems: Ein für jedermann verfügbares 
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hochgenaues Positionierungssystem steht grundsätz- 
lich auch fremdem Militär und anderen sicherheits- 
kritischen Gruppierungen zur Verfügung. 

Rußland verfügt mit GLONASS (Global Navigation 
Satellite System) über ein dem GPS weitgehend ver- 
gleichbares, jedoch nicht voll damit kompatibles 
System. Es wurde seit 1982 aufgebaut und 1993 offi- 
ziell in Betrieb genommen. Das GLONASS-System 
wird von den russischen Weltraum- Streitkräften als 
Systemoperateur für die Regierung der Russischen 
Föderation betrieben. Es besitzt zwei verschiedene 
Navigations Signale, ein normalpräzises und ein 
hochpräzises. Die Dienste der normalpräzisen Posi- 
tions- und Zeitbestimmung sind allen zivilen GLO- 
NASS-Nutzern ständig und weltweit zugänglich. Im 
März 1995 wurde von der Regierung der Russischen 
Föderation ein Dekret zur „Durchführung von Arbei- 
ten unter Verwendung des Satellitennavigations- 
systems GLONASS zum Nutzen von zivilen Anwen- 
dern" erlassen. Demnach sollen die Dienste von 
GLONASS neben russischen Nutzern auch auslän- 
dischen zivilen Nutzern angeboten werden. Zugleich 
soll ein nationales Programm zur Nutzung von GLO- 
NASS für zivile Zwecke, einschließlich der Entwick- 
lung und Herstellung der erforderlichen Geräte, aus- 
gearbeitet werden. 

Um den Unsicherheiten über die Verfügbarkeit von 
GPS zu begegnen, wird derzeit diskutiert, ein - 
höchst zuverlässiges und genaueres - ziviles satelli- 
tenbasiertes Positionierungssystem, vorzugsweise 
unter internationaler Kontrolle, zu schaffen. Im De- 
zember 1994 beschloß die EU die Beteiligung am 
Aufbau eines solchen Systems, das unter der Be- 
zeichnung GNSS (für Global Navigation SateUite Sy- 
stem) firmiert. Die erste Stufe (GNSS 1) sieht die Ent- 
wicklung und Installation von Zusatzsystemen vor, 
die der Verbesserung von GPS dienen. GNSS 2 zielt 
auf ein völlig neues Satelliten-Navigationssystem. 
Das Projekt soll unter anderem eine höhere Genauig- 
keit der Posititionsbestimmung, die Übertragung von 
Zusatzinformationen sowie die permante Empfangs- 
möglichkeit auch im Stadtbereich sicherstellen. Dazu 
sind zum einen verbesserte Signalstrukturen, zum 
anderen aber auch mehr Satelliten notwendig. Dis- 
kutiert wird die Verbindung des Positionierungs- 
systems mit den in den nächsten Jahren geplanten 
Systemen für eine vereinfachte Satellitenkommuni- 
kation. Allerdings wird sich die Einrichtung des Sy- 
stems vermutlich um mehrere Jahre verzögern, da 
seine Finanzierung strittig ist. 

Die technologischen Grundlagen für ein eigenstän- 
diges regionales europäisches Satellitennavigations- 
system (ENSS; European Navigation Satellite Sy- 
stem) für zivile Anwendungen, das mit dem amerika- 
nischen GPS und dem russischen System GLONASS 
kompatibel sein soll, werden derzeit von der Deut- 
schen Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DLR), der Daimler-Benz AG und der Daimler-Benz 
Aerospace AG (DASA) erarbeitet. Ein solches System 
soll aus zwölf Satelliten auf sogenannten inklinierten 
geosynchronen Bahnen bestehen, drei zusätzliche 
Satelliten sollen die Verfügbarkeit der Signale ver- 
bessern. Garantiert werden soll der jederzeitige 
Empfang von mindestens sechs Satelliten, die Posi- 


tionsbestimmungen auf fünf Meter genau ermög- 
lichen. Das Konzept zielt vor allem auf eine Verbesse- 
rung der Genauigkeit und Verfügbarkeit von Posi- 
tionssignalen für Anwendungen in der Luftfahrt ab, 
soll aber auch für Anwender im bodengebundenen 
Verkehr Verbesserungen bringen. Bis zur Einsatz- 
reife soll das System rund 2,1 Mrd. DM kosten. Lang- 
fristig wird ein System angestrebt, daß zugleich mit 
anderen Kommunikations- und Informationsdiensten 
kombiniert werden kann. 


2.2 Datenübermittlung 

Für die Übermittlung von Daten stehen grundsätzlich 
zwei verschiedene Wege zur Verfügung: Festnetze 
und Mobilkommunikation. An dieser Stelle nicht 
weiter dargestellt werden soll die Übertragung in 
Festnetzen. Die Signalübertragung zwischen Detek- 
toren, Streckenstationen, Rechnerzentralen und An- 
zeigeeinheiten kann über ein geeignetes Kabel, z.B. 
ein Telefonkabel, geschehen. Die Straßenbauverwal- 
tungen verfügen zudem über eigene Kabelnetze. 

Techniken zur Mobilkommunikation sind unabding- 
bare Voraussetzung für die Übertragung von Infor- 
mationen zwischen Fahrzeugen untereinander bzw. 
zwischen Fahrzeugen und ortsfesten Einrichtungen. 
Der Begriff Mobilkommunikation umfaßt verschie- 
denartige technische Ausprägungen, denen die Ei- 
genschaft gemeinsam ist, den Austausch von Infor- 
mationen (d.h. Sprache und/oder Daten) zwischen 
Geräten bzw. Personen zu ermöglichen, wobei min- 
destens ein Partner nicht ortsgebunden ist. 

Grundsätzlich lassen sich Kommunikationstechniken 
unterscheiden in solche, die nur für die Einwegkom- 
munikation (in der Regel von einer externen Quelle 
zum Fahrzeug) geeignet sind, und solche, mit denen 
eine Zweiwegkommunikation, also ein echter Infor- 
mationsaustausch zwischen Einrichtungen möglich 
ist (im Verkehrsbereich bei den meisten heute disku- 
tierten Konzepten zwischen fahrzeugseitigen und in- 
frastrukturseitigen Einrichtungen, denkbar ist aber 
auch die Kommunikation zwischen fahrzeugbasier- 
ten Systemen mehrerer Fahrzeuge). Zu den Syste- 
men der Ein Wegkommunikation zählen beispiels- 
weise der konventionelle Verkehrsfunk, RDS-TMC, 
DAB und GPS, für die Zweiwegkommunikation ge- 
eignet sind unter anderem Bakensysteme (Infrarot, 
Mikrowelle) oder Zellularfunk (Mobilfunk, GSM). 

Ebenfalls von großer Bedeutung sind die unter- 
schiedlichen Übertragungsraten der verschiedenen 
Systeme. Der geringen Datenrate im Fall der unidi- 
rektionalen Rundfunkübertragung steht eine hohe 
Datenrate bei Nahbereichskommunikations-Einrich- 
tungen mit Mikrowelle oder Infrarotbaken gegen- 
über (Kühne/Langbein-Euchner 1996). 

Als Systeme der Nahbereichskommunikation stehen 
heute Bakentechniken (Infrarot/Mikrowelle) sowie 
Induktionsschleifen zur Verfügung. Letztere sollen - 
da sie keine nennenswerte Bedeutung erlangt zu 
haben - hier nicht weiter behandelt werden. 

Eine elektronische Bake ist ein Sender/Empfänger 
kleiner Reichweite, der mit einem Fahrzeug, das über 
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Tabelle IV-1.1 

Verfahren für die Kommunikation 
Fahrzeug-Infrastruktur 



lokal 

regional 

national 

supra- 

national 

konventioneller 
Verkehrsfunk 
(ARI) 


• 

o 


RDS-TMC .... 

o 

• 

o 

o 

D AB /Digital 
Radio 

o 

# 

o 

o 

Baken (Infrarot) 

■ 




Baken 

(Mikro welle) . . 
Zellularfunk . . . 

■ 

■ 

□ 

□ 

Satellitenkom- 
munikation . . . 

□ 

□ 

■ 

■ 


Zeichenerklärung: 

# Für Einwegkommunikation gut geeignet; 

O Einsatz für Einwegkommunikation möglich; 

■ Für Zweiwegkommunikation gut geeignet; 

□ Einsatz für Zweiwegkommunikation möglich. 

eine entsprechende Ausrüstung verfügt, definierte 
Signale bidirektional austauschen kann. Es werden 
ständig sendende (Transmitter-) und nur auf Abfrage 
vom Fahrzeug reagierende (Transponder-)Baken un- 
terschieden. Für die Nahbereichskommunikation 
(mit Entfernungen von in der Regel weniger als 
10 m) werden sehr kleine, nicht überlappende Ge- 
biete von einer Bake versorgt. Diese Baken können 
am Straßenrand aufgestellt oder an Signalbrücken 
über der Fahrbahn montiert werden. Als Übertra- 
gungsmedien finden Mikrowellen (va. im 5,8-GHz- 
Band, aber auch in anderen Frequenzbereichen) so- 
wie Infrarot (bei Wellenlängen zwischen 850 und 
900 nm) Anwendung. 

Bakensysteme ermöglichen durch die sehr kleinen 
Kommunikationszonen einen echtzeitfähigen, punkt- 
genauen Kommunikationsdienst zwischen Fahr- 
zeugen und Infrastruktur, mit dem sich eine Korre- 
lation zwischen Kommunikation, Fahrzeugdetektion 
und Positionsbestimmung hersteilen läßt. Dabei ist 
zur genauen Positionsbestimmung keine zusätzliche 
Ausrüstung erforderlich. Allerdings erfordern die 
kleinen Kommunikationszonen sowie die hohen er- 
laubten Geschwindigkeiten der Fahrzeuge eine 
im Vergleich zu anderen Kommunikationstechniken 
deuthch höhere Datenübertragungsrate. . 

Bakennetze werden primär für die Übertragung bzw. 
den Austausch von punkt- und flächenbezogenen 
Daten verwendet. Beim ÖPNV senden die Fahrzeuge 
Datentelegramme zur Fahrzeugidentifikation an die 
Ortsbaken, die an den Haltestellen angebracht sind, 
oder fordern direkt von den Lichtsignalanlagen 
(LSA) Grünphasen an bzw. werden von den LSA- 
Baken erfaßt, um die Grünphase einzuleiten. Stra- 
tegische Punkte für die Positionierung von Baken 
können weiterhin Ein- oder Ausfahrten von Park- 
häusern, Straßenkreuzungen, Mautstellen u. ä. sein. 


Für eine Fahrzeug-Positionsbestimmung können 
Baken eine codierte Positionsmeldung des Baken- 
standortes senden, die im Fahrzeug-Navigationsrech- 
ner als genau definierter Ist-Wert übernommen wird. 

Baken können auch dazu verwendet werden, die 
zwischen Fahrzeugen und Zentrale auszutauschen- 
den Daten zu sammeln, zwischenzuspeichem und 
vor Weitergabe vorzuverarbeiten (sog. „intelligente" 
Baken). Auf diese Weise lassen sich die Daten- 
mengen reduzieren, um dadurch Übertragungskapa- 
zität einzusparen. Die Sender/Empfänger für Kurz- 
strecken-Bakenkommunikation (< 100 m) sind er- 
heblich einfacher und preiswerter als Übertragungs- 
einrichtungen für große Entfernungen. 

Für die großräumige Kommunikation stehen mehrere 
technische Lösungen zur Verfügung. 

Die Übertragung von Verkehrsmeldungen über den 
öffentlichen Rundfunk ist heute weit verbreitet. Der 
Rundfunk stellt derzeit für die Verkehrsinformation 
die kostengünstigste Lösung dar, allerdings läßt sich 
über ihn nur eine Einweg kommunikation realisieren. 
Bislang werden Verkehrsmeldungen als gesprochene 
Nachrichten im Rundfunkprogramm verbreitet, 
dabei werden die laufenden Rundfunksendungen 
u. U. unterbrochen. Mittels des Systems ARI/ARIAM 
(Autofahrer- Rundfunk -Information), das vom UKW- 
Hörfunk in den deutschsprachigen Ländern seit 
mehr als 20 Jahren genutzt wird, werden die Ver- 
kehrsmeldungen elektronisch gekennzeichnet und 
können so - beispielsweise bei Nutzung des Kasset- 
tenteils oder bei stummgeschaltetem Radio - mit Vor- 
rang wie der ge geben werden. Auch die Kennzeich- 
nung von Verkehrsinformationen für eine Speiche- 
rung in einem digitalen Sprachspeicher, aus dem 
diese bei Bedarf abgerufen werden können, läßt sich 
dadurch realisieren. 

Dieses Verfahren stößt heute an seine Grenzen, häu- 
fig werden seine mangelnde Aktualität und Effekti- 
vität beklagt. Nach Aussagen der Schweizer Auto- 
mobilverbände sind etwa 30% aller Verkehrsfunk- 
meldungen irrelevant, da sie fehlerhaft oder bereits 
bei Ausstrahlung überholt sind (Kunz 1996). Mit dem 
Verkehrsdienst „Radio Data System/Traffic Message 
Channel" (RDS/TMC) soll wenigstens ein Teil dieser 
Probleme behoben werden, indem die im Rundfunk- 
verkehrsstudio eingehenden Informationen sofort 
und ohne Unterbrechung des laufenden Programms 
fortlaufend gesendet werden. RDS/TMC ist ein Ser- 
vice innerhalb des 1987 von den europäischen Rund- 
funkanstalten eingeführten einheitlichen Radio Data 
System (RDS). Hier werden zusätzlich zum analogen 
UKW- Hörfunkprogramm unhörbar digitale Codes 
für vielfältige Servicefunktionen wie Senderkennzei- 
chen, Programmkennzeichen, alternative Frequen- 
zen u.a. übertragen. Dieses System ist auch vorbe- 
reitet für eine Servicefunktion TMC (Traffic Message 
Channel), die der Ausstrahlung digitalisierter Ver- 
kehrsinformationen dient. Die Verkehrsdaten wer- 
den nach dem europaweit abgestimmten ALERT-C- 
und ALERT-C -Plus-Protokoll codiert, so daß sie zwi- 
schen den Meldestellen und den Rundfunkanstalten 
grenzüberschreitend über eine standardisierte Da- 
tenfernübertragung übertragen werden können. 
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Innerhalb von TMC lassen sich kontinuierlich bis zu 
60 codierte Verkehrsmeldungen pro Minute aus- 
strahlen. Nach einem „Catalog of Events" werden 
alle Meldungen auf etwa 800 Codeworte zurück- 
geführt, mit denen etwa 2000 sinnvolle Verbindun- 
gen zur Beschreibung des Verkehrs gebildet und 
standardisiert wurden. Zudem werden die Straßen- 
abschnitte und die Fahrtrichtung, für die die Mel- 
dung gilt (die sogenannten Location Codes), angege- 
ben. Einschließlich weiterer Informationen (Codie- 
rung der Ländernamen Europas, Steuerung des Ab- 
laufs) erreicht jede Meldung eine Gesamtlänge von 
37 bit. Regionale Verkehrsleitzentralen senden die 
codierten Meldungen an die Verkehrsfunksender. 
Die Sendeanstalten verbreiten dann diese Meldun- 
gen permanent über den TMC-Kanal. 

Im Empfänger wird die Information gespeichert und 
den Codeworten wieder der Langtext der ursprüng- 
lichen Verkehrsmeldung zugeordnet. Ein Sprach- 
prozessor erzeugt den Wortlaut der Meldung, die 
dann über Lautsprecher wiedergegeben wird. Die 
Meldungen können jederzeit und in verschiedenen 
Sprachen abgerufen werden. Dies heißt insbesonde- 
re auch, daß Verkehrsteilnehmern im europäischen 
Ausland Verkehrsmeldungen in ihrer Landessprache 
zur Verfügung gestellt werden. Dem mit RDS/TMC- 
Decodem ausgerüsteten Verkehrsteilnehmer können 
auf Wunsch - mittels im TMC-Kanal vorgesehener 
Kodierungsverfahren und Selektion im Fahrzeugem- 
pfänger - ausschließlich solche Meldungen hörbar 
gemacht werden, die für ihn (orts-, zeit- und inhalts- 
bezogen) relevant sind („RDS/TMC-Filter"). Da die 
Location Codes im wesentlichen auf Autobahnen 
und Bundesstraßen beschränkt sind, ist eine Weiter- 
gabe von Staumeldungen für andere Streckennetze 
über RDS-TMC gegenwärtig jedoch nicht möglich. 
Auch die Übertragung von nicht codierten oder aus 
den Codeworten sinnvoll zusammensetzbaren Frei- 
textmeldungen, beispielsweise die Information über 
außergewöhnliche Ereignisse und diesbezügliche 
Warnungen, ist nicht realisierbar. Dies bedeutet eine 
partielle Einschränkung der Funktionalität und Flexi- 
bihtät gegenüber dem Sprach-Rundfunk. 

Die digitalen Verkehrsinformationen können in wei- 
tere bordeigene Instrumente, beispielsweise Navi- 
gationssysteme oder Bordrechner, eingespeist und 
dort über Bildschirm ausgegeben oder zur Berech- 
nung einer verkehrsangepaßten Routenempfehlung 
weiterverarbeitet werden. Neben den On-board- 
Systemen sollen auch mobile Einheiten, wie Laptops 
oder Pocket-Terminals, zur Verkehrsinformation ge- 
nutzt werden können. Die Machbarkeit und der 
Nutzen eines solchen Verkehrsinformationssystems 
wurden europaweit in mehreren umfangreichen 
Feldversuchen untersucht. 

In Zukunft soll der analoge UKW-Hörfunk durch den 
weit weniger störanfälligen und bessere Tonqualität 
gestattenden digitalen Hörfunk (DAB - Digital Audio 
Broadcasting; seit kurzem auch als Digital Radio be- 
zeichnet) ergänzt werden. DAB erlaubt aufgrund sei- 
nes transparenten Datenstroms neben dem Empfang 
von Hörfunk - dem ursprünglichen Entwicklungsziel 
- auch die Übertragung von Texten, Daten und (be- 
wegten) Bildern. Zusatzdiensten sind wegen der ge- 


genüber UKW-basierten Diensten deutlich höheren 
Datenübertragungsrate im DAB von 1,7 Mbit/s er- 
heblich erweiterte Möglichkeiten eröffnet. So kann 
ein dem RDS-TMC analoger Dienst auch hier rea- 
lisiert werden, zusätzlich ist die Ausstrahlung von 
grafischen Verkehrsinformationen (z.B. von Straßen- 
karten unterschiedlicher Auflösung mit Stau-, Bau- 
stellen-, Park- oder P-i-R-Informationen) möglich. 

Datendienste werden bei DAB nach dem Nutzinhalt 
der Information unterschieden. Es gibt prinzipiell 
drei Arten von Datendiensten: Programmbegleitende 
Dienste (PAD - Programme Associated Data), pro- 
grammunabhängige Datenrundfunkdienste (Non- 
PAD) und Zusatzdienste für geschlossene Benutzer- 
gruppen (CA - Conditional Access). Programmbe- 
gleitende Dienste (PAD) sind Informationen, die in 
direktem Zusammenhang zum ausgestrahlten Au- 
dioprogramm stehen und in der Regel im Verant- 
wortungsbereich des entsprechenden Rundfunk- 
anbieters liegen, wie zum Beispiel die bekannten 
Dienste aus dem Radio-Daten-System RDS. Daneben 
sind zahlreiche weitere Dienste denkbar, etwa Stand- 
bilder oder Schlagzeilen zu den Hörfunknachrichten. 
Unter den Begriff Datenrundfunk fallen all die Dien- 
ste, die zwar auch an die Allgemeinheit gerichtet 
sind, jedoch in keinem direkten Zusammenhang 
zum Audioprogramm stehen und auch von Dienste- 
anbietem außerhalb des Rundfunkbereichs geliefert 
werden können. Hierzu zählen beispielsweise Nach- 
richten- und Informationsdienste wie touristische 
oder Verkehrsinformationen. Zusatzdienste bei DAB 
richten sich an bestimmte Benutzerkreise oder kön- 
nen sogar individuell an einzelne Empfänger adres- 
siert werden. 

Damit die unterschiedlichen Empfängertypen in 
DAB alle Arten von programmbegleitenden wie pro- 
grammunabhängige Datendienste verarbeiten oder 
wenigstens erkennen können, wurde als einheit- 
licher Standard für die Datenübertragung das soge- 
nannte Multimedia Object Transfer Protocol (MOT) 
entwickelt. Damit werden Datenformate unterstützt, 
die auch in anderen multimedialen Systemen (On- 
line-Dienste, Internet, CD-ROM) Anwendung fin- 
den. 

Bei DAB können nicht mehr Frequenzen an einzelne 
Anbieter lizensiert werden, vielmehr erhält jeder An- 
bieter eine entsprechende Datenrate im Multiplex 
zugewiesen. Die Medienpolitik muß nun für diese 
veränderten technischen Rahmenbedingungen ent- 
sprechende rechtliche Regelungen zu finden. Zu klä- 
ren ist insbesondere, wer die Aufteilung des Multi- 
plex nach welchen Regeln vornehmen darf. 

Seit einigen Jahren werden in elf Bundesländern 
DAB-Pilotprojekte durchgeführt. Etwa 120 Radiopro- 
gramme können - wenngleich nicht flächendeckend - 
gegenwärtig empfangen werden. Allerdings wurde 
DAB bislang nicht in den Regelbetrieb überführt, 
auch sind derzeit kaum Empfangsgeräte auf dem 
Markt. Offen ist, welchen Verbreitungsgrad DAB ins- 
besondere für den Hörfunkbereich in absehbarer Zeit 
finden wird. Vor allem für die Programmanbieter ist 
mit der DAB -Einführung ein deutlicher Mehrauf- 
wand verbunden, da DAB für lange Zeit parallel zur 
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bestehenden UKW-Infrastruktur zu betreiben wäre. 
Zwar fließen den öffenthch-rechtUchen Anstalten mit 
der Erhöhung der Rundfunkgebühren Anfang 1997 
auch Beträge für die Einführung von DAB zu, private 
Anbieter müssen den Mehraufwand jedoch selber 
aus Werbeeinnahmen erwirtschaften, ohne eine 
Möglichkeit zur Einnahmeerhöhung erkennen zu 
können. Zudem ist fraghch, ob alleine der Gewinn 
bei der Qualität der Hörfunkübertragung durch DAB 
Kaufentscheidungen beim Konsumenten auslösen 
wird. Datendienste mit grafischer Ausgabe dürften 
aus Gründen der Verkehrssicherheit wohl nur bei 
stehendem Fahrzeug bzw. durch die Beifahrer ge- 
nutzt werden, ausreichende sinnvolle und attraktive 
Inhalte sind derzeit nicht erkennbar. 

Aufbauend auf DAB wurde auch die Übertragung 
von bewegten Bilden in fahrende Fahrzeuge reali- 
siert. Im Januar 1996 haben die Deutsche Telekom 
AG und Bosch-Blaupunkt ein entsprechendes Ver- 
fahren vorgestellt. Technisch ist es damit möghch, in 
einem DAB-Frequenzblock ein Fernsehprogramm 
mindestens in VHS-Quahtät zu übertragen. Da ein 
solches Gesamtsystem neben Fernsehprogrammen 
auch Sprache, Musik, Standbilder und Daten über- 
tragen kann, wird es auch als Digital Multimedia 
Broadcasting (DMB) bezeichnet. Einsatzmöghchkei- 
ten werden u. a. in der Übertragung von Fernsehsen- 
dungen in Fahrzeuge des öffentlichen Nahverkehrs 
oder in Reisezüge, Reisebusse oder andere Verkehrs- 
mittel gesehen, auch der Fernsehempfang auf den 
Fondsitzen eines Pkw wird genannt. Daneben könn- 
ten per Sprach- und/oder Bildausgabe auch Ver- 
kehrsinformationen, beispielsweise zur Straßenver- 
kehrssituation, ÖPNV-Angebote und Hinweise auf 
Parkmöghchkeiten, empfangen werden. 

Für die Zweiwegkommunikation zwischen Fahr- 
zeugen und ortsfesten Zentralen sowie für einige zu- 
künftige Apphkationen auch zwischen zwei oder 
mehreren Fahrzeugen kommen als Übertragungs- 
medium Funkstrecken unterschiedhchen Typs in 
Frage, die Techniken der Mobilkommunikation nut- 
zen. 

In grober Einteilung lassen sich erdgestützte (terre- 
strische) und satellitengestützte Lösungen unter- 
scheiden. In beiden Kategorien werden schon exi- 
stierende Systeme ständig weiterentwickelt, neue 
Lösungen befinden sich in verschiedenen Stadien 
der Konzeption, Entwicklung und Erprobung. Für 
die Bedürfnisse eines zukünftigen umfassenden 
Diensteangebots in der Verkehrstelematik muß letzt- 
hch eine Kommunikationsinfrastruktur geschaffen 
werden, die sich aus mehreren Elementen evolutio- 
när zu einem leistungsfähigen, offenen Verbundnetz 
entwickelt, das einen umfassenden Daten- und Infor- 
mationsaustausch zwischen den verschiedenen Ver- 
kehrssystemen und den unterschiedhchen Übertra- 
gungstechniken unterstützt. Diese Entwicklung wird 
sich weitestgehend in einem zunehmend hberah- 
sierten Markt von Kommunikationsdienstleistungen 
voUziehen. 

Terrestrische Mobilkommunikation baut auf meh- 
reren technisch voneinander verschiedenen Infra- 
strukturen auf. Während bis Anfang der neunziger 


Jahre analoge Netze dominierten, setzen sich in 
jüngster Zeit mit weltweit mehreren Standards und 
unterschiedhchen genutzten Frequenzbereichen die 
digitalen Kommunikationssysteme durch. Wenn- 
gleich in Deutschland mit dem C-Netz ein leistungs- 
starkes analoges Netz, das auch Datenübertragung 
gestattet, noch für längere Zeit zur Verfügung stehen 
wird, sollen hier nur die neuen digitalen Netze be- 
trachtet werden. 

Die Anfang der 80er Jahre begonnenen Arbeiten zur 
Definition und Standardisierung eines pan-europäi- 
schen digitalen Funktelefonnetzes (GSM-Netz) 
wurden 1987 abgeschlossen mit der Unterzeichnung 
eines Regierungsabkommens von 14 europäischen 
Staaten. GSM (eigentlich von Groupe Special 
Mobile, heute häufiger als Global System for Mobile 
Communications bezeichnet) ist der erste interna- 
tionale digitale Mobilfunkstandard. Er erlaubt eine 
europaweite digitale Kommunikation mit mobilen 
Endgeräten. In nahezu ahen europäischen Ländern 
wird er, meist von mehreren Betreibern, angewandt. 
Ende 1997 waren 233 GSM-Netze in 105 Ländern mit 
66 Mio. Teilnehmern in Betrieb. GSM ist damit de 
facto zu einem weltweit akzeptierten Standard ge- 
worden. Das europäische System hat einen beträcht- 
hchen Vorsprung gegenüber den USA und Japan. 

Der zelluläre Mobilfunk nach dem GSM-Standard 
nutzt (in Europa) zwei Frequenzbereiche: GSM im 
900-MHz-Band (GSM 900) ist derzeit am weitesten 
verbreitet, in Deutschland ist er als Dl- und D2- 
Mobiifunk eingeführt. GSM 900 erlaubt die digitale 
Sprach- und Datenübertragung, er ist geeignet für 
fahrzeugbasierte und tragbare Endgeräte. Eine 
weitere Verkleinerung der Endgeräte gestattet DCS 
1800 (seit kurzem auch als GSM 1800 bezeichnet). Es 
nutzt ebenfalls den GSM-Standard, arbeitet aber im 
1800-MHz-Band. Auch hier ist digitale Sprach- und 
Datenübertragung möghch. ln Deutschland wird der 
E-Plus-Mobilfunk im DCS-1800-Standard betrieben. 

Derzeit wird die GSM -Kommunikationsinfrastruktur 
europaweit erheblich ausgebaut, so daß sich in Euro- 
pa zahlreiche GSM-Netze bereits in voUem Betrieb 
befinden. Begünstigt durch die Deregulierung und 
Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes in 
maßgebenden europäischen Ländern, die mehrere 
Betreiber in einem Land zulassen, und den davon 
ausgehenden Wettbewerbsdruck sind eine beschleu- 
nigte technologische Entwicklung, Vielfalt und Fle- 
xibihtät der angebotenen Dienste sowie sinkende 
Preise zu beobachten. Drei digitale Netze in Deutsch- 
land sind weitgehend ausgebaut, etwa 17500 
Basisstationen (einschließhch derer für das analoge 
C-Netz) wurden instaUiert. Die Teilnehmerzahlen in 
den deutschen digitalen Netzen betrugen Ende 1997 
etwa 6,8 Mio. in den beiden D-Netzen und 1 Mio. 
bei E-Plus. 

Die mit der GSM-Technologie neu eingeführten 
Dienste umfassen in erster Linie Sprechtelefonie, 
Facsimile und Kurznachrichten-Rufdienst (paging), 
aber auch verschiedene Formen der Datenübertra- 
gung (leitungsvermittelt, paketvermittelt, asynchron, 
synchron) und Zusatzdienste wie Rufumleitung und 
geschlossene Benutzergruppe. Innerhalb des GSM- 
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Systems können - auch während eines Telefonats - 
zusätzlich Daten übertragen werden. Die Nutzung 
des SMS-(Short Message Service) -Übertragungs- 
kanals ermöglicht sowohl Punkt-zu-Punkt-Kommu- 
nikation von Teilnehmer zu Teilnehmer als auch 
„Cell Broadcast Mode", bei dem von einer Feststa- 
tion eine Nachricht gleichzeitig an alle in ihrem Ver- 
sorgungsbereich befindlichenTeilnehmer gesendet 
wird. In den GSM-Netzen erfolgt die Datenkommu- 
nikation bislang leitungsorientiert, d. h. eine physika- 
lische Verbindung zwischen Sender und Empfänger 
ist notwendig. Die Abrechnung erfolgt nach Zeittarif, 
Anwahl und Verbindungsaufbau sind erforderlich. 
Die Übertragungsgeschwindigkeit beträgt bis zu 
9,6 kbit/s. 

Im Verkehrsbereich kann das GSM-Netzwerk u. a. 
für fahrzeugautonome Navigationssysteme zur Kom- 
munikation mit einer Verkehrsleitzentrale genutzt 
werden. Ein entsprechendes Pilotprojekt wurde in 
Hessen im Rahmen des Projektes RHAPIT durchge- 
führt. 

Grundsätzlich könnten GSM-basierte Dienste auch 
zur Positionsbestimmung genutzt werden, allerdings 
liefert das System nur grobe Informationen über den 
Aufenthaltsort eines mobilen Teilnehmers. Gegen- 
wärtig läßt sich bestenfalls feststellen, aus welcher 
aktuellen Zelle gerade kommuniziert wird, was einer 
Positionierungsgenauigkeit von höchstens etwa 
100 m gleichkommt. Für genauere Positionsbestim- 
mungen sind zusätzliche technische Maßnahmen 
(z.B. die Kombination mit einem GPS-Empfänger) 
notwendig. In den USA laufen jedoch bereits Unter- 
suchungen für ein neues Mobilfunk-Ortungssystem, 
mit dem auch ohne GPS-Unterstützung bei Notfall- 
meldungen die aktuelle Position des Anrufenden 
festgestellt werden kann. 

Die Arbeiten am GSM-Standard werden fortgeführt; 
Bereits 1993 wurde vom Internationalen Verband der 
Eisenbahngesellschaften UIC (Union Internationale 
des Chemins de Fer) die Einführung eines neuen 
Funksystems beschlossen, das auf GSM basieren 
sollte: GSM-Railway (GSM-R). Anlaß dafür war, daß 
bei den europäischen Bahnen bislang schon auf 
nationaler Ebene die unterschiedlichsten Kommuni- 
kationssysteme existieren, die zudem international 
nicht kompatibel sind. Es wurde Interesse daran 
geäußert, durch die Vereinheitlichung der Zugfunk- 
systeme Interoperabilität herzustellen und Kosten zu 
reduzieren. 

Die Bahnen brauchen, anders als die „normalen" 
GSM-Teilnehmer, zusätzliche Funktionen: den Sam- 
melruf („einer an mehrere"), den Gruppenruf (die 
Verständigung im Wechselgespräch zwischen meh- 
reren Teünehmem), Umcodierung der Rufnummer 
(von der systeminternen Rufnummer zur Zugnum- 
mer), Prioritäten im System und einen schnellen Ge- 
sprächsaufbau. Zudem fordern sie zuverlässig hohe 
Übertragungsqualität auch bei höchsten Geschwin- 
digkeiten, einheitliche Sicherungs- und Übertra- 
gungsverfahren, eine schnelle Kurzdatenübertra- 
gung sowie die Möglichkeit der Integration der 
bahninternen Dienste mit und ohne Sicherheitsver- 
antwortung. Das System sollte sich als Basis für ein 


signaltechnisch sicheres Zugbeeinflussungssystem 
eignen und offen sein für zukünftige Dienste, bei- 
spielsweise die Paketdatenübertragung. 

Mit dieser Zielstellung begannen in Deutschland be- 
reits 1989 die Arbeiten zu einem Forschungsprojekt 
Diensteintegrierender Bahnmobilfunk (DIBMOF), 
die ab Anfang der neunziger Jahre mit den GSM-R- 
Arbeiten verbunden wurden. Bereits jetzt existiert 
eine erste nationale Teststrecke (Stuttgart-Mann- 
heim), die nötigen Frequenzen sind freigegeben und 
die weitere Einführung soll zügig vorangehen. Die 
europäischen Standardisierungsarbeiten zu GSM-R 
sollten Ende 1997 abgeschlossen werden. 

Die bahn- und betriebsfunkorientierten Neuentwick- 
lungen sollen zugleich in die ETSI- Spezifikation 
„GSM-Phase 2+‘‘ einfließen. Hierin sollen auch zahl- 
reiche weitere Features integriert werden, von denen 
einige u.a. dazu bestimmt sind, die Kommunika- 
tionsanforderungen von Telematikdiensten zu erfül- 
len. Zu diesen zählt vor allem GPRS (General Packet 
Radio Service), durch das paketorientierte Übertra- 
gung auch in den GSM-Netzen möglich gemacht 
werden soll. Damit könnte die zeitunkritische Über- 
tragung von Daten ressourcenschonend und damit 
preisgünstig realisiert und zugleich beschleunigt so- 
wie das Senden und Empfangen von Daten parallel 
zu einem Telefongespräch ermöglicht werden. Ob 
das Verfahren tatsächlich irgendwann in den Mobil- 
telefonnetzen eingeführt wird, ist aber derzeit noch 
offen. Es wären dann zusätzliche Investitionen in die 
Netze unabdingbar, zudem wird die Bündelung von 
mehreren Zeitschlitzen zur Datenübertragung bei 
einigen Betreibern skeptisch gesehen. Außerdem 
neu in GSM sind CAMEL (Customized Application 
for Mobile Enhanced Logic) und Intelligente Netze 
(IN), die durch kurzfristiges und flexibles Implemen- 
tieren neuer Dienste und deren netzübergreifende 
Nutzbarkeit zur Differenzierung der Netzbetreiber 
und Service Provider beitragen werden, sowie ASCI 
(Advanced Speech Call Items), die durch höherwer- 
tige Sprachdienste die Benutzung von GSM durch 
Einsatzkräfte sowie betriebsfunkähnliche Dienste 
fordernde Kunden gewährleisten können (Konhäuser 
1996). 

Zahlreiche weitere Systeme für die terrestrische Kom- 
munikation finden bei geschlossenen Benutzergrup- 
pen Anwendung. Weit verbreitet ist der analoge 
Betriebsfunk, Hierbei besitzt jeder Betreiber seine 
eigene Feststation und entsprechende Mobilstationen. 
Von Vorteil sind vor allem die kalkulierbaren, ver- 
gleichsweise geringen Kosten, Nachteile umfassen 
insbesondere fehlende Abhörsicherheit, fehlender 
Zugang zu Telefonnetzen und eine vergleichbar ge- 
ringe Reichweite. Einsatz finden diese Systeme bei- 
spielsweise im Öffentlichen Personennahverkehr oder 
im regionalen Auslieferungsverkehr bei Speditionen. 

Paket vermittelt übertragende Datenfunknetze ver- 
meiden einen entscheidenden Nachteil der Kommu- 
nikation über Mobiltelefon; Zwischen Absender und 
Empfänger einer Nachricht muß hier keine direkte 
Verbindung aufgebaut werden, die Daten werden in 
das Netz eingespeist, das sich um den Transport der 
Datenpakete „kümmert" und diese gegebenenfalls 
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zwischenspeichert. Die Anwahl erfolgt sehr schnell, 
auch werden die Funkkanäle besser ausgenutzt. So 
sollen im Normalfall 10 bis 30-mal soviel Abonnenten 
einen Funkkanal nutzen können wie bei der Lei- 
tungsvermittlung. Die Übertragungssicherheit ist 
höher, die Abrechnung erfolgt nach Volumentarif, 
d. h. in Abhängigkeit von der übertragenen Daten- 
menge. Darum empfiehlt sich Datenfunk besonders 
bei häufigen kurzen Anfragen. Typische Anwendun- 
gen umfassen die Steuerung von Fahrzeugflotten, 
die Überwachung von Betriebszuständen (z. B. Druck 
oder Temperatur bei Gefahrguttransporten) und An- 
lagen, die Koordination von Außendienstmitarbeitem 
und technischen Wartungsdiensten oder die effizi- 
ente Vertriebsunterstützung, indem etwa technische 
Informationen oder Lagerbestände unmittelbar ab- 
rufbar sind oder auch Bestellungen sofort aufgege- 
ben werden können. Das Datenfunknetz MODA- 
COM wird in Deutschland durch die Deutsche Tele- 
kom angeboten, es verfügt über eine bundesweite 
Abdeckung. 

Bündelfunk ist eine Weiterentwicklung aus dem Be- 
triebsfunk. Beim Bündelfunk steht dem mobüen 
Nutzer primär zur Sprachkommunikation, aber auch 
für die Datenkommunikation, ein Bündel von Funk- 
kanälen zur Verfügung, mit dem alle Sprechstellen 
im Funknetz erreicht werden können. Bündelfunk 
eignet sich besonders für Unternehmen, die in erster 
Linie untemehmensintern innerhalb eines geschlos- 
senen Wirtschaftsraumes kommunizieren. Derzeit in 
Betrieb befindliche Systeme arbeiten noch durchweg 
auf analoger Basis. Bündelfunk bietet gegenüber 
dem klassischen Betriebsfunk eine deutlich höhere 
Reichweite (rund 100 Kilometer) sowie die Exklusi- 
vität der Funkkanäle, um die Abhörsicherheit zu er- 
höhen. Er ist zugleich häufig eine preiswerte Alter- 
native zu mobiltelefonbasierten Systemen. 

Der derzeit größte analoge Bündelfunk-Dienst ist 
CHEKKER von DeTeMobil. Neben Sprachkommuni- 
kation und Datenübertragung werden weitere Zu- 
satzdienste wie Gruppenruf, Konferenzruf und Ein- 
buchen in zusätzliche Gastnetze angeboten. Die 
transparente Übertragung von Digitaldaten ist mög- 
lich. Zu den Einsatzbereichen von Chekker gehört 
neben dem Regionalverkehr die Auslieferung in 
Wirtschaftsregionen. Mit Quickfunk, Terrafon, Regio- 
Kom u. a. ist eine Zahl weiterer Dienste privater Ge- 
sellschaften auf dem Markt, alle analogen Dienste 
zählen zusammen etwa 300 000 Teilnehmer. 

Die Einführung digitaler Bündelfunkdienste wird 
derzeit betrieben. Die Schöngener Vertragsstaaten 
bereiten ein solches System für ihre Sicherheits- 
dienste vor. Das Europäische Standardisierungs- 
institut für Telekommunikation ETSI hat den Stan- 
dard TETRA (Trans European Trunked Radio) 25 
definiert. Für die Nutzung bei den Sicherheitsdien- 
sten ist ein europaweites Netz im Frequenzbereich 
380-400 MHz vorgesehen, für offen zugängliche 
zivile Netze soll der Bereich 410-430 MHz Verwen- 
dung finden. Die Standardisierungsarbeiten sind in 
einigen Bereichen jedoch noch nicht abgeschlossen. 
Mögliche Nutzer für zivile TETRA-Dienste sind 
beispielsweise öffentliche Nahverkehrsunterneh- 
men. Falls TETRA europaweit umgesetzt würde. 


könnte es durch seine Roaming-Möglichkeiten auch 
für das Flottenmanagement bei Transportunterneh- 
men Anwendung finden. Allerdings liegen mit 
TETRA bislang weder fertig entwickelte Technik 
noch ausreichende praktische Erfahrungen vor. 

Ausgehend von einer 1988 erfolgten Ausschreibung 
der französischen Gendarmerie hat AEG/MATRA 
den Industriestandard Tetrapol entwickelt, dessen 
technische Möglichkeiten kaum geringer als die von 
TETRA sein dürften. Tetrapol hat seine Tauglichkeit 
bereits unter Beweis gestellt. Es wird inzwischen bei 
einer größeren Zahl von Kunden, darunter öffentliche 
wie auch private Organisationen und Unternehmen, 
eingesetzt. Zwar hat Tetrapol trotz heftiger Bemü- 
hungen noch nicht die Anerkennung als europäi- 
scher Standard bei ETSI bekommen, eine Zulassung 
widerspräche wohl auch der Grundidee eines ein- 
heitlichen Standards für ganz Europa. Dennoch 
haben sich in Deutschland mehrere Kunden, u. a. die 
Berliner Verkehrsbetriebe, BMW und der Frankfurter 
Flughafen, für Tetrapol entschieden. 

Seit 1996 arbeiten Experten an Konzepten für die 
dritte Generation des Mobilfunks. Mehr als 50 euro- 
päische Netzbetreiber und Ausrüster aus aller Welt 
haben sich im Forum UMTS (Universal Mobile Tele- 
communications System) zusammengeschlossen. In 
den Arbeitsgruppen Regulierung, Frequenzalloka- 
tion, Märkte und Technologie sollen die Grundlagen 
für ein neues System der mobilen Telekommunika- 
tion entworfen werden, das unter anderem über fol- 
gende Eigenschaften verfügen soll: Breitband- und 
Multimedia- Kapazität, Festnetzen vergleichbare 
Sprachqualität, terrestrische und satellitengestützte 
Netzzugänge innerhalb einer Systemfamilie, Reali- 
sierbarkeit paket- und leitungsvermittelter Dienste, 
flexible Bandbreite-auf-Abruf sowie eine einheitliche 
Systemplattform für Massendienste und geschlos- 
sene Nutzergruppen. Ein kommerzieller Einsatz ist 
etwa ab dem Jahr 2000 vorgesehen. 

Terrestrische Mobilkommunikationsnetze werden 
nicht in allen Ländern Einzug halten. Selbst in Län- 
dern mit einer hochentwickelten Telekommunika- 
tionsinfrastruktur werden „weiße Flecken“ bleiben, 
sei es, weil die geografischen Bedingungen ungün- 
stig sind oder weil das Nutzerpotential die Installa- 
tion von Stationen in manchen Gebieten aus wirt- 
schaftlichen Gründen als nicht gerechtfertigt erschei- 
nen läßt. Hier könnte satellitengestützte Mobilkom- 
munikation eine Alternative sein. 

Für die gegenwärtig funktionsbereiten - geostatio- 
nären - Systeme ist der technische Aufwand noch 
recht hoch. Als europäische Organisation bietet die 
EUTELSAT-Organisation neben stationären Punkt- 
zu-Punkt-Diensten auch Geschäftsdatenübermitt- 
lung und Telefondienste sowie den Mobilfunkdienst 
zwischen einer festen und mobilen Stationen (z.B. 
Fahrzeugen) an. Die internationale INMARS AT- 
Organisation betreibt seit 1982 ein weltumspannen- 
des Satellitensystem für den Kommunikationsbedarf 
der Hochseeschiffahrt, seit 1990 zusätzlich für die 
Zivilluftfahrt und neuerdings auch für Anwendungen 
im Landverkehr. Satelliten der inzwischen in Auftrag 
gegebenen 3. Generation werden gegenüber denen 
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der 2. Generation eine höhere Übertragungskapa- 
zität und ein erweitertes und flexibleres Leistungs- 
angebot für mobüe Dienste aufweisen. Als völlig 
neuen Dienst plant INMARSAT die Einführung eines 
weltweiten Mobiltelefon-Dienstes, bei dem die per- 
sönliche Kommunikation mit Nutzer-Handgeräten 
möglich sein soll. Das System, früher als INMARSAT P 
oder auch , Projekt 21' bezeichnet, wird jetzt unter dem 
Titel ICO geführt. Größter Investor ist INMARSAT, 
daneben sind Telekommunikationdienstleister und 
Endgerätehersteller aus 44 Ländern (darunter T-Mo- 
bil) beteiligt. Über ICO sollen auch Kommunikations- 
aufgaben zum Flottenmanagement abgewickelt wer- 
den können. 

Neben den herkömmüchen Kommunikationssatel- 
liten existieren derzeit noch zwei weitere - aller- 
dings nicht weltweit verfügbare - sateUitengestützte 
Systeme, die zwar primär für Zwecke der Kommuni- 
kation konzipiert wurden, jedoch neben dieser 
Hauptfunktion auch zur Positionsbestimmung ein- 
gesetzt werden können. Systeme dieses Typs werden 
in Abgrenzung zu GPS-basierten Systemen auch als 
'Radio Determination Satellite Services' (RDSS) be- 
zeichnet. Im ersten Fall werden geostationäre Satel- 
liten zur Kommunikation und Positionsbestimmung 
eingesetzt. Dieses Verfahren wird unter den Bezeich- 
nungen „Omni-Tracs" in Nordamerika bzw. „Eutel- 
Tracs" in Europa als kommerzielle Dienstleistung für 
überregional operierende Lkw-Flotten angeboten. 
Hierbei wird die Zweiweg-Datenkommunikation 
zwischen einer Mobileinheit und der Flottenmanage- 
mentzentrale eines Kunden ermöglicht. Das End- 
gerät im Fahrzeug besteht aus einer außen ange- 
brachten, nachführbaren Antenne sowie einer kom- 
binierten Einheit zur Kommunikation und Positions- 
bestimmung. Der OmniTracs-Dienst umfaßt stünd- 
liche Positionsmeldungen (Ortungsgenauigkeit etwa 
500 m) und 10 bis zu 1 900 Zeichen lange Nach- 
richten pro Tag, Auch durch eine Kombination von 
GPS oder GLONASS als Positionssensor mit der 
INMARSAT-Kommunikationskomponente ergibt sich 
ein ähnhches Einsatzfeld wie im Falle des Omni- 
Tracs/EutelTracs-Systems, wobei jedoch wegen der 
GPS-Nutzung die Positionierungsgenauigkeit we- 
sentüch höher ist und dadurch potentiell erweiterte 
Anwendungen möglich werden. 

Weltweit werden derzeit mehrere Projekte verfolgt, 
die die digitale Kommunikation über SatelÜten auf 
nicht-geostationären Bahnen mit vergleichsweise 
kleinen Sende- und Empfangsgeräten zulassen und 
die als Wettbewerber der terrestrischen Mobil- 
telefonnetze in Betracht kommen sollen. Sie sollen 
neben der Sprachübertragung auch Datenkom- 
munikation ermöghchen. Zahlreiche derartige Vor- 
schläge von industriellen Konsortien, zumeist unter 
Führung US-amerikanischer Firmen, sind derzeit be- 
kannt. Sie weisen z. T. erhebliche Unterschiede hin- 
sichthch ihrer technischen Konzeption und ihres 
Leistungsspektrums auf und befinden sich in unter- 
schiedlichen Reifestadien ihrer technischen und 
kommerziellen Entwicklung. Hauptmerkmale, die 
solche Systeme attraktiv erscheinen lassen, sind 
(Lutz 1994) kleine, preisgünstige Handgeräte (ver- 
gleichbar mit heutigen digitalen Mobilfunktelefonen) 
mit quasi omni-direktionaler Antenne und geringer 


Sendeleistung; niedrige Nutzungstarife; Zugriffs- 
möghchkeit von nahezu jedem Ort auf der Erde mit- 
tels eines universellen Systemstandards; hohe Zuver- 
lässigkeit, Verfügbarkeit und Qualität des Dienstes 
sowie hohe Kapazität und Flexibilität mit intelligen- 
tem Netzwerkmanagement. Als Dienste sind digitale 
Sprach- und Datenübertragung sowie Positionsbe- 
stimmung und Rufdienst (paging) vorgesehen. Über 
terrestrische Schnittstellen soUen öffentliche und 
private Telefon- oder Zellulametze zugänglich sein. 
Derartige Systeme sind hauptsächhch auf persön- 
liche Mobilkommunikation, in erster Linie digitale 
Telefondienste, hin konzipiert und optimiert. Sie bil- 
den insoweit eine Ergänzung von terrestrischen Zel- 
lulametzen, als sie auch solche Gebiete einfach und 
schnell bedienen können, in denen die Errichtung 
einer terrestrischen Infrastruktur für Mobilkommuni- 
kation offenkundig unwirtschaftlich wäre. Sie bilden 
aber gleichzeitig auch eine Weiterentwicklung und 
potentielle Konkurrenz zu den terrestrischen Mobil- 
funksystemen, als sie in der Lage wären, einen ein- 
heitlichen globalen Standard durchzusetzen. Die 
Entwickler haben allerdings insofern eine vorsichtige 
Wettbewerbsstrategie gewählt, als sie ihre Systeme 
kompatibel mit zellularen Mobilfunknetzen auszuge- 
stalten beabsichtigen und terrestrische Schnittstellen 
zu nationalen Festtelefonnetzen anbieten wollen. 

Probleme sowohl bei der Zuweisung von ausreichen- 
den Frequenzressourcen als auch Verzögerungen in 
den Regularien und Genehmigungsverfahren durch 
die zuständige Behörde in den USA (Federal Com- 
munications Commission FCC) haben sich als min- 
destens ebenso großes Hindernis für eine rasche Ein- 
führung der Systeme erwiesen wie der noch man- 
gelnde Reifegrad der Technologie. Aufgrund des 
globalen Charakters der Systeme sind sowohl die 
Souveränitätsrechte als auch die wirtschaftlichen In- 
teressen dritter Staaten berührt. Die bisherige Nicht- 
einbeziehung europäischer Zulassungsbehörden, 
beispielsweise nationaler Postverwaltungen, hat auf 
pohtischer Ebene zwischen EU und USA bereits zu 
Irritationen geführt. 


2.3 Datenaufbereitung 

An der Datenaufbereitung sind zahlreiche Stellen be- 
teiligt. Sie haben Steuerbefehle zu generieren oder 
Verkehrshinweise zu erarbeiten und zu übermitteln. 
Die beteihgten Institutionen müssen in zunehmen- 
dem Maße einen schnellen und zuverlässigen gegen- 
seitigen Datenaustausch gewährleisten. Technische 
Lösungen zur Kommunikation zwischen einer Leit- 
zentrale und den Fahrzeugflotten stehen bereits in 
vielfältiger Form zur Verfügung (Abb. IV-2.1), aller- 
dings ist der Stand des Infrasttrukturausbaus von un- 
terschiedlichem Niveau. 

Die an den Autobahnen oder Fernstraßen ermittelten 
Verkehrs- oder Umfelddaten werden entweder in 
einem Stationsrechner bzw. in einer Unterzentrale 
gespeichert oder sofort zur zentralen Verkehrsleit- 
zentrale übermittelt, wo sie weiterverarbeitet werden 
können. In den Leitzentralen werden zu Simulations- 
und Prognosezwecken oder zur Generierung von 
Steuerbefehlen die ermittelten Umwelt-, Fahrzeug- 
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Abbildung IV-2.1 

Leit- und Informationssysteme und deren Verbindung mit einer Verkehrsleitzentrale 


Systeme mit Einweg- 
Kommunikation 


V erkehrsdatenerfassung 


Systeme mit Zweiweg- 
Kommunikation 

Wechselverkehrszeichen, 

Wechselanzeigen 

Verkehrsfunk (AR1,AR1AM) 

Verkehrsfunk (RDS/TMC) 


Leitzentralen 

- Datenbanken 

- Datenhaltung 

- Verkehrsleitrechner 


Funksysteme 

Satellitensysteme 

bakengestützte Systeme 

(Infrarot, Mikrowelle) 

Positionssignale 

(z.B. GPS) 

TV-Text (Videotext) 

Informationssäulen 


- Hinweisgenerierung 

- Strategieentwicklung 

- Verkehrssimulation 

- Verkehrsprognosen 


Mobilfunk 

Datex- J und andere Daten- 
Dienste 

Mobilitätszentralen 


Systeme ohne Kommunikation zwischen Fahrzeug und Infrastruktur 

Fahrplanauskunft über Diskette oder CD-ROM 
elektronische Landkarten, Routefmder-Programme 
autarke Zielführungssysteme 

Bordgeräte zur Datenspeicherung (z.B. ÖPNV: Fahrgastzahlen) 

Quelle: Boltze 1996 


und Verkehrsdaten mit Unterstützung leistungs- 
fähiger Rechnersysteme ausgewertet. Zur Erfüllung 
der Steuerungs- und Überwachungsfunktionen steht 
mittlerweile eine umfassende Palette von Systemen 
zur Verfügung: Digitalisierte Landkarten, Verkehrs- 
datenerfassungseinrichtungen sowie Verkehrssimu- 
lationsprogramme. Die Ergebnisse bzw. Prognosen 
können anschließend in Form von Ganglinien gra- 
phisch dargestellt oder direkt als Steuerbefehle, die 
automatisch von einem Rechner generiert wurden, 
ausgegeben werden. Bisher kamen für die verschie- 
denen Verkehrsträger zumeist spezielle Steuermo- 
delle und Systemlösungen zum Einsatz. Diese waren 
auf die spezifischen Anforderungen im jeweiligen 
Verkehrssektor zugeschnitten, so daß in den meisten 
Fällen die vorhandenen Systemkonzepte nicht kom- 
patibel waren. Vorrangig im ÖPNV-Bereich wurden 
in den letzten Jahren Konzepte verwirklicht, die auf- 
bauend auf einem einheitlichen technischen Stan- 
dard und offenen Schnittstellen eine untemehmens- 
übergreifende Kommunikation bzw. einen allgemei- 
nen Datenaustausch ermöglichen. Zukünftig soUen 
die Daten sämtlicher Verkehrsträger in einen ge- 
meinsamen Datenverbund einfließen. Zur Zeit ste- 


hen hierzu vor allem Informationen aus Parkleitrech- 
nern, LSA-Rechnem sowie Verkehrsleitrechnern für 
die Verkehrsbeeinflussungsanlagen und die Nahver- 
kehrssteuerung zur Verfügung. 

Die Verkehrsleit- und Informationszentralen haben 
folgende Funktionen: 

- Datensammlung sämtlicher Erfassungsmodule 
und anschließende Datenanalyse (möglichst in 
Echtzeit); 

- Erstellung von Verkehrsprognosen; 

- Steuerung aller Datenausgabegeräte und Ver- 
kehrsbeeinflussungsanlagen (Schaltbefehle oder 
Leithinweise); 

- Speicherung der ermittelten Daten zur späteren 
Auswertung oder zu statistischen Zwecken; 

- multimodaler Datenaustausch und Zusammen- 
stellung von Schaltkombinationen mit anderen 
Leitzentralen (offene Schnittstellen); 

- Koordination überregionaler Verkehrsleit- und In- 
formationssysteme; 
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- Funktionsüberwachung bzw. Statusanzeige aller 
Funktions gruppen des Systems; 

- Auswertung von Fehlermeldungen; 

- behebige Software- und Hardwareausbaufähig- 
keit (Modulbauweise), dadurch Anpassung an sich 
ändernde Leitvorstellungen oder Parameter mög- 
lich. 

Geografische Informationen sind eine wichtige Vor- 
aussetzung für zahlreiche Telematik-Dienste. Wur- 
den diese in der Vergangenheit in Form von (meist) 
auf Papier gedruckten Karten gesammelt, auf- 
bewahrt und weitergegeben, so ermöglichte die 
Weiterentwicklung der Rechentechnik die Digita- 
lisierung von kartografischen und geografischen Da- 
ten, ihre Verknüpfung mit anderen ortsbezogenen 
Informationen sowie das Einbeziehen der Zeitdi- 
mension. Dies wird mittels sogenannter geografi- 
scher Informationssysteme (GIS) realisiert. Geografi- 
sche Informationen liegen in der Hauptsache bei 
staatlichen Stellen (Vermessungsämter, Kataster, 
Militär) vor. Für Anwendungen im Verkehrsbereich 
sind diese aber nicht ausreichend. Als statische 
Informationsquelle, beispielsweise als digitale Kar- 
ten in individuellen Zielführungssystemen, müssen 
sie um Verkehrsgebote und -verböte, Abbiegerege- 
lungen und bauliche Änderungen im Straßennetz 
ergänzt werden. Diese Daten müssen durch Bege- 
hung vor Ort erfaßt werden. Zudem veralten diese 
Daten relativ schnell, weshalb eine Aktualisierung 
in kurzen Intervallen notwendig wird. Anbieter digi- 
taler Karten müssen deshalb selbst für einen ständi- 
gen Update der Daten sorgen. Dazu sind eigene Er- 
hebungen, die Kooperation mit kommunalen und 
Landesämtern, die Informationen über Änderungen 
liefern, sowie die Zusammenarbeit mit Dritten zur 
Meldung von Veränderungen denkbar. Systeme, die 
auf zentral gehaltenen geografischen Informationen 
basieren, haben ein vergleichbares Aktuahsierungs- 
problem. Allerdings kann der Dienstleister, da er 
Veränderungen sofort in die Datenbasis integrieren 
kann, kurzfristig reagieren und dem Nutzer ständig 
auf dem neuesten Stand basierende Informationen 
und Empfehlungen zur Verfügung stellen. 

Seit Jahren wird an Systemen (sogenannten per- 
sönlichen digitalen Assistenten - PDA) gearbeitet, 
die die bisherigen für die Mobilkommunikation 
verfügbaren Komponenten (Sprachkommunikation, 
Fax, ...) mit aus stationären Computern bekannten 
Funktionen verknüpfen, um neue Dienste erweitern 
und in einem System integrieren. Sie sollen ein orts- 
unabhängiges Arbeitsmittel sein, mit dem man über 
direkten Zugriff auf alle wichtigen Informationen zu 
jeder Zeit an (beinahe) jedem Ort verfügt. Sie sollen 
konventionelle Mobilkommunikation genauso er- 
möghchen wie Voice- und E-Mail, automatischen 
Datenabgleich am Konferenztisch sowie Internet- 
Zugriff. Auf ihnen sollen Office-Programme und Soft- 
ware zur persönlichen Organisation lauffähig sein. 
Aufwendigere Geräte sollen über Handschriften-, 
Gesten- und Spracherkennung verfügen. Allerdings 
sind Geräte, die alle Forderungen optimal erfüllen, 
noch nicht kommerziell verfügbar. 


In enger Verbindung zu PDA-Systemen stehen die 
persönlichen Reiseassistenten (Personal Travel Assi- 
stant, Personal Traveller Assistant oder auch Personal 
Trip Assistant - PTA). Entweder lassen sich PTA- 
Funktionen in die PDA-Geräte integrieren, oder auf 
Basis von für PDA entwickelten Techniken werden 
„ abgespeckte ", alleine als Reiseassistenten konzi- 
pierte Systeme vermarktet. PTA sollen dem Nutzer 
unter anderem folgende Dienste bieten: 

- Abruf von aktuellen Informationen zur Verkehrs- 
situation sowie von aktuellen Fahrplaninforma- 
tionen, 

- autonorne Navigation und Zielführung, Darstel- 
lung von Kartenausschnitten, 

- persönliche Reiseplanung, 

- Präsentation einer individuellen Routenplanung 
inklusive eventuell nötiger Transportmittelwechsel, 

- Zugriff auf weltweite Flugpläne, Branchen- bzw. 
Adressenverzeichnisse und touristische Infor- 
mationen. 

PTA bergen das Potential, eine leichte und komfor- 
table Zielführung des Benutzers durchgängig vom 
Startpunkt zum endgültigen Ziel seines Weges zu 
realisieren. Wichtig dabei ist, daß sie dies unabhän- 
gig vom gewählten Verkehrsmittel gestatten und da- 
mit nicht das Problem der Verkehrsmittelbindung 
wie andere, insbesondere Pkw-basierte Systeme auf- 
weisen, die von ihrer Anlage her einem Wechsel des 
Verkehrsmittels eher ent gegen wirken. PTA verfolgen 
damit einen ganzheitlichen Ansatz zur Informations- 
verbesserung für die individuelle Mobihtät. Erste 
derartige Systeme wurden bereits erfolgreich gete- 
stet, beispielsweise im Rahmen eines größeren Veri- 
fikationsvorhabens während der olympischen Spiele 
in Atlanta im Sommer 1996. In Deutschland werden 
im Rahmen des Projektes MOTIV Arbeiten zum PTA 
gefördert, innerhalb des Projektes BAYERNINFO 
werden tragbare Mobihtätsplaner erprobt. 

Eine wesentliche Komponente für Verkehrstele- 
matik-Dienste ist die 1 niormationsdar Stellung . Ver- 
kehrs- und Umfelddaten sowie Leitempfehlungen 
können allen Verkehrsteünehmem kollektiv über 
Wechselverkehrszeichen übermittelt werden. Darge- 
stellt werden vor allem Geschwindigkeitsbeschrän- 
kungen (z.B. wegen erhöhter Verkehrsdichte oder 
ungünstiger Witterungseinflüsse), Stau- und Nebel- 
wamungen, Sperrungen, Baustellenhinweise sowie 
Unfall- und Gefahrenwarnungen. 

Elektronische Anzeigen für einfache Fahrzeugfunk- 
tionen, die in Multifunktionsanzeigen integriert sind, 
werden immer häufiger in heutigen Fahrzeugen ein- 
gesetzt. Zukünftig kommt noch die akustische oder 
visuelle Wiedergabe von Verkehrs- und Leitinfor- 
mationen sowie von Warnmeldungen hinzu. Diese 
Anwendungen stellen höhere Anforderungen an die 
Erkennbarkeit der Displays. Es muß gewährleistet 
sein, daß der Fahrer die Hinweistexte bzw. graphi- 
schen Darstellungen einwandfrei erkennen kann, zu- 
dem dürfen die Anzeigen den Fahrer nicht unnötig 
ablenken, um gefährliche Fahrsituationen zu vermei- 
den. Gegenwärtige Systeme nutzen für die Informa- 
tionsdarstellung in das Armaturenbrett integrierte 
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bzw. darauf aufgebaute Flüssigkristallanzeigen. Für 
die Zukunft wird auch die Nutzung sogenannter 
Head-Up-Displays (HUD) diskutiert, bei denen die 
Informationen virtuell in einer Entfernung von ca. 
2 Meter vor der Windschutzscheibe dargestellt wer- 
den. Diese Anzeigetechnologie bietet den Vorteü, 
daß der Fahrer aufgrund der geringen Blickabwen- 
dungszeiten seinen Bhck nicht vom Verkehrsgesche- 
hen abwenden muß. Zudem entfällt die ständige An- 
passung der Sehentfernung zwischen Fern- und 
Nahbereich. 

Für die Darstellung von Informationen zum Angebot 
des öffentlichen Verkehrs (ÖV) mittels Informations- 
säulen oder dynamischen Anzeigen bieten zahl- 
reiche Hersteller eine ganze Bandbreite unterschied- 
hchster Techniken an. Um dem Nutzer den Zugang 
zu den modernen Informationsmedien zu verein- 
fachen, wird bei der Entwicklung neuer Informa- 
tionssäulen darauf geachtet, daß eine einfache Be- 
dienbarkeit beispielsweise durch menügeführte Dia- 
log-Systeme und Touchscreen-Technik gewährleistet 
ist. Zudem bieten die dynamischen Anzeigen die 
Möglichkeit, mit kurzen Textinformationen oder 
Standardsymbolen für jeden erfaßbare Informationen 
zum Verkehrsangebot oder zur Ist-Situation im je- 
weüigen Verkehrsgebiet einzuholen. 

Weitere, hauptsächhch für häusliche Anwendungen 
geeignete Techniken sind die Weitergabe von ÖV- 
Informationen über einen an einem Netz (z.B. Inter- 
net) angeschlossenen PC, mittels dessen Hilfe sich 
Personen bereits vor Fahrtantritt mit Informationen 
zum aktuellen Verkehrsgeschehen versorgen kön- 
nen, oder die Wiedergabe über Videotext. Da die 
Übertragungskapazitäten im Videotext begrenzt sind 
und eine regional differenzierte Ausstrahlung umfas- 
sender Verkehrsinformationen nur eingeschränkt 
möghch ist, wurde eine Übertragung von Fahrplänen 
des ÖV mit diesem Wiedergabemedium bisher nicht 
realisiert. Die Aktuahtät und die Flächenabgrenzung 
der Videotext-Informationen zum Straßenverkehr 
könnten jedoch mit Hüfe der RDS/TMC -Meldungen 
deutlich verbessert werden. 


3. Telematiksysteme im Straßenverkehr 

Der Straßenverkehr ist in der Bundesrepublik 
Deutschland heute der Verkehrsträger mit dem größ- 
ten Anteü an der Verkehrsleistung sowohl im Güter- 
ais auch im Personenverkehr. Informations- und 
Kommunikationstechniken haben jedoch bis in die 
jüngste Zeit im Straßenverkehr eine wesentlich ge- 
ringere Rolle gespielt als bei den anderen Verkehrs- 
trägern. Dies ist primär systembedingt - Bahn- und 
Luftverkehr sind ohne luK-Techniken seit langem 
vöUig undenkbar. Erst mit der zunehmenden Be- 
lastung des Straßennetzes sowie der Verfügbarkeit 
leistungsfähiger, miniaturisierter und verhältnis- 
mäßig preisgünstiger Elektronikkomponenten halten 
luK-Techniken auch im Straßenverkehr Einzug. 

Verkehrsinformations- und -leitsysteme im motorisier- 
ten Individualverkehr (MIV) soUen zunächst die 
Verkehrsteilnehmer in die Lage versetzen, sich im 
Straßennetz besser zu orientieren und aufgrund der 


Kenntnis der aktuellen Verkehrslage auf Verkehrs- 
störungen rechtzeitig reagieren zu können. Unein- 
heitlich gebraucht werden in diesem Zusammenhang 
die Begriffe der Verkehrsinformation und der Ver- 
kehrsleitung. Während die reine Informationsbereit- 
steUung von einem Teü der Fachöffentlichkeit unter 
Verkehrsinformation subsumiert wird, untersteht der 
andere Teil dieser bereits eine verkehrsleitende 
Wirkung. Umgekehrt wird unter verkehrsleitenden 
Maßnahmen in der Hauptsache das Übermitteln von 
Empfehlungen (beispielsweise zur Routenwahl oder 
zum Wechsel des Verkehrsmittels), gelegentlich aber 
auch die Information über Verkehrsstörungen als 
„implizite Leitempfehlung'' (nämhch zumindest die- 
sen Weg nun gerade nicht zu benutzen) verstanden. 
Ein Einsatz von Verkehrsinformations- und -leitsyste- 
men zur Übermittlung etwa von punktuellen oder 
situationsabhängigen Ge- und Verboten würde die 
Systeme um eine direktiv verkehrslenkende Kompo- 
nente erweitern. 

Die vorgeschlagenen Konzepte für Verkehrsinfor- 
mations - und -leitsysteme lassen sich nach verschie- 
denen Merkmalen klassifizieren. Neben der eher 
technisch bestimmten Systematik nach dem Grad 
der Unterstützung durch straßenseitige oder zentrale 
Infrastrukturen sowie der Klassifikation nach dem 
Maß der Verbindlichkeit ist die Unterscheidung zwi- 
schen individuellen und kollektiven Systemen von 
Bedeutung. 


3.1 Kollektive Verkehrsinformations- 
und -leitsysteme 

Mittels kollektiver Verkehrsinformations- und -leit Sy- 
steme können alle auf einem bestimmten Strecken- 
abschnitt bzw. in einer Region befindhchen Ver- 
kehrsteilnehmer mit situationsabhängigen Infor- 
mationen und Empfehlungen versorgt, aber auch 
Ge- und Verbote sowie Weisungen übermittelt wer- 
den. Informationen beinhalten beispielsweise die ge- 
genwärtige Verkehrslage auf dem befahrenen Strek- 
kenabschnitt oder sicherheitsreievante Eigenschaf- 
ten der Straße (z.B. Nebel oder Glatteis). Es können 
Empfehlungen über möghche Ausweichstrecken ge- 
geben, aber auch eine situationsangepaßte Höchst- 
geschwindigkeit vorgegeben oder Sperrungen von 
Fahrstreifen oder Strecken mitgeteilt werden. 

Zu den kollektiven Systemen gehören u. a. der Ver- 
kehrsrundfunk, Wechselwegweiser, Stau-, Nebel- 
und Glatteiswamanlagen sowie Linienbeeinflus- 
sungsanlagen, die ein verkehrsabhängiges Ge- 
schwindigkeitsprofil vorgeben. Während die erstge- 
nannten die Verkehrsteünehmer lediglich informie- 
ren und auf verkehrliche Wirkungen durch deren 
rationales Verhalten setzen, wird bei Verkehrsbeein- 
flussungsanlagen u.a. auch mit Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen und Überholverboten, also Mitteln des 
Ordnungsrechtes, gearbeitet. An Bord des Fahrzeu- 
ges sind - neben dem in der Regel heute überall 
vorhandenen Radio - keine weiteren technischen 
Systeme vonnöten. Infrastrukturseitig sind Detek- 
toren, meteorologische Sensoren sowie Datenver- 
arbeitungs- und -Übertragungssysteme zu instal- 
lieren. 
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Kollektive Verkehrsinformations- und deitsysteme, 
die zu einer Verflüssigung des Verkehrs durch Vor- 
gabe von situationsabhängigen Geschwindigkeits- 
profilen sowie zu einer Verbesserung der räumlichen 
Auslastung und damit zu einer effizienteren Nutzung 
der Infrastrukturkapazitäten beitragen, befinden sich 
heute bereits in der Anwendung. 

Das gegenwärtig wohl wichtigste kollektive Ver- 
kehrsinformationssystem, mit dem auch aktuelle In- 
formationen übertragen werden können, ist der öf- 
fentliche Rundfunk. Allerdings weist dieser einige 
Schwächen auf. Darum sollen mit Einführung des 
digitalen Verkehrsfunks {RDS/TMC) für den ein- 
zelnen Verkehrsteilnehmer die Aktualität und die 
grenzüberschreitende Verfügbarkeit von orts-, ver- 
kehrszonen- sowie streckenbezogenen Verkehrs- 
rundfunkinformationen gesteigert werden. Zur bes- 
seren Zusammenarbeit zwischen den Rundfunk- 
anstalten, Landesmeldestellen, Poüzeidienststellen 
und den örtlichen Erfassungsstellen bzw. Verkehrs- 
rechnerzentralen werden Meldeketten aufgebaut, 
die mit nur geringfügigen Verzögerungen regional 
differenzierte Verkehrsmeldungen zur Übertragung 
in den Rundfunkanstalten bereitstellen. Die zuneh- 
mende Verwendung automatischer Detektionsein- 
richtungen zur Erfassung aktueller Verkehrssitua- 
tionen und von Witterungseinflüssen gewährleistet, 
daß die Zahl der registrierten Verkehrsstörungen 
und somit die Genauigkeit der Verkehrsmeldungen 
zunimmt. 

RDS/TMC ist in verschiedenen Feldversuchen er- 
probt worden, nicht zuletzt auch in Nordrhein- West- 
falen im Rahmen des Feldversuches BEVEI (BEssere 
VErkehrsInformation). Dieser hat gezeigt, daß die 
automatisch erfaßten Störungen rund 15 Minuten 
und die manuell erfaßten Poüzeimeldungen rund 
30 Minuten früher als mit den bisherigen Möglich- 
keiten des Verkehrswarndienstes zur Verfügung ste- 
hen. Von der Eingabe im Rechner der Landesmelde- 
stelle bis zur Ausgabe im Fahrzeug wurde eine Zeit- 
spanne von 30 Sekunden benötigt (Heusch/Boesfeld 

1994) . Beim Feldversuch Munich COMFORT haben 
70% der Versuchsteilnehmer die über RDS/TMC 
generierten Verkehrsmeldungen positiv bewertet 
(Obert 1996). Ferner konnte in der Regel die Zeit- 
verzögerung zwischen Erfassung und Sendung 
der Verkehrsstörungen von elf Minuten auf zwei 
Minuten verkürzt werden. 

Mit Hilfe von Simulationsszenarien und einem Ver- 
kehrsflußmodell wurden an der RWTH Aachen Ein- 
flußmöglichkeiten von TMC auf das Verkehrsgesche- 
hen untersucht. In drei Szenarien wurden unter- 
schiedliche TMC- und Verkehrsfunk-Nutzungsgrade 
bis hin zum vollständigen Ersatz der analogen durch 
die digitalen Verkehrsnachrichten angenommen. Es 
ergaben sich deutliche Verbesserungen des Ver- 
kehrsgeschehens, auch für die nicht mit TMC ausge- 
rüsteten Fahrzeuge (in allerdings geringerem Maße). 
Für die TMC-Nutzer würde im Mittel die Reisestrek- 
ke um 2 bis 3 % zunehmen und die Reisezeit um bis 
zu 9 % abnehmen. Die Stauverweilzeit hat sich nach 
den Modellrechnungen sogar um bis zu 19 % und die 
CO -Emission um bis zu 7 % reduziert (Kayser et al. 

1995) . 


Dynamische kollektive Verkehrsbeeinflussungsan- 
lagen (VBA) wurden in Deutschland erstmals 1960 
eingeführt. 1994 existierten bereits 40 Anlagen auf 
Bundesautobahnen und 60 auf Bundesstraßen, wei- 
tere 70 sollen bis einschließüch 1997 hinzukommen. 
In der Regel handelt es sich um Streckenbeeinflus- 
sungsanlagen, es existieren aber auch Wechselweg- 
weisungsanlagen (Netzbeeinflussung) sowie Kom- 
binationen beider Systeme. Streckenbeeinflussungs- 
anlagen arbeiten mit Wechselverkehrszeichen der 
Straßenverkehrsordnung und haben die Anwen- 
dungsbereiche Warnung und Gebote für die Auto- 
fahrer bei Gefahrensituationen sowie Anzeige von 
zulässigen Höchstgeschwindigkeiten bei hohen Ver- 
kehrsbelastungen oder ungünstigen Witterungsver- 
hältnissen. Sie tragen zur Erhöhung der Durchlaß- 
fähigkeit und zur Verbesserung der Verkehrssicher- 
heit auf einem Streckenabschnitt bei. Wechselweg- 
weisungsanlagen bzw. Netzbeeinflussungsanlagen 
dienen dem Ausgleich von Verkehrsbelastungen 
in Maschen des Verkehrsnetzes (vornehmlich von 
Autobahnen) und der Umleitung von Verkehrs- 
strömen im Falle von Störungen (Der Elsner 1996). 

Bisherige Erfahrungen mit Streckenbeeinflussungs- 
anlagen haben gezeigt, daß deren Einsatz zu einem 
Rückgang der Unfälle um bis zu 30 Prozent, der 
Unfälle mit Personenschaden um bis zu mehr als 
50 Prozent führen kann. Streckenbeeinflussungs- 
anlagen wirken sich vor allem auf die Verkehrs- 
sicherheit aus, rein verkehrliche Effekte spielen hier 
nur eine untergeordnete Rolle. Straßenbauverwal- 
tungen und Polizei beurteilen den Einsatz von Ver- 
kehrsbeeinflussungsanlagen insgesamt als sehr po- 
sitiv (Bouska 1995). Dazu mag auch eine - verglichen 
mit festen Beschilderungen - höhere Akzeptanz sol- 
cher situationsbedingten Verkehrshinweise und Ver- 
kehrsbeschränkungen seitens der Kraftfahrer bei- 
tragen, die um so größer ist, je mehr deren Sinnfällig- 
keit unmittelbar einsichtig ist. Allerdings sind damit 
auch höhere Erwartungen an die Zuverlässigkeit der 
Informationen verbunden, denen bei der Steuerung 
solcher Systeme Rechnung getragen werden sollte. 
Eine wesentliche Einbuße an Akzeptanz könnte die 
Folge sein, wenn offensichtliche Falschmeldungen in 
die (dynamische) Informationsweitergabe an den 
Nutzer einfließen (ISV 1997 a). Die Praxis im Stutt- 
garter Raum zeigte, daß vor allem in Ausnahmesitua- 
tionen, die mit Handschaltungen verbunden sind, 
Koordinierungsschwierigkeiten zwischen der Ver- 
kehrsleitzentrale des Landes, Poüzeidienststellen 
und den für den Winterdienst zuständigen Straßen- 
meistereien festzustellen waren. 

Über die Wirkungen von Wechselwegweisungs- 
anlagen zur Netzbeeinflussung liegen nur wenige 
empirisch gesicherte Ergebnisse vor. Die bisher 
durchgeführten Wirkungsanalysen beschränken sich 
auf die Quantifizierung der durch Umleitungsemp- 
fehlungen auf Altemativrouten geleiteten Verkehrs- 
anteile. Im Fall der Wechselwegweisungsanlage 
Nümberg/Würzburg führt eine Umleitungsempfeh- 
lung, die mit dem Hinweis „Staugefahr" begründet 
wird, zu einer Verlagerung von etwa 5 bis 15% des 
Verkehrs von der Normal- auf die Alternativroute. 
Dieser Anteil erhöht sich nochmals um 5 % , wenn die 
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Umleitung mit einem konkreten Stau begründet 
wird. Zwar können mit Wechselwegweisunganlagen 
Beiträge zur Entlastung bestimmter Streckenab- 
schnitte geleistet werden, eine Verlagerung von 
Fahrten auf andere Verkehrsträger ist damit jedoch 
nicht verbunden. Die Auswirkungen auf die Fahr- 
leistungen sind situationsabhängig und damit nicht 
eindeutig zu beurteilen. Untersuchungen haben ge- 
zeigt, daß die Akzeptanz von Umleitungsempfehlun- 
gen mit zunehmendem Umwegfaktor erheblich ab- 
nimmt (Balz 1995). Der Befolgungsgrad von Leitem- 
pfehlungen ist zudem von den persönlichen Erfah- 
rungen der Fahrer abhängig. Die Empfehlung einer 
Altemativroute bei Wechselwegweisungen ist in der 
Regel mit Umwegen verbunden. Sie ist nur dann ge- 
rechtfertigt, wenn eine Überlastung der Alternativ- 
route mit großer Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen 
werden kann. Anderenfalls würden mittel- und lang- 
fristig die Glaubwürdigkeit der Leitempfehlungen 
beeinträchtigt und deren Wirksamkeit einge- 
schränkt. Verschärft würde das Problem, wenn Fah- 
rer eine Nichtbefolgung der Leitempfehlungen mit 
einem Erfolgserlebnis verbinden könnten (Steier- 
wald/Zackor 1987). 

VBA mit variablen Höchstgeschwindigkeiten und 
Stau- und Nebelwarnung sind gegenwärtig auf ca. 
500 km Autobahnstrecken installiert. Hinzu kommen 
Autobahn-Netzmaschen mit einer Gesamtlänge von 
3200 km, auf denen Wechselwegweiser Umleitungs- 
empfehlungen geben. Weitere Anlagen sind auf 
Bundestraßen in Betrieb. Das Bundesministerium für 
Verkehr hat für Verkehrsbeeinflussungsmaßnahmen 
bis Ende 1995 insgesamt mehr als 650 Mio. DM auf- 
gewendet, hiervon etwa 600 Mio. DM für Anlagen 
auf den Bundesautobahnen. Im bis zum Jahr 2000 
fortgeschriebenen Programm zur Verkehrsbeeinflus- 
sung auf Autobahnen des BMV sind weitere Maß- 
nahmen mit einem Mittelaufwand von mehr als 
600 Mio. DM geplant. Die Länge der mit variablen 
Höchstgeschwindigkeiten und Stau- und Nebel- 
warnung versehenen Strecken wird danach auf etwa 
1100 km bis Ende 2000 zunehmen, auf etwa 800 km 
sind weitere Wechselwegweisungssysteme geplant. 
Künftig sollen die Informationen aus VBA über die 
Verkehrssituation auf Autobahnen als Datenquelle 
für andere Telematiksysteme zur Verfügung stehen. 

Parkleitsysteme in den Städten zeigen den Weg zu 
Parkplätzen sowie die Zahl der verfügbaren Stellplät- 
ze an. Sie sollen einen Beitrag zur Reduktion des 
Parksuchverkehrs leisten, indem sie frühzeitig den 
Kfz-Lenker auf die aktuelle Parkplatzsituation und die 
freien Stellplatzkapazitäten - vor allem in den inner- 
städtischen Parkhäusem - hinweisen. Sie werden 
heute bereits in vielen Städten mit dem Ziel der Ent- 
lastung der Innenstädte vom motorisierten Indivi- 
dualverkehr eingesetzt. Daneben finden Parkleit- 
systeme auch bei größeren Park-and-Ride-Anlagen 
(P-i-R- Anlagen) in der Regel an der Peripherie von 
Großstädten Anwendung, wobei hier zusätzlich 
auch die Abfahrtszeiten bzw. die Fahrtakte der 
öffentlichen Verkehrsmittel angegeben sein können. 

Die Steuerung von Parkierungsanlagen, die an ein 
zentrales Parkleitsystem angeschlossen sind, erfolgt 
durch Meldungen über die Belegung bzw. freie 


Kapazitäten an eine zentrale Auswerteeinheit. Diese 
rechnergestützte Steuereinrichtung wertet alle Mel- 
dungen aus und leitet die Schaltbefehle an die 
straßenseitigen Anzeigeeinrichtungen weiter. Im 
Steuerungsmodell des Parkleitsystems können zur 
Vereinfachung der Steuerbefehlsgenerierung be- 
kannte Verteilungen oder tageszeithche Schwankun- 
gen des Parksuchverkehrs berücksichtigt werden. 
Zudem können Parkhäuser und P-i-R-Anlagen mit 
einem Leitsystem ausgestattet werden. 

Untersuchungen zur Auswirkungen von Parkleit- 
systemen haben nur eine begrenzte Wirksamkeit er- 
geben. Erreicht wird neben dem offenkundigen In- 
formationsgewinn der Kraftfahrer auch eine gleich- 
mäßigere Auslastung der angeschlossenen Parkie- 
rungsanlagen. Eine Reduzierung des Parksuchver- 
kehrs, der in seinem Umfang ohnehin häufig über- 
schätzt wird und nur etwa 10 % bis maximal 20 % des 
gesamten motorisierten Verkehrs in den Innenstäd- 
ten beträgt (ISV 1997 a), kann nur in sehr begrenztem 
Maße festgestellt werden und ist vor allem von be- 
gleitenden Maßnahmen abhängig (Abbau legaler 
Stellplätze im öffentlichen Straßenraum). 

Eine Verminderung der Warteschlangen vor den 
Parkierungsanlagen kann durch Parkleitsysteme 
i. d. R. erreicht werden (Topp et. al. 1994; Boltze et. 
al. 1994). Dagegen haben Parkleitsysteme keine oder 
eher kontraproduktive Auswirkungen auf die Ver- 
kehrsmittelwahl (Ausnahme P+R), da bis auf wenige 
Stunden und Tage im Jahr freie Stellplatzkapazitäten 
zumindest in peripher gelegenen Parkhäusem der 
Innenstädte vorhanden sind und diese folgerichtig 
auch angezeigt werden müssen, um das System 
glaubhaft zu präsentieren. Außerdem erfolgt die In- 
formation erst während der Fahrt. 

Anhand von Simulationsrechnungen konnte gezeigt 
werden, daß das an der Technischen Universität Delft 
in Holland entwickelte dynamische Parkmanage- 
mentsystem mit einer Vorbuchung von Parkplätzen 
in der Innenstadt zu einer erheblichen Reduktion der 
Fahrleistungen in der Innenstadt führen kann (Min- 
derhoud/Bovy 1996). 

Die Verkehrsfühmngskonzepte verschiedener deut- 
scher Städte verfolgen das Ziel, den Parksuchverkehr 
mit Hilfe von Leitsystemen bereits am Rande der Bal- 
lungsräume auf P+R-Anlagen umzuleiten. In Zukunft 
will man sich dafür verstärkt auch moderner Infor- 
mationssysteme bedienen, die Auskunft geben soUen 
über die aktuelle Verkehrssituation in der Innenstadt, 
die Entfernung zum nächsten P+R-Terminal, die Zahl 
der freien Stellplätze und die aktuellen Abfahrts- 
zeiten der nächsten ÖV- Verbindung. Deren Wirk- 
samkeit wird allerdings kontrovers diskutiert: Wäh- 
rend auf der einen Seite positiv hervorgehoben wird, 
daß solche Systeme zu einer höheren Akzeptanz von 
P+R und zur Entlastung der Innenstädte beitragen 
sollen, wird auf der anderen Seite kritisch ange- 
merkt, daß der früher auf jeden Fall P+R nutzende 
und nun besser informierte Autofahrer bei entspre- 
chender Verkehrssituation doch mit dem Auto in die 
Stadt fahren und damit dem ÖPNV die häufig un- 
wirtschaftliche „Üb erlauf funktion" zugedacht wür- 
de. Insbesondere für die ÖV-Nutzer im Innenstadt- 
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bereich stellt eine zusätzliche Belastung der während 
der Spitzenzeit ohnehin stark frequentierten Strek- 
ken eine erhebliche Qualitätseinbuße dar, zusätz- 
liche Angebote können in den Spitzenzeiten wegen 
der eingeschränkten Kapazität der Netze und aus 
wirtschaftlichen Gründen in der Regel nur in be- 
grenztem Umfang erbracht werden. 

Bei den Untersuchungen zum dynamischen P+R- 
Leitsystem im Rahmen des Projektes Munich COM- 
FORT (siehe Abschnitt 7) ergab sich, daß an Normal- 
werktagen etwa 16% und an Veranstaltungstagen 
zwischen 20 und 50% der P+R-Nutzer durch das 
Leitsystem zur P+R-Nutzung animiert wurden. Aller- 
dings war hier die direkte Abgrenzung von stän- 
digen P+R-Nutzern schwierig, da P+R-Angebot und 
Leitsystem zeitgleich in Betrieb gingen (Schön- 
harting/Csallner 1995). Berechnungen zur Reduktion 
der Fahrleistungen wurden zwar durchgeführt, 
haben aber ohne Bezug zum Gesamtverkehrsge- 
schehen keine Aussagekraft. 

In einigen Entwicklungskonzepten werden weitere 
Ideen verfolgt. So soll in individuellen Fahrerin- 
formationssystemen eine Parkleitfunktion integriert 
werden oder eine Vorausbuchung eines dann 
reservierten Parkplatzes möglich sein. Solange erst- 
genannte Funktion nur eine Ergänzung der heute 
verfügbaren kollektiven Systeme darstellt, dürften 
hier keine grundsätzhch neuen verkehrlichen Wir- 
kungen zu erwarten sein. Möglicherweise anders 
wäre die Situation, wenn nennenswerte Parkraum- 
kapazitäten exklusiv für Nutzer individueller Infor- 
mationssysteme bereitgehalten würden. Inwieweit 
die Möglichkeit der Vorausbuchung von Parkraum 
das individuelle Verkehrsverhalten beeinflußt, kann 
nicht abschließend beurteilt werden. Es steht jedoch 
zu vermuten, daß diese einer Verlagerung auf den 
öffentlichen Verkehr entgegensteht, da der heute 
häufig zu verzeichnende Zeitverlust infolge der Park- 
platzsuche wegfiele und der Komfortvorteü des 
eigenen Pkw wieder an Gewicht gewänne. Einer 
Reahsierung dieser Funktion in nächster Zeit dürften 
jedoch noch einige technische und organisatorische 
Probleme entgegenstehen. 


3.2 Individuelle Navigations- und Zielführungs- 
systeme 

Zielführungssysteme dienen in ihrer einfachsten Ver- 
sion der Navigation, dem Finden eines gewünschten 
Zieles und der Ermittlung des günstigsten (z.B. 
schnellsten, kürzesten oder landschafthch schönsten) 
Weges dorthin. 

Fahrzeugautonome Navigationssysteme werden seit 
Anfang der neunziger Jahre angeboten. Mit ihrer 
Hilfe wird der Fahrer eines Fahrzeuges zu einem von 
ihm vorher eingegeben Ziel geleitet. Die Informatio- 
nen zum Straßennetz sind auf Compact Disc gespei- 
chert, die Aktualität der Leitempfehlungen ist durch 
die Aktuahtät der CD-ROM bestimmt. Autonome 
Zielführungssysteme bestehen aus einem Bordrech- 
ner, Display, CD-Player (digitale Straßenkarten) und 
einem elektronischen Kompaß bzw. Radsensoren. 
Die Zielführung erfolgt akustisch über Lautsprecher 


und optisch über Karten- und Wegweiserdarstellun- 
gen auf einem Display. 

Eine Erweiterung und Ergänzung dieser Systeme 
erfolgte durch die Integration einer Positionsbestim- 
mung mit Hilfe externer Infrastruktur (Retscher/Kop- 
pensteiner 1996). Dazu gehören beispielsweise In- 
duktionsspulen in der Fahrbahn, Baken am Fahr- 
bahnrand oder satellitenbasierte Systeme. Mit der 
Verbesserung und Miniaturisierung der GPS-Emp- 
fänger kommen vor allem diese zur Positionsbestim- 
mung immer häufiger als preisgünstige Alternative 
zum Einsatz. 

Sowohl die fahrzeugautonomen als auch die kom- 
binierten Systeme können in den oben beschrie- 
benen Ausprägungen keine Informationen zur aktu- 
ellen Verkehrssituation verarbeiten und folglich auch 
keine daraus abgeleiteten Routen- und Leitempfeh- 
lungen geben. Sie sollen darum - in Abgrenzung zu 
den unten beschriebenen dynamischen Systemen, 
die dieses leisten - im folgenden als statische 
Systeme bezeichnet werden. Eine weitere Schwach- 
stelle der statischen Navigations- und Zielführungs- 
systeme liegt in der Tatsache, daß systembedingt 
CD-ROM-basierte Daten einem deutlichen Aktua- 
litätsschwund unterliegen. Man schätzt, daß sich bis 
zu 10 % der Landkartendaten innnerhalb eines Jah- 
res ändern. Zudem sind die CD-ROM verschiedener 
Anbieter nicht miteinander kompatibel. Digitale 
Karten unterschiedhcher Systeme können somit nicht 
eingesetzt werden; die Erzeugung und Fortführung 
der Karten liegt in den Händen der jeweiligen Sy- 
stemanbieter. Der fehlende gemeinsame Bezug der 
digitalisierten Karten führt zu einem uneinheitlichen 
kartografischen Standard und in weiterer Folge zu 
unterschiedhchen Inhalten und Genauigkeiten der 
Karten (Retscher/Koppensteiner 1996). In diesem 
Bereich existieren jedoch bereits Standardisierungs- 
bemühungen. 

Dynamische Zielführungssysteme können Informa- 
tionen zur aktuellen Verkehrssituation empfangen 
und verarbeiten und daraus abgeleitete Routen- und 
Leitempfehlungen geben. Für die technische Ausge- 
staltung solcher Systeme gibt es mehrere Ansätze: 

- Systeme mit fahrzeuginterner Datenspeicherung 
und -Verarbeitung. Man baut hier auf den verfüg- 
baren statischen Zielführungssystemen auf und er- 
weitert diese um die Möglichkeit, externe digital 
vorliegende Verkehrsinformationenen zu empfan- 
gen und in die Erarbeitung der Empfehlungen zu 
integrieren. Als Übertragungsmedium für die Ver- 
kehrsinformationen ist hier vor allem RDS/TMS 
vorgesehen, grundsätzlich kommen aber auch an- 
dere Kommunikationswege (z.B. Mobilfunk, Ba- 
ken, DAB) in Frage. 

- Systeme mit fahrzeugexterner Datenspeicherung 
und -Verarbeitung. Nach Übermittlung des Stand- 
ortes sowie des im Fahrzeugrechner eingegebe- 
nen Zieles ermittelt ein Rechner in einer Zentrale 
die zu fahrende Route. Dabei sollen kontinuierlich 
über Meßstationen und Bordgeräte erfaßte Stra- 
ßendaten bei der aktuellen Ermittlung der Leit- 
empfehlungen einbezogen werden, ggf. werden 
außerdem Verkehrsdaten von Automobilclubs und 
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den Behörden in die zentralen Recher eingespeist. 
Der Fahrzeugrechner dient sowohl zum Zwecke 
der Navigation als auch dem automatischen Infor- 
mationsaustausch zwischen dem Fahrzeug und 
der externen Infrastruktur. Da bei einem dynami- 
schen Leitsystem alle Informationen, die die Bord- 
geräte benötigen, von einem Leitrechner geliefert 
werden, ist eine Speicherung digitalisierter Stra- 
ßendaten im Fahrzeug nicht notwendig. Auf diese 
Weise ist eine zentrale Aktualisierung des Daten- 
satzes schnell und unkompliziert durchführbar. 
Gleichzeitig könnten die Fahrzeuge mit Hilfe der 
Bordrechner zu einer besseren und großräumi- 
geren Verkehrsdatenerfassung beitragen, indem 
Informationen über Ort und Geschwindigkeit des 
Fahrzeuges an die Zentrale übertragen werden 
(„floating car data"). Für die hier notwendige bi- 
direktionale Kommunikation können entweder 
straßenseitige Sende-/Empfänger-Einrichtungen 
(z.B. Baken) oder Mobilfunk zum Einsatz kom- 
men. Mehrere Ansätze sind bereits erprobt wor- 
den, bakenbasierte Verfahren scheinen sich Je- 
doch - zumindest in Deutschland - nicht durchset- 
zen zu können. Der Vorteil eines auf GSM auf- 
gebauten Systems wäre, daß dieses System derzeit 
am schnellsten europaweit zur Verfügung stehen 
würde und die Kosten für den Infrastrukturausbau 
relativ gering im Vergleich zu einem Bakensystem 
wären. 

Erste Schritte zur Schaffung eines kommerziellen Sy- 
stems zur individuellen Zielführung wurden bereits 
Anfang der neunziger Jahre unternommen. Für den 
Aufbau, die Vermarktung und den Betrieb eines Ver- 
kehrsleit- und Verkehrsinformationsdienstes, ins- 
besondere des individuellen Leitsystems ELfRO- 
SCOUT, ist Mitte 1994 die COPILOT GmbH & Co. 
KG gegründet worden. Die Geschäftsanteile wurden 
zu jeweils 31,8 % von der Robert Bosch GmbH, dem 
Daimler-Benz-Unternehmen ITF Intertraffic GmbH 
und der Siemens AG, zu 3,6 % von der Mercedes- 
Benz AG und zu 1 % von der Volkswagen AG ge- 
halten. COPILOT hatte mit mehreren Städten Ver- 
handlungen über den Aufbau dieser Dienste geführt. 
Konkrete Vereinbarungen wurden allerdings nur mit 
den Städten Stuttgart und Berlin getroffen. Die ge- 
schätzten Investitionskosten von 750 Mio. DM für die 
Installierung sollten von dieser Gesellschaft aufge- 
bracht und mit den Nutzergebühren wieder erwirt- 
schaftet werden. Zum 31. Januar 1996 wurde die 
Geschäftstätigkeit von COPILOT vorläufig einge- 
stellt. Hierbei können auseinanderlaufende wirt- 
schaftliche Interessen der Beteiligten eine Rolle ge- 
spielt haben. Es ist aber auch vorstellbar, daß die 
schwindende technische Aktualität und der organi- 
satorische Aufwand des bakengestützen Systems im 
Vergleich zu satellitengestützen Systemen für diese 
Entscheidung von Bedeutung waren. Nach dem 
Marktausscheiden von COPILOT sind bezüglich des 
Aufbaus von Diensten zur individuellen dynami- 
schen Zielführung in Ballungsräumen keine weiteren 
Aktivitäten kommerzieller Anbieter bekannt gewor- 
den. 

Für die individuelle dynamische Zielführung und 
Routenplanung auf Fernstraßen werden derzeit meh- 


rere Konzepte verfolgt. Die wohl ambitioniertesten 
Systeme werden gegenwärtig durch Tochterunter- 
nehmen der beiden Mobilfunkanbieter Deutsche Te- 
lekom und Mannesmann sowie Elektrotechnikunter- 
nehmen eingeführt. Hierbei setzt man auf den Ein- 
satz von GPS in Verbindung mit dem GSM-Mobü- 
funk. Mannesmann Autocom und T-Mobil sowie die 
mit ihnen verbundenen Unternehmen werden einen 
gemeinsamen technischen Standard für verkehrste- 
lematische Dienste anwenden. Sie haben sich darauf 
geeinigt, nur noch diesen gemeinsamen Standard 
einzusetzen. 

Die prinzipiellen Funktionsweisen des T-Mobil- und 
des Mannesmann-Konzeptes sind identisch: Elektro- 
nik an Bord der sich im Verkehrsfluß befindenden 
Fahrzeuge registriert deren Position (nüttels GPS), 
Geschwindigkeit und Richtung. Die Daten („floating 
car data") werden über Mobilfunk (GSM-Netze) an 
Großrechner übertragen und dort zu einem Abbüd 
der Verkehrssituation verarbeitet, welches ebenfalls 
per Mobilfunk in die Fahrzeuge gesendet wird. Die 
Daten in den Verkehrsrechnern werden ergänzt 
durch Informationen aus Feststationen sowie wei- 
teren Quellen. Das Grundkonzept eines solchen 
Systems zur vollautomatischen, flächendeckenden 
Verkehrsdatenerfassung wird seit April 1996 im 
Rahmen des Feldversuchs VERDI (Vehicle Relayed 
Dynamic Information) von der Mannesmann Auto- 
com in der Region Rhein-Ruhr unter Einsatzbe- 
dingungen getestet. 

Erste kommerzielle Dienstleistungen sind seit Ende 
1996 für die Betreiber von Fahrzeugflotten verfügbar. 
Für den Individualverkehr wurde Mitte 1997 mit 
einer Markteinführung von speziellen Informations- 
diensten begonnen. Die Angebote unterscheiden 
sich in der Qualität der den Leitzentralen zur Ver- 
fügung stehenden Daten wie auch nach Inhalt und 
Darstellung der bereitgestellten Informationen. Ein- 
fachere Systeme basieren auf der Kommunikation 
mit einer Servicezentrale, die dem Fahrer auf seine 
Anforderung hin sprachgesteuert (über Mobilfunk) 
Leitempfehlungen übermittelt. Die Zentralen ver- 
fügen z. T nur über die Verkehrsinformationen von 
Behörden und Automobilclubs, andere beziehen 
auch selbst erhobene aktuelle Verkehrsdaten ein. 
Von den Zentralen werden den Fahrern dann ent- 
weder nur Empfehlungen für eine individuelle, der 
aktuellen Verkehrslage angepaßte Route gegeben, 
oder sie erhalten permanent Empfehlungen, mittels 
derer sie „online" zum Ziel geleitet werden. Gegen- 
wärtig sind diese Dienste noch mit recht hohen 
Kosten verbunden. Neben den Kosten für Mobilfunk- 
ausrüstung und GPS-Empfänger fallen insbesondere 
die hohen Kommunikationskosten, zu denen außer- 
dem noch ein Gebührenzuschlag für den Dienst be- 
rechnet wird, ins Gewicht. 

In einer weiteren Stufe wird die Informationsausgabe 
über grafische Displays angestrebt. Neben den Leit- 
empfehlungen sollen dann u.a. Informationen zur 
Verkehrslage auf der ausgewählten Route sowie zur 
großräumigeren Verkehrssituation dargestellt wer- 
den. Daneben sollen Service-Angebote übertragen 
werden. 
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Allen dynamischen Zielführungssystemen, aber auch 
anderen Verkehrstelematikdiensten, ist die Proble- 
matik der Verkehrsdatenerfassung gemeinsam. Für 
aktuelle, plausible und akzeptierte Leitempfehlun- 
gen müssen in den zentralen Rechnern Echtzeit- 
Informationen über die aktuelle Verkehrslage vor- 
handen sein. Aktuelle Echtzeit- Verkehrsdaten wer- 
den derzeit in Deutschland vor allem von den Ver- 
kehrsleitzentralen der Länder und der Städte er- 
hoben. Allerdings ist die Sensordichte, da weitge- 
hend auf Autobahnen sowie ausgewählte Haupt- 
verkehrsstraßen in Ballungsräumen begrenzt, für 
Zwecke der dynamischen Zielführung nicht annä- 
hernd ausreichend. 

Potentielle Diensteanbieter haben in der Vergangen- 
heit wiederholt gefordert, auf die Daten der öffent- 
lichen Hand zurückgreifen zu können. Zudem sollte 
die öffentliche Hand eine flächenhafte Erfassung ak- 
tueller Verkehrsdaten realisieren und dadurch privat- 
wirtschaftliches Handeln fördern. Die öffentliche 
Hand hingegen hat ein derartiges Ansinnen immer 
wieder abgelehnt. Beide Seiten haben aber ihr Inter- 
esse bekundet, beim Verkehrsdatenmanagement 
zusammenzuarbeiten. So wird bis zum Jahr 2000 im 
Zuge der Errichtung von Verkehrsbeeinflussungs- 
anlagen eine automatische Verkehrsdatenerfassung 
auf etwa 3200 km der Autobahnen realisiert sein, 
deren Daten u. a. auch für dynamische Zielführungs- 
systeme genutzt werden können. Für ein gemeinsa- 
mes öffentlich-privates Verkehrsdatenmanagement 
sind jedoch noch zahlreiche Fragen zu klären, bei- 
spielsweise wie die unterschiedlichen Zuständig- 
keiten für Datenbeschaffung und Dienste geregelt 
werden sollen, wie die notwendige Investitions- 
bereitschaft der öffentlichen Hände geschaffen wer- 
den kann, was in privater Regie übernommen wer- 
den soll und kann und welche Refinanzierungskon- 
zepte rechtlich akzeptabel und sozial zumutbar sind 
(Braess 1996). Da eine flächendeckende Erfassung 
über infrastrukturbasierte Sensorik weder wirtschaft- 
lich noch technisch sinnvoll ist und zudem zahlreiche 
weitere Probleme aufwirft, wird verstärkt auf eine 
von der ortsfesten Infrastruktur unabhängige Daten- 
erhebung über sogenannte floating car data gesetzt. 
Diese setzt jedoch eine Mindestzahl von beteüigten 
Fahrzeugen voraus, weshalb - zumindest für eine 
Übergangszeit - eine zusätzliche stationäre automati- 
sierte Datenerfassung notwendig sein wird. Deshalb 
haben Tochter-Lfntemehmen der beiden D-Netz- 
Mobilfunkanbieter für die Generierung präziser und 
aktueller Daten über die Verkehrssituation auf den 
Bundesstraßen und Autobahnen eine gemeinsame 
Tochter (DDG - Gesellschaft für Verkehrstelematik 
mbH) gegründet, die bereits mit der Erhebung von 
Verkehrsdaten auf den Autobahnen begonnen hat. 
Es wird eine von öffenthchen Datenquehen unab- 
hängige eigene Erfassung aufgebaut werden, deren 
Kosten über Benutzergebühren für Verkehrstele- 
matik-Dienste finanziert werden soll. Der Bund hat 
einen Mustergestattungsvertrag für die Verkehrs- 
datenerfassung erarbeitet. 

Damit Routenempfehlungen durch eine dynamische 
Zielführung für die Fahrer glaubwürdig sind, müssen 
sie eine für einen entsprechenden Zeithorizont pro- 


gnostizierte Verkehrsentwicklung auf den beteüigten 
Strecken berücksichtigen. Dafür geeignete Progno- 
semodelle fehlen bislang weitgehend, sie befinden 
sich derzeit erst in der Entwicklung. Gegenüber Pro- 
gnosen für die kurzfristige Verkehrsentwicklung in 
Städten und Ballungsräumen, für die ein Prognose- 
horizont von etwa einer halben Stunde ausreichend 
sein dürfte, sind die Aufgaben für Leitempfehlungen 
im Fernverkehr durch besondere Merkmale gekenn- 
zeichnet. Da Fahrer oft geraume Zeit auf der Um- 
leitungsstrecke verbleiben, wegen des grobmaschi- 
geren Straßennetzes bei einer gestörten oder über- 
lasteten Strecke kaum Alternativrouten existieren 
und die dazu gehörenden Entscheidungspunkte oft 
weit auseinander liegen (Cremer 1996), muß der Pro- 
gnosehorizont länger und die Zuverlässigkeit deut- 
lich höher sein, um eine hohe Qualität der Leit- 
empfehlungen erzielen zu können. 

Individuellen dynamischen Zielführungssystemen 
(IDZ-Systemen) wird in der Öffentlichen Diskussion 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Dies ist 
sicher zum Teü durch die Faszination begründet, die 
sie auf viele Verkehrsteilnehmer (hier insbesondere 
Autofahrer) ausüben. An ihnen entzündet sich aber 
auch in besonderer Weise die Kontroverse um mög- 
liche Anwendungsphilosophien und Auswirkungen 
eines verbreiteten Einsatzes derartiger Techniken. 

Unklar sind die verkehrlichen wie auch die üm- 
weltwirkungen einer Nutzung von individuellen dy- 
namischen Zielführungssystemen. Diese können 
zunächst abhängig von ihrer konkreten Ausge- 
staltung und der Anwendung durch die Verkehrs- 
teilnehmer sowohl intramodale wie intermodale 
Verkehrsverlagerungen bewirken. Eine intramodale 
zeitliche Verlagerung - die Verschiebung von Fahr- 
ten in Zeiten geringerer Verkehrsbelastung - führt zu 
einer Entlastung hochbelasteter Strecken. Die Um- 
weltwirkungen sind abhängig von den spezifischen 
Verkehrssituationen, allgemeine Aussagen hierzu 
sind nicht mögüch. Vor allem eine nennenswerte 
Reduktion des „Stop-and-Go" -Verkehrs in Ballungs- 
räumen läßt jedoch erhebliche Emissionsreduktionen 
erwarten. Die spezifischen Verbräuche der Fahrzeu- 
ge bei „Stop-and-Go "-Verkehr im Schrittempo kön- 
nen bis zu achtmal höher als bei flüssiger Stadtfahrt 
liegen. 

Auch eine intramodale räumliche Verlagerung - die 
Nutzung anderer Transportwege, in der Regel von 
geringer belasteten Routen - bewirkt eine Entlastung 
hochbelasteter Strecken. Zugleich bringt sie jedoch 
eine Erhöhung der Belastung auf Altemativrouten 
(mit in der Regel geringerer Leistungsfähigkeit), evtl, 
auch eine verstärkte Nutzung von Wohngebiets- 
straßen bzw. Ortsdurchfahrten, mit sich. Umweltwir- 
kungen sind hier von der jeweiügen Fahrdynamik 
auf der Ausgangs- wie auf der Altemativroute sowie 
von deren jeweiüger Länge abhängig. So steht zu er- 
warten, daß die Altemativroute in der Regel länger 
sein wird als die Ausgangsstrecke, die Befolgung von 
Leitempfehlungen also zu einer „umwegigeren Fahr- 
weise" führt. Zudem wären die Wirkungen der ver- 
änderten Immissionssituation (Lärm, Abgase) der 
Anwohner der jeweiügen Strecken zu berücksich- 
tigen. 
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Eine intermodale Verkehrsverlagerung, der (ggf. 
auch mehrmahge) Wechsel des Verkehrsträgers für 
den gesamten Weg oder eine Teilstrecke, kann eben- 
falls zu Entlastungen von belasteten Strecken führen. 
Insbesondere die durch Leit- und Informations- 
systeme bewirkte bzw. unterstützte Verlagerung von 
Verkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger 
verspricht nachhaltige Entlastungswirkungen. 

Ungeklärt ist in diesem Zusammenhang jedoch, in- 
wieweit Entlastungen im Straßenverkehrsnetz we- 
gen der höheren Attraktivität staufreier Straßen zu 
einer Rückverlagerung oder gar zu einer erhöhten 
Verkehrsnachfrage führen, die Verlagerungseffekte 
also möglicherweise konterkarieren oder kompen- 
sieren und so zu einer Erhöhung der Gesamtbela- 
stung sowohl der Infrastruktur als auch von Mensch 
und Umwelt beitragen werden. Zudem gibt es Hin- 
weise, daß die Verfügbarkeit solcher IDZ-Systeme 
das Verkehrsverhalten ändert, insbesondere zu einer 
Steigerung der Verkehrsnachfrage im Straßenver- 
kehr führt. Bei Untersuchungen innerhalb des EU- 
Projektes EDDIT (Elderly and Disabled Drivers and 
Information Telematics) gaben 40% der befragten 
„älteren Fahrer" an, mit solchen Systemen mehr 
Fahrten zu unbekannten Zielen unternehmen zu 
wollen^ 9 % würden häufiger fahren. 

Ein weiteres Problem ist mit der Wirkung von indi- 
viduellen Zielführungssystemen bezüglich der Ver- 
knüpfung von öffentlichem Verkehr und Individual- 
verkehr, insbesondere mit dem Wechsel in öffenth- 
che Verkehrsmittel verbunden. So soll die Bereitstel- 
lung von aktuellen Informationen zur Verkehrssitua- 
tion und zum ÖV-Angebot in einem Ballungsraum 
dazu führen, daß der Fahrer gegebenenfalls vom 
Auto in den ÖV wechselt. Diese Vorstellung verkennt 
jedoch, daß viele heute existierende Systeme auf- 
grund ihrer technischen Auslegung (feste Installation 
im Fahrzeug) den Fahrer nachhaltig an das Fahrzeug 
binden und den leichten Wechsel zwischen den 
Transportmitteln eher verhindern denn befördern. 
Abhüfe könnten hier Systeme schaffen, die auch 
außerhalb des Fahrzeuges nutzbar sind. 

Einige weitere offene, für die Bewertung der Wirkun- 
gen durchaus bedeutsame Fragen sind: 

- der tatsächhch erreichbare Durchdringungsgrad 
(d.h. der Anteil der mit solchen Systemen ausge- 
statten Fahrzeugen) bei diesem Dienst, 

- der Grad der Befolgung der Leitempfehlungen 
durch die Nutzer, 

- die vorhandenen Ausweichmöglichkeiten und 
deren Belastung; dieses Problem ist eng verbun- 
den mit dem Durchdringungsgrad, mit dem als 
Alternative zur Verfügung stehenden Straßennetz 
sowie mit der Qualität und Gestaltung der Daten- 
basis und der Optimierungsroutinen im Leitrechner. 

Stadtplaner und Vertreter städtischer Verwaltungen 
weisen darauf hin, daß in den meisten Städten und 
Ballungsräumen in den Spitzenzeiten die gesamte 
Infrastruktur ausgelastet ist, folglich alternative 
Routenempfehlungen gar nicht gegeben werden 
können. Ein in diesem Zusammenhang häufig dis- 
kutiertes Problem ist das bei Überlastung der Durch- 


fahrtsstraßen erwartete Ausweichen auf Wohnge- 
bietsstraßen. Dies ist zunächst nicht grundsätzlich 
auszuschließen, eine Reduktion oder eine Vermei- 
dung dieses Ausweichens macht aktives Handeln 
der Kommunen nötig. Einige Ansätze sind: 

- In den Wohngebieten wird mittels Geschwindig- 
keitsbegrenzung, Vorfahrtsregelung, Ausweisen 
von Einbahnstraßen, Abbiegeverboten usw. eine 
Verkehrsführung derart realisiert, daß potentielle 
„Schleichwege" möglichst wenig attraktiv sind. 

- Mit den Diensteanbietern werden freiwillige 
Selbstverpflichtungen angestrebt, auf Grund derer 
die Anbieter Ausweichempfehlungen auf das 
unterlagerte Straßennetz softwareseitig unter- 
drücken. Im Austausch dafür stellen die Kom- 
munen den Diensteanbietem Informationen über 
Veränderungen in der Beschilderung, über Bau- 
stellen etc. sofort und unentgeltlich zur Verfü- 
gung. 

IDZ-Systeme für den Fernverkehr (zunächst weit- 
gehend auf Bundesautobahnen beschränkt) befinden 
sich bereits in der Markteinführung. Im Unterschied 
zur Anwendung solcher Systeme in Ballungsräumen 
werden ihre Auswirkungen aber kaum kontrovers 
diskutiert, obwohl das Problem der Folgen der Leit- 
empfehlungen durchaus in ähnhcher Form besteht. 
Wegen des grobmaschigeren Straßennetzes existie- 
ren bei einer gestörten oder überlasteten Strecke 
kaum Altemativrouten auf Bundesfernstraßen, die 
dazu gehörenden Entscheidungspunkte liegen oft 
weit auseinander. Darum werden Leitempfehlungen 
häufig auf das nachgeordnete Straßennetz zurück- 
greifen, das zum einen für die Aufnahme größerer 
Verkehrsmengen in der Regel weder konzipiert noch 
geeignet ist und damit ebenfalls schnell überlastet 
sein dürfte. Zum anderen führt dies zu einer Er- 
höhung der Verkehrsbelastungen der Streckenan- 
wohner, insbesondere im Zuge von Ortsdurchfahr- 
ten. Insgesamt dürfte diese Situation das Wirkungs- 
potential individueller Verkehrsinformationssysteme 
für den Fernverkehr begrenzen - nur bei einem ge- 
ringen Durchdringungsgrad mit solchen Systemen 
können die Nutzer tatsächlich einen Vorteil erfahren. 
Das Problem der Überlastung der Infrastruktur im 
Fernverkehr wird sich dadurch jedoch höchstens 
punktuell lösen lassen. Zugleich ist nicht auszu- 
schheßen, daß die Nutzung solcher Systeme zu ins- 
gesamt höheren Fahrleistungen führt. Zur ver- 
gleichenden Abschätzung der Umweltwirkungen - 
Emissionen bei hochbelasteter Infrastruktur vs. Emis- 
sionen durch erhöhte Fahrleistungen - wären Unter- 
suchungen an konkreten Anwendungsbeispielen 
notwendig. 

Strittig sind die Auswirkungen individueller Zielfüh- 
rungssysteme auf die Verkehrssicherheit, Einerseits 
könnten sie zur Entflechtung der Verkehrsströme 
beitragen und damit die Verkehrssicherheit heben. 
Auf der anderen Seite könnten die zusätzlich über- 
mittelten Informationen den Autofahrer aber auch 
eher verwirren und überfordern. Letztgenannte 
These wird beispielweise von holländischen Psycho- 
logen gestützt, die im Auftrag des holländischen Ver- 
kehrsministeriums in Praxistests die Auswirkungen 
von an Bord von Fahrzeugen befindlichen RDS/ 
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TMC-basierten Fahrerinformationssystemen auf die 
Verkehrssicherheit testeten (Verwey 1996). Demzu- 
folge verschlechterte sich die Sicherheit um den Fak- 
tor acht, wenn Fahrer während der Fahrt einen RDS/ 
TMC-Filter programmierten. Die visuelle Karten- 
darstellung und die Sprachausgabe führten immer- 
hin noch zu einer Verschlechterung der Sicherheit 
um den Faktor drei bis vier. In einer Studie für das 
Verkehrsministerium von Minnesota (Dewing et al. 
1995) wurde ermittelt, daß die Verwendung von 
visuellen Darstellungen (Karten, Textanzeigen) zu 
einer größeren Abnahme der Leistungsfähigkeit der 
Fahrer und zu schlechteren Reaktionszeiten führt, als 
dies ohne diese Darstellungsformen der Fall war. 
Auch (Popp/Färber 1997) stellen fest, daß die Infor- 
mationsausgabe über elektronische Karten lediglich 
zu einer Ablenkung des Fahrers führt, ohne wirk- 
liche Hilfestellungen zu bieten. Ein verantwortungs- 
bewußter Einsatz der theoretisch vorhandenen 
technischen Möglichkeiten verbiete die Darstellung 
von Karten auf einem Display, die optische Dar- 
bietung von Abbiegepfeilen mit akustischer Unter- 
stützung sei aus Sicht der Ergonomie und Verkehrs- 
sicherheit die „einzig vernünftige und zukunftsträch- 
tige Lösung". 

Die Fragen der Normung, Zulassung und Prüfung 
von Informationssystemen in Fahrzeugen sind noch 
in der Bearbeitung und der Diskussion. Die Stand- 
punkte hierzu sind in Europa nicht einheitlich. Es läßt 
sich nicht absehen, wann mit einer Anwendbarkeit 
von Normen zu rechnen ist (Peters 1997). Öffentliche 
Hand und Privatwirtschaft haben sich im Rahmen 
der Tätigkeit des Wirtschaftsforums Verkehrstelema- 
tik im November 1996 auf „Leitlinien für die Gestal- 
tung und Installation von Informations- und Kommu- 
nikationssystemen in Kraftfahrzeugen" verständigt. 
Diese geben eine Orientierungshilfe für industrielle 
Entwicklungsaktivitäten in diesem Bereich, besitzen 
jedoch keinerlei bindende Wirkung. 

In Japan ist ein erstes System zur dynamischen Ziel- 
führung mit Beteiligung deutscher Unternehmen 
realisiert worden. Aufbauend auf dem im April 1996 
im Großraum Tokio im Betrieb genommenen System 
zur kompletten Verkehrssteuerung (VICS; Vehicle 
Information and Communication System), in dessen 
Rahmen das weltweit wohl umfassendste Netz für 
eine dynamische Verkehrsdatenerfassung aufgebaut 
wurde, bietet die Daimler-Benz-Tochter debis Tele- 
matik Japan Co. als Betreibergesellschaft unter dem 
Namen Intelligent Traffic Guidance System (ITGS) 
seit April 1997 ein dynamisches Verkehrsinforma- 
tionssystem an, das auch wesentliche Komponenten 
aus dem Stuttgarter Projekt STORM (siehe 
Abschnitt 7) umfaßt. ITGS bietet eine dynamische 
Routenführung sowie ständig aktualisierte Verkehrs- 
informationen, die für jeden Nutzer individuell auf- 
bereitet werden. 


3.3 Systeme zur Automatischen 
Gebührenerhebung 

Road Pricing - die Erhebung von Straßenbenutzungs- 
gebühren - befindet sich seit geraumer Zeit in der 
politischen und verkehrswissenschaftlichen Diskus- 


sion. Zwar ist für das Erheben von Straßenbenut- 
zungsgebühren die Nutzung von luK-Techniken 
nicht unbedingt notwendig, viele neue Konzepte der 
Verkehrssteuerung mittels Straßenbenutzungsge- 
bühren erfordern jedoch die Verfügbarkeit und die 
Umsetzung moderner technischer Lösungen unter 
Nutzung von luK-Techniken. Diese könnten zum 
Teil auch auf Komponenten für Verkehrstelematik- 
Dienste zurückgreifen bzw. gemeinsam mit diesen in 
komplexere elektronische Systeme an Bord von Fahr- 
zeugen integriert werden. 

Die Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren ist 
in vielen Ländern seit Jahren gängige Praxis. Hierfür 
werden in der Regel manuelle Verfahren eingesetzt, 
die in jüngerer Zeit durch automatisierte Mautsta- 
tionen ergänzt bzw. ersetzt werden. Allerdings sind 
in beiden Fällen straßenbauliche Maßnahmen erfor- 
derlich, um die Fahrzeuge in bestimmten Spuren zu 
führen. Zudem wird durch solche Systeme der Ver- 
kehrsfluß erheblich behindert. Die in Deutschland 
vorherrschenden verkehrlichen und infrastrukturel- 
len Bedingungen machen flexiblere vollautomatische 
Lösungen und somit aufwendigere Systeme zur elek- 
tronischen Gebührenerhebung notwendig. 

Für eine Automatische Gebührenerhebung (AGE) 
liegen zahlreiche technische Lösungsansätze vor, die 
sich hinsichtlich ihrer Systemkonzeption, der wesent- 
lichen Komponenten sowie der realisierbaren Funk- 
tionen zum Teil beträchtlich unterscheiden. Für die 
Organisation einer AGE gibt es zwei grundsätzhche 
Modelle: 

- Im geschlossenen System findet die Gebührener- 
hebung grundsätzlich an den Ausfahrten des ge- 
bührenpflichtigen Netzes statt. Dabei wird anhand 
von Informationen über den Ort und den Zeit- 
punkt der Einfahrt in das gebührenpflichtige Netz 
auf Basis der zurückgelegten Entfernung die zu 
entrichtende Gebühr berechnet. 

- Im offenen System wird die Gebühr jeweils an 
einem Querschnitt auf der freien Strecke eines 
gebührenpflichtigen Abschnittes erhoben. 

Aus technischer Sicht kann zwischen passiven und 
aktiven Systemen unterschieden werden. Zur passi- 
ven Gebührenerfassung wird eine im Pkw ange- 
brachte elektronische Plakette („tag") genutzt, die 
bei Anruf codierte Daten überträgt. Passive Systeme 
werden ausschließlich im Zusammenhang mit Ba- 
kentechniken eingesetzt. Diese Baken sind mit Sen- 
dern und Empfängern ausgerüstet, die mit entspre- 
chenden, in den Fahrzeugen angebrachten Geräten 
im Nahbereich (auf der Basis von Mikrowellen oder 
Infrarot) kommunizieren. Sie können am Fahrbahn- 
rand oder auf Signalbrücken über der Fahrbahn 
montiert werden. Die Auslösung der Gebührenabbu- 
chung sowie der gesamte Datentransfer erfolgen an 
dieser „elektronischen Mautstation". 

Einfachere Systeme auf tag-Basis zur Erhebung 
gebietsbezogener Straßenbenutzungsgebühren ohne 
Variation der Gebührenhöhe wurden beispielsweise 
in norwegischen Städten realisiert, wo die Autofahrer 
für Fahrten ins gebührenpflichtige Stadtgebiet Zeit- 
karten erwerben können, deren Gültigkeit auf elek- 
tronischem Weg überprüft wird. Ist diese ungültig. 
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wird das Fahrzeug fotografiert, der Halter durch das 
Nummernschild identifiziert und ein Mahnbescheid 
verschickt. 

Kompliziertere Gebührenmodelle verlangen auf- 
wendigere Erhebungsverfahren. In einem solchen 
Fall reicht eine einfache Gültigkeitskontrolle nicht 
aus, es müssen fahrzeug- und personenbezogene 
Daten durch den tag an die Baken übertragen wer- 
den. Zusammen mit Orts- und Zeitinformationen 
werden diese in einem Zentralcomputer verarbeitet 
und gespeichert, der fällige Geldbetrag wird ent- 
weder per Rechnung vom Fahrzeughalter angefor- 
dert oder direkt von seinem Konto abgebucht (Post- 
paid- Verfahren). Allerdings haben hier datenschutz- 
rechtliche Fragen erhebliche Akzeptanzprobleme in 
der Öffentlichkeit zur Folge. So können mit diesem 
Verfahren die Bewegungen einzelner Fahrzeuge 
nachvollzogen werden, aufgrund der notwendigen 
Speicherung der Daten bis zur Verschickung der 
Rechnung kann ein Mißbrauch dieser Daten nicht 
ausgeschlossen werden. 

Vorrangig die im vorangegangenen Absatz zusam- 
mengefaßten Bedenken haben zur Entwicklung akti- 
ver Gebührenerfassungssysteme geführt. Hier wird 
der Geldbetrag in einer on-board-unit (OBU) von 
einer wertmäßig vorgeladenen Chipkarte abgebucht 
(Prepaid- Verfahren). Verzichtet der Nutzer auf das 
Recht, die ihm von der Karte abgebuchten Gebühren 
in Frage zu stellen, weist diese Form der Gebühren- 
erfassung einen datenschutzrechtlichen Vorteil auf: 
Eine Aufzeichnung der Fahrten bzw. personenbe- 
zogener Daten ist dann nicht notwendig; die Einrich- 
tung eines personenbezogenen Kontos bzw. die Ver- 
sendung von Rechnungen entfällt. Erfaßt werden nur 
jene Verkehrsteünehmer, die den gebührenpflichti- 
gen Streckenabschnitt ohne Bezahlung passieren 
wollen. Bestehen die Nutzer jedoch auf der Nachvoll- 
ziehbarkeit der Abbuchungen, muß das Abrech- 
nungsuntemehmen beweisen können, daß das Fahr- 
zeug tatsächlich zu einer bestimmten Zeit auf einer 
bestimmten Straße gefahren wurde. Das setzt ein 
Überwachungssystem voraus, mittels dessen die ein- 
zelnen Fahrzeuge identifiziert werden und die In- 
formationen gespeichert werden können. Selbst bei 
zeitlicher Befristung der Speicherung wäre es dann 
notwendig, Maßnahmen zum Datenschutz zu ergrei- 
fen, damit die Daten tatsächlich gelöscht und vorher 
nicht mißbräuchlich verwendet werden. 

Neben den bakenbasierten Systemen sind auch fahr- 
zeugautonome Systeme entwickelt worden. Diese 
nutzen ebenfalls das Prepaid-Prinzip. Zur Auslösung 
des Buchungsvorganges müssen diese Geräte getrig- 
gert („angestoßen") werden, wenn das Fahrzeug 
einen bestimmten gebührenpflichtigen Abschnitt be- 
fährt. Dies kann entweder durch Vergleich einer an 
Bord befindlichen Koordinatenliste, die ggf. durch 
Mobilfunkübertragung aktualisiert werden kann, mit 
der aktuellen über GPS-Ortung ermittelten Fahr- 
zeugposition oder durch Anstoß über an der Straßen- 
seite aufgestellte Funkbaken erfolgen. Fahrzeug- 
autonome Systeme verzichten weitgehend oder voll- 
ständig auf straßenseitige Infrastruktur, dafür sind 
die Kosten für die OBU jedoch erheblich höher als 
bei den einfacheren bakenbasierten Systemen. 


Zur praktischen Erprobung von Systemen zur auto- 
matischen Gebührenerhebung wurde ein Feldver- 
such auf der A 555 zwischen Köln und Bonn durch- 
geführt. Anhand einer Ausschreibung wurden im 
Januar 1994 aus den anfangs mehr als 120 Interes- 
senten zehn Firmenkonsortien für eine Teilnahme am 
Feldversuch ausgewählt. Die Teilnehmer setzten un- 
terschiedliche Systemkonzepte ein: Sieben der zehn 
eingesetzten Systeme arbeiteten mit einer Über- 
tragung der Daten durch Baken im Nahbereich (Mi- 
krowellen oder Infrarot), drei Systeme arbeiteten 
fahrzeugautonom. Mit den getesteten Systemen 
konnte nachgewiesen werden, daß eine Kommuni- 
kation zwischen Fahrzeug und Infrastruktur unter 
nahezu allen Rahmenbedingungen mit hoher Funk- 
tionssicherheit möglich ist. Im Gegensatz dazu wies 
die Kontrolle erhebliche Schwächen auf. Ungelöst 
bleiben das Problem der effektiven Überwachung 
von Nichtzahlern und der Ahndung solcher Ver- 
gehen (Gültigkeitsüberprüfung) sowie der Umgang 
mit Fahrern, die aufgrund von Systemfehlern bei der 
Erhebung oder Kontrolle in ein Ahndungsverfahren 
geraten sind. Der TÜV Rheinland sieht zur Zeit keine 
Möglichkeit, daß kurzfristig ein funktionierendes 
und datenschutzrechtlich unbedenkliches System 
für sämtliche Kraftfahrzeuge eingeführt werden kann 
(TÜV Rheinland 1995). Die Einführung einer Ge- 
bührenerhebung für Personenkraftwagen soll daher 
derzeit nicht weiterverfolgt werden. 

Die Einführung einer automatisch zu erhebenden, 
streckenbezogenen Autobahnbenutzungsgebühr er- 
scheint dagegen für die Teügruppe der Lkw mit 
einen zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 12 t 
möglich. Automatische Kontrollen müssen dabei an- 
fangs durch manuelle Verfahren unterstützt werden. 
Für das weitere Vorgehen ist ein Stufenplan in meh- 
reren Phasen vorgesehen, der es ermöglicht, weitere 
Technologieverbesserungen zu nutzen, eine System- 
entscheidung auf der Grundlage eines Wettbewerbes 
zu treffen, eine Abstimmung auf europäischer Ebene 
(Interoperabilität, Normung) zu erreichen und ins- 
gesamt kostenträchtige Fehlentwicklungen zu ver- 
meiden (Straßenbaubericht 1996). 

Hierzu ist anzumerken, daß ein System für die elek- 
tronische Erhebung von Lkw-Gebühren auf Auto- 
bahnen die Standards für eine flächendeckende 
automatische Gebührenerhebung für alle Straßen- 
fahrzeuge setzen wird. Dieses System, einmal bun- 
desweit aufgebaut und erprobt, ließe sich aller Wahr- 
scheinlichkeit nach ohne nennenswerte Mehrauf- 
wendungen auch für die automatische Gebühren- 
erhebung bei Pkw einsetzen. Aus wirtschaftlichen 
Gründen dürfte bei der Ausdehnung der Gebühren- 
erhebung auf alle Straßenfahrzeuge ein technischer 
Systemwechsel unrealistisch sein. Darum sollten be- 
reits an das AGE-System für Lkw Anforderungen 
gestellt werden, wie sie für ein allgemeines AGE- 
System Gültigkeit haben müssen. Insbesondere wä- 
ren die datenschutzrechtlichen Bedenken auszu- 
räumen. Ein wichtiger Problembereich ist dabei die 
Kontrolle von Falsch- und Nichtzahlern, da die Ent- 
wicklung eines hinreichend beweissicheren und 
gleichzeitig den Anforderungen des Datenschutzes 
genügenden Kontrollverfahrens schwierig sein 
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dürfte. Da außerdem die technische Systemgestal- 
tung Auswirkungen auf den Umfang der erforder- 
lichen Datenverarbeitung hat, die tatsächliche Sy- 
stementscheidung aber bei den - öffentüchen oder 
privaten - Betreibern der AGE- Systeme liegt und zu- 
dem eine bundes- und europaweite Interoperabilität 
sichergestellt werden muß, scheinen bereits zum jet- 
zigen Zeitpunkt Aktivitäten des Gesetzgebers an- 
gezeigt. Diese sollten die technische Gestaltung von 
AGE-Systemen im notwendigen Umfang rechtlich 
normieren und datenschutzrechtliche Regelungen 
für die Datenerhebung und die Datenverarbeitung 
enthalten. 

Mit einem elektronischen Gebührensystem wäre 
auch eine - aus theoretischer Sicht sehr attraktive Er- 
hebung von situationsabhängigen Straßenbenut- 
zungsgebühren, beispielsweise in Abhängigkeit von 
der momentanen Verkehrslage oder der Immissions- 
situation, umsetzbar. Grundvoraussetzung ist die 
Einrichtung entsprechender Meßstellen. Die erhobe- 
nen Daten würden dann onhne an einen Zentralrech- 
ner überspielt, der mit diesen und bereits gespeicher- 
ten Informationen die zu zahlende Gebühr errechnet, 
wobei die Gebührenhöhe jeweils so gewählt würde, 
daß verkehrliche und/oder ökologische Ziele erreicht 
werden. Inwieweit die gewünschten Reaktionen tat- 
sächhch einsetzen, ist aber offen. Für die Verkehrs- 
mittelwahl sollte ein Autofahrer bereits vor Fahrtan- 
tritt wissen, welcher Preis zu entrichten ist. Erfolgt 
diese Information erst unmittelbar vor Erreichen des 
gebührenpflichtigen Streckenabschnittes (Zone), so 
bleibt ihm in der Regel lediglich die Alternative, ent- 
weder umzukehren oder den Preis gezwungenerma- 
ßen zu bezahlen. In Systemlösungen, bei denen sich 
die Gebühren in Abhängigkeit von der jeweiligen 
Situation flexibel verändern, ist es darum sinnvoll, 
die Gebührenhöhe zumindest über einen bestimm- 
ten Zeitraum hinweg konstant zu halten, so daß die 
Kfz-Nutzer bereits vor Fahrtantritt bzw. rechtzeitig 
vor dem Erreichen von Übergangspunkten zum öf- 
fentüchen Verkehr zuverlässige Informationen zur 
individuellen Planung erhalten können. 


3.4 Weitere Systeme 

Weitere Telematikentwicklungen betreffen fahrzeug- 
basierte Systeme, u. a. für die Diebstahlwamung und 
den Notruf, für die Fahrerunterstützung und die 
„aktive Verkehrssicherheit". Sie sind hier eher der 
Vollständigkeit halber angeführt, unmittelbare Wir- 
kungen im Hinbück auf die Ziele dieser Unter- 
suchung haben nur die wenigsten von ihnen. Da ih- 
nen aber ein Beitrag zur Erhöhung der Verkehrs- 
sicherheit zugeschrieben wird, der zugleich auch zu 
einer Reduktion der Unfallzahlen führen könnte, 
könnten sie durch die Reduktion unfaUbedingter 
Überlastungssituationen auf dem Straßennetz mittel- 
bare Entlastungswirkungen mit sich bringen. 

Diebstahlwarnungs- und Notruf Systeme gehören zu 
den ersten umgesetzen fahrzeugbasierten Telematik- 
Anwendungen im Individualverkehr. Sie gehören zu- 
gleich zu den Systemen, die die Entwicklung der 
mobilfunkbasierten Telematik-Anwendungen we- 
sentüch mit gefördert haben. Insbesondere die Her- 


steller von Oberklasse-Fahrzeugen sowie Mietwa- 
genunternehmen haben ihr Interesse an entspre- 
chenden Entwicklungen bekundet und diese auch 
unterstützt. 

Höhere Verkehrssicherheit und in einem gewissen 
Umfang auch gesteigerter Fahrkomfort sind die wich- 
tigsten Beweggründe, die Entwicklung von elektroni- 
schen Systemen zur Fahrerunterstützung voranzu- 
treiben. Entwicklungsziel sind Systeme, mit denen 
der Fahrzeuglenker ohne sicherheitsrelevante Verzö- 
gerungen unterstützt werden kann. Zu deren poten- 
tieUen Einsatzfeldem gehören zum Beispiel Hinder- 
niserkennung, Geschwindigkeitsregelung, Spurfüh- 
rung oder Abstandshaltung. Zahlreiche Entwicklun- 
gen fahrerunterstützender Systeme können zur 
Verbesserung der aktiven Sicherheit im Verkehr bei- 
tragen, indem sie entweder automatisch korrigierend 
den Fahrtverlauf eines Fahrzeuges beeinflussen oder 
den Fahrer durch akustische und/oder optische 
Signale auf Gefahren hinweisen. Verschiedene Sy- 
steme zur Überwachung des Fahrzeugzustandes 
sowie zur Einhaltung von Vorgaben wie Sicherheits- 
abstand oder Höchstgeschwindigkeit haben mittler- 
weile Marktreife erlangt. 

Einige Fahrerassistenzsysteme haben auch direkte 
kapazitätserhöhende Wirkungen für die Infrastruk- 
tur. So wurde von der automatischen Abstands- und 
Geschwindigkeitsregelung (AICC, Autonomous In- 
telügent Cruise Control) für den Einsatz auf Auto- 
bahnen bei einem Ausrüstungsgrad von mehr als 
50% eine Erhöhung der Verkehrsstärke von bis zu 
25% bei gegebener Verkehrsdichte erwartet; Ab- 
schätzungen mittelfristig zu erwartender Ausrü- 
stungsgrade ließen eine Steigerung der Verkehrs- 
effizienz von 5 bis 10% erhoffen (Braess/Reichart 
1995). Diese Erwartungen haben sich nicht erfüUt; 
unter Berücksichtigung der nach der Straßenver- 
kehrsordnung vorgeschriebenen sicheren Abstände 
und einer Ausstattungsquote von 50 % wurden 
Durchflußsteigerungen von nur etwa 1-2 % ermittelt 
(BMBF 1995). 

Grundsätzliche Möglichkeiten und Grenzen der 
Fahrerassistenz hat Braess zusammengefaßt. Dem- 
nach sind bis heute die Fragen der Zuverlässigkeit 
und der Verfügbarkeit zugehöriger Systeme offen. 
Das im FaUe eines Systemfehlers oder einer Panne 
augenblicklich notwendige Eingreifen des Fahrers 
ist in vielen Situationen nicht oder kaum mögüch. Bis 
heute gibt es keine brauchbaren Ansätze, wie ein 
schneUer oder gleitender Übergang zwischen Fahrer 
und elektronischem Cockpit gesichert wird. Ebenso 
sind die Effekte des Mischverkehrs automatisch fah- 
render und klassischer Autos noch völüg ungeklärt. 
Zudem müßte eine Reihe grundsätzücher Entschei- 
dungen „programmiert" werden - eine besonders 
schwierige Frage im Hinbück auf die daraus resultie- 
rende Haftungsproblematik (Braess 1997). 

Fraglich bleibt folglich, ob derartige Systeme - ins- 
besondere im Individualverkehr - in Breite Einzug 
halten werden. So nehmen sie dem Autofahren einen 
Teil seines „Erlebnischarakters". Unklar sind auch 
die tatsächlichen Beiträge zur Verkehrssicherheit, 
könnte doch ein „unterstützter" Fahrer im Vertrauen 
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auf die technischen Systeme zu riskanterem Fahren 
neigen und dadurch Sicherheitsgewinne kompen- 
sieren. Schließlich wären Fragen der Kapazität der 
Informationsverarbeitung der Fahrer im fahrenden 
Kfz oder der Auswirkungen einer immer stärkeren 
Entkopplung zwischen realer Umwelt und dem Fah- 
rer zu klären. 

In jüngerer Zeit verstärkt diskutiert wird die Aus- 
weitung des Einsatzes von Komponenten der Unter- 
haitungselektronik und deren Verbindung mit Ver- 
kehrstelematik-Komponenten in einem „Multime- 
dia-Fahrzeug" , Dabei sollen die bislang auf unter- 
schiedhchen Plattformen als Insellösung reahsierten 
Dienste auf eine gemeinsame technologische Basis 
gestellt werden. Intel hat beispielsweise gemeinsam 
mit Citroen den Prototypen eines Fahrzeugs vorge- 
stellt, der mit der „Connected Car PC-Technologie" 
ausgestattet ist. Diese wurde von Intel zusammen 
mit Automobilherstellem, Firmen aus der Kfz-Elek- 
tronik und Software-Anbietern entwickelt. Als Platt- 
form dienen die Module der PC-Architektur von In- 
tel. Darauf aufgesetzt werden umfangreiche Hard- 
und Software-Anwendungen, Kommunikationsfunk- 
tionen und Technologien aus der Unterhaltungselek- 
tronik. Das Fahrzeug wird also um einen modularen 
Multimedia-PC ergänzt. 

Die Entwickler unterscheiden zwischen einem 
System für den Fahrer und einem für die Unter- 
haltung. Das Fahrersystem soll Echtz eitinformatio- 
nen über Verkehr und Wetter üefem sowie Fahr- 
zeugdiagnose und Kommunikation ermöglichen. 
Sicherheitseinrichtungen, Routenplanung und dyna- 
mische Zielführung sowie elektronische Landkarten 
und Serviceleistungen wie Hotel- und Restaurant- 
Informationen sind ebenfalls Teil des Fahrersystems. 
Das System für die Unterhaltung bzw. für Passagiere 
soll Kommunikationsmöghchkeiten (Fax, Telefon, 
e-mail) sowie Computerspiele, Fernsehen, Spielfilme 
von einer DVD (Digital Versatile Disc), Radio und In- 
ternet-Zugang zur Verfügung stellen. Da sich die Lö- 
sung streng an der PC-Technologie orientiert, läßt 
sich jede Software, die auf stationären PC läuft, auch 
im Fahrzeug-Rechner einsetzen. Intel zielt neben 
dem Business-Bereich vor allem auf das Familien- 
Fahrzeug. Die Hersteller hoffen, damit zukünftig in 
einen Massenmarkt vorstoßen zu können. Der Preis 
soll etwa in der Größenordnung von 4000 Mark 
hegen. Im Jahr 1999 soll die gesamte Technologie auf 
dem Nachrüstmarkt zur Verfügung stehen, für 2000 
peilen die Unternehmen die Erstausrüstung der Fahr- 
zeuge an. 


4. Telematikanwendungen im Güterverkehr 

Telematik-Anwendungen im Güterverkehr hegen 
häufig nur am Rande des öff entheben Interesses. 
Dies ist um so überraschender, als zum einen der Gü- 
terverkehr in den Augen von Öffenthehkeit wie Poh- 
tik als besonders problematisch gilt und zum anderen 
die Telematik auch im Güterverkehrsbereich zahl- 
reiche Nutzungsmöghehkeiten bietet, die Potentiale 
zur Effizienzverbesserung bergen. Telematiksysteme 
im Güterverkehr soUen vor aUem den Verkehrsmittel- 
und Fahrzeugeinsatz im Güterverkehr optimieren, 


insbesondere die Auslastung der Fahrzeuge erhöhen 
und die Fahrleistung reduzieren. 

Die Ansprüche an den Güterverkehr und damit zu- 
sammenhängend an die logistische Leistungserstei- 
lung im Speditions- und Transportwesen sind in den 
letzten Jahren erhebheh gestiegen. Damit einher gin- 
gen Veränderungen in den Rahmenbedingungen der 
Logistik, wie etwa die Globalisierung der Beschaf- 
fungs- und Absatzmärkte, die Verringerung der Fer- 
tigungstiefe und das Outsourcing (was die Transport- 
aufwendungen z.T. erhebheh steigen läßt), die Libe- 
rahsierung der Verkehrsmärkte sowie neue ökolo- 
gische Anforderungen an Logistik und Verkehr. Um 
diesen Trends Rechnung tragen zu können, wird in 
Transportunternehmen verstärkt an Strategien zur 
Effizienzsteigerung und Verkehrsvermeidung gear- 
beitet. Diese beziehen sich auf die Kooperation, die 
Effizienzsteigerung bei der Disposition der Trans- 
portmittel wie auch die Realisierung neuer Logistik- 
Konzepte. 

Die Praxis und die Wissenschaft der Logistik haben 
sich in den letzten Jahren weiterentwickelt. Es fällt 
schwer, den technischen Entwicklungsstand zu fixie- 
ren oder gar eindeutige Trends und Tendenzen aus- 
findig zu machen. Logistik-Strategien sowie diesbe- 
zügliche Technik und Informatik sind voneinander 
abhängig und bedingen sich einander. Just-in-time- 
Lieferstrategien funktionieren nur mit ausfallsicherer 
Technik und beherrschbaren EDV-Schnittstellen 
zwischen Lieferanten und Belieferten. Neue Tech- 
niken und Kommunikationsformen machen be- 
stimmte Logistikstrategien erst mögüch oder for- 
dern diese sogar erst heraus. „Efficient consumer 
response" (die schnelle Reaktion über mehrere Ver- 
triebs- und Produktionsstufen hinweg) wie auch 
„Tracing and Tracking" (die jederzeitige Auskunfts- 
bereitschaft über den Verbleib von Sendungen im 
nationalen und internationalen Parcel-Service) basie- 
ren auf neuen Speicher- und Erfassungssystemen 
und dem Abbau von EDV-Schnittstellen zwischen 
einzelnen Computer-Systemen (Miebach 1997). An- 
sätze zur Koordination und Bündelung von Sammel- 
und Verteilverkehren könnten durch die Integration 
leistungsfähiger Telematik-Dienste beispielsweise 
für die Routenplanung, Sendungsverfolgung und 
Abrechung attraktiver gestaltet werden. 

Folgende Ansätze der Telematik-Anwendung im 
Güterverkehr werden derzeit vor allem verfolgt: 

- automatische Sendungsverfolgung, durch die 
jederzeit die zuletzt angefahrene Station auf dem 
Transportweg (zukünftig mögheherweise sogar 
die aktuelle Position des Transportes) sowie der 
aktuelle Status der Sendung nachverfolgt werden 
können, 

- zeit- und ortsgenaue Ortung von Fahrzeugen und 
Ladungsträgern, 

- automatische Identifikation von Fahrzeugen und 
Ladungen, automatische Objektidentifizierung, 

- Planung der operativen Umschlagabläufe in Spe- 
ditionen basierend auf der Sendung vorauseilen- 
den Daten, 
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- Optimierung der Transportbegleitung und -Steue- 
rung durch den Aufbau durchgängiger (onhne-)In- 
formationsketten sowohl intern als auch zwischen 
den am Transport beteihgten Lieferanten, Spediti- 
onszentralen, Zollämtern und Empfängern. 

Daneben soll der Güterverkehr auch primär mit Blick 
auf den Personenverkehr entwickelte verkehrsträ- 
gerspezifische Telematik-Anwendungen nutzen bzw. 
von deren Ausbreitung profitieren. So können indi- 
viduelle Navigations- und Zielführungssysteme auch 
im Straßengüterverkehr eingesetzt werden. Deren 
Datenbasis ließe sich für das Erstellen verkehrssitua- 
tionsabhängiger (dynanüscher) Touren- und Routen- 
planungen nutzen. 

Der Einsatz von Telematik- Systemen im Güter- 
verkehr soll folgende Rationalisierungspotentiale er- 
schheßen: 

- effizientere Gestaltung innerbetrieblicher Prozesse 
durch Vereinfachung des Daten Verkehrs, Vermei- 
dung der Mehrfacheingabe von Daten und von 
aufwendigen Konvertierungen zwischen inkom- 
patiblen Systemen sowie Verringerung von Fehler- 
quoten, 

- effizienter Fahrzeugeinsatz, Vermeidung von Leer- 
und Umwegfahrten, Verbrauchs reduzierung, 

- Nutzung der Straßen- und Kommunikationsinfra- 
struktur zur Mobilisierung von Kapazitätsreserven, 

- Verkehrs trägerübergreif ende Integration der Trans- 
portketten, 

- Verkehrssicherheit mit Diebstahlschutz, Unfall- 
meldung und Notruf. 

Die zur Anwendung kommenden Telematiksysteme 
sollten flächendeckend und möglichst international 
verfügbar und anwendbar sein und einen durchgän- 
gigen Datenaustausch erlauben Sie sollen preiswert, 
schnell, zu bestehenden Systemen kompatibel und 
einfach einbaufähig sowie robust, leicht bedienbar, 
manipulationssicher und erweiterbar (modular auf- 
gebaut) sein. Die Systeme dürfen den Fahrer nicht 
ablenken und müssen aus ergonomischen Gründen 
im primären Handlungsbereich und Sichtfeld im 
Fahrerhaus integrierbar sein. 

Die Techniken für eine effizientere Gestaltung von 
Logistikprozessen sind heute durchaus verfügbar. 
Gerade bei den kleinen bis mittelgroßen Unter- 
nehmen der Speditions- und Transportbranche er- 
folgt die Kommunikation - wie beispielsweise die 
Übermittlung von Auftragsdaten - zum überwiegen- 
den Teü jedoch noch per Telefonanruf oder durch das 
Versenden eines Telefax/Telex. Die papierlose Kom- 
munikation ist erst bei wenigen Großunternehmen 
annähernd verwirklicht. Die Gründe dafür sind viel- 
fältig: 

- Investitionen in fortschritthche Kommunikations- 
technologien weisen auf den ersten Bhck für die 
beteiligten Unternehmen ein schlechtes Kosten-/ 
Leistungsverhältnis auf. Unternehmer erwarten 
ein „return on Investment innerhalb von zwei Jah- 
ren" (Hipp 1996), Nutzeneffekte wie verbesserte 
Wettbewerbsfähigkeit oder optimierte Ressour- 
cennutzung im Unternehmen lassen sich jedoch 


nur schwer in Zahlen fassen. Es fehlt an Konzep- 
ten, technische Lösungen in faßbare wirtschaft- 
liche Vorteüe für Unternehmen umzusetzen. 

- Kleinere Speditionen passen sich häufig stark an 
die Anforderungen ihrer Kunden an. Neue Sy- 
steme werden erst dann implementiert, wenn die 
jeweüigen Kunden bestimmte Arten der Kommu- 
nikation vorschreiben (wie beispielsweise bei just- 
in-time-Lieferungen in der Automobilzulieferin- 
dustrie). 

- Bei den Beteihgten bestehen Informationsdefizite 
über die AnwendungsmögÜchkeiten moderner 
Kommunikationstechnologien. 

Wie im Personenverkehr sind auch im Güterverkehr 
die derzeit verfolgten Konzepte mehrheitlich ver- 
kehrsträgerspezifisch. Die bisher zum Einsatz kom- 
menden Systeme sind in den meisten Fällen als Insel- 
lösungen einzelner Unternehmen entwickelt worden, 
die nicht kompatibel zu firmenfremden Systemlösun- 
gen sind. Die Integration verschiedener transporteur- 
und kundenspezifischer Systeme wird derzeit in zu 
geringem Maße vorangetrieben, so daß effektive Ko- 
operationen, insbesondere verkehrsträgerübergrei- 
fender Art, kaum implementiert sind. Ziel sollten 
jedoch verkehrsträgerübergreifende Lösungen sein, 
die die gesamte Transportkette umfassen. Erfah- 
rungsgemäß bereitet die Überwindung von Schnitt- 
stellen bei der Organisation von Transport- und Logi- 
stikketten die größten Probleme. Innovative Tele- 
matik-Anwendungen können diese zwar nicht vöUig 
beseitigen, jedoch durchaus einen Beitrag zu ihrer 
Milderung leisten. Damit verbunden ist ein flächen- 
deckendes Informationsnetzwerk, das einen durch- 
gängigen Datenaustausch zwischen Lieferant, Fahr- 
zeug, Zentrale und Empfänger erlaubt. An den 
Schnittstellen zwischen den verschiedenen Verkehrs- 
trägern sollen mit den entsprechenden Telematik- 
Diensten Informationsverbünde zwischen den betei- 
ligten Unternehmen und Behörden entstehen. Die 
Verknüpfung der Verkehrsträger untereinander sowie 
die rationelle und beschleunigte Gestaltung der Gü- 
terabfertigung spielen hier eine wichtige Rolle. 

Ein Schwerpunkt der internationalen Bemühun- 
gen liegt in der branchenunabhängigen sowie fir- 
menübergreifenden Standardisierung des Daten- 
austausches für das Fracht-, Flotten- und Fahrzeug- 
management. Ziel ist es, Nachrichten und Daten so- 
wohl zwischen den an der Transportkette beteiligten 
Unternehmen als auch mittels mobüer Kommunika- 
tionseinrichtungen zwischen der Fahrzeugflotte und 
der jeweüigen Zentrale auszutauschen. Gleichzeitig 
sollen die neuen Kommunikationsstrukturen durch 
ihre Vernetzbarkeit zur Vermeidung von Mehrfach- 
Datenerfassung beitragen, so daß allen Beteihgten 
die gleichen Daten zur Verfügung stehen. Auf diese 
Weise sollen Mißverständnisse bzw. Planungsfehler 
aufgrund von Fehlem bei der Datenerfassung einzel- 
ner Stellen vermieden werden. 

Beim Aufbau einer Transportkette ist die Beherr- 
schung der Schnittstellen von zentraler Bedeutung. 
Dies gilt für die physischen und insbesondere für die 
luK-SchnittsteUen. Wichtige Innovationsimpulse ge- 
hen dabei von der Optimiemng der luK-Techniken 
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aus. Diese Techniken entwickeln sich hin zu offenen 
Systemstrukturen. Offene Systeme bieten potentiell 
ein hohes Maß an Flexibilität, Integierbarkeit, Sicher- 
heit und Zuverlässigkeit. Seit Mitte der 80er Jahre ist 
die Reahsierung eines strukturierten elektronischen 
Datenaustausches für die Transportwirtschaft von 
wachsendem Interesse. Electronic Data Interchange 
(EDI) ermöghcht den Austausch von strukturierten 
elektronischen Daten zwischen zwei oder mehreren 
Partnern, die sich in derselben Sprache (Syntax) ver- 
ständigen. EDI beinhaltet zudem die Weiterverarbei- 
tung der Daten beim Empfänger ohne manuelle Ein- 
griffe zur Eliminierung von Falscheingaben. Durch 
die Nutzung von EDI ist es möghch, Informationen 
schon vor Eintreffen der Ware zu übermitteln, was zu 
Kosten- und Qualitätsvorteilen führen kann. Bei- 
spielsweise kann die Tourenplanung für die Aushefe- 
rung schon nach dem Erhalt der elektronisch über- 
mittelten Nachricht über die Verladung auf das 
Streckenverkehrsnüttel erstellt werden. Maschinen- 
lesbare Geschäftsdokumente könnten als Grundlage 
für Rechnungswesen und Controlhng genutzt wer- 
den, da Auswertungen ohne erneutes Erfassen er- 
steht werden können. Für EDI stehen heute aus- 
reichend leistungsfähige Datenübertragungsdienste 
sowohl für stationäre als auch für mobile Daten- 
übertragung zur Verfügung. Probleme treten aber 
dort auf, wo ein Beteihgter gezwungen ist, mit seinen 
jeweihgen Partnern in verschiedenen Syntaxen zu 
kommunizieren. 

In nationalen und internationalen Normungsgremien 
hat man darum - unter der Schirmherrschaft der Ver- 
einten Nationen - einen international als auch bran- 
chenübergreifend anwendbaren Standard für die 
elektronische Datenkommunikation in der Weltwirt- 
schaft entwickelt. EDIFACT (Electronic Data Inter- 
change for Administration, Commerce and Transport) 
versucht, die Kommunikation zwischen den Anwen- 
dungssystemen externer Partner zu standardisieren. 
In Rahmen von EDIFACT, dessen Entwicklung 1987 
begonnen wurde, wurden von der UN- Wirtschafts- 
kommission die auszutauschenden Nachrichten in 
ihren Inhalten und Formaten definiert. Dadurch wird 
es möghch, die eigenen Anwendungen entsprechend 
anzupassen oder Softwareprodukte einzukaufen, 
die die Nachrichtenstruktur eigener Anwendungs- 
systeme in EDIFACT-Nachrichten umsetzen. Durch 
die Büdung von Subsets, die die Komplexität der 
branchenübergreifenden Standard-Nachrichtentypen 
auf den in der jeweihgen Branche benötigten Um- 
fang reduzieren, kann der EDIFACT- Standard auf 
die spezifischen Anforderungen einzelner Branchen 
zugeschnitten werden. 

Frachtmanagement- und Logistiksysteme dienen der 
Transportwege- und Transportmittelplanung, Fracht- 
verfolgung und Gefahrgutüberwachung. Betriebs- 
interne Frachtmanagementsysteme werden in einzel- 
nen Speditionen eingesetzt. Verkehrsträgerüber- 
greifende Systeme sind derzeit noch nicht realisiert. 
Ein wesentliches Umsetzungshemmnis dafür ist die 
nur geringe Kooperationsbereitschaft zwischen den 
Transportunternehmen. 

Elektronische Sendungsverfolgung und Status- 
meldung werden heute bereits bei vielen - vorwie- 


gend international operierenden - Spediteuren ein- 
gesetzt. Mit Hilfe von Identifikations- und Sendungs- 
verfolgungssystemen sollen Ladungen, unabhängig 
vom genutzten Verkehrsträger, zuverlässig und 
schneU identifiziert und deren Standort jederzeit be- 
stimmt werden können. In die elektronische Kommu- 
nikation können auch kleine leistungsfähige Bord- 
rechner in den Fahrzeugen einbezogen sein. Per 
Mobilfunk oder über terrestrische Systeme (z.B. Mi- 
krowehen-Reflexions-System) erfolgt der Daten- und 
Informationsaustausch. Allerdings sind sowohl die 
Formate der Datenübertragung als auch die Wege 
der Datenübermittlung noch sehr unterschiedüch, 
Spediteure wie Kunden klagen über inkompatible 
Systeme. Der EDIFACT-Standard für den interna- 
tionalen Datenaustausch gilt als zu komplex und zu 
komphziert und findet darum in der Praxis kaum Ver- 
wendung. In Zukunft werden die Forderungen nach 
einem einheitlichen Branchen-Barcode sowie nach 
offenen Architekturen bei den Informations- und 
Kommunikationssystemen insbesondere im Bereich 
der Kurier-, Expreß- und Paketdienstleister zuneh- 
men, da die Kunden immer weniger bereit sind, ihre 
eigenen Systeme jedem einzelnen Dienstleister an- 
zupassen. 

Fracht- und Laderaumbörsen dienen der besseren 
Auslastung der eingesetzten Transportmittel. Derzeit 
beträgt die Fahrzeugauslastung im Straßengüter- 
verkehr zwischen 50 % und 60 %. Nur 26 % der Fahr- 
ten im gewerblichen Straßengüterverkehr werden in 
Kooperation durchgeführt, das Potential soll bei 37 % 
der Fahrten liegen (Baum 1995). Fahrzeuge unter- 
nehmen häufig Leerfahrten, da einerseits den Trans- 
portunternehmen allgemein verfügbare Informatio- 
nen zur Transportnachfrage fehlen, andererseits aber 
auch den Frachtanbietem nur eine unzureichende 
Übersicht der am Transportgeschehen beteiligten 
Unternehmen vorliegt. Zusätzhch zur Verbesserung 
der Kooperationsmöghchkeiten zwischen den Trans- 
portunternehmen verspricht man sich mit einem effi- 
zienteren Frachtmanagement in Form von Lade- 
raum- und Frachtbörsen eine Steigerung der Fahr- 
zeugauslastung. 

Seit Mitte der 80er Jahre werden in Westeuropa ver- 
einzelt DV-Systeme als Fracht- und Laderaumbörsen 
- vor allem für größere international tätige Unterneh- 
men - entwickelt. Sie sollen die Zahl der Leerfahrten 
reduzieren, Zeitgewinne am Disponentenarbeitsplatz 
erzielen und Transporte sinnvoll koordinieren. Bisher 
hat sich die Idee der Fracht- und Laderaumbörse bei 
vielen Unternehmen aber noch nicht durchsetzen 
können, da die verschiedenen Lösungskonzepte zu- 
meist nur Insellösungen bestimmter Unternehmen 
waren und somit einen zu kleinen Wirkungsbereich 
hatten. Der Nachteil konventioneller Frachtbörsen 
hegt nicht zuletzt auch im Angebot überwiegend un- 
attraktiver Transporte, da jeder an der Frachtbörse 
beteihgte Dienstleister eine Weitergabe von Kunden- 
informationen an Wettbewerber und in der Konse- 
quenz eine Abwanderung seiner Kunden zur Kon- 
kurrenz befürchtet. 

Das theoretisch verfügbare technische Potential der 
elektronischen Systeme zur Reahsierung von Fracht- 
und Laderaumbörsen zur Steigerung der Effizienz 
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wird aufgrund ihrer speziellen Nutzung in den orga- 
nisatorischen Rahmenbedingungen der Unterneh- 
men und Märkte bislang kaum umgesetzt, vielmehr 
dient die Nutzung der offenen Systeme vor allem zur 
Neuorientierung in bisher nicht bedienten Marktseg- 
menten. Offen ist die tatsächliche verkehrliche Wir- 
kung von elektronischen Systemen zur Realisierung 
von Fracht- und Laderaumbörsen. Diese wird maß- 
geblich durch die Situation auf dem Verkehrsmarkt 
bestimmt. Unklar ist, ob durch Rationalisierung frei- 
werdende Kapazitäten vom Markt genommen oder 
über sinkende Transportpreise im Straßenverkehr zu 
einer Verstärkung des bestehenden Verdrängungs- 
wettbewerbs führen (Berlange/Büllingen 1994). Da- 
her können erst eingehende Untersuchungen und 
Praxiserfahrungen zeigen, ob von elektronischen Sy- 
stemen zur Realisierung von Fracht- und Laderaum- 
börsen tatsächlich die erwarteten Verkehrs- und um- 
weltentlastenden Wirkungen ausgehen werden. 

Insbesondere der Transportablauf beim Gefahrgut- 
verkehr stellt ein ergiebiges Tätigkeitsfeld neuer 
Telematik- Systeme dar, wenn es darum geht, diesen 
Verkehrsbereich durch weiterentwickelte Techniken 
noch sicherer zu gestalten. Eine Übertragung der für 
den allgemeinen Güterverkehr erarbeiteten Ansätze 
zur Reduzierung der Verkehrsprobleme ist für den 
Gefahrgutverkehr nicht immer möglich, da tech- 
nische und rechtliche Einschränkungen spezifische, 
jeweils auf die Gefährlichkeit des Transportgutes be- 
zogene Anforderungen stellen. Wesentliche Anwen- 
dungsfelder von Informations- und Kommunikations- 
techniken im Gefahr gutverkehr sind daher indivi- 
duelle, auf örtlichen Vorgaben beruhende Routen- 
wahl (z.B. Verbot, bestimmte Gefahrstoffe auf inner- 
örtlichen Straßen zu transportieren) und deren Kon- 
trolle, externe Online -Kontrolle der Fahrzeuge (z.B. 
Gewichtskontrollen während der Fahrt (Weigh-in- 
Motion-Checkpoints)), fahrzeugseitige Diagnoseein- 
richtungen zur Kontrolle sicherheitsrelevanter Funk- 
tionen, Datenbanken zur Koordination von Entschei- 
dungen und zur Einhaltung einschlägiger Transport- 
und Sicherheitsvorschriften sowie die Verknüpfung 
verfügbarer Gefahrgutdatenbanken. 

Flottenmanagementsysteme dienen der Routen- 
planung und Routensteuerung von Fahrzeugen. Zur 
Verbesserung des Flottenmanagements im Güter- 
fernverkehr werden mittlerweile verschiedene 
Systeme angeboten. Diese Systeme gestatten eine 
effizientere Transportsteuerung und eine ständige 
Fahrzeugüberwachung (Positionsbestimmung, Da- 
tenübermittlung, Sicherheits- und Rettungsdienst). 
Dies ermöglichen sie vor allem durch einen regel- 
mäßigen, ggf. auch grenzüberschreitenden Daten- 
austausch zwischen dem Disponenten der Leitzen- 
trale und dem Fahrzeug. Der Bordcomputer erhält 
fortwährend die aktuellen Dispositionsdaten und 
Verkehrsinformationen. Gleichzeitig versorgt er 
- oder ggf. der Fahrer - die Leitzentrale mit Mittei- 
lungen über Standort und Fahrzeugzustand. Die Sy- 
steme können auch zur transportbegleitenden Ver- 
mittlung oder Erfassung von Informationen sowohl 
für die statische als auch für die dynamische Tou- 
renplanung genutzt werden. Einfachere Flottenma- 
nagementsysteme sind in einzelnen Transportunter- 


nehmen in Betrieb. Ein Flottenmanagementsystem 
mit dynamischem Leitsystem wurde im STORM- 
Feldversuch erprobt und ist einsatzbereit. Welche 
Kommunikationstechniken in Zukunft im Flotten- 
management Anwendung finden werden, hängt in 
entscheidendem Maße von der Einbindungsmög- 
lichkeit in zukünftige Verkehrsinformations- und 
-leitsysteme und der Standardisierung der einzuset- 
zenden Technologien ab. 

Die Branche der Kurier-, Expreß- und Paketdienst- 
leister (KEP) ist einer der Vorreiter bei der Nutzung 
moderner Informations- und Kommunikationssy- 
steme im Güterverkehr. Zur Untersuchung der An- 
forderungen an Informations- und Kommunikations- 
techniken seitens der KEP-Dienstleister und zur Er- 
mittlung zukünftiger Trends wurde im Rahmen des 
Forschungsprojekts „Optimierung von Expreßgut- 
verkehren mit Hilfe moderner Informations- und 
Kommunikationssysteme" der Technischen Univer- 
sität Berlin im Frühjahr 1995 eine breit angelegte 
Untersuchung unter Unternehmen aus allen Be- 
reichen des KEP-Marktes durchgeführt (Baumgarten 
1995; Hentschel u. a. 1995). Es wurde gezeigt, daß 
wie in fast allen anderen Branchen auch bei den 
KEP-Unternehmen im Softwarebereich der Einsatz 
von Büroanwendungen mit über 90 % dominiert. Die 
Speicherung von Sendungsdaten erfolgt kurzfristig 
zwar elektronisch, langfristig wird die Ablage aber 
meist noch papiergebunden durchgeführt. Weit ver- 
breitet (über 50%) sind inzwischen Sendungsverfol- 
gung (tracking and tracing), die bei großen Anbie- 
tern bereits vollautomatisiert abläuft, und Tourendis- 
position (über 40%). Diese logistikspezifischen An- 
wendungen haben in den letzten Jahren eine starke 
Steigerung erfahren und erlangen zukünftig noch 
stärkere Bedeutung. Ebenfalls stark gewachsen ist 
der Einsatz von Techniken zur mobilen Kommunika- 
tion. Er basiert auf der zunehmenden Notwendigkeit, 
Fahrzeuge des Unternehmens in den Kommunika- 
tionsprozeß einzubinden. Während Mobiltelefon und 
Mobilfunk eine nahezu branchenweite Verbreitung 
gefunden haben, sind Datenfunk und Satellitentech- 
nik wegen der fehlenden Information über diese Pro- 
dukte fast ausschließlich bei Großunternehmen im 
Einsatz. Die Ergebnisse der Untersuchung zeigten 
deutlich, daß moderne Informations- und Kommuni- 
kationssysteme noch nicht flächendeckend bei den 
Logistikdienstleistem im Einsatz sind und die Poten- 
tiale der vorhandenen Systeme nur teilweise genutzt 
werden. 

Der Entwicklung des Güterverkehrs auf der Bahn ist 
weiter problematisch. Die Hauptursachen für den 
Rückgang des Bahnanteils sind - neben der mit der 
Liberalisierung des Straßengüterverkehrs verbun- 
denen deutlichen Reduktion der Kosten für den Stra- 
ßentransport - bahnintemer Natur oder systembe- 
dingt: Verlader und Spediteure beklagen den hohen 
Zeit- und Kostenaufwand für den Vor- und Nachlauf, 
ungünstige Fahrpläne und lange Transportzeiten, die 
begrenzte Fähigkeit der Bahn zur Bewältigung im- 
mer kleinerer Sendungsgrößen, ein unzureichendes 
Angebot an umfassenden Logistikdienstleistungen 
sowie mangelnde Servicebereitschaft und Kunden- 
nähe. Hinzu kommen die Auswirkungen der über 
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lange Jahre in unzureichender Höhe erfolgten In- 
vestitionstätigkeit (Umschlagtechnik, Wagenpark 
und Informationssysteme sind z.T. erhebhch ver- 
altet), bürokratische Hemmnisse sowie die unzurei- 
chende grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 
Bahnen. 

Auch vom deutschen und europäischen Schienen- 
güterverkehr werden durch die Kunden in zu- 
nehmendem Maße logistische Gesamtleistungen ge- 
fordert, die nur mit Hilfe von transportbegleitenden 
Informationssystemen erbracht werden können. Zu- 
dem muß er Service-Angebote erbringen, die denen 
im Straßengüterfemverkehr adäquat sind oder dar- 
über hinausgehen. Diese machen z.T. völlig neue 
Betriebs- und Zugkonzepte notwendig, die ihrerseits 
durch Telematik-Anwendungen einfacher und ko- 
stengünstiger realisiert werden könnten. 

Arbeitserleichterungen für die gesamte Transport- 
überwachung bzw. -Steuerung z.B. durch eine größe- 
re Transparenz und bessere Organisation des Trans- 
portvorganges zählen ebenfalls zu den Anwen- 
dungsgebieten neuer Telematik-Systeme. Auf inter- 
nationaler Ebene bestehen die Probleme hauptsäch- 
lich darin, die Grenzen zwischen den unterschiedlich 
aufgebauten, auf Binnenbedürfnisse abgestimmten 
nationalen Systemen zu überwinden und die einzel- 
nen Zugfahrten möghchst so zu steuern, daß Warte- 
zeiten an den Grenzen weitgehend vermieden wer- 
den. Der Frachtbrief stellt dabei eine für alle Bahnen 
verbindhche Datenbasis dar. Mit DOCIMEL kann 
europaweit im Schienengüterverkehr der traditio- 
nelle Frachtbrief durch EDI ersetzt werden. Speziell 
zur Verbesserung der Leistungserstellung auf den 
Umschlagbahnhöfen des Kombinierten Ladungsver- 
kehrs wurde durch die Bahn ein zentrales Disposi- 
tions- und Informationssystem (DISK) entwickelt. In 
Zukunft soll DISK auch als dezentrales, offenes Infor- 
mations- und Kommunikationssystem zur Verfügung 
stehen. 

Für eine Steigerung der Effizienz im Schienengüter- 
verkehr sollen die Betriebsabläufe effizienter ge- 
staltet und teilweise auch automatisiert werden. Auf- 
grund der festen Spurführung hat die Bahn System- 
vorteile für eine Automatisierung vor allem im Fähr- 
betrieb. Daneben existieren weitere automatisie- 
rungsfähige Abläufe bei Bahnen, die vor allem für 
den Güterverkehr relevant sein werden. Diese um- 
fassen beispielsweise: 

- Fahrten auf programmierten Wegen mit program- 
mierten Geschwindigkeiten und Zielen (Fahren 
ohne Triebfahrzeugführer, Projekt SST - selbst- 
tätig signalgeführtes Triebfahrzeug). Tests mit 
einer Rangierlok haben die technische Machbar- 
keit erwiesen. 

- Bilden und Auflösen von Zügen (Kuppeln/Ent- 
kuppeln mit automatischen Zugkupplungen), Re- 
gulierung der Geschwindigkeit einzelner Wagen 
und selbstangetriebene Transporteinheiten (Pro- 
jekte IGW - innovativer Güterwagen und GMR - 
Güterwagen mit Rangierantrieb), automatisierte 
Bremsproben von der Lok aus (Projekt EBAS - 
elektronische Brems- Abfrage und -Steuerung). 


- Umschlagen von Ladegütem (anstelle des Um- 
stellens von Güterwagen werden nur Ladeein- 
heiten ausgetauscht, Entladung von Schüttgütern 
durch Steuerung aus der Lok). 

- Flexible Anpassung der Transportvorgänge an die 
Kundenwünsche. 

- Information/Kommunikation der Betriebszentralen 
der Bahnen mit dem Fahrzeug bzw. dem Ladegut 
sowie mit den Betriebsleitrechnem der Kunden 
(automatische, möghchst europaweite Ortung, 
Identifizierung und Positionsbestimmung von Roh- 
material und Ladeeinheiten, fahrzeugautonome 
Identifikationssysteme). Terrestrische Systeme zur 
automatischen Fahrzeugidentifizierung (AFI) sind 
technisch ausgereift und könnten in großem Maß- 
stab eingesetzt werden, sateUitengestützte AFI- 
Systeme für Bahnen stehen erst am Anfang der 
Entwicklung. Die DB AG testet mit dem Pilotpro- 
jekt KOMET verschiedene AFI-Systeme. 

- Überwachung und Sicherung quahtätsrelevanter 
Merkmale der Transporteinheiten. 

Einige der hier angeführten Systeme sind bereits 
im neuen Güterzugsystem „Cargo Sprinter" für den 
kombinierten Verkehr sowie in neuen Güterwagen 
(z.B. Fans 128) umgesetzt worden, andere befinden 
sich noch in der Entwicklung. Weitere Forschungs- 
arbeiten betreffen die Bilderkennung und -auswer- 
tung für die Güterzugbildung sowie Zugsicherungs- 
systeme für Güterzugbildungsanlagen. 

Daneben muß die Bahn erhebhche Leistungen er- 
bringen, um eine signifikante Verbesserung des Kun- 
denservices im Güterverkehr zu erreichen und zu- 
sätzliche neue Logistikangebote bereitzusteUen und 
dadurch eine Verbesserung ihrer Marktposition und 
eine höhere Auslastung von Produktionskapazitäten 
und Ressourcen zu erzielen. Zur Unterstützung die- 
ser Vorhaben realisiert der Güterverkehr der Bahn 
mit dem „ Transportsystem für die 90er Jahre (TS 90 ) " 
die informationstechnische Basis für eine lückenlose 
Transportkette. 

Teilprojekte von TS 90 sind: 

- Das Produktionsverfahren Güterverkehr (PGV), 
das sich auf die transportbezogene Informations- 
kette konzentriert. Es erfaßt die Daten über den 
Betriebsablauf und den Empfangszeitpunkt, den 
SoU-Ist-Vergleich bei der Transportdurchführung 
und die Meldung über den Abschluß der Beförde- 
rung, verarbeitet sie und gibt sie an die Nutzer 
weiter. 

- Das Frachtinformationssystem (FIS) hat die fracht- 
bezogene Informationskette Versender-Bahn-Emp- 
fänger zum Inhalt. Es soll den Grundstock für ein 
umfassendes Auftragsabwicklungssystem bilden. 
Darin eingeschlossen ist eine interne und externe 
logistische Informationsversorgung mit trans- 
portbegleitenden und transportvorauseilenden 
Daten. 

- Das Werkstatt- und wagentechnische Informa- 
tionssystem (WIS) umfaßt das Werkstättenver- 
fahren und stellt über eine Fahrzeugdatenbank 
die Basisdaten sowie dispositionsrelevante Daten 
aller Fahrzeuge für PGV und FIS bereit. 
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- Ein Onhne- Austausch bestimmter Daten mit den 
Kunden sowie über HIPPS (HERMES- Internationa- 
les Produktionsplanungssystem) mit anderen Bah- 
nen. HERMES ist das internationale Datenübertra- 
gungsnetz der europäischen Eisenbahnen. 

Für eine lückenlose Informationskette ist die Rea- 
lisierung einer technischen Schnittstelle zwischen 
dem DV-System TS 90 und der „Rechnergestützten 
zentralen Betriebsleitung (RZBL)" des Netzes von 
zentraler Bedeutung. Damit wäre in Echtzeit eine 
lückenlose Zugverfolgung zwischen den Güterbahn- 
höfen im gesamten Netz möglich, die ihrerseits Vor- 
aussetzung für eine lückenlose Sendungsverfolgung 
durch Bahn und Kunden ist. Sehr wichtig wäre zu- 
dem die Ausdehnung der Möglichkeit der lücken- 
losen Zugverfolgung auf den internationalen Bahn- 
güterverkehr. 

5. Telematik-Systeme 
im Öffentlichen Verkehr 

Der öffenthche Verkehr (ÖV) soll vor allem in den 
Ballungsräumen als Alternative zum Autoverkehr er- 
halten bleiben und in seinem Leistungsangebot aus- 
gebaut werden. Dazu werden auch im ÖV Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken in verstärktem 
Maße Einzug halten müssen, um nicht infolge einer 
alleinigen Effizienzsteigerung im Individualverkehr 
die konkurrierenden Systeme des öffenthchen Ver- 
kehrs, die für die meisten Dienstleistungen schon 
heute Nachteile aufweisen, weiter ins Hintertreffen 
geraten zu lassen. Hier werden Bund, Länder und 
Gemeinden in Zukunft verstärkt gefordert sein; vor 
allem, um die Attraktivität der in der Hauptsache in 
ihrem Eigentum befindhchen Verkehrsunternehmen 
zu sichern und damit einen Beitrag zu ihrer Wirt- 
schafthchkeit und zu den Leistungsangeboten um- 
weltfreundhcherer Verkehrsträger zu leisten. 

Telematikanwendungen zur Attraktivitäts Steigerung 
und Effizienzverbesserung im ÖV müssen verschie- 
denen Nutzersichten Rechnung tragen. Die Kunden 
fordern beispielsweise schnelle und richtige Informa- 
tionen sowohl unterwegs (im Fahrzeug, an der Halte- 
stelle, auf den Bahnhöfen) als auch zu Hause, eine 
Verbesserung des Angebotes und der Quahtät der 
Dienstleistungen, eine verständliche Aufbereitung 
und einfache Handhabung des Angebotes sowie 
Transparenz bei den möglicherweise entstehenden 
Kosten. Ergebnisse von Umfragen zeigen, daß die 
wichtigsten Ansatzpunkte für eine Erhöhung der 
Attraktivität des ÖPNV die Regelmäßigkeit (60%), 
die Reisezeit (51%), die Berechenbarkeit (49%) und 
die Parkmöghchkeiten (48%) sind (Rupp 1996). Hier- 
zu sind Maßnahmen vor allem zur verbesserten In- 
formation der Fahrgäste sowie zur Komfortverbes- 
serung, Beschleunigung und Anschlußsicherung 
notwendig. Verbesserungen des Reisekomforts, der 
Pünkthchkeit, der Reisegeschwindigkeit, der Ver- 
kehrssicherheit sowie erzielte Kostensenkungen, so- 
fern sie in Tarifsenkungen umgesetzt werden, könn- 
ten die Nachfrage nach zusätzhchen Verkehrslei- 
stungen stimuheren und so einen zusätzlichen Anreiz 
für die ÖV-Betreiber bilden, neue Techniken einzu- 
setzen. 


5.1 Systeme zur Rationalisierung 

und Optimierung der Betriebsabläufe 
und zur Effizienzverbesserung 

Verkehrsuntemehmen, die das Angebot im ÖV tra- 
gen, sind zunächst primär an Systemen zur Rationah- 
sierung und Optimierung der Betriebsabläufe und 
zur Effizienzverbesserung interessiert. Sie stellen an 
den Einsatz von luK-Techniken verschiedene Anfor- 
derungen: Neben der nachgewiesenen Funktionali- 
tät und Zuverlässigkeit der Systeme, die notwendige 
Voraussetzungen für ihren Einsatz sind, werden 
weitgehende Standardisierung, überschaubare Kom- 
ponentenzahl, Kompatibihtät sowohl mit existieren- 
den Komponenten für die gleiche Funktion als auch 
zwischen Komponenten für verschiedene Anwen- 
dungen und akzeptable Kosten erwartet. Zudem 
sollte sich ein Datenaustausch sowohl innerhalb des 
Unternehmens als auch mit Partneruntemehmen und 
externen Dienstleistern realisieren lassen. 

Derzeit werden zahlreiche Konzepte zur Verbes- 
serung der Attraktivität des ÖV umgesetzt, die u.a. 
auch die Implementierung neuer Telematik- Systeme 
beinhalten. Mit deren Unterstützung sollen für fol- 
gende Aufgabenfelder Verbesserungen erreicht wer- 
den: 

- strategische Planung (Nachfrageermittlung, Linien- 
netz- und Angebotsplanung), 

- operative Planung (Betriebsplanung, Fahrtenpla- 
nung, Fahrzeugumlaufbildung), 

- Organisation (Werkstatt, Fahrwegsicherung, Fahr- 
planauskunft, Personaldisposition) sowie 

- Auswertung/Statistik (zur Bedarfsplanung, Erhe- 
bungen des Fahrgastaufkommens einzelner Linien). 

Die notwendige Technik ist in vielfältiger Form schon 
vorhanden oder im Rahmen nationaler Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte in der Erprobungs- bzw. 
Realisierungsphase. Am Markt werden mehrere Sy- 
steme angeboten, so daß in der Vergangenheit zahl- 
reiche Insellösungen in den verschiedenen Verkehrs- 
untemehmen zum Einsatz kamen. Vor allem diese 
älteren Systeme weisen häufig untereinander unter- 
schiedhche Leistungsmerkmale und Inkompatibih- 
täten aufgmnd unzureichender Schnittstellen auf, so 
daß eine Vernetzung mit anderen internen wie exter- 
nen Systemen kaum durchführbar ist. Zudem sind 
Systemerweitemngen oder Systemmodemisiemngen 
nur mit einem erheblichen technischen und finan- 
ziellen Aufwand möglich. 

Zur Realisierung einer einheithchen Basis für die In- 
tegration von Datenverarbeitungslösungen in Ver- 
kehrsuntemehmen hat der Verband deutscher Ver- 
kehrsunternehmen (VDV) bereits Ende der achtziger 
Jahre das ÖPNV-Datenmodell entwickelt. Mittels 
dieses Modells soll die Kommunikation zwischen ver- 
schiedenen DV-Lösungen ermöghcht und gewähr- 
leistet werden, zudem werden DV-Inseln und damit 
redundante Datenhaltung und mehrfache Daten- 
pflege vermieden. 

Zuwächse bei den Fahrgastzahlen, die einige Ver- 
kehrsbetriebe in den letzten Jahren erreichen konn- 
ten, lassen sich neben Tarifangebots- und Linienver- 
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Besserungen auch dem vermehrten Telematik-Ein- 
satz zuschreiben. Fahrzeitverkürzungen, höhere 
Pünktlichkeit und bessere, am Bedarf der Kunden 
orientierte Information sind wesentliche Merkmale 
dieser Attraktivitätsverbesserung. 

Die Realisierung einer zuverlässigen und genauen 
Fahrzeugortung ist die notwendige Voraussetzung 
für zahlreiche neuartige Anwendungen von luK- 
Techniken im ÖPNV. Heute eingesetzte Systeme auf 
der Basis von Baken oder Induktionsschleifen sind 
weitgehend problemlos und weit verbreitet, aller- 
dings mit einigen Nachteilen behaftet: Sie funk- 
tionieren wegen des eingesetzten Prinzips nur bei 
liniengebundenen Verkehren. Wird von den vorge- 
gebenen Strecken abgewichen, bleibt in der Regel 
nur die Information der Betriebszentrale durch den 
Fahrer. Es sind sowohl in den Fahrzeugen als auch 
auf den Strecken Geräte erforderlich, was Kosten für 
die Investition und die Instandhaltung mit sich 
bringt. Zudem sind Datenhaltung und Datenver- 
sorgung sehr arbeitsintensiv und aufwendig und er- 
fordern große Sorgfalt (Janecke et al. 1995). 

Als Alternative zum existierenden System wird die 
Nutzung der satelütengestützten Ortung im ÖPNV 
diskutiert. Diese ermöglicht eine nahezu permanente 
Erfassung der Position aller Fahrzeuge eines Ver- 
kehrsunternehmens in Echtzeit. Durch die Nutzung 
sateUitengestützter Ortungssysteme (Janecke et al. 
1995; Frerichs/Gayen 1996) ließen sich Funktionen 
wie Fahrgastinformation, Anschlußsicherung und 
Fahrzeugdisposition, Notruf bei Unfall und Über- 
fall, Vorrangsteuerung für Lichtsignalanlagen, Tarif- 
zonenerkennung für Fahrkartenautomaten und Ent- 
werter, Ermittlung der Kilometerleistung für Zwecke 
der Planung und Betriebsstatistik sowie Ermittlung 
von Haltezeiten und Fahrgastwechselzeiten realisie- 
ren. Die höchste Ortungsgenauigkeit unter den an- 
gegebenen Anwendungen wird bei der Vorrang- 
steuerung für Lichtsignalanlagen gefordert, sie muß 
ca. +/- 5 m bei hoher Verfügbarkeit erreichen. Die 
Verkehrsunternehmen sind am Einsatz der satelh- 
tengestützen Ortung interessiert. Offensichtliche 
Vorteüe werden gegenwärtig vor allem für Verkehre 
außerhalb des Regelbetriebs, in ländlichen Räumen 
sowie für flexible Betriebsweisen gesehen. Erste Pra- 
xistests wurden bzw. werden bereits durchgeführt. 

Leistungsfähige Rechnergestützte Betriebsleitsysteme 
(RBL) für den ÖPNV werden in Deutschland und 
Europa schon seit mehr als 20 Jahren eingesetzt. Sie 
dienen vor allem dem effektiven Einsatz der vorhan- 
denen Fahrzeugkapazitäten durch eine kontinuier- 
liche Solldatenaufbereitung sowie der genauen Er- 
fassung der Belastungszustände und Betriebsstörun- 
gen im Netz. Dadurch kann wesentlich zur Optimie- 
rung der Betriebsabläufe und somit auch zur Siche- 
rung des Beförderungsangebotes für die ÖPNV-Kun- 
den beigetragen werden. Zu den wesentlichen Auf- 
gaben der RBL-Systeme zählen die Verbesserung 
der Pünktlichkeit und Anschlußsicherung mit dyna- 
mischen Betriebsdaten, die Optimierung des Fahr- 
zeugumlaufes, die ÖPNV-Beschleunigung durch Be- 
einflussung von Lichtsignalanlagen (LSA), disposi- 
tive Maßnahmen zur Behebung betrieblicher Störun- 
gen sowie die dynamische Fahrgastinformation. 


Diese Systeme haben bisher durch ihre dispositiven, 
steuernden und sichernden Funktionen einen wich- 
tigen Beitrag zur Verbesserung der Betriebssteue- 
rung und kundengerechten Informationsaufberei- 
tung geleistet. 

In Zukunft wird im ÖPNV der verstärkte Aufbau und 
Einsatz standardisierter Betriebsleitsysteme notwen- 
dig werden. Ursachen dafür sind u.a. die zuneh- 
mende Verflechtung der Ballungs- bzw. Verkehrs- 
räume und die schrittweise Integration der Verkehrs- 
betriebe in größere Verkehrsverbünde, die Erhaltung 
der Transparenz der Verkehrsabläufe im Liniendienst 
bei komplexer werdenden Systemen sowie die wach- 
senden Anforderungen der Kunden an Zuverlässig- 
keit, Komfort, Flexibilität und Sicherheit im ÖPNV. 
Dazu - und zur Reduktion der Kosten - müssen ver- 
stärkt Betreiber- und verkehrssystemunabhängige 
Techniken zum Einsatz kommen. Dies gilt vor allem 
dann, wenn ÖPNV-relevante Daten in einen regio- 
nalen Datenpool einfließen sollen. 

Ein wichtiger Aspekt beim Einsatz von Betriebsleit- 
systemen ist die Notwendigkeit, den Datentransfer 
zwischen einer Einsatzzentrale und den im Einsatz 
befindlichen Fahrzeugen schneller und zuverlässiger 
zu gestalten. Bisher werden für die Kommunikation 
analoge Betriebsfunksysteme mit Datenübertragung 
eingesetzt. Die Betriebsfunksysteme befinden sich im 
Eigentum der Verkehrsuntemehmen, ihren geringen 
laufenden Kosten stehen hohe Anschaffungskosten 
gegenüber. Analoge Betriebsfunksysteme werden 
den gewachsenen Anforderungen an die Datenkom- 
munikation unter Beachtung der Frequenzökonomie 
in absehbarer Zeit wohl nicht mehr genügen können, 
eine Modernisierung hin zu digitalen Systemen wird 
erforderlich werden. Zukünftig könnte hier auch der 
zellulare Mobilfunk (GSM) verstärkt zum Einsatz 
kommen. Er bietet den Vorteil, daß Verkehrsunter- 
nehmen dafür keine eigene Infrastruktur aufbauen 
und finanzieren müssen, Systemmodernisierungen 
werden durch die Netzbetreiber vorbereitet und um- 
gesetzt. Allerdings sind für eine verbreitete Nutzung 
des Mobilfunks in öffentlichen Verkehrsuntemeh- 
men noch Voraussetzungen zu schaffen: Neben zu 
lösenden technischen Anfordemngen (Nachrüstung 
um betriebsfunktypische Eigenschaften, Schnittstel- 
len, Protokolle) sind vor allem für Verkehrsuntemeh- 
men wie Netzanbieter akzeptable Abrechnungs- 
modelle für die Kommunikationsgebühren zu ent- 
wickeln. 

In zahlreichen Städten ist man bemüht, die Attrak- 
tivität des ÖPNV durch die Beschleunigung einzel- 
ner Linien zu verbessern. Insbesondere im Bereich 
der Knotenpunkte oder auf Streckenabschnitten, die 
gemeinsam mit dem übrigen Straßenverkehr genutzt 
werden und auf denen durch bauliche Infrastruktur- 
verbessemngen keine nennenswerten Effekte mehr 
erzielt werden können, sollen mittels Telematik neue 
Lösungsansätze zur Reduziemng der externen Ein- 
flüsse umgesetzt werden. Typische Einsatzgebiete 
der Telematik-Anwendungen, die häufig im Rahmen 
der ÖPNV-Priorisiemng bzw. -Beschleunigung zum 
Einsatz kommen, sind die Vorrangschaltung an 
Lichtsignalanlagen (LSA-Knoten) zur Verkürzung 
der Wartezeiten, die Koordinierung der LSA-Steue- 
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rung mehrerer Knoten durch besser abgestimmte 
Signalprogramme oder Sonderphasen, die - per- 
manente oder verkehrsabhängige - Reservierung 
von Fahrspuren (angezeigt durch Wechselverkehrs- 
zeichen), die Einrichtung von „Pförtneranlagen", die 
Funktionsüberwachung und Steuerung über Ver- 
kehrsleitzentralen zur Optimierung des gesamten 
Betriebsablaufs sowie die Anschlußsicherung ins- 
besondere bei Verknüpfung verschiedener ÖPNV- 
Systeme durch zeitlich und organisatorisch bessere 
Netzverknüpfung. 

Bereits Mitte der achtziger Jahre wurden die ersten 
Nahverkehrsfahrzeuge mit dem integrierten Bord- 
informationssystem (IBIS) ausgerüstet, das aufgrund 
seiner Informations- und Kommunikationsmöglich- 
keiten in Verbindung mit den mikroprozessor- 
gesteuerten LSA-Steuergeräten auch für Beschleuni- 
gungsmaßnahmen eingesetzt werden kann. Zur 
ÖPNV-freundlichen, dezentralen Steuerung der LSA 
werden entweder fahrzeugseitig über Funk von den 
LSA die Grünphasen angefordert (Anforderungs- 
telegramme), oder LSA-Baken erfassen die ankom- 
menden Fahrzeuge, um über ein Steuergerät mit 
einer speziellen Signalprogrammbüdung die Grün- 
phase bzw. Grünzeitverlängerung einzuleiten. 

Realisierte Lösungen zeigen die erhebliche betriebs- 
wirtschaftliche Wirkung von Beschleunigungsmaß- 
nahmen im ÖPNV. In München wurde ein Paket von 
Beschleunigungsmaßnahmen an der nahezu die 
gesamte Innenstadt quer enden Straßenbahnlinie 20 
durchgeführt, um diese wesentlich schneller, pünkt- 
licher und fahrgastfreundlicher zu gestalten. Die- 
se Maßnahmen verursachten Gesamtkosten von 
24,4 Mio. DM, denen im ersten Jahr Betriebskosten- 
ersparnisse von 3,25 Mio. DM durch das Einsparen 
von Zügen infolge der Umlaufzeitverkürzung 
(20 min.) gegenüberstehen. Zudem konnte die 
Pünktlichkeit enorm gesteigert werden. Erste Zäh- 
lungen ergaben einen Fahrgastzuwachs zwischen 
3,7 % und 6,4 %. 

Beim heutigen Linienbetrieb im ÖV werden alle fest- 
gelegten Haltestellen zu bestimmten Abfahrtszeiten 
in der Regel mit großen Fahrzeugen unabhängig 
davon angefahren, ob tatsächlich ein Bedarf zum 
Ein- und Aussteigen vorliegt oder nicht. Ortsteile 
oder Streusiedlungen sind oft nur noch selten oder 
gar nicht mehr erreichbar. Der klassische Linienbe- 
trieb ist auf dem Lande und in den Abendstunden 
auch in den Städten oft unattraktiv und unwirtschaft- 
lich. Aus diesem Grunde werden verstärkt Konzepte 
einer flexiblen Betriebsweise im ÖPNV verfolgt. 
Diese versprechen zum einen eine höhere Wirtschaft- 
lichkeit. Zum anderen dienen sie - vor allem, wenn 
durch sie auch eine verbesserte Erschließungswir- 
kung erreicht wird - der Steigerung der Qualität und 
Attraktivität des ÖPNV. Verschiedene Konzepte sind 
umgesetzt worden und haben sich in der Praxis be- 
währt. Mit der verstärkten Nutzung von luK-Tech- 
niken könnten diese noch weiter verbessert werden. 
Dabei kommen vor allem die kurzfristige Berücksich- 
tigung von Fahrtwünschen, ein flexibler Fahrzeug- 
einsatz in Abhängigkeit von der Nachfrage und den 
aktuellen Fahrzeugpositionen sowie die Information 
der Fahrgäste über die tatsächlichen Ankunfts- bzw. 


Wartezeiten sowie über die aktuelle Fahrtroute 
sowohl im Fahrzeug als auch an den Haltestellen in 
Betracht. Derartige Modelle bergen auch Potentiale 
zur Kostenreduzierung im ÖPNV. 


5.2 Informationssysteme 

Die Kunden erwarten ausreichende und kunden- 
gerechte Informationen zum ÖPNV/ÖV-Angebot so- 
wohl vor Fahrtantritt als auch während der Fahrt im 
öffentlichen Verkehrsmittel oder an den Haltestellen. 
Eine hohe Qualität der Informationen sowie deren 
Übersichtlichkeit und schnelle Verfügbarkeit erleich- 
tern den Zugang zum ÖV, langwierige und kom- 
plizierte Informationsbeschaffung schreckt poten- 
tielle Fahrgäste ab. In der Vergangenheit standen 
den ÖV-Kunden vorrangig Fahrplanbücher, Fahr- 
planaushänge an den Haltestellen oder gelegentlich 
gedruckte Faltpläne zur Verfügung. Vereinzelt konn- 
ten Informationen zum ÖV- Angebot auch per Telefon 
von einem Kundenbüro eingeholt werden. Mittler- 
weüe haben die meisten Verkehrsbetriebe den Kun- 
denservice als wichtiges Element entdeckt. Mit dem 
Ziel, den Aufwand bei einem Systemwechsel inner- 
halb einer Transportkette möglichst gering zu halten, 
wurden erhebliche Anstrengungen unternommen, 
die Voraussetzungen für den intermodalen Verkehr 
zu verbessern. Neue Informationssysteme sollen bei 
überregionalen Reisewünschen die Büdung durch- 
gehender Wegeketten ermöglichen, so daß zur Ver- 
knüpfung des Personennah- und -femverkehrs nur 
noch eine Informationsquelle abgerufen werden 
muß. Eine weitere, konsequente Verbesserung der 
Fahrgastinformation sowie eine Erleichterung der 
Nutzung von Informationsquellen (z.B. der Terminal- 
bedienung) ist trotz der erreichten Verbesserungen 
weiterhin dringend erforderlich. 

Wichtig für eine Verbesserung der Nutzung und der 
Akzeptanz des ÖPNV ist eine umfassende Informa- 
tion des Fahrgastes schon vor Fahrtantritt, denn das 
ÖPNV- Angebot ist insbesondere in den Ballungsge- 
bieten sehr komplex und aus diesem Grund für den 
Kunden oft unübersichtlich. Viele Personen, die über 
ein Auto verfügen, entscheiden sich auch bei inner- 
städtischen Wegen nicht zuletzt aufgrund von Infor- 
mationsdefiziten für das leicht zugängliche, flexi- 
blere, ohne großen Aufwand für die Reisevorberei- 
tung nutzbare Auto. Noch wichtiger sind möglichst 
aktuelle Informationen zum ÖV-Angebot für Per- 
sonen, deren Reiserouten sich nicht vollständig mit 
den Punkt-zu-Punkt-Verbindungen des öffentlichen 
Personenverkehrs decken. Insbesondere beim dann 
erforderlichen Umsteigen ergibt sich das Problem, 
daß infolge ungenügender Anschlußinformationen 
unnötige Wartezeiten an den Verknüpfungspunkten 
auftreten, die zur Unzufriedenheit der Nutzer führen. 

Informationen über Fahrpläne und Anschlüsse wer- 
den heute - mit unterschiedlicher Aktualität - über 
eine Vielzahl von Medien zugänglich gemacht. Ne- 
ben gedruckten Informationen stehen Fahrpläne 
auch auf Computermedien (Disketten, CD-ROM) un- 
ter Benutzung von PC-Programmen zur Verfügung. 
Zwar sind die Computerdaten in der Regel nicht ak- 
tueller als die gedruckten, durch komfortable Such- 
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Tabelle IV-3.1 


Informationsbedarf im ÖPNV (• hohe Bedeutung, O mittlere Bedeutung) 


Informationsbedarf 

Informationsmedien (Beispiele) 

Bedeutung für die Zielgruppe 

Stamm- 

kunden 

Geiegenheitskunden 

Neu- 

kunden 

mit festen 
Zielen 

mit wech- 
selnden 
Zielen 

Informationen vor Fahrtantritt 






ÖPNV-Verfügbarkeit 

Presse, Online-Dienste 




m 

Verkehrsangebot 

Fahrplanbuch, Onhne-Dienste 


O 

• 

• 

nächste Haltestelle 

Stadtplan, Linienplan 



O 

• 

Tarif 

Fahrplanbuch, Onhne-Dienste 



O 

o 

aktuelle Betriebssituation 

Onhne-Dienste 

• 

• 

• 

• 

Information auf dem Weg zur 






Haltestelle 






örthche Orientierung 

Wegweiser 



O 

• 

Verfügbarkeit von freien 

Wegweiser, elektrische Anzeigen 

• 

• 

• 

• 

P+R-Plätzen 






Information an der Haltestelle 






örtliche Orientierung 

Wegweiser, Piktogramme 



o 

# 

Verkehrsangebot 

Netzplan, Fahrplan, Display 


o 

• 

• 

Tarif 

Aushang 



o 

• 

aktuelle Abfahrtszeit 

Zugzielanzeiger 

• 

• 

• 

• 

aktuelle Betriebssituation 

Zugzielanzeiger, Lautsprecher, 






Infoscreen 

# 

• 

• 

• 

Untemehmenspräsentation 

Plakate, Kundenzeitschrift 

O 

o 

o 

o 

Information am und im Fahrzeug 






Linie, Fahrtziel 

Zielanzeige 

# 

• 

• 

• 

Orientierung im Fahrzeug 

Piktogramme 



o 

o 

Fahrtverlauf 

Haltestellenanzeige und -ansage 


o 

• 

• 

aktuelle Betriebssituation 

Lautsprecher, Infoscreen 

• 

• 

• 

# 

Unternehmenspräsentation 

Plakate, Kundenzeitschrift 

O 

o 

o 

o 

Information an der Umsteige- 






haltestelle 






örthche Orientierung 

Wegweiser, Piktogramme 



o 

# 

Verkehrsangebot 

Netzplan, Fahrplan, Display 


o 

o 

• 

aktuelle Abfahrtszeit 

Zugzielanzeiger 

• 

# 

# 

• 

aktuelle Betriebssituation 

Zugzielanzeiger, Lautsprecher, 






Infoscreen 

• 

# 

• 

• 

Information an der Zielhaltestelle 






örthche Orientierung 

Wegweiser, Umgebungsplan 



• 

# 


Quelle: Levin/Schenk 1997, modifiziert durch TAB 
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Programme wird dem Nutzer aber das Zusammen- 
stellen auch komplexer Verbindungen erleichtert. 

Ein weiterer Schritt ist die Bereitstellung tagesaktu- 
eller Fahrplandaten über Computernetze. Hier ver- 
bindet man den Komfort der Suchprogramme der 
PC-basierten Fahrpläne mit dem Rückgriff auf in der 
Regel täglich aktualisierte Fahrplan datenbanken bei 
den Verkehrsuntemehmen oder anderen Betreibern. 
Fahrplanauskünfte über Btx bzw. das Nachfolge- 
system T-Online werden durch die Deutsche Bahn 
AG wie auch durch mehrere Nahverkehrsverbünde 
und -betriebe angeboten. Zunehmend werden Dien- 
ste angeboten, die die notwendigen Informationen 
über Internet bereitstellen. 

Auch die telefonische Fahrplanauskunft ist eine In- 
formationsquelle für Kunden, die sich die Suche in 
einem Fahrplan ersparen wollen. Der Kunde kann 
sich seinen persönlichen Fahrplan vom Informations- 
center erstellen und zuschicken lassen. In den letzten 
Jahren ist es gelungen, hier eine bundesweit einheit- 
liche Telefonnummer zu schaffen (19 449). Diese 
Dienstleistung wird mittlerweile auch durch Mobili- 
tätszentralen angeboten. 

Eine weitere Angebotsverbesserung für pre-trip -In- 
formationen ließe sich durch die Integration von In- 
formationen über die aktuelle Betriebslage in die on- 
line-Fahrplandatenbanken erreichen. In der Praxis 
wird ihnen vor allem bei schwerwiegenden Betriebs- 
störungen sowie bei Verkehren mit geringer Bedie- 
nungsdichte (ländliche Räume, Abend- und Nacht- 
verkehr) größere Bedeutung zukommen. 

Ein generelles Problem ist, daß die Informations- 
möglichkeiten der Auskunftsdienste häufig auf das 
Verkehrsuntemehmen oder den Verkehrsverbund 
beschränkt sind. Für viele Kunden von Interesse ist 
jedoch die Ermittlung von Routen auch über die 
Grenzen von Verkehrsuntemehmen und -verbünden 
hinweg. Bundesweite Auskunftssysteme zum ÖV, 
wie in anderen Ländern längst realisiert, existieren in 
Deutschland erst in Ansätzen. Das Bundesverkehrs- 
ministerium hat eine Konzeptstudie mit dem Titel 
„Deutschlandweite elektronische Fahrplaninforma- 
tion (DELFI)'' finanziert, in der eine Bestandsauf- 
nahme erfolgt und Strategien und Regelungen zur 
bundesweiten Verknüpfung der vorhandenen elek- 
tronischen Auskunftssysteme erarbeitet werden. Die 
Bundesregierung lehnt jedoch die unmittelbare 
Förderung des Aufbaus bundesweiter Informations- 
systeme im ÖV ab, da dies nicht Sache der öffent- 
lichen Hand, sondern der ÖV-Betreiber und der 
Wirtschaft sei. 

Zukünftig werden den Reisenden in wachsendem 
Maße zusätzlich zu den statischen Informationstafeln 
(Fahrpläne, Tarife) an den Haltestellen dynamische, 
der aktuellen Betriebslage entsprechende Fahrplan- 
Informationen wie etwa tatsächliche Ankunfts- und 
Abfahrtszeiten, Anschlußverbindungen oder Stö- 
rungsmeldungen bereitzustellen sein. Dafür werden 
vor allem Anzeigetafeln und Lautsprecheranlagen 
für die kollektive Informationen an den Bahnhöfen 
und Haltestellen und in den Fahrzeugen sowie in- 
dividuelle Auskunftssysteme (Terminals, Infosäulen, 
ggf. mit Spracherkennung und -ausgabe) an geeigne- 


ten Standorten in Betracht gezogen. Dynamische Fahr- 
gastinformationen haben wichtige psychologische 
Wirkungen: Untersuchungen in Amsterdam haben 
gezeigt, daß beim Einsatz solcher Systeme die subjek- 
tiv empfundene Länge der Wartezeit abnimmt und die 
Fahrgäste gefühlsmäßig den Eindruck einer höheren 
Pünktlichkeit gewinnen (Levin/Schenk 1997). 

Systeme zur dynamischen Fahrgastinformation sind 
heute bei den größeren Bahnhöfen der Deutschen 
Bahn AG und bei ausgewählten Haltestellen der 
öffentlichen Verkehrsmittel vorhanden. Aus Sicht der 
Fahrgäste wünschenswert wäre die Installation sol- 
cher Systeme an allen Haltestellen bzw. Bahnhöfen, 
wegen der damit verbundenen Kosten ist dies durch 
die Verkehrsuntemehmen gegenwärtig jedoch nicht 
zu leisten. Bei den bisher existierenden stationären 
Anlagen ist die Ansteuerung über Kabelverbindun- 
gen die Regel. Seit 1992 kann dafür auch auf den 
Betriebsfunk der Verkehrsbetriebe zurückgegriffen 
werden. In Frage kommt zukünftig - akzeptable 
Kosten vorausgesetzt - auch die Nutzung kommer- 
zieller Kommunikationsdienste. Dieses bietet auch 
den Verkehrsbetrieben, die nicht auf eine umfang- 
reiche Kabelinfrastruktur im Bereich ihrer Haltestel- 
len zurückgreifen können, die Möglichkeit zur Rea- 
lisierung dynamischer Fahrgastinformation. Zudem 
könnten dadurch auch Haltestellen im ländlichen 
Raum, in dem die Bedienungsdichten dünner und 
die Abhängigkeit von Echtzeit-Informationen größer 
ist, wesentlich kostengünstiger als bisher mit der- 
artigen Anlagen ausgestattet werden. 

Neben der Einführung neuer Informationsterminals 
und dynamischer Fahrgastinformationscenter wird 
zur Zeit an der Bereitstellung von Fahrplanauskünf- 
ten per Heimcomputer oder tragbaren Mobilitäts- 
beratern (Pocket Terminal, Personal Travel Assistant) 
gearbeitet. Mit diesen „handlichen" Terminals kön- 
nen zukünftig Informationen (Fahrplandaten oder 
operative Daten) mit Hilfe des RDS/TMC- Signals 
oder über Mobilfunk-Netze abgerufen werden. 

Bei Fahrgastinformationssystemen, die vom Kunden 
selbst bedient werden müssen, gibt es bei vielen 
Kunden noch Anwendungs- und Akzeptanzpro- 
bleme, die vor allem durch eine bessere Bedienbar- 
keit und eine Kompatibilität der einzelnen Aus- 
kunftssysteme untereinander abgebaut werden müs- 
sen. Zur kundenfreundlichen Bedienbarkeit würde 
z. B, ein einheitlicher und leicht verständlicher Bedie- 
nungsmodus der verschiedenen Fahrkartenautoma- 
ten und stationären Informationssäulen beitragen. 
Deutliche Verbesserungen auf diesem Gebiet konn- 
ten in den letzten Jahren mit der Einführung der 
flexiblen und dialogfähigen Touch-Screen-Technik 
erreicht werden. 

Die zuverlässige Gewährleistung von Anschlüssen 
spielt eine bedeutende Rolle für die Steigerung der 
Attraktivität des ÖPNV. Vor allem in den weniger gut 
mit ÖV-Angeboten versorgten Räumen sowie gene- 
rell in den Abendstunden ist es wichtig, daß An- 
schlüsse auch dann gewährleistet werden, wenn Ver- 
spätungen auftreten. Darum muß die Anschlußsiche- 
rung abhängig vom aktuellen Betriebszustand erfol- 
gen. Für eine solche dynamische Anschlußsicherung 
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fehlen derzeit sowohl (v. a. betreiberübergreifende) 
Informationen über den Betriebszustand der komple- 
xen ÖPNV-Systeme als auch wesentliche technische 
Voraussetzungen. Mit Hilfe neuer Systemlösungen 
könnte die Betriebszentrale über die aktuellen Po- 
sitionen aller Fahrzeuge informiert sein, Verspätun- 
gen könnten so prognostiziert und - automatisch 
oder manuell - in Warte- oder Fahrbefehle an die 
Fahrzeuge umgesetzt werden, um die Anschlüsse an 
den wichtigsten Umsteigepunkten zu gewährleisten. 
Damit lassen sich bereits kurzfristig deutliche Ver- 
besserungen der Zuverlässigkeit erreichen, mittel- 
fristig ließen sich eine bessere Anpassung der Fahr- 
pläne an die tatsächlichen Fahrzeiten, eine Verbes- 
serung der Pünktlichkeit und eine Abnahme der Ver- 
spätungen realisieren. Diese erhöhte Qualität kann 
einen Beitrag zur Erhöhung der Attraktivität und der 
Fahrgastzahlen und damit zu einer wirtschaftlicheren 
Gestaltung des ÖV leisten. 

5.3 Zahlungssysteme 

Bargeldloses Bezahlen im ÖPNV ist ein seit längerer 
Zeit diskutiertes Thema. Für die rasche Ablösung des 
Bargelds durch elektronische Zahlungsmittel spricht 
aus Sicht der Verkehrsunternehmen (VDV 1996), daß 
der Bargeldbestand in den stationären Fahrausweis- 
automaten, aber auch in den Fahrerkassen mit wach- 
senden Fahrpreisen ein zunehmendes Sicherheitsri- 
siko darstellt, daß die Kosten der Bargeldver- 
arbeitung in den Verkehrsuntemehmen immer höher 
werden, daß der Zeitbedarf für den Zahlungsvorgang 
beim Verkauf von Fahrausweisen durch die Fahrer 
die Wirkung betrieblicher Beschleunigungsmaßnah- 
men konterkariert und damit die entsprechenden 
Aufwendungen ad absurdum führen kann und daß 
durch elektronische Zahlungssysteme den Kunden 
ein mit der Benutzung anderer Verkehrsmittel ver- 
gleichbarer Komfort beim Zahlungsvorgang geboten 
werden kann. Zudem sollen durch bargeldloses Be- 
zahlen weitere Zugangshemmnisse zum ÖPNV redu- 
ziert werden: Das bei oft knappen Zeitbudget not- 
wendige Hantieren mit kompliziert zu bedienenden 
Fahrschein-Automaten, die häufig die Bereithaltung 
eines größeren Münzvorrates bedingen, soll ver- 
einfacht werden. Der sogenannte „out-of-pocket- 
Schmerz", der häufig notwendige psychologisch 
wirksame Griff zum Geldbeutel beim wiederholten 
Erwerb von Einzelfahrscheinen, läßt sich dadurch 
vermeiden (Bussiek et al. 1996). 

Zur Förderung des Komforts sowie zum Abbau von 
Zugangshemmnissen werden zahlreiche Systeme 
zum bargeldlosen Fahrgeldmanagement erprobt. 
Einige Verkehrsbetriebe setzen unternehmenseigene 
Prepaid- Karten ein. Die Deutsche Bahn AG und der 
VDV haben zusammen mit der Deutschen Telekom 
eine sogenannte PayCard (im Prinzip eine um die 
Funktion der Wiederaufladbarkeit ergänzte Telefon- 
karte) entwickelt. Neben den betrieblichen Vorteilen 
bringen die zinsbringende Verwaltung der Prepaid- 
Gelder sowie die Nutzung der Karte für eigene und 
fremde Marketing-Maßnahmen weitere positive 
Effekte für die Unternehmen. Grundsätzlich ließen 
sich die Prepaid- Karten zu einem allgemeinen „Mo- 
bilpass" (Hug/Mock-Hecker 1995) für Bus, Bahn, 


Parkplatz, Informationsdienste, Straßenbenutzungs- 
gebühren usw. weiterentwickeln. Auch unterschied- 
liche Postpaid-Systeme sind getestet worden, ebenso 
wurde der Erwerb von Zeitfahrkarten mit der EC- 
Karte in den Fahrzeugen erprobt. Da es durch die 
notwendigen Abrechnungszeiten beim Lesevorgang 
auf den Magnetstreifen- oder Chipkarten bei höhe- 
rem Fahrgastaufkommen an den Geräten zu Verzö- 
gerungen kommt, wird erwogen, die Zeitverluste 
durch den Einsatz berührungsfrei lesbarer, multi- 
funktionaler Karten zu reduzieren. Solche Weiterent- 
wicklungen werden mittlerweile in einigen Städten 
als Prepaid- oder Postpaid-Systeme erprobt. Sie sol- 
len besonders in Ballungszentren an den Massenver- 
kehrsmitteln (U- und S-Bahn) einen schnelleren und 
zuverlässigeren Abrechnungsvorgang ermöglichen. 


5.4 Sicherungs- und Betriebsleittechnik 
bei den Eisenbahnen 

Der Eisenbahnbetrieb unterscheidet sich von allen 
anderen Verkehrssystemen (Straßen-, Schiffs-, Flug- 
verkehr) dadurch, daß der Fahrweg aufgrund der 
Spurgebundenheit der Fahrzeuge fest vorgegeben 
ist. Aufgrund der ungünstigen Reibungsverhältnisse 
beim System Rad-Schiene und der daraus resultie- 
renden langen Bremswege wird im Eisenbahnver- 
kehr auf „Signalsicht" gefahren, im Gegensatz zum 
Straßenverkehr, wo auf „Sicht" gefahren werden 
kann. Die Spurgebundenheit des Schienenfahrzeugs 
und das Fahren auf Signalsicht sind Gründe dafür, 
daß die Verantwortlichkeit für richtige Einstellung 
und Befahrbarkeit des Fahrweges auf verschiedene 
Stellen übergeht. 

Die Züge der Deutschen Bahn AG (DB AG) fahren 
im Hauptsignal- Vorsignal-System (H-V- System), wo- 
bei sich der Abstand zwischen Hauptsignal und Vor- 
signal aus dem Bremsweg des Zuges bis zum Still- 
stand ergibt. Die konventionelle Zugsicherung unter- 
teilt den Fahrweg mit festinstallierten Hauptsignalen 
in sogenannte Blockabschnitte mit der Forderung, 
daß sich in einem Blockabschnitt jeweils nur ein Zug 
befinden darf. Die ortsfeste Anordnung der Haupt- 
und Vorsignale bei konventionellen H-V-Systemen 
bedingt, daß der Vorsignalabstand nicht in Abhän- 
gigkeit von den verschiedenen Fahrgeschwindigkei- 
ten der Zuggattungen festgelegt werden kann, son- 
dern in Abhängigkeit von einer Streckenhöchstge- 
schwindigkeit festgelegt werden muß. Eine zusätz- 
liche Zugsicherung im konventionellen H-V-System 
erfolgt entweder mittels einer induktiven Zugsiche- 
rung (Indusi), die eine Ergänzung der Außensigna- 
lisierung darstellt, oder als Erweiterung des stati- 
schen H-V-Systems über die Linienzugbeeinflussung 
(LZB), die inhaltlich einer Zugsicherung und einer 
Zugsteuerung entspricht. Die LZB stellt insofern eine 
Erweiterung des konventionellen H-V-Systems dar, 
weil die Vorsignal- und Hauptsignalinformationen 
nicht mehr visuell erfaßt, sondern elektronisch über- 
tragen werden. Die Fahrwegsteuerung, d. h. die Bil- 
dung, Sicherung und Überwachung der Fahrstraßen 
(= signaltechnisch gesicherte Fahrwege), ist die Auf- 
gabe der Stellwerke. Bei ausgedehnten Gleisanlagen 
werden die Fahrwegelemente, wie z.B. Weichen 
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oder Signale, aus Gründen der Sicherheit, Leistungs- 
fähigkeit und Wirtschaftlichkeit vom Stellwerk fern- 
gestellt. 

Das Entwicklungsziel für den Einsatz der ersten LZB 
in den sechziger Jahren bestand darin, die Haupt- 
signalinformationen dem Triebfahrzeugführer min- 
destens im Bremswegabstand des Zuges zur Verfü- 
gung zu stellen. In diesem System fuhr der Triebfahr- 
zeugführer weiterhin nach ortsfesten Signalen und 
erhielt zusätzlich Informationen durch die LZB über 
den freien Bremsweg bis 5 000 m. Aufgrund der Ge- 
schwindigkeitssteigerung für Reisezüge auf Neubau- 
strecken ist die LZB in den achziger Jahren zu einem 
System der Zugsicherung mit Führerraumsignalisie- 
rung entwickelt worden, da aufgrund des erheblich 
vergrößerten Bremsweges die Signale nicht mehr be- 
obachtet werden konnten und die Signalsicht auf 
10 000 m angehoben werden mußte. Durch die Infor- 
mationsübertragung von Signal- und Geschwindig- 
keitsangaben auf die Führerraumanzeige des Fahr- 
zeuggerätes durch im Gleis verlegte Linienleiter 
ist der Übergang zur Führerraumsignalisierung mit 
linienförmiger Zugbeeinflussung und dem Vorrang 
der Führerraumanzeige vor den ortsfesten Signalen 
und dem Fahrplan realisiert worden. Der Übergang 
vom „Fahren auf Signalsicht" zum „Fahren auf elek- 
trische Sicht" für LZB-geführte Fahrzeuge hat dazu 
geführt, daß eine Außensignalisierung überflüssig 
geworden ist. Die Informationen über Zielgeschwin- 
digkeit, Zielentfemung usw. werden kontinuierlich 
auf der Strecke übertragen, wohingegen deren Über- 
mittlung an einem Signalstandort nur punktförmig 
möglich wäre. Im Prinzip könnte vollständig auf Si- 
gnale verzichtet werden, wenn alle Züge mit der 
LZB -Technik ausgerüstet werden würden. 

Die Streckenleistungsfähigkeit der Neubaustrecken 
wird neben der Blockabschnittslänge von dem Aus- 
rüstungsgrad des Triebfahrzeugparks mit LZB maß- 
geblich bestimmt. Die Leistungsfähigkeit wird beein- 
trächtigt, wenn ein nicht LZB -geführter Zug auf der 
Strecke fährt, da die Blocklänge dem Abstand der 
ortsfesten Blocksignale entspricht, während für die 
LZB-geführten Züge wesentlich kürzere Blockab- 
schnitte maßgebend sind. Die Sicherheitslogik hat 
sich bei der Linienzugbeeinflussung grundsätzlich 
nicht geändert. 

Der Unterschied der LZB mit Führerraumsignalisie- 
rung mit Vorrang vor den Signalen gegenüber der 
ortsfesten Signalisierung besteht darin, daß die Über- 
tragung der notwendigen Informationen signaltech- 
nisch gesichert (bis V = 300 km/h) und die Umset- 
zung ohne Mitwirkung des Triebfahrzeugführers 
durch den Einsatz der automatischen Fahr- und 
Bremssteuerung (AFB) möglich ist. Die Signalisie- 
rung der Geschwindigkeiten findet mit LZB in Ab- 
hängigkeit der Fahrgeschwindigkeiten und des 
Bremsvermögens der verschiedenen Zuggattungen 
statt und muß sich nicht mehr an der Streckenhöchst- 
geschwindigkeit orientieren. Weiterhin ist ein voll- 
ständiger Verzicht auf Lichtsignalisierung auf der 
Strecke bei artrein geführtem Zugbetrieb möglich; 
Ausnahmen sind weiterhin Bahnhöfe und Überleit- 
stellen. Trotz des möglichen Wegfalls der Außen- 


signalisierung fahren die Züge weiterhin im festen 
Raumabstand. 

Der maßgebende Faktor für die Streckenleistungs- 
fähigkeit ist der Zugfolgeabstand, der im H-V-System 
von der Länge der Blockabschnitte und der Fahr- 
dynamik der Züge abhängig ist. Durch eine Abstim- 
mung der Blockabschnittslängen auf die Fahrdyna- 
mik von bremsenden und anfahrenden Zügen im 
Ein- und Ausfahrbereich von Bahnhöfen kann eine 
Verkürzung der festen Blockabstände (nach Suwe 
1993 theoretisch auf bis zu weniger als 100 m) er- 
reicht werden. Die auf einigen Streckenabschnitten 
in Bahnhöfen zusätzlich geschaffenen LZB-Blockab- 
schnitte mit den entsprechenden LZB-Blockkennzei- 
chen (LBK) haben zur Folge, daß z.B. ein überholter 
Zug kurz nach dem überholenden Zug den Bahnhof 
verlassen kann. 

Unverzichtbare Voraussetzungen für den Einsatz von 
verdichteten Blockabschnitten sind eine linienför- 
mige Zugbeeinflussung mit kontinuierlicher Informa- 
tionsübertragung zwischen Streckeneinrichtung und 
Zug, sowie moderne Stellwerke und eine rechner- 
gestützte Zugüberwachung (Rzü). 

Der Hochleistung shiock im H-V-System ist eine Maß- 
nahme, die sich auf eine Ergänzung der sicherungs- 
technischen Infrastruktur bezieht und eine Verkür- 
zung der Blockabschnitte zur Folge hat. In Ver- 
bindung mit der LZB könnte auf diese Weise eine 
Leistungssteigerung der Strecke, auch im Bahnhofs- 
bereich, erreicht werden, da die Blockabschnittslän- 
gen an die Bremsweg- und Beschleunigungslängen 
der Züge angepaßt werden. Die Realisierung eines 
solchen Systems wird derzeit im Projekt CIR-ELKE 
erprobt. 

Das Stellen und Sichern eines freien Fahrweges 
konnte mit der Entwicklung der kontinuierlichen 
Zugsteuerung durch die LZB nicht mithalten, d.h. 
der freie Fahrweg kann nur vor Ort und abschnitts- 
weise festgestellt werden. Das optimale Zusammen- 
wirken von Fahrweg, LZB und Triebfahrzeug wird 
damit durch die Abhängigkeit der Fahrwegsteue- 
rung von der Blockabschnittsbelegung einge- 
schränkt. Ein Übergang von einer diskontinuierli- 
chen zu einer kontinuierlichen Blockfreimeldung 
würde einerseits eine Steigerung der Streckenlei- 
stungsfähigkeit und andererseits eine Verkürzung 
der Blocklängen bis zur Mindestblocklänge, die sich 
aus dem Bremsweg beim Fahren mit Höchstge- 
schwindigkeit ergibt, bewirken. 

Das bei der Verkürzung der Blocklängen verfolgte 
Ziel ist der mobile Block, d. h. das „Fahren auf elektri- 
sche Sicht im absoluten Bremswegabstand" . Der mo- 
bile Block erfordert eine kontinuierliche, dem Zug- 
schluß folgende Fahrwegfreimeldung. Eine Installati- 
on der Gleisfreimeldetechnik bis zu den kleinsten 
Fahrwegabschnitten herab (linienförmige Gleisfrei- 
meldung) kann jedoch aus Kostengründen nicht rea- 
lisiert werden. Der mobüe Block hätte zur Folge, daß 
sich die betriebliche Belegungsdauer eines „Block- 
abschnitts" der physischen Belegungszeit annähert 
und dadurch die Streckenleistungsfähigkeit erhöht 
würde. 
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Die systembedingten Grundvoraussetzungen für das 
Fahren im absoluten Bremswegabstand, d. h. Fahren 
mit den kürzesten Zugfolgezeiten, bestehen in einer 
kontinuierlichen bzw. quasikontinuierlichen Daten- 
übertragung vom Fahrweg zum Fahrzeug und umge- 
kehrt, einer möghchst exakten Fahrzeugortung (Zug- 
schlußortung) und einer signaltechnisch sicheren 
zugintemen Zugvollständigkeitsprüfung, deren tech- 
nische Entwicklungen noch nicht realisiert wurden. 

Immer stärkere Verkehrsströme haben dazu geführt, 
daß intensiv an einer Erhöhung der Kapazitäten im 
Eisenbahnnetz gearbeitet wird, ohne dabei den 
Bau von neuen Strecken vorzusehen. Das Projekt 
CIR-ELKE (Computer Integrated Railroading - Erhö- 
hung der Leistungsfähigkeit im Kernnetz der Eisen- 
bahn) der DB AG verfolgt das Ziel, die vorhandene 
Infrastruktur der Eisenbahn besser zu nutzen. Hierzu 
soll mittels technischer Innovation vor allem im Be- 
reich der Sicherungs- und Betriebsleittechnik die 
Leistungsfähigkeit der vorhandenen Anlagen gestei- 
gert werden. Der wichtigste technische Baustein im 
CIR-ELKE-Projekt ist neben der Schaffung von Be- 
triebsleitzentralen der Hochleistungsblock mit linien- 
förmiger Zugbeeinflussung (HBL), durch den eine 
Steigerung der Streckenleistungsfähigkeit mittels 
einer Verkürzung der Blockabschnittslängen ange- 
strebt wird. 

Eine möglichst intensive Nutzung der CIR-Strecken 
stellt zugleich erhöhte Anforderungen an die Fahr- 
plankonstruktion, denn der Forderung nach mög- 
lichst hohen Zugzahlen steht der nicht minder wich- 
tige Anspruch gegenüber, auch bei betrieblichen 
oder technischen Unregelmäßigkeiten eine gute Be- 
triebsqualität zu gewährleisten. Dem Einfügen von 
Zeitpuffern zwischen Zügen und der Verwendung 
von Fahrzeitzuschlägen sind jedoch enge Grenzen 
gesetzt, da durch diese Maßnahmen die Strecken- 
leistungsfähigkeit gesenkt wird. 

Bei der Fahrplankonstruktion sollten einige Randbe- 
dingungen beachtet werden, um die optimale Lei- 
stungsfähigkeit des Systems zu erreichen. Wenn 
mehrere ICE/IC-Linien auf der betrachteten Strecke 
liegen, sollten diese gebündelt verkehren. Der Regio- 
nalverkehr sollte aus verkehrlichen Gründen als Zu- 
und Abbringer zum ICE/IC -Verkehr möglichst mit 
bahnsteiggleicher Umsteigemöglichkeit konzipiert 
werden, um eine kurze Zugfolgezeit aus verkehr- 
lichen Gründen zu erreichen. In dieses vom Per- 
sonenverkehr gegebene Fahrplanraster lassen sich 
Güterzugtrassen in ausreichender Zahl mit akzep- 
tabler Planungsqualität einlegen. Durch die mit der 
LZB mögliche höhere Fahrgeschwindigkeit der 
Güterzüge ergeben sich im Güterverkehr mehr Fahr- 
plantrassen, die eine deuthch schnellere Führung der 
Güterzüge durch das System ermöglichen. Durch 
eine höhere Geschwindigkeit können verträglicher 
zum übrigen Verkehr in den Fahrplan eingepaßte 
Fahrplantrassen bestimmt und Überholungen ver- 
mieden werden. 

Für die quahtative Verbesserung gibt es besonders 
beim Güterverkehr folgende Gründe: 

1. Vorausschauendes Fahren. Es kann angenommen 
werden, daß Züge mit LZB-Steuerung seltener zum 


Halten kommen. Züge müssen z.B. nach einer 
Schnellbremsung vor einer Weiterfahrt einige Mi- 
nuten stehenbleiben, bis die Bremse wieder gelöst 
werden kann. 

2. Schnelles Nachfolgen. Durch den Hochleistungs- 
block kann ein zweiter Zug dem ersten schneller 
folgen als bei der herkömmlichen Blockteilung. 
Dieser Fall tritt insbesondere bei Güterzügen auf, 
da bei Personenzügen eine Überholung aus be- 
triebhchen Gründen (Zugwechselzeiten im Bahn- 
hof, Taktverkehr, Fahrgastübergang) seltener vor- 
kommt. 

Zusätzlich gibt es aber auch Einflüsse, die beim CIR- 
Ausbau allen Zugfahrten zugute kommen. Hier sind 
in erster Linie die modernen Stellwerksanlagen zu 
nennen, die kürzere Stellzeiten haben und im Ge- 
gensatz zu älteren Stellwerkseinrichtungen eine Teil- 
auflösung der Fahrstraße ermöglichen. 

Da die CIR-Maßnahmen hauptsächhch bei Ein- und 
Ausfädelungsvorgängen spürbare Leistungsverbes- 
serungen bringen, sind die Auswirkungen bei Misch- 
betrieb wegen der Vielzahl der dort auftretenden 
Überholvorgänge besonders markant. Bei artreinem 
Betrieb (z.B. S-Bahn) sind die Auswirkungen nur an 
Streckenverzweigungen und bei den Zugwechsel- 
zeiten am Bahnsteig signifikant. 

Wichtig ist, daß die CIR-Strecken nicht isohert be- 
trachtet werden dürfen, denn sie sind vielfach mit 
dem übrigen Netz verknüpft. Um die volle Leistungs- 
fähigkeit des Systems nutzbar zu machen, müssen 
die Engpässe im Zu- und Ablauf von CIR-Strecken 
beseitigt werden. Außerdem sollte überprüft wer- 
den, inwieweit die Zu- und Ablaufstrecken zu CIR- 
Strecken zumindest in den angrenzenden Bereichen 
mit in den CIR-Ausbau integriert werden können, 
um einen weichen Übergang zwischen HA^-System 
und Hochleistungsblock zu schaffen. 

Insgesamt werden durch das Projekt CIR-ELKE Lei- 
stungssteigerungen im Netz in der Größenordnung 
von 40 Prozent erwartet, davon 20 % durch techni- 
sche Verbesserungen und 20 % durch betrieblich- 
organisatorische Maßnahmen des Marketings (Emst 
1996). Bis zum Jahr 2010 hat das BMV für dieses Pro- 
jekt Mittel in Höhe von 4,6 Mrd. DM (davon 2,6 Mrd. 
DM im vordringlichen Bedarf des BVWP) vorgesehen. 

Zur Überprüfung und Bestätigung dieses Betriebs- 
konzeptes wurde der Streckenabschnitt Offenburg- 
Basel als Erprobungsstrecke eingerichtet. Auf der 
Pilotstrecke wurden z.B. als reine CIR- Ausbaumaß- 
nahmen zunächst nur die Blockverdichtung mit LZB- 
Blöcken sowie die Anpassung der Stellwerke vor- 
gesehen, gleichzeitig wurde das HA/-Blocksystem 
gemäß den Vorgaben reduziert, d. h. die H/V-Blöcke 
wurden insgesamt länger. Die CIR-Maßnahmen er- 
möghchen, flankiert von kleineren Ausbaumaßnah- 
men, eine deutliche Leistungssteigerung von 20 bis 
30 % gegenüber dem Istzustand und sind damit ge- 
eignet, relativ kurzfristig zusätzliche Kapazitäten auf 
vorhandenen Strecken zu schaffen. Der „CIR-Effekt" 
resultiert im wesentlichen aus den kurzen Blöcken 
im Ein- und Ausfahrbereich der Bahnhöfe, die kürzere 
Zugfolgezeiten ermöglichen. Dieses kann auch mit 


118 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


ETCS in der Stufe 2 (s.u.) realisiert werden, da dort 
ebenfalls eine feste Blockteilung mit unter-bremsweg- 
langen Blöcken und Führerraumsignalisierung vor- 
gesehen sind. Die ETCS-Komponenten sind in der 
Entwicklung bzw. teilweise schon in der Erprobung. 
Bis ETCS voll einsatzreif sein wird, werden aber noch 
einige Jahre vergehen, während die CIR-ELKE- 
Bauteile schon verfügbar sind und zumindest theo- 
retisch sofort weitere Strecken und Fahrzeuge mit 
CIR-ELKE-Technik ausgerüstet werden könnten, um 
so kurz- bis mittelfristig die Engpässe im Eisenbahn- 
netz zu entschärfen. Langfristig wird sich auch im 
Hinbhck auf den grenzüberschreitenden Verkehr 
ETCS als gemeinsames Sicherungssystem der euro- 
päischen Bahnen durchsetzen. 

Das Projekt European Train Control System (ETCS) 
hat als ursprüngliches Hauptziel eine Harmoni- 
sierung der unterschiedlichen europäischen Zug- 
sicherungs-, Zugsteuerungs- und Signalsysteme. 
Hierdurch soll grenzüberschreitender Verkehr ins- 
besondere im Hinblick auf das geplante gesamt- 
europäische Hochgeschwindigkeitsnetz vereinfacht 
werden. Durch die standardisierte Bauform, den 
geringen Umfang der Streckenausrüstung und die 
Automatisierung des gesamten Sicherungs- und 
Steuerungssystems kann das ETCS zu einer Verbes- 
serung der Wirtschaftlichkeit von Eisenbahnstrecken 
beitragen. Da ein solches System nicht kurzfristig flä- 
chendeckend installiert werden kann, muß es mit 
allen bisher bestehenden Sicherungs- und Steue- 
rungseinrichtungen Zusammenarbeiten können. Das 
ETCS ist modular aufgebaut, so daß eine stufenweise 
Einführung von der einfachen Zugsicherung (Stufe 1, 
ähnlich der Indusi der DB) bis zur Zugsteuerung mit 
Zugortung und Zugvollständigkeitskontrolle durch 
die Fahrzeuge (Stufe 3, ermöglicht Fahren im absolu- 
ten Bremswegabstand) möglich ist. 

Wichtigster Bestandteil für eine schnelle Einfüh- 
rung des ETCS ist das als EUROCAB bezeichnete 
Fahrzeuggerät. Dieses kann über entsprechende 
Schnittstellen Informationen mit allen heute zur Zug- 
sicherung und -Steuerung eingesetzten Systemen 
austauschen. Für weitere Ausbaustufen bzw. den 
Einsatz auf Neubaustrecken sind drei verschiedene 
Wege der Informationsübermittlung vorgesehen: Die 
EUROBALISE dient zur punktuellen Datenübertra- 
gung, etwa zur Übermittlung des Signalbegriffs bei 
herkömmlichen Signalsystemen, oder zur Zugortung. 
Hierbei erfolgt - vergleichbar der Bakentechnik im 
Straßenverkehr - die Übermittlung festdefinierter 
oder von der Betriebssituation abhängiger Datentele- 
gramme an ein passierendes Fahrzeug. Kurze Linien- 
leiterschleifen (EUROLOOP) ermöglichen eine semi- 
kontinuierliche Datenübertragung, um zum Beispiel 
bei Annäherung eines Zuges an ein Hauptsignal 
einen Wechsel des Signalbegriffs sofort melden zu 
können. Über Datenfunk (EURORADIO) ist ein kon- 
tinuierlicher Informationsaustausch zwischen Fahr- 
zeug und Streckenzentrale möglich. 

In der höchsten Ausbaustufe (Stufe 3) des ETCS 
kommt der Datenfunk zur Anwendung. Als Strecken- 
ausrüstung sind lediglich Balisen vorgesehen, die 
nur zum Abgleich für die genaue Standortfestlegung 
des Fahrzeuges dienen. Auf ortsfeste Signale und 


Gleisfreimeldeeinrichtungen kann dagegen verzich- 
tet werden. Die Kontrolle der Zugvollständigkeit 
wird vom Fahrzeuggerät übernommen. Damit ist es 
möglich, von einer festen Blockteilung abzugehen 
und stattdessen die Züge einander im absoluten 
Bremswegabstand folgen zu lassen. Dabei meldet 
der vorausfahrende Zug ständig seine aktuelle Posi- 
tion, seine Geschwindigkeit und seine Zuglänge an 
die Streckenzentrale. Ein nachfolgender Zug kann 
hieraus seinen Abstand zum Zugschluß des ersten 
Zuges ermitteln und seine Geschwindigkeit so an- 
passen, daß er im Notfall immer noch vor diesem zum 
Stehen kommen kann. In Deutschland sollte diese 
Stufe 3 des ETCS erstmals auf der Neubaustrecke 
Köln Rhein/Main eingesetzt werden. Eine tatsäch- 
liche Realisierung ist derzeit jedoch noch zweifelhaft, 
da Fahren im absoluten Bremswegabstand eine stän- 
dige ZugvoHständigkeitskontrolle und die perma- 
nente bilaterale Kommunikation der Züge mit der 
Streckenzentrale voraussetzt, speziell die VoHstän- 
digkeitskontrolle aber derzeit für lokbespannte Züge 
noch nicht hinreichend gelöst ist. Möglicherweise 
kommt darum zunächst lediglich Stufe 2 zur Anwen- 
dung. Das bedeutet im wesentlichen, daß dort eine 
feste Blockteilung eingerichtet wird, die an besonde- 
ren Gefahrenpunkten zusätzlich mit Signalen ausge- 
stattet wird, und daß die Führerraumsignalisierung 
Vorrang vor den Streckensignalen hat. 

Bereits 1989 begannen in Deutschland die For- 
schungsarbeiten im Projekt DIBMOF (Dienste-inte- 
grierender Bahnmobilfunk) zur Verwirklichung eines 
neuen, offenen Funkübertragungssystems, das den 
spezifischen Anforderungen der Bahnen Rechnung 
trägt. Mit ihm sollten unter Verwendung eines offe- 
nen digitalen Standards bisher getrennt behandelte 
Kerndienste wie Zugfunk, Betriebsfunk, Rangier- 
funk, Funkzugbeeinflussung und Kundenkommuni- 
kation verknüpft werden. Es wurde erkannt, daß der 
europäische Mobilfunkstandard GSM eine geeignete 
Basis sein könnte, wenn er für die bahntechnischen 
Anforderungen funktional erweitert würde. Diese 
Spezifikation GSM-R wird in den nächsten Jahren 
zur europaweiten Betriebskommunikation zwischen 
den Zügen und den ortsfesten Streckeneinrichtun- 
gen einsatzbereit sein. Zur Validierung der System- 
parameter des GSM-R-Standards wurde die ICE- 
Hochgeschwindigkeitsstrecke Stuttgart-Mannheim 
mit entsprechender Funk- und Vermittlungstechnik 
für das DIBMOF-Projekt ausgestattet. Seit Juni 1996 
finden dort Meßfahrten statt. Anfang 1998 soll der 
Betrieb auf der DIBMOF/ETCS-Pilotstrecke zwi- 
schen Berlin und HaHe/Leipzig aufgenommen wer- 
den, wo anstelle der geplanten LZB eine Funkzugbe- 
einflussung realisiert wird. Auf der Neubaustrecke 
Köln-Frankfurt soll dann die gesamte Sicherungs- 
und Betriebsleittechnik erstmals ausschließlich über 
Funk, d. h. ohne konventionelle Signalisierung, be- 
trieben werden. 

Zukünftig wird mit DIBMOF ein Baustein zur stan- 
dardisierten Betriebskommunikation zur Verfügung 
stehen. Die Erfahrungen mit DIBMOF sollen auch in 
die Arbeiten für ein einheitliches Betriebsleitsystem 
für die Hochgeschwindigkeitsnetze der europäischen 
Bahnen einfließen, daher muß sich DIBMOF in den 


119 



Drucksache 13/11447 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Reahsierungsprozeß des Projektes ETCS einfügen. 
Aufgrund der geplanten Einbeziehung der automati- 
schen Zugsteuerung werden an die gesamte GSM-R- 
Systemtechnik höchste Anforderungen in bezug auf 
Netz-Sicherheit und System-Redundanz gestellt. Die 
digitale Zugfunk-Kommunikation wird nicht nur in 
Deutschland umgesetzt. Im Rahmen der internatio- 
nalen Projekte EIRENE (European Integrated Rail- 
way Radio Enhanced Network) und MORÄNE (Mo- 
bile Radio for Railway Networks in Europe) werden 
auch in Frankreich und Italien je eine GSM-R-Test- 
strecke aufgebaut. Daneben unterstützen vor allem 
auch Spanien, Großbritannien, Dänemark, Öster- 
reich und Schweden den GSM-R-Standard. Nach 
Schätzungen der UIC könnten bis zum Jahr 2007 
etwa 90 000 Streckenkilometer mit der neuen Tech- 
nik ausgestattet sein. 


6. Telematik-Systeme 

für den intermodalen Verkehr 

Innerhalb der Diskussion um die Anwendung von 
luK-Techniken im Verkehr findet sich immer wieder 
die Forderung bzw. der Wunsch, daß diese alle Ver- 
kehrsträger integrieren und intelligent miteinander 
verknüpfen sollen. luK-Techniken können den grund- 
sätzüchen Systemnachteil sogenannter gebrochener 
Verkehre durch verbesserte Informationsbereitstel- 
lung relativieren oder sogar beseitigen. Allerdings 
sind für solche intermodalen Ansätze technisch und 
wirtschaftlich realisierbare Konzepte bislang nur 
spärlich vorhanden. Da Organisationsstrukturen für 
intermodale Verkehre oder ein integriertes Gesamt- 
verkehrssystem erst in Anfängen existieren, besteht 
die Gefahr, daß die Entwicklung und Anwendung 
der neuen Techniken nicht im notwendigen Umfang 
verkehrsträgerübergreifend gestaltet werden. 

Ein erster verkehrsträgerübergreifender Ansatz im 
Personenverkehr ist die Verbesserung der Informa- 
tionslage über die Angebote der verschiedenen Ver- 
kehrssysteme. Von diesen vor Fahrtantritt bereitge- 
stellten Informationen (pre-trip-Info) erhofft man 
sich eine Beeinflussung des Verkehrsmittelwahlver- 
haltens, primär einen Verzicht auf den Pkw und die 
Nutzung öffenthcher Verkehrsmittel. Modellunter- 
suchungen (Zumkeller et al. 1993) auf der Basis 
empirischer Grundlagen aus den Städten Den Haag 
und Kassel kommen im Szenario „Pre-trip-planning" 
mit umfassender, verkehrsträgerübergreifender Ver- 
kehrsinformation zu Hause zu leichten Modal-Split- 
Verschiebungen: Pkw; -1,6 %, ÖPNV: -i-2,7 %, Fahr- 
rad: +4,6 % und Car-Pooling: +0,9 %. Auf Ergebnisse 
in der gleichen Größenordnung kommt eine Unter- 
suchung, die eine automatisierte, jederzeit und über- 
all verfügbare, individuelle Auskunft und damit eine 
weitgehende Reduktion des Anteils der Nichtinfor- 
mierten voraussetzt. Demnach würde sich bei der 
Verkehrsmittelwahl eine Verschiebung von 3 Pro- 
zentpunkten vom IV zum ÖV ergeben (Dobeschinsky 
1991). Die niedrigen Werte zeigen, daß eine Verbes- 
serung der Informationslage allein wohl keine ent- 
scheidende Veränderung bringen wird und daß für 
deutlichere Effekte Maßnahmen aus anderen Berei- 
chen notwendig sein werden. 


Eine wichtige Voraussetzung für die Verbesserung 
der Ausgangssituation des ÖPNV ist die Einrichtung 
leistungsfähiger Informationszentralen, die nicht nur 
Verkehrsträger- und untemehmensspezifische, son- 
dern idealerweise auch übergreifende Informationen 
sammeln, auswerten und für persönhche Routenvor- 
schläge zur Verfügung stellen. Die Organisation die- 
ser Einrichtungen ist für den ÖPNV von entscheiden- 
der Bedeutung. Würden diese Einrichtungen auch 
die Vermittlung freier Kapazitäten des motorisierten 
Individualverkehrs mit einschheßen, so heßen sie 
sich zu Mobilitätszentralen zur Koordinierung der 
Mobihtätsbedürfnisse einer Region ausbauen. Hierzu 
liegen bereits konzeptionelle Vorschläge vor; für 
deren Umsetzung und eine Abschätzung ihrer Wirk- 
samkeit sind jedoch noch zahlreiche organisa- 
torische, soziale und rechtliche Fragen zu unter- 
suchen. 

Im Rahmen neuer Verkehrskonzepte erlangt die in- 
telligente Vernetzung des ÖPNV und MIV sowie des 
Schienen- und Straßengüterverkehrs mit Hilfe der 
Telematik zunehmend an Bedeutung. Unternehmen 
des ÖPNV sowie einige größere Transportunterneh- 
men verfügen schon über Leit- und Informationssy- 
steme, die für ein städtisches Verkehrsmanagement 
verwendet werden könnten. Zu diesem Zweck wird 
daran gearbeitet, diese Einzellösungen in einen flä- 
chendeckenden Informationsverbund einzubeziehen 
bzw. miteinander zu verknüpfen, so daß regionale 
wie überregionale Informationen jederzeit zur Ver- 
fügung stehen. Beispielsweise sind Informationsdefi- 
zite zum ÖPNV- Angebot ein wichtiges Hemmnis, be- 
stehende Verbindungen öffentlicher Verkehrsmittel 
zu nutzen. Der Aufbau solcher Datenverbünde ist 
deshalb auch Kernstück von Projekten in Bayern und 
Baden-Württemberg. 


7. Ausgewählte Telematik-Pilotprojekte 

Die Analyse und Bewertung des Einsatzes von luK- 
Techniken im Verkehrsbereich kann sich auf Ergeb- 
nisse einer Reihe von Pilotprojekten abstützen, in de- 
nen ausgewählte Telematikanwendungen mit finan- 
zieller Förderung durch deutsche (BMV, BMBF) und 
europäische Institutionen im Rahmen von Feldversu- 
chen in Ballungsräumen und im Fernverkehr erprobt 
werden. Nachfolgend werden die dort gemachten Er- 
fahrungen vorgestellt. 

7.1 Telematikprogramme in Europa 

Projekte im Bereich der Verkehrstelematik werden 
durch die Europäische Union mit erheblichen Mitteln 
gefördert. 

Als Teil des Dritten Rahmenprogrammes für For- 
schung und technologische Entwicklung (1990-1994) 
wurde ein Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
zu Telematik-Systemen aufgelegt. Der der Telema- 
tik-Anwendung im Verkehrswesen gewidmete Teil 
dieses Programmes erhielt - in Anlehnung an das im 
Zweiten Rahmenprogramm durchgeführte Vorläufer- 
programm DRIVE (Dedicated Road Infrastructure for 
Vehicle Safety in Europe) - den Namen DRIVE 2. In- 
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nerhalb von DRIVE 2 wurden zwischen 1991 und 
1994 64 Projekte zur Verkehrstelematik gefördert. 
Davon wurden etwa zwei Drittel mit Beteiligung 
deutscher Unternehmen und Forschungseinrichtun- 
gen durchgeführt. 

Der Sektor Verkehrstelematik im Dritten Rahmen- 
programm stellte einen großen Anteil seines Finanz- 
rahmens - etwa 65 % - für die Validierung an tat- 
sächlichen Anwendungs Standorten bereit. An diesen 
Praxis -Validierungen waren 19 Großstädte und 13 in- 
terregionale Korridore beteihgt. Einige der Projekte 
beinhalteten auch in Deutschland durchgeführte 
Feldversuche zur Anwendung einzelner Telematik- 
Techniken im Verkehrssystem. Hierbei sind ins- 
besondere zu nennen: STORM (im Rahmen von 
QU ARTET), MUNICH COMFORT/KVM (im Rahmen 
von LLAMD), RHAPIT, und VIKTORIA (im Rahmen 
von SCOPE). 

Im Mai 1994 beschlossen das Europäische Parlament 
und der Rat das Vierte Rahmenprogramm für For- 
schung und Technologie (1994 bis 1998) mit einem 
Gesamtumfang von über 11 Milliarden ECU. Darin 
werden insbesondere innerhalb des Verkehrstelema- 
tikprogramms der Generaldirektion XIII im Umfang 
von insgesamt etwa 205 Mio. ECU, aber auch im Ver- 
kehrsforschungsprogramm der Generaldirektion VII 
(Gesamtvolumen etwa 240 Mio. ECU) Arbeiten zur 
Verkehrstelematik gefördert. Die erste Ausschrei- 
bung erfolgte im Dezember 1994, Anfang 1996 wur- 
den die ersten Arbeiten begonnen. 

Mit dem Verkehr stelematikprogramm der General- 
direktion XIII sollen Teilergebnisse und Untersu- 
chungen aus dem 3. Rahmenprogramm mit dem Ziel 
aufgegriffen und fortgeführt werden, Verkehrstele- 
matiksysteme und -dienste bereits bis zum Jahr 2000 
in erhebhchem Umfang europaweit einzuführen. 
Mitte 1997 wurden im Verkehrstelematikprogramm 
insgesamt 73 Projekte gefördert, darunter waren 
51 Projekte mit deutscher Beteiligung, in denen 
78 deutsche Institutionen als Projektpartner mitarbei- 
teten. An 13 Projekten sind deutsche Straßenbau- 
verwaltungen mittelbar oder unmittelbar beteiligt 
(Straßenbaubericht 1996). 

Weitere Arbeiten mit direkten Telematikbezug erfol- 
gen im Verkehrsforschungsprogramm der General- 
direktion VII. So konzentrieren sich die Arbeiten 
zum Eisenbahnverkehr auf die Entwicklung des 
europäischen Eisenbahnverkehrsmanagementsystems 
(ERTMS), im Bereich Luftverkehr werden Fragen 
des Luftverkehrsmanagements untersucht. Weitere 
Schwerpunkte sind Verkehrsmanagement und preis - 
pohtische Maßnahmen im Stadtverkehr sowie Ver- 
kehrs-, Transport- und Informationsmanagement im 
Straßenverkehr. 


7.2 Erfahrungen aus ausgewählten Verkehrs- 
telematik-Projekten in Deutschland 

Eine Auswertung ausgewählter Pilotprojekte in 
Ballungsräumen (ISV 1997b) in Deutschland be- 
züglich der organisatorischen Ausprägung und der 
eingesetzten Techniken zeigt, daß die dort um- 
gesetzten Vorstellungen äußerst vielfältig und he- 


terogen sind. Dies gilt nicht nur für die eingesetz- 
ten Basistechniken, sondern insbesondere auch für 
die Zielsetzungen der Projekte, die sich - je nach 
Kommune, Diensteanbieter/Betreiber und Her- 
steller - vor allem wegen der unterschiedlichen 
Interessenlagen, aber auch aufgrund unterschied- 
licher organisatorischer und verkehrspolitischer 
Vorstellungen, zum Teil beträchtlich unterscheiden. 
Drei ausgewählte Projekte mit europäischer Förde- 
rung sollen im folgenden ausführlicher vorgestellt 
werden. 


7.2.1 FRUIT 

Die Machbarkeitsstudie FRUIT (Frankfurt Urban /n- 
tegrated Traffic Management) wurde in den Jahren 
1992 und 1993 durchgeführt. Sie geht zurück auf 
eine Bewerbung des Bundeslandes Hessen für einen 
Feldversuch zur Erprobung von Kraftfahrerinfor- 
mationssystemen (SOCRATES). Daraus entstand das 
EU-Projekt Rhapit, dessen Forschungsansatz (Feder- 
führung: Hessisches Landesamt für Straßenwesen, 
Heusch Boesefeldt) durch einen starken regionalen 
Bezug und eine Schwerpunktsetzung auf den motori- 
sierten Individualverkehr gekennzeichnet war. Die 
pohtischen Veränderungen in Hessen und eine in- 
haltliche Neuorientierung des Hessischen Landes- 
amts für Straßenwesen führten zu Überlegungen, 
wie die starke Betonung des Individualverkehrs im 
Projekt RHAPIT korrigiert werden könnte. Gleichzei- 
tig wurde nach Möglichkeiten gesucht, die Stadt 
Frankfurt in ein integriertes Verkehrsmanagement 
einzubinden. So entstand die Machbarkeitsstudie 
FRUIT, wobei Teile von FRUIT in das EU-Projekt 
RHAPIT eingingen. Im Rahmen von FRUIT wurden 
keine Feldversuche durchgeführt. 

Als Besonderheit des Projekts FRUIT kann die Bear- 
beitung ohne vorherige Information der politischen 
Gremien und damit weitgehend ohne politische Be- 
teiligung angesehen werden. Die Konzeption und 
die Durchführung des Projekts gingen vom Ord- 
nungsamt der Stadt Frankfurt/Main aus. Die poli- 
tischen Entscheidungsträger sind zunächst nicht in 
das Projekt eingebunden worden, erst gegen Ende 
der Studie wurden sie hiervon informiert. Dies hatte 
einerseits den Vorteil, daß eine problemorientierte 
Vorgehensweise verfolgt werden konnte, ohne vom 
aktuellen politischen Tagesgeschehen oder von par- 
tei- oder verbandspohtischen Interessen tangiert zu 
werden. Andererseits ist diese von der Politik ab- 
gekoppelte Vorgehensweise auch mit dem Nachteil 
verbunden, daß eine finanzielle Unterstützung für 
Folgeprojekte unwahrscheinhch ist. Im nachhinein 
haben die politischen Entscheidungsträger dem Ziel- 
konzept von FRUIT zwar zugestimmt, eine grund- 
sätzüche Finanzierungszustimmung zur Umsetzung 
der erarbeiteten Maßnahmen wurde aus finanziellen 
Gründen jedoch nicht gegeben. 

Die Finanzierung von FRUIT wurde hauptsächlich 
aus dem laufenden Haushalt der Straßenverkehrsbe- 
hörde Frankfurt bestritten. Über das Projekt RHAPIT, 
in das Teile von FRUIT (Verkehrs-Daten-Basis und 
Kraftfahrerinformationssysteme) integriert waren, er- 
hielt die Stadt Frankfurt finanzielle Unterstützung 
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aus EU-Mitteln. Probleme gab es in der zeithchen 
Abwicklung von FRUIT, da das Gesamtprojekt mit 
14,5 Monaten Laufzeit (Mitte Mai 1992 bis Ende Juh 
1993) sehr knapp bemessen war. 

Mit FRUIT wurde ein problemorientierter Ansatz zur 
Entwicklung eines integrierten Gesamtverkehrskon- 
zepts verfolgt. Das Gesamtverkehrssystem sollte 
durch ein verkehrsträgerübergreifendes Verkehrs- 
management optimiert werden, wodurch Beiträge 
zur Lösung zahlreicher verkehrsplanerischer Pro- 
blemfelder gehefert werden sollten. Es wurden nur 
organisatorische und betriebliche Maßnahmen sowie 
neue Technologien betrachtet, bauliche Maßnahmen 
wurden nicht untersucht. Da die Arbeiten in FRUIT 
theoretischer Natur waren und die beteihgten Ak- 
teure weder in finanzieller noch in inhaltlicher Hin- 
sicht Verantwortung für eine eventuelle Umsetzung 
übernehmen mußten, ist die Aussagerelevanz der 
Ergebnisse von FRUIT für die Praxis stark einge- 
schränkt. Eine Übertragbarkeit der Ergebnisse auf 
andere Anwendungsfälle ist ebenfalls nur einge- 
schränkt möghch, da die meisten in FRUIT unter- 
suchten Maßnahmen auf Frankfurter Verhältnisse 
abgestimmt waren. 

Zur Definition der Arbeitsgebiete wurden die De- 
fizite der Stadt Frankfurt/Main im verkehrhchen 
Bereich im Vergleich zu sonstigen europäischen 
Großstädten betrachtet. Hieraus ergaben sich sechs 
Sachgebiets- sowie zwei übergreifende Arbeits- 
gebiete. Für die dann gebildeten teilweise 15 bis 
20 Mitarbeiter umfassenden Sachgebiets-Arbeits- 
gruppen wurden gezielt Personen aus den zuständi- 
gen Behörden, Ämtern, Planungsbüros und der Indu- 
strie (Hersteller von luK-Geräten) gesucht. Dabei 
stand nicht die Funktion der jeweiligen Person im 
Vordergrund, sondern deren Bereitschaft, ergebnis- 
orientiert am Projekt nützu arbeiten. Wichtig war 
auch, daß die einzelnen Personen ausdrücklich nicht 
als Vertreter ihrer jeweiligen Institution am FRUIT- 
Prozeß teilnahmen. 

Auf der Grundlage des Zielkonzepts und einer Män- 
gelanalyse wurden in allen Arbeitsgebieten sinnvoll 
erscheinende Maßnahmen gesammelt. Diese wurden 
mit dem Ziel ausgewählt, möghchst konkrete Umset- 
zungen, Pilotstudien und Versuche definieren zu 
können. Die Gesamtbewertung aller untersuchten 
Arbeitspakete wurde von einem Gremium aus 21 Ex- 
perten (sechs aus Ingenieurbüros, fünf aus der In- 
dustrie und zehn aus öffenthchen Verwaltungen) vor- 
genommen. Das Verfahren zur Bewertung wurde 
wissenschaftlich begleitet. 

Herausragend positive Beurteilungen erlangten bei 
der Expertenbewertung die Maßnahmen „Zufahrt- 
beschränkung im Bereich der Innenstadt" (mit 120 
Punkten) und „Beschleunigung des gesamten oberir- 
dischen ÖPNV und Einführung des rechnergestütz- 
ten Betriebsleitsystems" (mit 119 Punkten). Ebenfalls 
deutlich positive Beurteilungen erhielten die Maß- 
nahmen „Beschleunigung der Bushnien aus dem 
Umland im Stadtgebiet von Frankfurt" und „Erweite- 
rung des Parkleitsystems auf P-i-R-Möglichkeiten". 
Die untersuchten Kraftfahrerinformationssysteme 
(RDS/TMC (24 Punkte), EURO-SCOUT (27 Punkte) 


und SOCRATES (33 Punkte)) schneiden im Vergleich 
zu den anderen Maßnahmen am schlechtesten ab. 

Um ein sinnvolles und zielorientiertes Zusammenwir- 
ken der Maßnahmen zu erreichen, wurde eine Maß- 
nahmenbündelung vorgenommen. Zur zeithch ge- 
staffelten Umsetzung wurden daraufhin Maßnah- 
menteilbündel mit unterschiedhcher Priorität zusam- 
mengestellt. Im Maßnahmenteilbündel mit erster 
Priorität, von dem die größte Wirkung erwartet 
wurde, sind die Maßnahmen „Zufahrtbeschränkung 
im Bereich der Innenstadt", „Beschleunigung der 
Bushnien aus dem Umland im Stadtgebiet von 
Frankfurt", „Beschleunigung des gesamten oberirdi- 
schen ÖPNV und Einführung des rechnergestützten 
Betriebsleitsystems" sowie „Erweiterung des Park- 
leitsystems auf P+R-MÖglichkeiten" enthalten. 

Die Maßnahmen zum Parkraummanagement werden 
umgesetzt. Die Erweiterung des Parkleitsystems auf 
P-i-R-Möghchkeiten (nahe der Autobahnen) ist mit 
der stadteigenen ParkhausgeseUschaft in Vorberei- 
tung. Bei den Maßnahmen zum Öffenthchen Perso- 
nennahverkehr wird die Maßnahme Beschleunigung 
der Bushnien aus dem Umland im Stadtgebiet von 
Frankfurt" weiterverfolgt. Die Weiterführung der 
Maßnahme Beschleunigung oberirdischer ÖPNV 
und RBL" erweist sich als schwierig, da hierfür zur 
Zeit keine offenen Systeme zur Verfügung stehen. 

Die Stadt Frankfurt/Main ist am EU-Projekt ENTER- 
PRICE beteiligt. Im Rahmen dieses Projekts soU eine 
gemeinsame Datenbasis (Motic- Zentrale) für die Re- 
gion geschaffen werden. In dieser Motic-Zentrale mit 
Sitz in Rüsselsheim soUen die Daten der Region ge- 
bündelt und aufbereitet werden. Der Zielkatalog aus 
FRUIT ist in derselben Form für ENTERPRICE über- 
nommen worden. Die Stadt Frankfurt wird der 
MOTIC-Zentrale Informationen über BausteUen, 
Parkhausbelegung, Abschaltung größerer Lichtsignal- 
anlagen und Veranstaltungen zur Verfügung stehen 

Die Stadt Frankfurt beabsichtigt ferner, die Verkehrs- 
datenerfassung des fließenden Verkehrs zu verbes- 
sern, um die Datenlage für Verkehrsinformationen 
und -Steuerungen zu verbessern. Als SchnittsteUen 
zur MOTIC-Zentrale sind Mobilitätszentralen in 
Frankfurt/Main (in Trägerschaft der Stadtwerke und 
des Ordnungsamts der Stadt Frankfurt/Main), am 
Flughafen (in Trägerschaft des Rhein-Main-Ver- 
kehrsverbunds) und an zwei weiteren Standorten 
in der Region geplant. Diese Mobihtätszentralen sol- 
len einen umfangreichen Service von Verkehrsinfor- 
mationen für den öffenthchen Verkehr und Indivi- 
dualverkehr bis zum Ticketverkauf anbieten. In Er- 
gänzung zu der MOTIC-Zentrale soU eine städtische 
PROTIC-Leitzentrale für Frankfurt/Main aufgebaut 
werden, in der die Verkehrsdaten von Frankfurt/ 
Main gesammelt, aufbereitet und mit MOTIC ver- 
knüpft werden. In dieser PROTIC-Leitzentrale soUen 
am Schalter oder als Telefonservice, per Faxabruf- 
system und mittels Internet oder Videotext mehrere 
Dienste angeboten werden. Erste Dienste von 
PROTIC sind mittlerweile instaUiert, andere befinden 
sich noch im Aufbau. 
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7.2.2 Kooperatives Verkehrsmanagement 
München (KVM)/Munich COMFORT 

Das Projekt KVM/Munich COMFORT (Kooperati- 
ves Verkehrsmanagement für die Region München/ 
Munich Cooperative Management for Urban and Re- 
gional Transport) wurde ab 1994 in München durch- 
geführt. Seine Entstehung geht zurück auf eine Kon- 
ferenz der POLIS-Initiative (Promoting Operational 
Links with Integrated Services). Zuerst wurde eine 
Machbarkeitsstudie erarbeitet, für die ein Konsor- 
tium aus über 50 Verkehrsexperten und etwa 20 ver- 
schiedenen Institutionen gegründet wurde. Die Auf- 
gabe der Machbarkeitsstudie bestand darin, die Ziel- 
setzung des Projektes Munich COMFORT im Ein- 
klang mit verkehrspolitischen Leitlinien der Stadt 
München und des Freistaates Bayern festzulegen, 
Daten und Informationen über die bestehende Infra- 
struktur und Verkehrstelematiksysteme zu sammeln 
sowie geeignete Infrastruktur und neue Technolo- 
gien für die Integration in ein Gesamtkonzept auszu- 
wählen. 

Aufgrund der Vielfalt der Verkehrsprobleme in der 
Region nördlich von München und im nördlichen 
Stadtbereich Münchens selbst wurde dieses Areal als 
gemeinsames Testgebiet für alle Maßnahmen aus- 
gewählt. Mit dem Projekt Munich COMFORT sollte 
geprüft werden, welche Realisierungsmöglichkeiten 
eines kooperativen Verkehrsmanagements unter An- 
wendung von Verkehrsinformations- und -leittech- 
niken bestehen. 

Auf der Basis der Machbarkeitsstudie beschloß das 
Munich COMFORT-Konsortium 1991, zusammen mit 
den Städten London, Lyon, Amsterdam und Dublin 
im Rahmen des europäischen Forschungsprojekts 
LLAMD einen Projektvorschlag für das Programm 
DRIVE 2 ATT zu erarbeiten. Diese fünf Städte beab- 
sichtigten, Infrastruktur und administrative Dienste 
für Feldversuche im Bereich der Verkehrstelematik 
bereitzustellen, um die Integration der Telematik- 
systeme in den realen Verkehrsablauf zu demonstrie- 
ren und zu untersuchen. Die Auswertung des Vor- 
schlags führte zu einem Vertrag mit einer dreijähri- 
gen Laufzeit (1992-1994) zwischen der LLAMD- 
Städtegruppe und der Kommission der Europäischen 
Union, der später unter Bereitstellung zusätzlicher 
Mittel erweitert und bis Mitte 1995 verlängert wurde. 

Auf der Grundlage der politischen Zustimmung des 
Stadtrats der Stadt München und des Ministerrats 
des Freistaats Bayern wurde ein Vertrag zwischen 
diesen sowie industriellen und wissenschaftlichen 
Partnern unterzeichnet. Dieser lief über den LLAMD- 
Zeitrahmen hinaus bis Mitte 1996. Die tatsächlichen 
Projektkosten von Munich COMFORT fielen mit 28 
Mio. DM um 5 Mio. DM geringer aus als geplant 
(Europäische Union 5,2 Mio. DM, Freistaat Bayern/ 
Bund 5,8 Mio. DM, Stadt München 5,5 Mio. DM, 
Münchner Verkehrs- und Tarifverbund 1 Mio. DM, 
BMW 4,5 Mio. DM, Siemens 4 Mio. DM, Signalbau 
Huber 2 Mio. DM). 70 % der Gesamtmittel wurden 
für die Entwicklung von ÖV-Komponenten ausgege- 
ben. Diese deutliche Ausrichtung auf den ÖV ist im 
Vergleich zu den anderen Telematik-Projekten des 
3. Rahmenprogrammes der EU wohl als einmalig zu 


bezeichnen. Die Unterstützung durch die EU hat 
über den Zuschuß von 5,2 Mio. DM hinaus vor allem 
die politische Akzeptanz von Munich COMFORT 
sehr gefördert, das Projekt wäre aber auch ohne die 
finanzielle Beteiligung der EU realisiert worden. Eine 
Einflußnahme der EU auf den Projektablauf und die 
Projektinhalte von Munich COMFORT war nicht ge- 
geben. 

Die Ergebnisse von Munich COMFORT wurden vom 
Stadtrat der Stadt München einstimmig befürwortet. 
Einer Ausdehnung von Munich COMFORT auf die 
gesamte Region München wurde zugestimmt. Dieser 
parteiübergreifende Beschluß wird als Erfolg für die 
geleistete Arbeit und als bekundeter Wille von allen 
Beteiligten zur weiteren gemeinsamen Arbeit ange- 
sehen. 

Der Projektansatz von Munich COMFORT kann als 
eine integrierte Konzeptentwicklung aus einem tech- 
nologieorientierten Ansatz (d. h. Entwicklung neuer 
Techniken, praktische Erprobung in Feldversuchen 
und Beurteüung der Wirkungen) und einer problem- 
orientierten Vorgehensweise der Verkehrsplanung 
(d. h. Problemanalyse, daraus Entwicklung der Ziele 
und Maßnahmenentwicklung) angesehen werden. 
Die Erprobung von neuen Techniken in Feldversu- 
chen ist im Rahmen von Munich COMFORT somit in 
ein Konzept für die Umsetzung verkehrsplanerischer 
Maßnahmen eingebunden. Zur zügigen Umsetzung 
der gestellten Aufgaben wurde - unter Leitung der 
öffentlichen Hand Stadt und Freistaat - eine Mana- 
gementform entwickelt, deren Schwerpunkte in der 
fachlichen Erarbeitung der Projektziele, in der Erpro- 
bung der Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, 
Industrie und Forschung und in der Gewährleistung 
der zeitgerechten Projektbearbeitung lagen. Als 
wirksames strategisches Führungs- und Steuerungs- 
instrument hat sich das Aufsichtsgremium erwiesen, 
das sich aus entscheidungsbefugten Spitzenvertre- 
tern der Kooperationspartner zusammensetzte. Dort 
wurden in regelmäßigen Arbeitsbesprechungen 
unter Federführung der öffentlichen Hand und unter 
der Geschäftsführung des Kreisverwaltungsreferats 
als verantworthcher Verkehrsbehörde die wesent- 
lichen Inhalte der Projektarbeit behandelt, gesteuert 
und entschieden. Die Aufgaben und der Entschei- 
dungsprozeß des Aufsichtsratsgremiums wurden in 
einer zusätzlichen Vereinbarung festgelegt. Bei Ab- 
stimmungen erhielten nur Partner Stimmrecht, die 
auch finanziell zum Projekt beitrugen, wissenschaft- 
liche Einrichtungen nahmen ledigüch als Berater 
teil. 

Aufgabe der Projekt-Koordination durch das Pla- 
nungsbüro Steierwald, Schönharting und Partner 
GmbH, die TU München, die Stadt München und 
den Freistaat Bayern war es, die gefundenen Arbeits- 
ergebnisse aufeinander abzustimmen, die zeithche 
und finanzielle Projektüberwachung durchzufüh- 
ren sowie die Verbindung zwischen dem Aufsichts- 
grenüum, der Leitungsgruppe und den Arbeitsgrup- 
pen zu gewährleisten. Darüber hinaus war die Pro- 
jekt-Koordination für die Organisation und Pflege 
externer Kontakte zuständig. 
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Die Leitungsgruppe bestand aus den Leitern der acht 
spezifischen Arbeitsbereiche sowie zusätzlichen Ver- 
tretern, die so ausgewählt wurden, daß jeder der 
Munich COMFORT- Vertragspartner als offizielles 
Mitgüed repräsentiert war. Die Aufgaben der Lei- 
tungsgruppe lagen in der Kontrolle der Pfhchten- 
hefte, in der Koordination der Arbeitsbereiche sowie 
in der Leistungsabnahme. 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeit erfolgte in 
neun Arbeitsbereichen, die jeweils durch das Land 
Bayern, die Stadt München, Industrieunternehmen, 
Steierwald, Schönharting und Partner und die TLf 
München besetzt waren. Wesentlich für die Zusam- 
mensetzung der Arbeitsbereiche war aus Sicht der 
Stadt, daß dort neben dem MW (Münchner Ver- 
kehrs- und Tarifverbund) alle projektbezogenen 
Fachreferate kontinuierlich vertreten waren, so daß 
die Interessenlagen aus allen städtischen Bereichen 
Eingang in die Arbeit finden konnten. 

Folgende Arbeitsbereiche wurden bearbeitet: Da- 
tenverbund, ÖPNV, P+R-Information, Innerortssteue- 
rung, Außerortssteuerung, EURO-SCOUT, RDS/TMC 
und Güterverkehr. ZusätzÜch war der übergeordnete 
Arbeitsbereich „Städtische und regionale Entschei- 
dungen" für die integrierte Konzeptentwicklung aus 
dem technologieorientierten Ansatz und der pro- 
blemorientierten Vorgehensweise zuständig. Damit 
sollte die Verträghchkeit der verschiedenen Projekt- 
maßnahmen mit den übergeordneten Leitlinien der 
allgemeinen Verkehrs- und Regionalpolitik sicherge- 
stellt werden. 

Die Zusammenarbeit zwischen der Industrie und der 
Verwaltung im Rahmen von Munich COMFORT hat 
gut funktioniert. Dies zeigt sich nicht zuletzt in der 
Vereinbarung, den Betrieb der installierten Anla- 
gen gemeinsam über das Projekt ende von Munich 
COMFORT hinaus für zwei Jahre zu finanzieren. 
Hervorzuheben ist auch die gute pohtische Zusam- 
menarbeit auf regionaler Ebene trotz unterschied- 
hcher pohtischer Mehrheiten im Münchner Stadtrat 
und in den Landkreisen. Wesentlich zu der guten 
Zusammenarbeit beigetragen hat auch die Projektor- 
ganisation, die sich insgesamt bewährt hat. Das Auf- 
sichtsgremium wird in derselben Form für das Folge- 
projekt TABASCO (s. u.) übernommen. 

In Fortführung des Pilotprojekts Munich COMFORT, 
das den Münchner Norden umfaßte, sollen die Pro- 
jektergebnisse in ein räumhch auf die ganze Stadt 
und die Region München erweitertes Grundkonzept 
übertragen werden, das Bestandteil der Stadtent- 
wicklungsplanung und Regionalplanung werden 
kann. Der Stadtrat der Stadt München hat dieser 
Ausdehnung zugestimmt. Für die Entwicklung die- 
ses Grundkonzepts wird derzeit über Organisations- 
strukturen eines Kooperativen Verkehrsmanage- 
ments 2 (KVM 2) nachgedacht. Als Organisations- 
form für KVM 2 steht eine Betreibergesellschaft zur 
Diskussion. Die Verteilung der Kompetenzen muß je- 
doch noch geklärt werden. Dabei könnte die Organi- 
sationsstruktur für ein Verkehrsmanagement für die 
Region München aus einem öffenttichen Aufsichts- 
gremium als KontroU- und Koordinierungsorgan und 
oberste Hierarchieebene sowie aus angeschlossenen 


privaten und öffenttichen Anbietern und Nutzem be- 
stehen. Die Lenkung des Verkehrs soll auf jeden Fall 
öffentliche Aufgabe bleiben. Den privaten Anbietern 
im Rahmen des Verkehrsmanagements soll daher 
nur die Möglichkeit der Verkehrsinformation gege- 
ben werden, während die öffenttichen Anbieter zu- 
sätzlich über die Möglichkeit der Verkehrslenkung 
verfügen können. Im Projekt KVM 2 sollen alle Ar- 
beitsbereiche von Munich COMFORT weitergeführt 
werden. Ein Schwerpunkt liegt hierbei auf den in 
Munich COMFORT erprobten ÖV-Informations-Sy- 
stemen, die sukzessive realisiert werden sollen. Ins- 
gesamt soll auch im Rahmen des KVM 2 an der Stra- 
tegie der Verflüssigung des Verkehrs mit Hilfe der 
Telematik festgehalten werden. 

Über die Übertragung der Verkehrsinformations- 
systeme auf die Stadt und die Region München hin- 
aus sind aus dem Projekt Munich COMFORT Folge - 
Projekte entstanden, die eine Vaüdiemng der erprob- 
ten Systeme zum Ziel haben oder in denen neue In- 
formationstechnologien entwickelt werden. 

Das Projekt TABASCO (Telematic Applications in 
Bavaria and Scotland) kann als direktes Folgeprojekt 
zu Munich COMFORT bezeichnet werden. Beteiligt 
sind die Städte München, Nürnberg, Glasgow und 
Edinburgh. Das Aufsichtsgremium von Munich 
COMFORT wird in derselben Form für das Folgepro- 
jekt TABASCO übernommen. Die Gesamtkosten 
belaufen sich auf 4,35 Mio. DM. Die Stadt München 
erhält von der EU hierfür eine Fördersumme von 
2,5 Mio. DM. Schwerpunkt von TABASCO ist die 
Validierung der in Munich COMFORT erprobten 
Systeme. Insbesondere werden folgende Themen- 
bereiche vertieft: 

- dynamische ÖPNV-Informationen an Haltestellen 
und P+R- Anlagen, 

- integrierte Verkehrssteuerung von städtischen 
und regionalen Straßennetzen, 

- Störungsmanagement auf Femstraßen sowie 

- adaptive Verkehrssteuerung in lichtsignalge- 
steuerten Netzen. 

Mit dem Projekt BAYERNINFO wird im Rahmen des 
Programms BAYERN ONLINE des Freistaats Bayern 
die Weiterentwicklung und Vernetzung des Strategy 
and Service Centre (SSC) aus Munich COMFORT 
mit anderen Informationszentralen gefördert. Ziel ist 
es, eine multimodale Basis für Verkehrsdaten auf 
Femstraßen in Bayern und in den Regionen Mün- 
chen und Nürnberg zu schaffen und in unterschied- 
lichen Kommunikationsmedien zur Verfügung zu 
stellen. Unter anderem soll ein tragbarer Mobiütäts- 
planer (PTA - Personal Traveller Assistant) entwik- 
kelt werden, mit dessen Hilfe der Verkehrsteilneh- 
mer multimodale Reise- und Routeninformationen 
abfragen kann. Die Projektkosten dieses Teilprojekts 
„Bayemweites Verkehrsmanagement - BAYERNINFO " 
belaufen sich auf 16,9 Mio. DM. Davon werden 
6,2 Mio. DM (37 %) von den Industriepartnem getra- 
gen. Die Projektlaufzeit ist auf die Jahre 1995 bis 
1998 terminiert. 
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Eine europäische Dimension erhält der in BAYERN- 
INFO verfolgte Ansatz durch das von der EU geför- 
derte Projekt INFOTEN, in dem eine Vernetzung von 
Verkehrsinformationszentralen zwischen europäi- 
schen Regionen von München über den Brenner nach 
Venedig untersucht wird. Als Kommunikationsme- 
dium dient auch hier der tragbare Mobilitätsplaner. 

7.2.3 STORM 

Das Projekt STORM (Stuttgart Transport Operation 
by Regional Management) wurde in den Jahren 1992 
bis 1995 in Stuttgart durchgeführt. 

Zunächst wurde - aufbauend auf einer Information 
über die POLIS-Initiative - mit Bezuschussung durch 
die EU eine Machbarkeits Studie zu STORM durchge- 
führt. Projektbeteiligte dieser Studie waren die 
Daimler-Benz AG, die Stadt Stuttgart, das Verkehrs- 
ministerium Baden-Württemberg und das Planungs- 
büro Steierwald, Schönharting und Partner. Diese 
Machbarkeitsstudie orientierte sich an der Linie der 
technologieorientierten Förderungen der EU. Auf- 
bauend auf dieser Machbarkeits Studie konnte direkt 
der Projektantrag zur Bezuschussung von zwei in 
STORM geplanten Feldversuchen im EU-Projekt 
QUARTET (Quadrüateral Advanced Research on Te- 
lematics for Environment and Transport) formuliert 
werden. 

Nach dem positiven Abschluß der Machbarkeitsstu- 
die wurde ein öffentlich-privates Konsortium mit 
weiteren Partnern gegründet. Beteiligt waren die 
Vertragspartner Daimler-Benz AG, Stadt Stuttgart, 
Verkehrsministerium Baden-Württemberg, Süddeut- 
scher Rundfunk (SDR), Robert Bosch AG, Siemens 
AG, Alcatel SEL, DST Deutsche System-Technik, 
Hewlett Packard, Raab Karcher Spedition und 
DEKRA sowie weitere Partner (u.a. die Stuttgarter 
Straßenbahnen AG (SSB), der Verkehrsverbund 
Stuttgart, mehrere Ingenieurbüros und wissenschaft- 
liche Institute). 

Die Gründe für die Zusammenarbeit innerhalb des 
Konsortiums waren unterschiedlich. Die Industrie 
wollte die im Vorhaben PROMETHEUS entwickelten 
Produkte in einem Feldversuch testen, um deren 
Funktionsfähigkeit nachzuweisen und die Kunden- 
akzeptanz zu überprüfen. Das Verkehrsministerium 
Baden-Württemberg begründete seine Mitarbeit mit 
der Integration von STORM in seine Verkehrspolitik 
und mit der beabsichtigten Industrieförderung. Für 
die Stadt Stuttgart war der Aufbau des Datenver- 
bunds aus verkehrsträgerübergreifenden Informatio- 
nen der wesentliche Grund zur Teilnahme an 
STORM, weiterhin sollten dadurch Kooperationen 
zwischen IV und ÖV gefördert und Folgeprojekte er- 
möglicht werden (z.B. MobilPASS). Die Entschei- 
dung über das Mitwirken der SSB in STORM war 
von kontroversen Diskussionen in den Gremien der 
SSB und im Verband Deutscher Verkehrsuntemeh- 
men (VDV) begleitet. Anlaß waren unter anderem 
Veröffentlichungen der Automobilindustrie zu Be- 
ginn der 90er Jahre, worin unter dem Stichwort „Ver- 
kehrssystemmanagement" dem ÖPNV vor allem die 
Rolle des „Überlaufgefäßes" zugewiesen wurde. Ein 
Grund, daß sich die SSB als Teü des formellen 


STORM -Partners „Stadt Stuttgart" dann doch an den 
Feldversuchen beteiligt hat, war, einer einseitigen 
Ausrichtung des Projekts auf Belange des motorisier- 
ten Individualverkehrs entgegenzuwirken. Dies ent- 
sprach auch den Empfehlungen des VDV an seine 
Mitgliedsunternehmen, sich kritisch und gestaltend 
in derartige Vorhaben einzubringen. Ein anderer 
Grund lag in der Chance, innovative Lösungen der 
Fahrgastinformation zu erproben und dauerhaft zu 
realisieren. 

Aus der Machbarkeitsstudie wurden folgende Ziele 
entwickelt, die die Handlungsrichtung von STORM 
bestimmen: 

- STORM soll das Verkehrsgeschehen umweltge- 
rechter, sicherer und wirtschaftlicher gestalten. 

- STORM bietet dem Verkehrsteilnehmer Hilfen zur 
Wahl des Verkehrsmittels, der Fahrtantrittszeit, 
der Route und des Fahrverhaltens. 

- STORM wül nichts verbieten, sondern über bes- 
sere Information beeinflussen, eine engere Koope- 
ration zwischen öffentlichem und individuellem 
Verkehr erreichen und die Mobilität des einzelnen 
erhalten. 

Dabei sollten die im Entwicklungsstadium befind- 
lichen Telematiksysteme mit den bestehenden Ver- 
kehrsleit- und Betriebsleitsystemen zu einem inte- 
grierten Verkehrsinformationssystem zusammenge- 
führt werden. 

Als Steuerungsphilosophie des Gesamtverkehrssy- 
stems wurde bei STORM ausschließlich die Ver- 
besserung der Verkehrsinformation verfolgt. Dem 
Verkehrsteilnehmer wird hierbei eine aktuelle Infor- 
mation über die Verkehrs Situation gegeben in der 
Hoffnung, daß dieser sein Verhalten der aktuellen 
Verkehrs Situation anpaßt. Zusätzlich erhält er Rou- 
ten- oder Umsteigeempfehlungen. Die Informationen 
über eine mögliche ÖV-Nutzung erhält der Verkehrs- 
teilnehmer generell. Die Entscheidung über das 
Verkehrsverhalten bleibt dabei in jedem Fall dem 
Verkehrsteilnehmer überlassen. Mit Hilfe dieser 
verkehrsträgerübergreifenden Verkehrsinformation 
sollte eine Verbesserung der Nutzung der einzelnen 
Verkehrsträger erreicht werden. 

Die Organisationsstruktur von STORM bestand aus 
einer Programm-Leitung, dem STORM-Büro, den 
7 Teüprojekten und einer wissenschaftlichen Beglei- 
tung. 

In der Programm-Leitung waren Industrieunterneh- 
men (Daimler-Benz AG, Robert Bosch GmbH und 
Siemens AG), die Stadt Stuttgart und das Land 
Baden-Württemberg vertreten. Die Programm-Lei- 
tung hat über alle grundsätzlichen und übergeordne- 
ten Fragen entschieden und die Öffentlichkeitsarbeit 
koordiniert. 

Das STORM-Büro, das allein von den o. g. Industrie- 
unternehmen betrieben wurde, kann als technische 
Schaltstelle für STORM angesehen werden. Im 
STORM-Büro hat die Administration und die Projekt- 
kontrolle statt gefunden. Ferner war es für die Koordi- 
nation der Teilprojekte, die Berichts Verwaltung, die 
Kontakte zur EU, zur Stadt Stuttgart sowie zum Land 
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Baden-Württemberg, die Betreuung der wissenschaft- 
hchen Begleitung und die Öffentlichkeitsarbeit im 
Rahmen der Beschlüsse der Programm-Leitung zu- 
ständig. 

In STORM wurden die 7 Teilprojekte Datenverbund, 
Individuelles Leitsystem, Dynamische P+R-Informa- 
tion, Anschluß-Informations- System, Reise-Informa- 
tions-System, Flottenmanagement-System und Not- 
ruf-System untersucht. Die Teilprojekte wurden je- 
weils mit Festpreis an ein Industrieunternehmen 
vergeben. Dabei mußten die Unternehmen auch 
Eigenleistungen beitragen. Das mit der Leistungser- 
stellung verbundene Risiko mußte allein von den 
Unternehmen getragen werden. Mit der Bearbeitung 
eines Teilprojekts waren die Koordinationsverantwor- 
tung, die Termin- und Leistungskontrolle sowie die 
Klärung rechtlicher, administrativer und technischer 
Fragen verbunden. Die Teilprojekte „Individuelles 
Leitsystem" und „Notruf System" von STORM waren 
zugleich in das EU-Projekt QU ARTET integriert. 

Für die Teilprojekte wurde eine wissenschaftliche 
Beratung über die verkehrstechnische Auslegung 
der einzelnen Komponenten durch Planungsbüros, 
Industrieunternehmen, Universitäten und sonstige 
Berater durchgeführt. Für das STORM-Büro und 
die Programm-Leitung wurden eine Beurteilung 
der Teilkomponenten hinsichtlich der Funktionali- 
tät, der Informationsqualität, der Akzeptanz und 
der Auswirkungen auf das Verkehrsverhalten sowie 
eine Beurteilung des Gesamtsystems STORM im 
Rahmen eines Szenarios für die Region Stuttgart er- 
arbeitet. 

Im Prozeß der Zusammenarbeit zwischen der Indu- 
strie und den öffentlichen Verwaltungen im Rahmen 
von STORM konnte die Erfahrung gemacht werden, 
daß sich konkrete öffentlich-private Zusammenarbeit 
in einem F+E-Projekt realisieren läßt, daß gemein- 
same Interessenfelder einen öffentUch-privaten Inter- 
essenausgleich ermöghchen und sich Konzeptionen 
zur Markteinführung in öffenthch-privater Partner- 
schaft entwickeln lassen. Seitens der Industriepart- 
ner erwartete Behinderungen wegen hoheitlicher 
Aufgaben erwiesen sich als überschätzt. Es zeigte 
sich aber auch, daß die Position der Wirtschaft auf 
dem Weltmarkt durch das Projekt kaum gestärkt 
werden konnte, da gemeinsame marktreife Produkte 
im Vorfeld des Wettbewerbs der Partner untereinan- 
der nicht entwickelt wurden. Die Vielschichtigkeit 
der öffenthchen Verwaltungen wurde unterschätzt, 
da es keine „allein zuständige" zentrale Behörde für 
Verkehrsinformation gibt. 

Die Gesamtkosten von STORM behefen sich auf 
über 60 Mio. DM. Hiervon wurden 42,9 Mio. DM 
(71,5 %) von der Industrie finanziert. Die restlichen 
Mittel erbrachten das Land Baden-Württemberg mit 
4,5 Mio. DM (7,5 %), die Stadt Stuttgart mit 3,8 Mio. 
DM (6,3 %), die Stuttgarter Straßenbahnen AG mit 
3,7 Mio. DM (6,2 %), der Verkehrsverbund Stuttgart 
mit 0,5 Mio. DM (0,8 %) und die EU mit 4,6 Mio. DM 
(7,7 %). Das Land Baden-Württemberg finanzierte 
seinen Beitrag zu STORM aus Straßenbaumitteln. 
Der Beitrag der Stuttgarter Straßenbahnen AG 
wurde aus Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzie- 


rungsgesetzes erbracht. Die finanzielle Beteihgung 
der EU bezog sich auf die Teilprojekte „Individuelles 
Leitsystem" und „Notruf System", das Projekt 
STORM wäre aber auch ohne eine EU-Förderung 
durchgeführt worden. Der große Finanzierungsanteil 
der Industrie zeigt die Zielrichtung von STORM als 
industriegetriebenes Forschungsprojekt. Nach einem 
Beschluß des STORM-Konsortiums sind die STORM- 
Ergebnisse nur eingeschränkt für die Öffenthchkeit 
freigegeben. 

Die in Feldversuchen im Rahmen von STORM unter- 
suchten Techniken konnten erfolgreich realisiert und 
erprobt werden. Damit ist eine wesenthche Zielset- 
zung des „technologiegetriebenen" Forschungspro- 
jekts STORM erreicht worden. Die Techniken haben 
sich in den Feldversuchen grundsätzlich bewährt, 
jedoch sind bei einzelnen Systemen noch Nachbesse- 
rungen erforderhch. Ergänzungsmöghchkeiten erge- 
ben sich vor allem beim Reise-Informations-System. 
Bei der Analyse der infrastrukturgestützten dynami- 
schen Zielführung und des Verkehrslageinforma- 
tionsmittels RDS/TMC hat sich gezeigt, daß eine 
Verbesserung der Verkehrsdatenbasis durch Erwei- 
terung der Erfassungsstellen notwendig ist, um diese 
Systeme verläßhch betreiben zu können. 

Zur verkehrlichen Bewertung der Teilprojekte ist 
eine ausreichende Datengrundlage nur beim Notruf- 
system vorhanden. Bei allen anderen Untersuchun- 
gen der Teüprojekte ist die Datengrundlage für die 
Ableitung statistisch abgesicherter Ergebnisse nicht 
ausreichend. Ein Beispiel ist das sogenannte 
„STORM-Szenario", das für die darin durchgeführte 
Wirkungsanalyse der „Informationssysteme vor 
Fahrtantritt" allein auf einer nicht repräsentativen 
Umfrage von 45 Nutzem des Informationssystems 
EFAwin aufbaut. Diese Untersuchung betrachtet 
zudem nicht tatsächhche Verhaltensändemngen, 
sondern nur Absichtserklämngen zu möghchen Ver- 
haltensänderungen. Der im STORM-Szenario (s. Ab- 
schnitt V.2.2.2) angesetzte Wert von durchschnitthch 
115 verlagerten Fahrten pro Jahr und ausgestattetem 
Haushalt vom motorisierten Individualverkehr auf 
den ÖV und der daraus abgeleitete Nutzen des Sy- 
stems erscheint daher fraglich. Gleiches gilt für die 
ermittelte Zeitersparnis durch Nutzung der „Informa- 
tionssysteme während der Fahrt", die in erster Linie 
durch das Individuelle Leitsystem erzielt wurde. Die 
Untersuchung dieses Systems stützt sich auf eine 
Stichprobe von nur sechs verschiedenen Herkunft- 
Ziel-Beziehungen und auf eine Simulation des Ver- 
kehrsablaufs von 2 Störungssituationen. Die daraus 
abgeleiteten Reisezeitgewinne unterscheiden sich 
stark. Die Kosten-Nutzen-Bilanz dieses Systems 
weist daher große Unsicherheiten auf. Nicht quantifi- 
ziert werden ferner die hohen Kosten der Endnutzer 
für den Erwerb der Endgeräte (die sich auf ca. 
3 400,- DM belaufen dürften). Es erscheint fraghch, 
ob dieser Betrag tatsächhch für 10 % der Fahrzeuge 
aufgebracht werden kann. 

Das Projekt STORM war auf die Durchführung der 
Feldversuche und die damit verbundenen Wirkungs- 
abschätzungen und Bewertungen beschränkt. Nach 
Durchführung der Feldversuche war vorgesehen, die 
Teilprojekte privatwirtschaftlich weiterzuführen. 
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Das Umwelt- und Verkehrsministerium Baden-Würt- 
temberg entwickelte aufbauend auf den Erfahrun- 
gen von STORM und QUARTETplus die Vorstellung 
eines landesweiten Mobilitäts -Informationsnetz Werks 
(Mob IN), das gemeinsam mit Partnern aus der Wirt- 
schaft entstehen soll. Ziel ist eine reine Vermittlung 
von Verkehrsinformationen. Eine Lenkung des Ver- 
kehrs wird aus technischen und rechtlichen Gründen 
nicht für umsetzbar gehalten. Die Aufgabe des Lan- 
des bei der Entstehung des Netzwerks ist es, die 
Kommunen einzubinden und mit einer Anschub- 
finanzierung die Einführungsphase zu unterstützen. 
Als Organisationsform wird eine MoblN-Agentur in 
Form einer rechtsfähigen Gesellschaft angestrebt mit 
der Forderung, daß sich dieses System später aus 
eigener Kraft tragen muß. Diese Konzeption wird von 
den Beteüigten als Vorbild für ein bundesweites 
Mobilitätsinformationsnetzwerk gesehen. 

Der in STORM entwickelte Datenverbund kann als 
technologisch ausgereift bezeichnet werden. Daim- 
ler-Benz und andere Unternehmen haben in der 
Stadt Tokio ein dynamisches Verkehrsinformations- 
system eingerichtet, das zu 75 % aus STORM-Modu- 
len besteht. Auch in deutschen Städten wären die 
Einrichtung und der Betrieb einer solch umfassenden 
Verkehrsinformationszentrale möglich, jedoch wäre 
hierfür die Verkehrsdatengrundlage qualitativ und 
quantitativ zu verbessern. 

Für den Aufbau, die Vermarktung und den Betrieb 
eines individuellen Leitsystems hatte die Firma 
COPILOT bereits konkrete Vereinbarungen mit der 
Stadt Stuttgart getroffen. So war vereinbart, daß die 
Stadt in der Anfangsphase die Infrastruktur (Baken, 
Leitrechner, Software) und weitere Verkehrsdaten 
(aggregierte Meßwerte von Induktionsschleifen, die 
von dem LSA- Verkehrsrechner der Stadt Stuttgart ver- 
arbeitet werden) der Firma COPILOT kostenlos zur 
Verfügung stellt mit der Auflage, im Austausch dafür 
Informationen über den Verkehrsfluß (Reisezeiten) zu 
erhalten. Ferner wurde vereinbart, daß die Verkehrs- 
steuerung nüt dem individuellen Leitsystem nur über 
das Vorbehaltsstraßennetz zu erfolgen hat. Zusätzlich 
wurde ein Vertrag über die Nutzung von „ öffentlichen 
Einrichtungen" (Masten, Schränke, Schächte, Kabel) 
geschlossen. Die Beschränkung, die Verkehrssteue- 
rung mit dem individuellen Leitsystem nur auf dem 
Vorbehaltsstraßennetz anzuwenden, ist vor dem Hin- 
tergrund des Schutzes der sensiblen Stadtbereiche 
(z. B. Tempo-30-Zonen) zu sehen. Dies deckte sich mit 
Interessen von COPILOT, da die mit dem Leitsystem 
ausgerüsteten Fahrzeuge nur mit Hilfe der auf den 
Hauptverkehrsstraßen installierten Baken schnell 
über die aktuelle Verkehrslage informiert werden kön- 
nen. Der Umstand, daß EURO-SCOUT auf lokale 
Baken zur Datenveimittlung angewiesen ist, ermög- 
lichte der Stadt Stuttgart, in dem angesprochenen Ver- 
tragswerk sicherzustellen, daß die städtischen Vorstel- 
lungen zur Abwicklung des Verkehrs nicht konterka- 
riert werden können. Das Vorhaben wurde j edoch nicht 
umgesetzt, da COPILOT seine Geschäftstätigkeit An- 
fang 1996 vorläufig eingestellt hat. 

Die in STORM entwickelten dynamischen P-i-R-Infor- 
mationssysteme werden von der Stadt Stuttgart wei- 
ter betrieben. 


Eine als Betreibergesellschaft für Serviceleistungen 
geplante „Service-Gesellschaft ÖV-Information" mit 
Partnern aus der Industrie und Betreibern öffent- 
licher Verkehrsmittel kam nicht zustande, weü der 
Aufsichtsrat des Stuttgarter Verkehrsverbundes WS 
aus finanziellen Gründen eine Beteiligung daran ab- 
gelehnt hat. Dies mag an Strömungen innerhalb 
des WS gelegen haben, die nicht an einer umfas- 
senden verkehrsträgerübergreifenden Information 
ihrer Kunden interessiert waren. Abzulesen ist dies 
auch an den abrufbaren Informationsinhalten der 
Infotheken (Informationssäulen), die im Auftrag des 
Landes Baden-Württemberg nunmehr vom WS be- 
trieben werden. Informationen sind nur noch für den 
ÖV zu erhalten, sowohl die IV-Wegeplanung als 
auch die kombinierte IV/ÖV-Wegeplanung werden 
nicht mehr angeboten. 

Über den Stellenwert der Infotheken existieren un- 
terschiedliche Meinungen. Die SSB sieht darin ein 
bewährtes Medium, vor allem die bestehende Kund- 
schaft besser zu betreuen. Der WS wird nicht zuletzt 
deshalb in Kürze einen weiterentwickelten Typ der 
Infotheken plazieren. Von seiten des Umwelt- und 
Verkehrsministeriums Baden-Württemberg wird der 
Aufwand, diese Infotheken einzurichten und zu be- 
treiben, im Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen als 
sehr hoch eingeschätzt und die Meinung vertreten, 
daß die Möglichkeiten des Internet und der PC -An- 
wendungen größere Bedeutungen gewinnen und die 
Infotheken ablösen werden. Auch mit diesen neuen 
Medien beschäftigen sich die SSB und der WS. Dar- 
über hinaus wird an einer dynamischen elektroni- 
schen Fahrplanauskunft gearbeitet. Für die genann- 
ten Informationsleistungen sollen nach Vorstellung 
der SSB über die Telekommunikationsgebühren hin- 
aus keine weiteren Beiträge von den Kunden ver- 
langt werden. Ein kostendeckender Privatwirtschaft - 
lieber Betrieb von ÖV-Informationssystemen stehe in 
nächster Zeit nicht zur Diskussion. 

Aufgrund der guten Erfahrungen nüt dem System 
der dynanüschen Fahrgastinformation (dynanüsche 
Ankunftsanzeige) wird bei der SSB derzeit ein Maß- 
nahmenprogramm aufgelegt, 15 Haltestellen mit 
einer solchen Fahrgastinformation auszurüsten. Erst- 
mals werden solche Systeme nicht nur an U-Bahn- 
Stationen, sondern auch an Bushaltestellen instal- 
liert. 

Gute Erfahrungen liegen auch mit der dynamischen 
Anschlußsicherung vor. Besonders für die Anschluß- 
sicherung der regionalen Buslinien an die S- und U- 
Bahn ist dies von entscheidender Bedeutung, da das 
Verpassen eines solchen Anschlusses wegen der in 
diesen Bereichen geringen Busfrequenz zumeist nüt 
langen Wartezeiten verbunden ist. Ein Maßnahmen- 
programm zur weiteren Installation solcher Systeme 
liegt jedoch noch nicht vor, weü sich der Abstim- 
mungsprozeß zur finanziellen Beteiligung der regio- 
nalen Buslinienbetreiber schwierig gestaltet. Gründe 
hierfür liegen in den Vergütungen des WS, die auf 
die gefahrenen Strecken bezogen sind und nicht auf 
die Anzahl der beförderten Fahrgäste oder die Fahr- 
gas tsteigerung. Somit liegt es nicht unbedingt im In- 
teresse von regionalen Buslinienbetreibem, sich an 
Maßnahmen zur Erhöhung der Fahrgastzahlen (wie 
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einer dynamischen Anschlußsicherung) finanziell zu 
beteiligen. 

Die Weiterentwicklung des in STORM entwickelten 
Flottenmanagement-Systems soll dem Markt über- 
lassen werden. Flottenmanagement über eine Zen- 
trale zu betreiben, wird nicht im Interesse aller Betei- 
ligten hegen; so dürften z.B. die Speditionen gegen 
die Veröffenthchung ihrer Informationen zum Fracht- 
management und zur Frachtlogistik sein. 

Aufbauend auf den Erfahrungen in STORM mit dem 
Notruf-System und dem Navigationssystem EURO- 
SCOUT entwickelt die Industrie derzeit eine techni- 
sche Einheit aus Navigationssystem, Notruf und 
Wegfahrsperre vor dem maßgebenden Hintergrund, 
die Diebstahlsicherung wesenthch zu verbessern. 


8. Weiterführende Aspekte 

Etwa seit Beginn der 90er Jahre ist zu beobachten, 
daß die Telematik auch im Verkehrswesen zuneh- 
mend an Bedeutung gewinnt. Waren zuvor vomehm- 
hch einschlägige Fachkreise und Industriefirmen mit 
dieser Thematik beschäftigt, gewinnt sie jetzt auch in 
Pohtik und Öffentüchkeit entsprechende Aufmerk- 
samkeit. Inzwischen werden der Telematik von der 
Pohtik wichtige Lösungsbeiträge in bezug auf die 
Verkehrsprobleme zugeschrieben. 

Bisher kann aUerdings nicht festgesteUt werden, daß 
diese wachsende Aufmerksamkeit zu bahnbrechen- 
den Markteinführungen neuer Telematikprodukte 
im Verkehr geführt hat, obwohl einige Systeman- 
wendungen bereits seit geraumer Zeit fertig ent- 
wickelt sind. Zahlreiche möghche Verkehrstelema- 
tik-Dienste sind konzipiert und vorgeschlagen wor- 
den, zudem haben viele bereits existierende bzw. 
weiterentwickelte Techniken und Dienste unter der 
Bezeichnung „Verkehrstelematik" ein neues Dach 
gefunden. Nur wenige neue Dienste sind jedoch bis- 
lang einer Umsetzungsphase nähergekommen. Fest- 
zustehen ist eine Diskrepanz zwischen den Erwartun- 
gen an die Verkehrstelematik und der Bereitschaft, 
ihre Potentiale aktiv handelnd zu erschließen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollen die 
Entwicklung und Markteinführung von Telematik- 
techniken und -diensten - von wenigen Ausnahmen 
abgesehen - Privaten überlassen bleiben. Die Aus- 
legung von Telematiktechniken und -diensten wird 
sich folglich primär an den wirtschaftüchen Interes- 
sen der Privaten orientieren. Diese in Übereinstim- 
mung mit den verkehrspolitischen Zielen von Bun- 
desregierung, Ländern oder Kommunen zu bringen, 
kann zu z. T. beträchtlichen Reibungen zwischen den 
Beteiügten führen (s. Abschnitt V.2.3). Ein Einsatz 
von Telematik zur Umsetzung verkehrspolitischer 
Strategien würde verstärktes staatliches Handeln, 
beispielsweise als Diensteanbieter oder auch als 
Regulierer, notwendig machen. Da sich der Staat ge- 
genwärtig zunehmend aus seiner Rolle als Anbieter 
öffentlicher Dienstleistungen zurückzieht, ist ersteres 
wohl - wenn überhaupt - nur in neuen Kooperations- 
formen zwischen Staat und Privaten zu erwarten. 


Für eine umfassende Bewertung der unterschied- 
lichen Telematik-Anwendungen im Verkehr fehlen 
noch wesentliche Kenntnisse über Wirkungen, Kosten 
und organisatorische Hemmnisse, denn die For- 
schung auf diesem Gebiet war bislang stark technik- 
und nur wenig wirkungsorientiert. Die Bewertungs- 
ansätze in den verschiedenen Feldversuchen zur 
Verkehrstelematik waren ganz überwiegend auf den 
Nachweis technischer Machbarkeit und Leistungs- 
fähigkeit ausgerichtet. Die entsprechenden Zieldefi- 
nitionen und Bewertungskriterien klammem sozio- 
ökonomische Wirkungen weitgehend aus. Insbeson- 
dere fehlen Aussagen zu den Umweltwirkungen und 
zu Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit sowie 
zur Wirtschaftlichkeit bzw. Marktfähigkeit (aus wirt- 
schaftlicher Sicht) der untersuchten Systeme. Ein 
Vergleich fällt zudem schwer, weil sich bereits ab- 
zeichnet, daß verschiedene Telematik-Anwendun- 
gen gemeinsam betrieben werden und sich deren 
Wirkungen nicht separat beurteilen lassen. Er- 
schwerend kommt hinzu, daß sich der Einsatz von 
Informations- und Kommunikationstechniken im Ver- 
kehr in einem komplexen Wirkungsgefüge aus orga- 
nisatorischen, politischen, wirtschaftlichen und insti- 
tutioneilen Rahmenbedingungen vollzieht. 

Für die meisten Verkehrstelematik-Dienste hegen bis 
heute noch keine abgesicherten, umfassenden Er- 
kenntnisse über ihr quantitatives Wirkungspotential 
vor. Die Akzeptanz der Nutzer und damit auch die 
möglichen Verhaltensänderungen lassen sich kaum 
oder nur unter vielen Annahmen abschätzen, Aus- 
sagen beispielsweise im Hinbhck auf Potentialab- 
schätzungen zur Fahrleistungsreduktion oder zu 
Modal-Spht-Änderungen sind darum eher unsicher. 
Die möglichen Auswirkungen auf das Fahrverhalten, 
die Verkehrsmittelwahl sowie die Konsequenzen hin- 
sichthch Fahr- und Verkehrsleistung sowie Verkehrs - 
stmktur werden zwar intensiv diskutiert, gesicherte 
Erkenntnise dazu sind aber noch nicht vorhanden. 
Die Bewertung wird dadurch erschwert, daß Details 
der Entwicklungen vielfach noch nicht absehbar 
sind. Derzeit sind über die verkehrlichen Wirkungs- 
komponenten ausgewählter Telematikansätze nur 
qualitative Aussagen - z.T. aber abgestützt auf quan- 
tifizierte Ergebnisse von Forschungsarbeiten - mög- 
lich. Einen Überbück darüber gibt Tabelle IV-8.1, mit 
der der Versuch unternommen wird, ausgewählte 
Telematik-Anwendungen bezügüch der Kriterien 
Wirkungen, Lösungsbeiträge, Kosten, Hemmnisse 
und Einsatzreife quaütativ zu bewerten. 

Wenngleich von der Telematik nicht zuletzt eine bes- 
sere Verknüpfung der Verkehrsträger erwartet wird, 
so zeichnet sich doch ab, daß die gegenwärtig disku- 
tierten Systeme wohl eher zu deutlichen Effekten in- 
nerhalb der einzelnen Teilsysteme - bei den einzel- 
nen Verkehrsträgern - führen werden. 

Im Mittelpunkt sowohl des FuE-Interesses als auch 
der öffentüchen Diskussion steht der Einsatz der 
neuen Techniken im Straßenverkehr, insbesondere 
für den Individualverkehr. Eine im Auftrag der EU- 
Kommission und von ERTICO angefertigte Studie 
kommt zu dem Ergebnis, daß über 80 % des Markt- 
potentials der Verkehrstelematik in Europa im Be- 
reich des Straßenverkehrs hegen (ISFORT 1997). 
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Tabelle IV-8.1 

Qualitative Bewertung verschiedener Telematik-Anwendungen im Verkehr 




Lösungsbeiträge 




Anwendung 

Wirkungen 

zur zeitlichen 
und räumlichen 
Verlagerung im 
Straßennetz 

zur Netzent- 
lastung 

(Fahrleistungs- 

reduktion) 

zur Verlagerung 
auf andere 
Verkehrsträger 

Kosten 

Hemmnisse 

Einsatzreife 

Informationen 
vor der Fahrt 
(pre-trip-Info) 

Verbesserung 
der Kennt- 
nisse über das 
Verkehrs- 
angebot im IV 
und ÖV sowie 
die aktuelle 
Verkehrs- 
situation 

kann Beitrag 
leisten 

kann Beitrag 
leisten 

kann Beitrag 
leisten 

gering 

gering 

Endgeräte 
serienreif 
(außer PTA), 
Datenbasis 
noch nicht 
umfassend 

(kollektive) 
Informationen 
während der 
Pkw-Fahrt 

Komfortstei- 
gerung, evtl. 
Zeitvorteil, 
Strecken- 
entlastung 

kann Beitrag 
leisten 

gering, kann 
aber u. U. 
fahrleistungs- 
erhöhend 
wirken 

kann Beitrag 
leisten 

mittel 

gering 

Endgeräte 
serienreif, 
Datenbasis 
noch nicht 
umfassend 

fahrzeugauto- 
nome Navi- 
gation und 
Zielführung 
(statisch) 

Komfort- 
steigerung, 
ergänzende 
Angebote 
(z.B. P+R, 

Hotel) 

kann 

(geringen) 
Beitrag lei- 
sten, aber 
nicht situa- 
tionsabhängig 

kann Beitrag 
liefern 

(Optimierung, 
Wegfall von 
Suchfahrten), 
aber auch 
induzierend 
und fl. -erhö- 
hend wirken 

keinen 

gering 

gering 

kommerziell 

verfügbar 

Dynamische 
individuelle 
Zielführung 
im IV 

Komfort- 
steigerung 
und evtl. Zeit- 
vorteil, ergän- 
zende Ange- 
bote 

kann Beitrag 
leisten 

kann Beitrag 
leisten 

(Optimierung, 
Wegfall von 
Suchfahrten), 
aber auch 
induzierend 
und fl. -erhö- 
hend wirken 

kann Beitrag 
leisten 

(bei überlaste- 
ter Straße) 

hoch 

wesent- 
lich (Da- 
tenlage, 
Kosten, 
Akzep- 
tanz) 

Endgeräte 
serienreif, 
Leitzentralen 
noch nicht lei- 
stimgsfähig, 
Datenbasis 
noch nicht 
umfassend 

Informationen 
während der 
ÖV-Fahrt 

Komfort- 

steigerung 

keinen 

keinen 

kaum 

(mittelbar) 

mittel 

gering 

Technik in der 
Entwicklung 

Telematik- 
Einsatz im 
ÖV-Betrieb 

Steigerung 
der Attrak- 
tivität des ÖV 

keinen 

mittelbar 

kann Beitrag 
leisten 

(Attraktivitäts- 

steigerung) 

hoch 

gering 

Systeme noch 
nicht lei- 
stungsfähig 
genug 

Fuhipark- 

management 

betriebswirt- 
schaftliche 
Verbesserung, 
Reduktion von 
Leerfahrten 

kaum 

kann Beitrag 
leisten 

keinen 
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Quelle: TAB und ISV 1997 a 
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Hierfür werden vor allem Leit- und Infornnations- 
syssteme entwickelt, die auf eine Steigerung der Effi- 
zienz des Systems Straßenverkehr zielen. In die Ent- 
wicklung solcher Systeme fließen - nicht zuletzt in der 
Hoffnung auf hohe Umsätze angesichts eines erwar- 
teten großen Marktpotentials, das sich auf etwa 40 % 
des gesamten Verkehrstelematikmarktes (ISFORT 
1997) belaufen soll - erhebliche private und, vor 
allem von EU -Institutionen, auch öffentliche For- 
schungsmittel. Telematik-Anwendungen zum Ein- 
satz im Kraftfahrzeugverkehr - und hier vor allem 
fahrzeugbasierte Systeme für den motorisierten Indi- 
vidualverkehr - werden von der Industrie mit großem 
Aufwand entwickelt und teilweise bereits eingeführt. 
In diesem Bereich sind die wirtschaftiichen Interes- 
sen bereits stark ausgeprägt und gut organisiert, 
staatliche Aktivitäten werden sich hier auf die Rah- 
menbedingungen der Systemeinführung und -an- 
wendung konzentrieren können. Neben der Reduk- 
tion unerwünschter verkehrlicher Wirkungen betrifft 
dies u. a. auch Fragen der staatlichen Einflußmög- 
lichkeiten auf private Diensteanbieter zur Wahrneh- 
mung hoheitlicher Aufgaben und Standardisierungs- 
erfordemisse zur Sicherung der (europaweiten) Inter- 
operabihtät. 

Eine Effizienzsteigerung ausschließlicfi im System 
Straßenverkehr würde zu einer wachsenden Attrakti- 
vität des Individualverkehrs bzw, des Straßengüter- 
verkehrs führen. Dazu im Wettbewerb stehende Sy- 
steme des öffentlichen Verkehrs werden dann weiter 
ins Hintertreffen geraten, wenn für diese nicht im 
gleichen oder stärkeren Maße Telematikanwendun- 
gen zur Attraktivitätssteigerung und Effizienzverbes- 
serung entwickelt und eingeführt werden. Um die 
Attraktivität der in der Hauptsache in ihrem Eigen- 
tum befindlichen Verkehrsuntemehmen zu sichern 
und damit einen Beitrag zu ihrer Wirtschaftlichkeit 
und zu den Leistungsangeboten umweltfreundliche- 
rer Verkehrsträger zu leisten, werden hier Bund, Län- 
der und Gemeinden in Zukunft verstärkt gefordert 
sein. Neben der Gestaltung der Rahmenbedingun- 
gen kommt in diesem Zusammenhang der Förderung 
von Forschung und Entwicklung wie auch der direk- 
ten Finanzierung von entprechenden Investitionsvor- 
haben eine hohe Bedeutung zu. 

Ähnliches güt für verkehrsträgerübergreifende Kon- 
zepte. luK-Techniken können den grundsätzlichen 
Systemnachteü sogenannter gebrochener Verkehre 
durch verbesserte InformationsbereitsteUung relati- 
vieren oder sogar beseitigen. Es fehlen jedoch klare 
Vorstellungen über zu schaffende Telematik -Systeme 
für die Integration der verkehrsträgerspezifischen 
EinzeUösungen zu Lösungen für das Gesamtsystem 
Verkehr. Da Organisationssstrukturen für intermo- 
dale Verkehre oder ein integriertes Gesamtverkehrs- 
system erst in ihren Anfängen existieren, besteht die 
Gefahr, daß die Entwicklung und Anwendung der 
neuen Techniken nicht im notwendigen Umfang ver- 
kehrsträgerübergreifend gestaltet wird. 

Standardisierung als Problem 

Normsetzung und Standardisierung haben erheb- 
liche wirtschaftliche Implikationen. Einerseits kommt 
ihnen im Rahmen der Globalisierung der Märkte 


enorme Bedeutung zu, sie können erheblich zur 
Kostensenkung und Zeitersparnis in den jeweils 
betroffenen wirtschaftlichen Bereichen beitragen. 
Andererseits werden sie zur Durchsetzung wirt- 
schaftlicher Interessen, zur Sicherung von Anbieter- 
positionen und zur Beschränkung des Marktzutritts 
und damit zur Einnahmenverbesserung einzelner 
Unternehmen oder Konsortien eingesetzt. Sie wer- 
den damit in zunehmendem Maße Instrument geziel- 
ter Wirtschaftspolitik. Nicht zu unterschätzen ist zu- 
dem der Gesichtspunkt der Markteinführung; Erfah- 
nmgsgemäß halten sich Kunden mit dem Kauf eines 
Produktes zurück, wenn sie mit mehreren inkompa- 
tiblen Versionen konfrontiert werden und noch nicht 
absehbar ist, welche sich als Standard (bzw, als 
Quasi- oder De-facto-Standard) durchsetzen wird. 

Unter den Überbegriffen „Normen und Standards" 
werden allgemein Regeln zusammengefaßt, deren 
Maß an Verbindlichkeit und Gültigkeitsbereiche un- 
terschiedlich sind und die zum Teü vöUig verschiede- 
nen Zielen dienen. Gesetzliche Umwelt- und Sicher- 
heitsstandards werden national oder supranational in 
Kraft gesetzt werden und sind in diesen Ländern ver- 
bindlich, industrielle Standards und Qualitätsstan- 
dards hingegen sind nicht verbindlich, ihnen kommt 
jedoch unter Wettbewerbsgesichtspunkten erhebli- 
che wirtschaftliche Bedeutung zu. 

Die Erarbeitung von Normen und Standards mit Be- 
deutung für die Verkehrstelematik erfolgt in zahl- 
reichen Organisationen auf nationaler (z.B. DIN, 
DKE, FAKRA), europäischer (z.B. CEN, CENELEC, 
ETSI) und internationaler Ebene (ISO, lEC). Daneben 
werden durch Verbände und Vereinigungen (VDI, 
VDV, ...) Richtlinien erlassen, die ebenfalls (zumin- 
dest national) standardisierende Wirkung aufweisen. 
Zudem existieren sogenannte proprietäre (hersteller- 
eigene) Standards, bei denen die Marktdurchdrin- 
gung durch ein System zu einer De-Facto-Standar- 
disierung führt (Beispiele: das PC- Betriebssystem 
Windows oder die VHS -Videokassette) und die vor 
allem im Bereich der Telekommunikations- und In- 
formationstechniken große Bedeutung besitzen. 

Verkehrstelematik ist dadurch gekennzeichnet, daß 
eine Vielzahl von Beteihgten mit unterschiedlichen 
Aufgabenstellungen und Interessen an der Entwick- 
lung von Systemkomponenten arbeitet: Elektrotech- 
nik- und Automobilindustrie, Betreiber von Ver- 
kehrssystemen, Diensteanbieter, Behörden und öf- 
fentliche Einrichtungen u.v.a. m. Die Systemvielfalt 
bei Telematik-Techniken und -Anwendungen legt 
ebenfalls eine Standardisierung nahe. Dies ist jedoch 
ein komplizierter und mühsamer Prozeß, der nicht 
nur den technischen, sondern häufig auch den poli- 
tischen Bereich berührt. Anforderungen wie Einbin- 
dung vorhandener Systeme, Modulfähigkeit, Erwei- 
terbarkeit sowie Kompatibilität und Interoperabüität 
im europäischen Rahmen machen eine Standardisie- 
rung und Vereinheitlichung notwendig, gleichzeitig 
soU ein Wettbewerb verschiedener Systeme und Be- 
treiber (Anbieter) erhalten bleiben. Interessen ver- 
schiedener Firmen sind mit aus staatlicher Sicht 
notwendigen Anforderungen zu koordinieren, zu- 
gleich soU die Wettbewerbsfähigkeit nationaler bzw. 
europäischer Unternehmen erhalten bzw. gefestigt 
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werden. Schließlich sind die Normen für die Ver- 
kehrstelematik mit anderen, allgemein anwendbaren 
Normen zu koordinieren bzw. abzustimmen. 

Die Verkehrstelematik wird seit Anfang der neun- 
ziger Jahre in den Normenorganisationen CEN, 
CENELEC, ETSI und ISO behandelt. Dabei sind vor 
allem das Technical Committee TC 204 „Transport 
Information and Control Systems der ISO und das 
Technical Committee TC 278 „Road Transport and 
Traffic Telematics" der CEN mit jeweils einer größe- 
ren Zahl von Arbeitsgruppen (Working Groups, WG) 
aktiv. In vielen Fällen erfüllt ISO TC 204 die gleichen 
Aufgaben wie CEN TC 278. Auf nationaler Ebene 
wird das CEN-TC durch das Gremium DIN/DKE 717 
„gespiegelt“. Im Wiener Abkommen 1993 wurde die 
Zusammenarbeit zwischen beiden Organisationen 
vereinbart. Demgemäß übernimmt in jeder WG je- 
weils eine Organisation die Führung, die Ergebnisse 
werden von der jeweils anderen Organisation über- 
nommen. 

Auch weitere Normungsgremien (z.B. CEN TC 224 
„Machine-readable cards, related device Interfaces 
and operations“, CEN TC 287 „Geographical Infor- 
mation“, ISI TC 22 SC 13 „Ergonomics applicable to 
road vehicles") sind in die Erarbeitung von Spezifi- 
kationen mit Bedeutung für die Verkehrstelematik 
involviert. 

Die Normungsarbeiten in den Normenorganisationen 
werden vor allem durch die Aktivitäten der Herstel- 
lerfirmen geprägt. Einige Normen sind bereits verab- 
schiedet, weitere grundlegende Standards liegen im 
Entwurf vor. Diese Vornormen sind zwar noch für die 
Mitgliedsländer unverbindlich, haben für die In- 
dustrie aber bereits orientierenden Charakter. Aller- 
dings sind auch noch in zahlreichen Bereichen wei- 
tere Arbeiten notwendig. So sind die Fragen der 
Normung, Zulassung und Prüfung von Informations- 
systemen im Fahrzeug noch in der Diskussion und 
der Bearbeitung. 

Auch die Tätigkeit staatlicher Stellen hat Bedeutung 
für Normungs- und Standardisierungsarbeiten für 
die Verkehrstelematik. Funktionsfähige und auf dem 
Markt einführbare Telematik-Systeme benötigen ge- 
normte Spezifikationen für Systemarchitekturen und 
insbesondere für die Schnittstellen. Diese Schnittstel- 
len sollten auch die Übergabe/Übernahme von Daten 
zwischen privaten Systemen von Diensteanbietem 
und den Informationssystemen von staatlichen Stel- 
len gestatten. Die Normungsarbeiten für diesen Be- 
reich sind zu aktivieren, zudem muß geklärt werden, 
wer entsprechende Normen und Standards festsetzt, 
an die sich potentielle Investoren zu halten haben. 

Insbesondere eindeutige sowie noch besser aufein- 
ander abgestimmte nationale und internationale Be- 
stimmungen (Richtlinien, Gesetze usw.) müssen ge- 
schaffen werden. Derartige Vorgaben könnten zur 
Beschleunigung des Entwicklungsprozesses und der 
Markteinführung beitragen, so daß neue Technolo- 
gien, die zur Verbesserung der Verkehrssituation 
beitragen könnten, wesentlich früher zum Einsatz 
gelangen könnten. Trotz der geforderten technischen 
Harmonisierung dürfen die einzelnen Konzepte die 
örtlichen Rahmenbedingungen nicht außer acht las- 


sen. Standardlösungen wird es kaum geben. Daher 
müssen flexible Lösungen gefunden werden, die 
auch nachträgliche Korrekturen in einem verträg- 
lichen finanziellen, organisatorischen sowie techni- 
schen Rahmen zulassen. 

Das Innovationsproblem 

Informations- und Kommunikationstechnik und da- 
mit auch die Verkehrstelematik sind Technikfelder, 
auf denen sich Entwicklungen außerordentlich 
schnell vollziehen, Techniken also schnell veraltet 
sein können. Zugleich sind vor allem bei einer flä- 
chendeckenden Einführung von Diensten z.T. erheb- 
liche Zeiten für deren Vorbereitung und Umsetzung 
erforderlich. Dies kann dazu führen, daß eine Tech- 
nik schon als „überholt“ angesehen wird, wenn alle 
Bedingungen dafür geschaffen worden sind, um da- 
mit auf den Markt gehen zu können. Als Beispiele 
dafür können die Diskussionen über bakengestützte 
im Vergleich zu mobilfunkbasierten Zielführungs- 
systemen dienen oder die Debatte, RDS/TMC nicht 
als kollektiven Verkehrsinformationsdienst einzufüh- 
ren, sondern gleich auf die volldigitalen Rundfunk- 
dienste (DAB, DMB) zu setzen. Erschwerend kommt 
hinzu, daß viele von verschiedenen Herstellern für 
gleiche oder ähnliche Anwendungen entwickelte 
technische Lösungen untereinander nicht oder nur 
mit großem technischen Aufwand kompatibel sind. 

Diese Situation hat dazu geführt, daß unternehmeri- 
sche Entscheidungen immer wieder korrigiert, tech- 
nische Entwicklungshnien trotz hoher Vorleistun- 
gen abgebrochen und vor der Einführung stehende 
Dienste doch nicht umgesetzt worden sind. Zugleich 
kann unterstellt werden, daß sich eine große Zahl 
potentieller Kunden dadurch eher zögernd für ein 
Gerät oder einen Dienst entscheiden, weil ihnen das 
Risiko einer Fehlinvestition als zu groß erscheint oder 
der erwartete Nutzen nicht den - vor allem in der 
Einführungsphase hohen - Kosten entspricht. Insbe- 
sondere für die rein privatwirtschaftliche - unter 
Wettbewerbsbedingungen stattfindende - Entwick- 
lung und Einführung fakultativer Dienste kann dies 
zu einer geringen Marktakzeptanz, zu einer Verlän- 
gerung der Einführungsphase, zu einem geringeren 
Durchdringungsgrad und damit zu reduzierter 
verkehrlicher Wirksamkeit führen. 

Forschungspolitische Schlußfolgerungen 

Im Bereich der Verkehrstelematik besteht noch um- 
fangreicher Forschungsbedarf. Diese Aussage be- 
zieht sich weniger auf die technische Machbarkeit 
und Ausgestaltung von Telematik-Techniken und 
-Dienste als insbesondere auf Untersuchungen zu 
ihrer verkehrlichen Wirksamkeit sowie zu ihren se- 
kundären Wirkungen und Folgen. 

Projekte im Bereich der Verkehrstelematik werden 
zum einen durch die Industrie, zum anderen aus 
öffentiichen Geldern vor allem durch die Europäische 
Union in erheblichem Umfang gefördert. Die Schwer- 
punkte der verschiedenen Modell- und Feldversuche 
zur Verkehrstelematik lagen auf der Systemdefinition 
sowie auf dem Nachweis technischer Machbarkeit 
und Leistungsfähigkeit. Untersuchungen zu außer- 
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technischen Bereichen gehen - so sie überhaupt 
durchgeführt wurden - meist über Kostenschätzun- 
gen und Fragen der Ergonomie und der Gestaltung 
der Mensch-Maschine-Schnittstelle nicht hinaus. 

In einigen EU-Projekten wurden auch Fragen der 
Nutzerakzeptanz und mögliche Verhaltensänderun- 
gen untersucht. Die Ergebnisse daraus gestatten je- 
doch nur eine grobe Abschätzung der Wirkungsrich- 
tung des Technikeinsatzes, es existieren derzeit wohl 
keine empirisch fundierten belastbaren quantitativen 
Angaben für Effekte bei einem verbreiteten Einsatz 
dieser Techniken. Die isolierte Analysesituation der 
Feldversuche kann zwar Aussagen über Verhaltens- 
änderungen der Beteihgten in der konkreten Situa- 
tion liefern, wegen der in der Regel kleinen Fallzahl, 
gelegentlichen methodischen Schwächen beim Un- 
tersuchungsdesign und fehlenden Erfahrungen zum 
Nutzerverhalten unter anderen als den zugrundelie- 
genden Bedingungen ist eine Extrapolation dieser 
Ergebnisse derzeit wohl nicht vertretbar. Zudem 
unterliegen die Rahmenbedingungen auch im Ver- 
kehrsbereich einem ständigen Wandel; Ergebnisse 
von unter heutigen Bedingungen durchgeführten 
Tests und Befragungen können nur bedingt auf 
derart veränderte Situationen übertragen werden. 

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Probleme bleibt 
jedoch festzuhalten, daß die Untersuchung sozio- 
ökonomischer Auswirkungen dieser neuen Techni- 
ken bei den durchgeführten EU-Projekten - ein- 
schließlich derer mit deutscher Beteihgung - nicht in 
ausreichendem Umfang stattgefunden hat. So stellt 
STOA (Scientific and Technological Options Assess- 
ment Unit, die beim Europäischen Parlament an- 
gesiedelte Arbeitsgruppe zur Bewertung wissen- 
schaftlicher und technologischer Optionen) in ihrem 
Bericht über die Anwendung der Telematik im Stadt- 
verkehr und im öffenthchen Verkehr fest, daß die 
verschiedenen Untersuchungen im Rahmen der 
europäischen Feldversuche in zu kleinem Maßstab 
durchgeführt wurden, als daß man wirklich allge- 
meingültige Schlußfolgerungen daraus hätte ziehen 
können. Wünschenswert seien deshalb noch einge- 
hendere Untersuchungen (STOA 1996). Auch der 
Verkehrsausschuß des Europäischen Parlaments 
stellt fest, daß praktische Anwendungen der Pro- 
gramme DRIVE, ATT, PROMETHEUS, THERMIE, 
EURET und ENTRÄNGE bisher zu begrenzt und zu 
divers waren. Zudem sei eine bessere Koordinierung 
durchaus angebracht gewesen, „um so mehr, als bis- 
her noch zu viele unterschiedliche und auf die Praxis 
der einzelnen Mitghedstaaten zu wenig anwendbare 
Untersuchungen durchgeführt worden sind (Wijsen- 
beek 1996)". Dies dürfte insbesondere auch für die 
Begleit- und Wirkungsuntersuchungen gelten. 

Die beschriebene Situation ist mögücherweise in 
Teilen auf die Hauptzielrichtung der Projekte, die 
Interessen der Beteiligten und die formalen Anforde- 
rungen bei solchen Projekten zurückzuführen. Es ist 
jedoch zu fragen, ob das so entstandene Informa- 
tionsdefizit zu den Wirkungen des Einsatzes von luK- 
Techniken im Verkehr (das durch die restriktive In- 
formationspolitik einiger Projektbeteiligter und die 
mangelnde Transparenz der EU-Forschungsförde- 
rung noch verstärkt wird) hinzunehmen ist. Es sollte 


erwogen werden, ob der Bund hier zum einen kom- 
plementär forschungsfördernd tätig werden sollte 
und ob er zum anderen auf eine- transparentere Ge- 
staltung der Förderaktivitäten und der Verbreitung 
der FuE-Ergebnisse seitens der EU hinwirken sollte. 

Zur FuE-Förderung der EU in den Bereichen Verkehr 
und Verkehrstelematik ist weiterhin kritisch anzu- 
merken: 

- Die zuständigen Einrichtungen in der EU verste- 
hen es, sich als Gestalter von koordinierten (ver- 
netzten) Forschungsprogrammen zu präsentieren, 
in denen auch außertechnische Fragestellungen 
und Querschnittsthemen in angemessenem Um- 
fang repräsentiert sind. Dem stehen Erfahrungen 
der Projektteilnehmer und externer Beobachter 
entgegen. 

- Der für die Durchführung von EU-Projekten erfor- 
derliche formale und bürokratische Aufwand bei 
den Projektnehmern steht nach deren Auffassung 
oft in keinem adäquaten Verhältnis zum finanzier- 
ten Projektvolumen, einige Projektnehmer spre- 
chen von einem Anteil der „Bürokratie "-Kosten 
von 50 bis 60 %. Eine Beteiligung der EU wird 
häufig nur deshalb angestebt, weil unter Hinweis 
auf EU-Mittel Kofinanzierungen und Unterstüt- 
zung durch pohtische Gremien leichter zu er- 
schließen sind. 

- Der Zugang zu den Projektergebnissen ist ~ wenn 
überhaupt - zumindest über EU-Dienststellen nur 
partiell und zudem deutlich verspätet möglich. 

Daraus ergeben sich aus unserer Sicht auch Folge- 
rungen für die deutsche Forschungspolitik: 

- Eine verstärkte nationale Koordination von For- 
schungsprojekten erscheint uns anstrebenswert. 
Viele deutsche Testfelder finden sich derzeit je- 
weils in Projekten mit internationaler Zusammen- 
setzung wieder, es gibt jedoch kein nationales 
Gremium, das eine Koordination und einen Infor- 
mationsaustausch realisiert. 

- Die Kommunen sind wichtige Partner in Feldver- 
suchen für Telematik-Anwendungen. Zugleich gilt 
es, ihre Rolle bei der Erarbeitung von Konzepten 
für den Einsatz von Verkehrstelematik-Anwen- 
dungen zu stärken, damit dort die Interessen der 
Kommunen angemessen berücksichtigt werden. 
Kommunen verfügen jedoch nicht über Mittel für 
solche Maßnahmen, schon gar nicht für solche 
mit unmittelbarem FuE-Bezug, weil keine diesbe- 
züglichen Haushaltstitel existieren. Notwendige 
Eigenmittel werden in solche Projekte in der Regel 
in Form von Personal eingebracht. Während dies 
für die Großstädte mit ihren Verwaltungsappara- 
ten und den dort vorhandenen Experten u. U. noch 
realisierbar ist, kommt ein solches Verfahren für 
kleinere Kommunen nicht in Frage. Aus diesem 
Grunde sind weder die Potentiale und Chancen 
noch die spezifischen Problemlagen von Verkehrs- 
telematikanwendungen bei deren Einsatz im Be- 
reich kleinerer Kommunen gut untersucht. Auch 
sind deren Interessen bislang nicht klar artikuliert. 
Hier sind Wege zu finden, dieses Defizit zu besei- 
tigen. 
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- Gegenwärtige Forschungsarbeiten zu Telematik- 
Systemen sind durch eine technische Herangehens- 
weise geprägt. Anforderungen aus Sicht der Ver- 
kehrsteilnehmer (Zeit- und Kostenersparnis, Kom- 
fort, Sicherheit, Nutzerfreundhchkeit der Geräte, 
Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit der Dienste, 
Planungssicherheit) kommen dabei häufig zu 
kurz. Bei einigen Diensten kann bezweifelt wer- 
den, ob sie tatsächüch die nötige Akzeptanz fin- 
den (und zu Kaufentscheidungen führen), um die 
erwarteten verkehrlichen Effekte zu erzielen. Em- 
pirisch ist dies häufig bisher nicht ausreichend 
nachgewiesen. Erwartungshaltungen der Nutzer 
sowie Qualität, Glaubwürdigkeit und Befolgung 
von Informationen und Empfehlungen sind weite- 
re Stichworte in diesem Zusammenhang. Hier sind 
noch entsprechende Arbeiten zu leisten. Gleiches 
trifft zu für die Gestaltung von konkreten Tech- 
niken im Hinbhck auf Interaktionssicherheit und 
Systemsicherheit sowie für mögliche Auswirkun- 
gen ihrer verbreiteten Nutzung auf die Verkehrs- 
sicherheit. 

- Die Bewertung von Telematik- Anwendungen kann 
nicht alleine auf den Auswirkungen ihres Einsat- 
zes unter Status-quo-Bedingungen fußen. Viel- 
mehr wäre eine Analyse im Zusammenwirken 
von verkehrspolitischen Zielvorstellungen, techni- 
schen Lösungen, strukturellen Rahmenbedingun- 
gen und organisatorischer Umsetzung gefordert. 
Insbesondere im Hinbhck auf die mittelbaren und 
längerfristigen Folgen und Nebenwirkungen des 
Einsatzes dieser Techniken greifen die im Rahmen 
der Feldversuche stattfindenden Wirkungsanaly- 
sen zu kurz. Nicht selten sind die Feldversuche 
durch das starke Engagement der beteihgten 
Industrie geprägt, die in erster Linie an einer weit- 
reichenden und schnellen Implementierung ihrer 
Systemkonzepte interessiert ist. Weiterführende 
Untersuchungen sollten jedoch auch eine umfas- 
sende Abschätzung der späteren Folgen des Ein- 
satzes von Telematik-Systemen, nicht nur für 
Verkehrsabläufe und Verkehrsteilnehmer, sondern 
auch hinsichtlich des Umfeldes, wie z.B. Umwelt- 
belastung oder städtische Lebensquahtät, beinhal- 
ten. Zur längerfristigen Sicherung positiver Effek- 
te der untersuchten Konzepte wäre eine Analyse 
der Felder Mobihtätsentwicklung (Verkehrslei- 
stung und -Strukturen), Verkehrsfluß, Verkehrssi- 
cherheit, Verlagerungs- bzw. Verdrängungseffek- 
te, Umweltbelastung, Auswirkungen auf die wirt- 
schaftliche Entwicklung (regional wie bundes- 
weit), Standort- bzw. Wohnortqualität (Urbanität) 
sowie Stadt- bzw. Regionalstruktur von Interesse. 
In diesem Zusammenhang ist auf die laufenden 
Untersuchungen des Umweltbundesamtes zu 
den Umweltauswirkungen von Telematik-Dien- 
sten und auf die vom BMBF geförderten Leitpro- 
jekte zur Telematik „Mobilität in Ballungsräumen“ 
(BMBF 1997) zu verweisen. Nach Abschluß dieser 
Projektarbeiten wird eine erheblich verbesserte 
Informationsbasis zu den Wirkungen und Folgen 
des Einsatzes von Telematik-Systemen vorliegen. 

- Für die weitere forschungspohtische Begleitung ist 
es notwendig, eine wesentlich umfassendere Ana- 
lyse und Bewertung des Einsatzes von Telematik- 


Techniken und -Diensten vorzunehmen. Dieses 
Vorgehen sollte auch im Interesse der beteihgten 
Industrie liegen, die gerade im Hinblick auf die 
erwartete wirtschaftliche Bedeutung neuer Ver- 
kehrstelematik-Projekte frühzeitig Akzeptanzpro- 
bleme und Diffusionshemmnisse erkennen und Pro- 
blemlösungspotentiale qualifizieren sollte. Grund- 
legender Anspruch einer weiterführenden Tech- 
nikbewertung sollte deshalb sein, nicht bei der 
Benennung und Analyse der Probleme stehenzu- 
bleiben, sondern auch - unter Vorgabe Verkehrs - 
pohtischer Rahmenbedingungen - konkrete Hin- 
weise bzw. Richtlinien zur künftigen Gestaltung 
neuer Techniken und deren Nutzung herzuleiten. 
Dies kann auch zu einer langfristigen Sicherung 
der industriellen Wettbewerbsfähigkeit in diesem 
Bereich beizutragen. 

Schlußbetrachtung und Ausblick 

Seitens der Politik werden in die Anwendung von 
Informations- und Kommunikationstechniken im 
Verkehr große Hoffnungen gesetzt. Insbesondere 
soüen Telematik-Dienste Beiträge zur Entschärfung 
drängender verkehrlicher Probleme leisten und die 
Umweltbelastungen durch den Verkehr reduzieren 
helfen: 

• Einige Telematik-Dienste können Beiträge zu einer 
effizienteren Verkehrsgestaltung und zu einer 
Reduktion der verkehrsbedingten Umweltbela- 
stungen leisten. Sie können nicht nur für eine 
einfachere und kostengünstigere Umsetzung ver- 
kehrspolitischer Instrumente und Strategien ge- 
nutzt werden, aufgrund ihrer neuen technischen 
Potentiale werden durch sie auch bislang nicht 
realisierbare Strategien möglich. Telematik macht 
andere Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung 
und Verkehrsverlagerung keineswegs entbehr- 
lich, könnte diese aber unterstützen und gegebe- 
nenfalls in ihrer Wirksamkeit verstärken. Sie wird 
nur im Verbund mit entsprechenden technischen, 
organisatorischen, marktwirtschaftlichen und ord- 
nungsrechtlichen Maßnahmen einen langfristigen 
Lösungsansatz für die Verkehrsprobleme - vor 
allem in den Ballungsgebieten - darstellen können. 

• Mit Mitteln der Telematik allein werden die an- 
stehenden Verkehrsprobleme nicht zu lösen sein. 
Ohne pohtische Begleitung werden - aufgrund des 
Zwangs zur wirtschaftlichen Tragfähigkeit sowie 
der vorherrschenden Organiationsstrukturen - 
privat wirtschaftlich entwickelte und betriebene 
Dienste eher zu Optimierungen innerhalb der ein- 
zelnen Verkehrsträger führen. Dabei ist zu erwar- 
ten, daß die reinen kraftfahrzeug- bzw. straßenver- 
kehrsbezogenen Telematiksysteme früher auf den 
Markt kommen als die ÖPNV-integrierenden oder 
Sicherheitsaspekte voranstellenden Anwendun- 
gen. Dies würde einer Forderung nach einer „Ver- 
lagerung von Straßenverkehr auf umweltfreund- 
lichere Verkehrsträger“ nicht gerecht werden, 
sondern eher sogar die Kraftfahrzeugnutzung 
fördern. Ohne Angebotsverbesserungen aller Ver- 
kehrsträger sowie ordnungsrechthche und preis- 
pohtische Maßnahmen im Straßenverkehr könn- 
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ten die Systeme aufgrund zunehmender Überla- 
stungserscheinungen schnell unwirksam werden. 

• Durch die breite Einführung von luK-Techniken 
im Verkehr könnten umfassende technische Hilfs- 
mittel für eine Steuerung des Verkehrs nach öko- 
nomischen und/oder ökologischen Gesichtspunk- 
ten zur Verfügung stehen. Telematik könnte die 
Anwendung von Lenkungsinstrumenten, mit de- 
nen ordnungsrechtliche und preisliche Maßnah- 
men zur aktiven Beeinflussung des Verkehrs- 
geschehens umgesetzt werden, ermöglichen bzw. 
erleichtern. Für den Fall restriktiver Eingriffe im 
Bereich des motorisierten Individualverkehrs müß- 
ten im öffentlichen Verkehr tatsächliche Alternati- 
ven in zufriedenstellender Qualität und Quantität 
zur Verfügung gestellt werden. 

• Telematik kann zur Verknüpfung und Vernetzung 
der Verkehrssysteme beitragen. Diese Intermodali- 
tät wird zwar in vielen Telematikkonzepten in den 
Mittelpunkt gestellt, erfährt in der Umsetzung 
aber bisher noch zu wenig Aufmerksamkeit. Feh- 
lende Organisationssstrukturen für intermodale 
Verkehre erschweren eine diesbezügliche Aus- 
richtung von Telematik-Anwendungen und -Dien- 
sten (s. Abschnitt V.2.3). 

• ln den bislang durchgeführten Feldversuchen 
wurde der Schwerpunkt auf den Nachweis der 
technischen Machbarkeit und der Anwendbarkeit 
von einzelnen Telematik-Systemen und -Diensten 
gelegt. Wirkungs- und Folgenuntersuchungen 
wurden im Rahmen der Feldversuche - wenn 
überhaupt - in der Regel nur unter isolierten 
Bedingungen und nicht-repräsentativ mit kleinen 
Fallzahlen durchgeführt. Untersuchungen zur Wir- 
kungen des Einsatzes dieser Systeme bei netz- 
weiter Anwendung und bei plausiblen Durch- 
dringungsgraden fehlen bislang. Der gegenwär- 
tige Kenntnisstand liefert zwar Indizien für Pro- 
gnosen über mögliche Wirkungsrichtungen des 
Einsatzes von Telematik-Systemen und -Diensten, 
quantifizierte Aussagen über deren Wirkungs- 
potentiale daraus abzuleiten, ist aus unserer Sicht 
jedoch hoch problematisch. Dies gilt erst recht für 
die Beschreibung von kumulativen und Synergie - 
effekten. 

• Die bereits auf dem Markt vorhandenen bzw. kurz 
vor der Einführung stehenden kollektiven Tele- 
matiksysteme werden ihre bisherige Bedeutung 
zur Beeinflussung des Verkehrsgeschehens behal- 
ten und von staatlicher Seite mit Vorrang behan- 
delt werden. Die kollektiven Informations- und 
Leitsysteme werden zunehmend verkehrsabhän- 
gig gesteuert, so daß auch Lenk- und Leitstrate- 
gien umgesetzt werden können. Eine Pflicht zur 


Ausstattung privater Kraftfahrzeuge mit End- 
geräten individueller Telematiksysteme ist derzeit 
nicht absehbar. Individuelle Systeme werden ihre 
Hauptanwendungen zunächst in den Bereichen 
Informationen, Routenempfehlungen, Zielführung 
und sonstige Dienstleistungen finden. 

• Die Wirkungen einer breiten Einführung von indi- 
viduellen Informationssystemen für den Straßen- 
verkehr sind bislang nicht klar abzuschätzen. Der- 
artige Dienste können - abhängig von ihrer kon- 
kreten Ausgestaltung und der Anwendung durch 
die Verkehrsteünehmer - sowohl intramodale als 
auch intermodale Verkehrsverlagerungen bewir- 
ken. 

Eine zeitliche Verschiebung von Transporten (z.B. 
in Zeiten geringerer Verkehrsbelastung) bei Bei- 
behaltung des Verkehrsträgers führt zu einer 
Entlastung hochbelasteter Strecken. Die Umwelt- 
wirkungen sind abhängig von der spezifischen 
Verkehrssituation. Vor allem eine nennenswerte 
Reduktion des „Stop-and-Go" -Verkehrs in Bal- 
lungsräumen läßt erhebliche Emissionsreduktio- 
nen erwarten, da hier die spezifischen Treibstoff- 
verbräuche der Fahrzeuge ein Mehrfaches der 
Verbräuche bei flüssiger Fahrt betragen. 

Auch die Nutzung anderer Transportwege (die 
Wahl geringer belasteter Routen) bei Beibehal- 
tung des Verkehrsträgers bewirkt eine Entlastung 
hochbelasteter Strecken. Zugleich bringt sie eine 
Erhöhung der Belastung auf Altemativrouten (mit 
in der Regel geringerer Leistungsfähigkeit), evtl, 
auch eine verstärkte Nutzung von Wohngebiets- 
straßen bzw. Ortsdurchfahrten, mit sich. Umwelt- 
wirkungen sind hier von der jeweiligen Fahr- 
dynamik auf der Ausgangs- wie auf der Altema- 
tivroute sowie von deren Länge („umwegigere 
Fahrweise“) abhängig. Zudem wären veränderte 
Immissionsbelastungen (Lärm, Abgase) für An- 
wohner zu berücksichtigen. 

Ein (ggf. auch mehrmaliger) Wechsel des Ver- 
kehrsträgers für den gesamten Weg oder eine Teil- 
strecke kann ebenfalls zu Entlastungen von bela- 
steten Strecken führen. Insbesondere die - durch 
Telematik-Systeme bewirkte bzw. unterstützte - 
Verlagerung von Verkehr auf umweltfreundlichere 
Verkehrsträger sowie eine durch luK-Techniken er- 
möglichte effizientere Abwicklung existierender 
Verkehre versprechen nachhaltige Entlastungswir- 
kungen. Zu klären ist in diesem Zusammenhang 
jedoch, inwieweit Entlastungen im Straßenver- 
kehrsnetz wegen der dann verbesserten Verkehrs- 
bedingungen im Straßenverkehr zu einer Rückver- 
lagerung oder gar zu einer erhöhten Verkehrs- 
nachfrage führen. 
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V. Handlungsoptionen - Wirksamkeit und Folgen 


1. Einführung 

In diesem Kapitel werden unterschiedliche Optionen 
zur Entlastung des Verkehrsnetzes und zur Verlage- 
rung von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere 
Verkehrsträger entwickelt und auf ihre Durchführ- 
barkeit, Wirksamkeit und Folgen untersucht. Die in 
Kapitel II dargestellten Ergebnisse von Analysen und 
Prognosen zur anhaltenden Dynamik der Entwick- 
lung des Verkehrsaufkommens und der Verkehrslei- 
stung sowie zu den Dimensionen der Umweltbela- 
stung durch den Verkehr haben die Notwendigkeit 
und Dringlichkeit gegensteuernder Maßnahmen 
deutlich gemacht (Abschnitte II. 1 und II.2.1). Außer- 
dem wird dort nachgewiesen, daß bei einem Emis- 
sionsvergleich der schienengebundene öffentliche 
(Personen-)Verkehr gegenüber dem motorisierten In- 
dividualverkehr durchweg deutlich besser abschnei- 
det (Abschnitt II. 2. 2). Schließlich belegt eine gemein- 
sam vom TAB und dem Deutschen Verkehrsforum in 
Auftrag gegebene Untersuchung zu den Kapazitäts- 
reserven der Bahn im Schienenpersonenfernverkehr 
(IVE 1998), daß dort entgegen häufig geäußerter ge- 
genteiliger Einschätzungen bereits durch kurzfristig 
realisierbare technische und organisatorische Maß- 
nahmen erhebliche Kapazitätsreserven bereitgestellt 
werden können (Abschnitt II. 3). Diese Untersuchung 
ergänzt eine im Auftrag des Umweltbundesamtes 
und des Deutschen Verkehrsforums durchgeführte 
Studie zu den Kapazitäten der Schieneninfrastruktur 
im Güterverkehr (HACON/IVE 1996), in der nachge- 
wiesen wird, daß auch im Güterverkehr noch erheb- 
liche Kapazitätsreserven bestehen. 

Entlastungen des Verkehrsnetzes lassen sich auf sehr 
unterschiedliche Weise erreichen. So wird jede Ver- 
flüssigung des Verkehrs, insbesondere des motori- 
sierten Straßenverkehrs, eine Entlastung von Netz- 
abschnitten mit sich bringen. Hierzu kann auch die 
zeitliche und räumliche Verlagerung von Fahrten 
beitragen (intramodale Verlagerung). Weiterhin führt 
jede Verminderung der Fahrleistung zur Entlastung 
des Verkehrsnetzes; eine Reduktion der Verkehrslei- 
stung, also eine Verringerung von „Personenkilome- 
tern (Pkm)" oder von „Tonnenkilometern (tkm)", und 
damit eine Einschränkung der Mobilität von Perso- 
nen und Gütern, muß damit nicht notwendigerweise 
verbunden sein. Entlastung kann somit primär durch 
Effizienzsteigerungen erreicht werden, sie schließt 
jedoch auch Verlagerungen von Straßenverkehr auf 
umweltfreundlichere Verkehrsträger (intermodale 
Verlagerung) und Vermeidung von Verkehrsleistung 
mit ein. 

Die angestrebten Entlastungen des Verkehrsnetzes 
und die Verlagerung von Straßenverkehr auf um- 
weltfreundlichere Verkehrsträger können nicht 
durch Einzelmaßnahmen erreicht werden, sondern 
nur durch - möglichst abgestimmte - Maßnahmen- 


bündel, die hier als Optionen bezeichnet werden. 
Welche Arten von Maßnahmen hierfür grundsätzlich 
in Betracht kommen, ist in Kapitel III erläutert wor- 
den. 

Die in dieser Studie entwickelten und analysierten 
Optionen orientieren sich primär an (jeweils unter- 
schiedlichen) „initiierenden" Maßnahmen, von de- 
nen eine unmittelbare verkehrliche Wirksamkeit so- 
wie direkter Einfluß auf verkehrsbezogene Entschei- 
dungen von Unternehmen und Personen im Hinblick 
auf die angestrebten Ziele erwartet werden. Da den 
Ausgangsannahmen der Studie entsprechend die zu 
untersuchenden Maßnahmen weder mit Einschrän- 
kungen der Mobilität noch mit nennenswerten Ab- 
strichen bei den heute üblichen Qualitätsstandards 
der Reise bzw. des Transports verbunden sein sollen, 
sind, soweit erforderlich, über die initiierenden Maß- 
nahmen hinaus jeweils auch „flankierende" Maß- 
nahmen zu berücksichtigen, um Mobilität grundsätz- 
lich sicherzustellen und auch langfristig zu erhalten. 
Dies bedeutet z. B., daß der Einsatz preislicher Maß- 
nahmen zur Beeinflussung individueller Entschei- 
dungen im Hinblick auf die Verlagerung von Stra- 
ßenverkehr auf umweltverträglichere Verkehrsträger 
immer von Maßnahmen zur Sicherung der Mobilität, 
wie dem Ausbau und der Attraktivitätssteigerung 
des ÖPNV, begleitet sein muß. 

Von besonderer Bedeutung für die Ausgestaltung 
verkehrspolitischer Optionen sind die in den kom- 
menden Jahren in größerem Umfang zur Verfügung 
stehenden neuen Organisationsmöglichkeiten des 
Verkehrs, wie sie sich durch die Einführung moder- 
ner Informations- und Kommunikationstechniken 
(luK-Techniken) ergeben. Kapitel IV enthält eine aus- 
führliche Darstellung und Diskussion solcher Techni- 
ken. luK-Techniken gestatten es, Verkehrsmanage- 
mentstrategien zu realisieren, durch die Entlastun- 
gen des Verkehrsnetzes erreicht werden können. Bei 
diesen Verkehrsmanagementstrategien lassen sich 
im wesentlichen zwei konkurrierende Ansätze aus- 
machen: Während auf der einen Seite auf die 
„Selbststeuerung" des Verkehrsgeschehens allein 
durch die Bereitstellung besserer Informationen für 
die Verkehrsteilnehmer und deren weitgehend ratio- 
nales Verhalten gesetzt wird, wird von anderen eine 
eher eingriffsorientierte Strategie der aktiven Ver- 
kehrslenkung mittels preislicher und ordnungsrecht- 
licher Maßnahmen unter Anwendung von luK-Tech- 
niken gefordert. Eine politikwissenschaftliche Ana- 
lyse zum Einsatz von luK-Techniken im Verkehrsbe- 
reich (Denkhaus 1995) zeigt, daß bei maßgeblichen 
Interessengruppen hinsichtlich der mit Telematik- 
Systemen anzuwendenden Verkehrsmanagement- 
Strategie Befürworter der „weichen" oder informa- 
tionsorientierten Strategie überwiegen. 

Um die Möglichkeiten der Gestaltung des Verkehrs- 
systems vor allem im Hinblick auf die Entlastungen 
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dieses Systems und die Verlagerung von Straßenver- 
kehr näher zu untersuchen, wurden die folgenden 
Optionen ausgewählt; 

1. Option „Einsatz von luK-Techniken zur Verbesse- 
rung der Verkehrsinformation und zur Verkehrs- 
lenkung auf der Grundlage der vorliegenden ord- 
nungsrechtlichen Regelungen" (kurz „Verbesse- 
rung der Verkehrsinformation") 

2. Option „Einsatz von luK-Techniken zum Verkehrs- 
management im Personen- und Güterstraßenver- 
kehr zusammen mit dem Einsatz verschiedener 
preislicher Maßnahmen" (kurz „Preisliche Maß- 
nahmen im Straßenverkehr " ) 

3. Option „Attraktivitätssteigerung im ÖPNV" 

Im Mittelpunkt der ersten Option „Verbesserung der 
Verkehrsinformation " stehen die bereits konzipierten 
Einsatzmöglichkeiten der genannten neuen luK- 
Techniken im Verkehrsbereich. Im Rahmen dieser 
Option werden Möglichkeiten untersucht, diese 
Techniken und Dienste organisatorisch so zu gestal- 
ten, daß sie den vorgegebenen Zielen dienen und 
nicht allein nach Kriterien einer optimalen Verflüssi- 
gung des Straßenverkehrs entwickelt und eingeführt 
werden. Hierzu wird auf die bereits gewonnenen Er- 
fahrungen ausgewählter Pilotprojekte in den Städten 
Frankfurt, München und Stuttgart Bezug genom- 
men. 

Während mit den bisherigen Steuer- und Abgabemo- 
dellen nur vergleichsweise undifferenziert einsetz- 
bare Instrumente zur Verfügung standen, bieten mo- 
derne luK-Techniken ganz neue Möglichkeiten, 
preisliche Maßnahmen gezielt zur Verkehrslenkung 
einzusetzen. Diese gezielte Lenkungswirkung preis- 
licher Maßnahmen unter Einsatz von luK-Techniken 
steht im Mittelpunkt der Option „Preisliche Maßnah- 
men im Straßenverkehr". 

Einige erfolgreiche Modelle des ÖPNV, wie sie z. B. 
in Zürich und in Karlsruhe realisiert wurden, zeigen, 
daß durch ein attraktives ÖPNV- Angebot erhebliche 
Zuwachsraten im öffenthchen Verkehr erreicht wer- 
den können. Im Mittelpunkt der Option „Attraktivi- 
tätssteigerung im ÖPNV" stehen abgestimmte Maß- 
nahmen zur Verbesserung des ÖPNV, die somit nicht 
nur, wie in den vorherigen Optionen, flankierende, 
sondern sogar initüerende Funktion für die Ent- 
lastung des Straßennetzes und die Verlagerung von 
Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehrs- 
träger, wie eben den ÖPNV, besitzen. 

Bei der Untersuchung der Optionen wurde soweit 
wie möglich auf empirische Erhebungen Bezug ge- 
nommen, die in Form von Fallstudien aufbereitet 
wurden. Zur Wirksamkeit und zu den Folgen von 
preislichen Maßnahmen wurden Modellrechnungen 
durchgeführt. Sowohl bei dem für die Fallstudien als 
auch bei dem für die Verifikation der Modellrechnun- 
gen zur Verfügung stehenden empirischen Material 
handelt es sich um kleinere Erhebungen, wie zum 
Mobilpass-Projekt in Stuttgart und zum Verhalten 
der Benutzer der Stadtbahn Bretten-Karlsruhe. Ob- 
wohl beide Erhebungen nur begrenzte Repräsentati- 
vität besitzen, wird versucht, allgemeiner gültige 
Aussagen daraus herzuleiten. Erst umfassendere em- 


pirische Erhebungen zu den das Verkehrsmittelwahl- 
verhalten beeinflussenden Größen werden die Aus- 
sagesicherheit von Wirkungs- und Folgenanalysen 
erhöhen. 


2. Option „Verbesserung der 
Verkehrsinformation“ 

Im Mittelpunkt der Option „Einsatz von luK-Techni- 
ken zur Verbesserung der Verkehrsinformation und 
zur Verkehrslenkung auf der Grundlage vorliegen- 
der ordnungsrechtlicher Regelungen" (kurz „Verbes- 
serung der Verkehrsinformation") steht die Bereit- 
stellung verbesserter Informationen zur Verkehrs- 
situation und zu den Nutzungsmöglichkeiten des 
ÖPNV auf der Grundlage vorliegender ordnungs- 
rechtlicher Regelungen. In Abschnitt IIL2.1 wurde 
hervorgehoben, daß die sog. informatorischen Instru- 
mente, wie z. B. die Bereitstellung von Parkinforma- 
tionen und Umleitungsempfehlungen, in hohem 
Maße von einem zusätzlichen Einsatz von luK-Tech- 
niken profitieren können. Im Rahmen dieser Option 
wird daher vor allem untersucht, inwieweit eine ver- 
besserte technisch unterstützte Vermittlung von 
Informationen das Verkehrsangebot und die aktuelle 
Verkehrssituation zur Erreichung der im Rahmen der 
TAB-Studie zu analysierenden Ziele beitragen kann. 
Hierzu werden die Erfahrungen ausgewählter Pilot- 
projekte zum Einsatz von luK-Techniken in den Städ- 
ten Frankfurt, München und Stuttgart ausgewertet. 
Eine vom Institut für Straßen- und Verkehrswesen 
der Universität Stuttgart (ISV Stuttgart) im Auftrag 
der TAB durchgeführte Untersuchung gibt einen 
Überblick über die Konzeption der ausgewählten 
Pilotprojekte und deren verkehrliche Wirkungen 
(ISV 1997b). Daneben wird auf zahlreiche weitere 
Einzelergebnisse von Untersuchungen zur techni- 
schen Machbarkeit von Telematik-Diensten sowie 
auf die Diskussion in der Fachöffentlichkeit Bezug 
genommen. Eine detaillierte Darstellung findet sich 
in Kapitel IV. 

Trotz der eingeschränkten Aussagekraft des vorlie- 
genden Datenmaterials gestatten diese Auswertun- 
gen erste vergleichende Bewertungen, insbesondere 
da die ausgewählten Pilotprojekte unterschiedliche 
technische und organisatorische Einsatzkonzepte 
von luK-Techniken bezüglich Information und Len- 
kung des Verkehrsgeschehens realisieren. 

Sowohl von seiten der Verkehrs- und der For- 
schungspolitik (BMV 1993; BMV 1995a; BMBF 1997) 
als auch von seiten der Wirtschaftsverbände (VDA 
1996) werden große Hoffnungen in die Einführung 
von luK-Techniken im Verkehrsbereich gesetzt. Diese 
Hoffnungen beziehen sich sowohl auf die Entwick- 
lung eines neuen Marktes mit neuen Hochtechnolo- 
gieprodukten und entsprechenden Wachstumserwar- 
tungen als auch auf die Lösung drängender Ver- 
kehrsprobleme, insbesondere im Straßenverkehr. 
Sehr deutlich wird auch im Strategiepapier „Telema- 
tik im Verkehr" des BMV (BMV 1993) die Rolle der 
Telematik als zukunftsweisender Problemlöser her- 
ausgestellt. Im einzelnen werden dort die folgenden 
Beiträge genannt: 
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- „Stärkere Ausnutzung der Infrastrukturkapazitä- 
ten und Verbesserung des Verkehrsflusses, 

- Vernetzung und Verknüpfung der Verkehrsträger 
untereinander, mit dem Ziel der Verlagerung des 
Verkehrs auf umweltfreundliche Verkehrsmittel, 

- Ausgestaltung von Marktinstrumenten für die 
Nutzung der Infrastruktur, u. a. zum Aufbau elek- 
tronischer Gebührensysteme, 

- Verkehrsvermeidung zur Entlastung der Umwelt, 

- Verbesserung der Sicherheit im Verkehr. '' 

Die luK-Techniken im Verkehrsbereich werden, wie 
in Kapitel IV ausführlich beschrieben, in Form ver- 
schiedener Telematikdienste eingeführt werden. 
Diese werden sowohl in dem genannten Strategiepa- 
pier „Telematik im Verkehr'' des BMV (BMV 1993) 
als auch in dem 1995 vom BMV herausgegebenen 
Bericht zum Stand der Umsetzung des Strategiepa- 
piers (BMV 1995a) angesprochen. Es wird betont, 
daß es notwendig sei, die Einführung dieser Dienste 
auf den verschiedenen politischen Ebenen, Europäi- 
sche Union (EU), Bund, Länder und Kommunen, ab- 
zustimmen. In der Entschließung des Verkehrsmini- 
sterrates der EU vom Herbst 1994 (EU 1994) wurden 
die Prioritäten für die erste Umsetzungsphase von 
Telematik diensten im Straßenverkehr festgelegt: 

- Einführung eines europaweit interoperablen auto- 
matisierten Straßenverkehrsinformations- und 
Warnsystems in den Mitgliedstaaten, 

- Prüfkriterien sowie Bewertungs- und Genehmi- 
gungsverfahren für die f ahrzeug interne Informa- 
tionsausgabe im Straßenverkehr, 

- Kompatibilität und Interoperabilität der Systeme 
der Informationsübermittlung zwischen Fahrzeug 
und Infrastrukturim Straßenverkehr, 

- Vereinheitlichung der Datengrundlagen für eine 
europaweite Nutzung digitaler Straßenkarten. 

Die Einführung von Telematikdiensten war auch 
Gegenstand mehrerer Länderverkehrsministerkon- 
ferenzen. Dabei wurden die bereits in politikwis- 
senschaftlichen Analysen zur Einführung von luK- 
Techniken im Verkehr (Denkhaus 1995) behandelten 
Probleme deutlich, angesichts der komplizierten 
Entscheidungsstrukturen in der Bundesrepublik 
Deutschland abgestimmte Telematikdienste zur Er- 
reichung verkehrspolitscher Ziele einzusetzen. Im 
Bericht zur Umsetzung des Strategiepapiers „Tele- 
matik im Verkehr" (BMV 1995a) wird darauf hinge- 
wiesen, daß die dringenden Verkehrsprobleme in 
Ballungsräumen nur dann erfolgreich gelöst werden 
können, wenn der öffentliche Personennahverkehr 
(ÖPNV) in vollem Umfang in die Telematikdienste 
eingebunden wird. Es wird gefordert, Telematik ver- 
stärkt zur Attraktivitätssteigerung des ÖPNV zu nut- 
zen. Dabei sei jedoch sicherzustellen, daß im Bereich 
der Straßenverkehrstelematik, einschließlich des 
Übergangs zum , ÖPNV, bundesweit kompatible Lö- 
sungen gefunden werden. Hierzu fördert das BMV 
schon seit Jahren telematikbezogene Anwendungen 
im Rahmen des Forschungsprogramms Stadtverkehr 
(FOPS). Von besonderer Bedeutung ist, daß der Bund 


auf Wunsch der Länder eine koordinierende Funk- 
tion bei der Einführung der Verkehrstelematik über- 
nommen hat. 

Die politische Willensbildung, wie sie in den oben 
genannten Berichten des BMV zu „Telematik im 
Verkehr" deutlich wird, entspricht den in dieser 
Studie des TAB im Vordergrund stehenden ver- 
kehrspolitischen Zielen der Entlastung des Ver- 
kehrsnetzes und der Verlagerung von Straßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger. Offen 
bleibt die konkrete Ausgestaltung der Rahmenbe- 
dingungen, um die genannten Ziele tatsächlich zu 
erreichen. 


2.1 Stand und Entwicklungstendenzen 
ausgewählter Telematikdienste 

Im Rahmen der Option 1 wird, wie bereits ausge- 
führt, vor allem untersucht, inwieweit eine verbes- 
serte technisch unterstützte Vermittlung von Infor- 
mationen über das Verkehrsangebot und die aktuelle 
Verkehrssituation zur Erreichung der in dieser Studie 
im Vordergrund stehenden Ziele beitragen kann. 
Verkehrslenkung durch Informationsübermittlung 
kann - je nach Grad der Verbindlichkeit - mit unter- 
schiedlicher Eingriffstiefe und Wirksamkeit verbun- 
den sein: 

- Durch die Weitergabe von Informationen („infor- 
mative Lenkung") allein lassen sich bereits Len- 
kungswirkungen erzielen. Dies gilt beispielsweise 
für Stau- oder Unfallmeldungen. Auch eine Len- 
kung über Preissignale könnte - zumindest solan- 
ge den Verkehrsteünehmern tatsächliche verkehr- 
liche Alternativen zur Verfügung stehen - als in- 
formative Lenkung verstanden werden. Für die 
Beurteilung der verkehrlichen Wirksamkeit ist die 
(empirisch gewonnene) Kenntnis der Nutzerreak- 
tionen, der durch die Information hervorgerufe- 
nen Verhaltensweisen, von zentraler Bedeutung. 
Für eine technisch unterstützte Informationsver- 
mittlung eignen sich kollektive wie individuelle 
Systeme; bei der Übertragung über individuelle 
Systeme ist die Kenntnis der Ausstattungsquote 
mit solchen Systemen ein weiteres Kriterium für 
die Beurteilung der Wirkungspotentiale. 

- Eine weitere Möglichkeit ist die Weitergabe von 
Informationen in Verbindung mit Empfehlungen 
zum Verkehr sverhalten, beispielsweise zur Rou- 
te nwahl oder zur Wahl des Verkehrsmittels („emp- 
fehlende Lenkung"). Für die Beurteilung der ver- 
kehrlichen Wirksamkeit ist auch hier die Kenntnis 
der Nutzerreaktionen, insbesondere des Grades 
der Befolgung von Empfehlungen, von zentraler 
Bedeutung. Die Wirksamkeit zur Verkehrslenkung 
dürfte - durch die gegebenen Empfehlungen - 
höher sein als bei einer reinen Informationsbereit- 
stellung. Für eine technisch unterstützte Weiter- 
gabe von Informationen und Empfehlungen eig- 
nen sich kollektive wie individuelle Systeme; bei 
der Nutzung individueller Systeme ist hier eben- 
falls die Kenntnis der Ausstattungsquote mit sol- 
chen Systemen ein weiteres Beurteilungskriterium 
für die Wirkungspotentiale. 
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- Die größte Eingriffstiefe ist mit der Verkehrslen» 
kung durch Ge- und Verbote im Sinne der Stra- 
ßenverkehrsordnung („direktive Lenkung") ver- 
bunden. Die grundsätzhche Eignung zur Ver- 
kehrslenkung ist hoch, insbesondere dadurch, daß 
das Spektrum der mögüchen Nutzerreaktionen 
durch die Ge- und Verbote weitgehend einge- 
schränkt ist. Für eine durch luK-Techniken unter- 
stützte direktive Lenkung lassen sich derzeit nur 
kollektive Systeme einsetzen. Individuelle Sy- 
steme können lediglich ergänzend Verwendung 
finden, es sei denn, sie würden als Pflichtausstat- 
tung von Fahrzeugen vorgeschrieben. Dies dürfte 
aber Probleme mit der internationalen Kompatibi- 
lität aufwerfen. 

Für eine Verbesserung der Verkehrsinformation kön- 
nen die bereits erwähnten Telematik-Dienste Anwen- 
dung finden. Einige dieser Dienste sind bereits auf 
dem Markt, andere sind erst konzipiert bzw. befin- 
den sich noch in der Entwicklung. Nachstehend wer- 
den die wichtigsten Dienste in ihrer Funktionalität 
kurz vorgestellt, wobei sowohl zwischen Diensten für 
den öff entheben Verkehr (ÖV) und für den Indivi- 
dualverkehr (IV) als auch zwischen Diensten, die vor 
Reiseantritt nutzbar sind (pre-trip), und Diensten, die 
eine Informationsverbesserung während der Reise 
(on-trip) ermöglichen, unterschieden wird. Für eine 
detailliertere Beschreibung sowohl der einsetzbaren 
Techniken als auch von ausgewählten Diensten ver- 
weisen wir auf das Kapitel IV 

Systeme zur Information vor Fahrtantritt 
(pre-trip-info) 

Durch eine Verbesserung des Umfanges und der 
Qualität der bereits vor Fahrtantritt vorliegenden In- 
formation wird die Möglichkeit eröffnet, daß die Ver- 
kehrsteilnehmer eine dem Verkehrsangebot und der 
tatsächhehen Verkehrssituation entsprechende Ent- 
scheidung über die genutzten Verkehrsmittel sowie 
die Route, den Zeitpunkt und ggf. auch über das Ziel 
ihres Weges bereits am Ausgangspunkt ihres Weges 
treffen können. Dazu dienen u. a. Systeme wie die 
elektronische Fahrplanauskunft in unterschiedlichen 
Komplexitätsstufen (nur auf den örthehen Verkehrs- 
verbund beschränkt, verbundübergreifend, bundes- 
weit, europaweit, Wege vom Ausgangspunkt zur 
nächsten Haltestelle des öffentlichen Verkehrs bzw. 
von der Haltestelle zum Ziel einschließend, auf tat- 
sächhehen, d. h. veränderte betriebliche Situationen 
berücksichtigenden, (Ist-)Fahrplänen basierend), die 
grafische Darstellung der aktuellen Situation im Stra- 
ßenverkehrsnetz (beispielsweise über Internet oder 
andere grafikfähige Ausgabemedien) oder auch eine 
kombinierte IV-ÖV-Routenplanung. 

Untersuchungen haben gezeigt, daß viele Pkw-Fah- 
rer nur unzureichend über die Alternativen zur Pkw- 
Nutzung informiert sind und darum im Vergleich zu 
anderen Verkehrsmitteln die Vorteile des Pkw erheb- 
lich überschätzen. Durch die Bereitstehung einfach 
zugängheher und kundenspezifisch aufbereiteter In- 
formationen zur Leistungsfähigkeit und zum Ange- 
bot des ÖV erhofft man, einen Anreiz zur Verlage- 
rung zugunsten des ÖV zu schaffen. Die Unterneh- 
men des öffentlichen Verkehrs arbeiten seit einigen 


Jahren daran, Systeme für die elektronische Fahr- 
planinformation aufzubauen, über verschiedene 
Übertragungswege (Internet, T-OnÜne) zu verbreiten 
und zunehmend komfortabler zu gestalten. Zudem 
wird mit Unterstützung durch das BMV an einer bun- 
desweiten Vernetzung der - bislang in der Regel 
Unternehmens- oder verbundspezifischen - Aus- 
kunftssysteme gearbeitet. 

Kollektive Verkehrsinforma tionssysteme 
für den Straßenverkehr (on-trip-info) 

Kollektive Verkehrsinformations- und -leitsysteme 
finden seit geraumer Zeit Anwendung. Zu nennen 
sind hier u. a. der Verkehrsrundfunk, Wechselweg- 
weiser, Stau,- Nebel- und Glatteiswarnanlagen sowie 
Linienbeeinflussungsanlagen. Bei Verkehrsinforma- 
tionssystemen unter Nutzung des öffentlichen Rund- 
funks (ARl/ARIAM, zukünftig auch RDS/TMC und 
DAB) hegt der Schwerpunkt auf Informationen zu 
VorfäUen auf Bundesfernstraßen, auch entsprechen- 
de Umleitungsempfehlungen werden gegeben. Die 
Übertragung von Verkehrsinformationen mittels 
RDS/TMC gestattet - insbesondere bei Nutzung 
einer automatischen Meldekette - eine Beschleuni- 
gung des Informationsweges gegenüber der konven- 
tioneUen Rundfunkübertragung sowie seitens des 
Fahrers eine Filterung der Informationen im Hinblick 
auf die für seinen Weg relevanten Mitteilungen. 
Wechselwegweisungsanlagen bzw. Netzbeeinflus- 
sungsanlagen dienen dem Ausgleich von Verkehrs- 
belastungen in Maschen des Verkehrsnetzes (vor- 
nehmlich von Autobahnen) und der Umleitung von 
Verkehrsströmen im Falle von Störungen. Strecken- 
beeinflussungsanlagen, bei denen Warnungen und 
Gebote für die Autofahrer bei Gefahrensituationen 
sowie zulässige Höchstgeschwindigkeiten bei hohen 
Verkehrsbelastungen oder ungünstigen Witterungs- 
verhältnissen mittels Wechselverkehrszeichen der 
Straßenverkehrsordnung dargestellt werden, tragen 
zur Erhöhung der Durchlaßfähigkeit und zur Verbes- 
serung der Verkehrssicherheit auf einem Strecken- 
abschnitt bei. Diese Dienste werden gegenwärtig 
durch öffenthehe Einrichtungen - oder mit deren 
Unterstützung - bereitgestellt. 

Eine weitere Form von kollektiven Verkehrsinforma- 
tionssystemen sind Parkinformations- und -leitsy- 
steme. Durch diese werden Kfz-Nutzer über den 
Weg zu Parkplätzen - vorzugsweise in Innenstädten 
und bei Park-and-Ride-Anlagen - informiert. Dyna- 
mische Parkleitsysteme geben zudem den Bele- 
gungsgrad bzw. die freien Kapazitäten der Parkhäu- 
ser und P+R-Anlagen weiter. Parkinformations- und 
-leitsysteme dienen vomehmheh dazu, den Park- 
suchverkehr vor allem in den Innenstädten merklich 
zu reduzieren sowie die Kfz-Nutzer über Umsteige- 
möglichkeiten und Umsteigepunkte in den öffent- 
lichen Nahverkehr in Kenntnis zu setzen. Derartige 
Systeme sind heute weit verbreitet. 

Individuelle Informations- und Leitsysteme 
für den Straßenverkehr (on-trip-info) 

Individuelle Informations- und Leitsysteme versorgen 
den Verkehrsteilnehmer mit individuahsierten, d. h. 
auf seine Verkehrsnachfrage zugeschnittenen, Infor- 
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mationen zur Verkehrs- und ggf. auch Parkraumsi- 
tuation. Sie können u. a. Empfehlungen zur Routen- 
und zur Verkehrsmittelwahl geben. Daneben sollen 
auch nicht unmittelbar verkehrsbezogene Dienstlei- 
stungen wie etwa Hotelinformationen und -buchun- 
gen oder Informationen über Freizeitmöglichkeiten 
angeboten werden. Den individuellen Informations- 
und Leitsystemen wird in Marktprognosen ein großer 
Anteil am Telematik -Ges amtmarkt zugeschrieben. 

Mit besonderer Intensität verfolgt wird die Einfüh- 
rung individueller dynamischer Zielführungssy- 
steme, mittels derer Informationen zur aktuellen Ver- 
kehrssituation empfangen und verarbeitet sowie dar- 
aus abgeleitete Routen- und Leitempfehlungen ge- 
geben werden können. Für die Realisierung solcher 
Systeme wird gegenwärtig durch die Privatwirtschaft 
ein Netz zur Erhebung von Straßenverkehrs daten 
aufgebaut, erste Dienste-Angebote werden bereits 
vermarktet. 

Derzeit in der Markteinführung befindliche individu- 
elle Informations- und Leitsysteme dienen zunächst 
nur der Information. Die Befolgung von Empfehlun- 
gen, die durch solche Systeme gegeben werden, ist 
nicht obligatorisch. Es ist zu erwarten, daß sich bei 
den privatwirtschaftlich vermarkteten Diensten nur 
solche durchsetzen werden, die dem Kunden einen 
individuellen Nutzen - vor allem durch den Informa- 
tionsvorsprung gegenüber anderen Verkehrsteilneh- 
mern - vermitteln. Privatwirtschaftlich vermarktete 
Dienste werden für direktive Eingriffe in das Ver- 
kehrsgeschehen kaum Anwendung finden können. 

Grundsätzlich ließen sich unter Verwendung von in- 
dividuellen Informations- und Leitsystemen auch 
Möglichkeiten zur direktiven Verkehrslenkung und 
zum Verkehrsmanagement erschließen. Jedoch kön- 
nen nur Systeme, die jedem zur Verfügung stehen, 
zur direktiven Verkehrslenkung genutzt werden. Für 
diese Zwecke einzusetzende individuelle fahrzeugin- 
terne Systeme müßten dann zur Pflicht gemacht wer- 
den. Sie könnten in diesem Fall die ebenfalls für 
diese Zwecke einsetzbaren kollektiven Dienste, zum 
Beispiel Wechselverkehrszeichenanlagen zur Strek- 
kenbeeinflussung, ergänzen und langfristig ersetzen. 

Telematiksysteme für den öffentlichen Verkehr 
(on-trip-info) 

Für die Verbesserung der Information bei ÖV-Nut- 
zern während ihrer Reise wurden zahlreiche Systeme 
entwickelt, einige davon befinden sich (in Deutsch- 
land nur punktuell) bereits im Dauereinsatz. Zu die- 
sen Reisendeninformationssystemen zählen u. a. An- 
zeigen an den Haltestellen, die über die aktuelle Be- 
triebssituation (tatsächliche Ankunfts- bzw. Abfahr- 
zeiten, Störungen) informieren sowie Informations- 
systeme an Haltestellen oder in Fahrzeugen (Info- 
säulen, Terminals), mittels derer beispielsweise An- 
schlußverbindungen gesucht oder Routenplanungen 
modifiziert werden können. Während Systeme zur 
Fahrgastinformation unter Verwendung von Echt- 
zeit-Daten beim schienengebundenen Verkehr in 
Deutschland inzwischen eine gewisse Verbreitung 
erreicht haben, sind sie beim Busverkehr bislang 
kaum im Einsatz. 


Ein weiteres System soll hier Erwähnung finden, das 
sich einer strengen Einordnung in die gewählte 
Systematik entzieht; Systeme zur dynamischen 
Anschlußsicherung wenden sich weniger an den ÖV- 
Kunden als vielmehr an die Fahrzeugführer im ÖV. 
Sie dienen dazu, insbesondere auf den wenig fre- 
quentierten Strecken am Stadtrand bzw. auf dem 
Lande die Fahrer von ÖV-Fahrzeugen über Verspä- 
tungen von Zubringerfahrten zu informieren und da- 
durch den Anschluß noch zu gewährleisten. Von der 
so gesteigerten Zuverlässigkeit des öffentlichen Ver- 
kehrssystems wird ein Attraktivitätsgewinn für den 
ÖV erwartet. 


2.2 Erfahrungen aus Pilotprojekten zu 
Telematikdiensten in Ballungsräumen 

2.2.1 Konzeption der ausgewählten Pilotprojekte 

Nachfolgend werden drei ausgewählte Pilotprojekte 
für den Einsatz von Informations- und Kommunika- 
tionstechniken (luK-Techniken) im Verkehrsbereich 
in Stuttgart, Frankfurt und München bezüglich ihrer 
Beiträge zur „Entlastung des Verkehrsnetzes" und 
„Verlagerung von Straßenverkehr auf umweltfreund- 
lichere Verkehrsträger" untersucht (s. auch Abschnitt 
IV.7.2). Dies sind die Projekte STORM (Stuttgart 
Transport Operation by Regional Management), 
FRUIT (Frankfurt Urban /ntegrated Traffic Manage- 
ment) und KVM (Kooperatives Verkehrsmanagement 
für die Region München)/Munich COMFORT. 

Projektphilosophien 

STORM, FRUIT und KVM/Munich COMFORT wei- 
sen unterschiedliche Projektansätze auf. STORM 
kann als ein von der Industrie initiiertes Forschungs- 
projekt zur Erprobung von Techniken in Feldversu- 
chen charakterisiert werden, das in ein Konzept für 
ein integriertes Verkehrsinformationssystem einge- 
bunden wurde. Demgegenüber wurde mit der Mach- 
barkeitsstudie FRUIT ein auf die Lösung zentraler 
Stadtverkehrsprobleme zielender problemorientier- 
ter Ansatz für ein integriertes Gesamtverkehrskon- 
zept verfolgt. Der Projektansatz des Pilotprojekts 
KVM/Munich COMFORT kann als eine Kombination 
der Konzepte von STORM und FRUIT angesehen 
werden, da sowohl Elemente des technologieorien- 
tierten Ansatzes von STORM als auch der problem- 
orientierten Vorgehensweise der regionalen und 
kommunalen Verkehrsplanung in FRUIT berücksich- 
tigt werden. 

Bei STORM soll das Verkehrsgeschehen allein durch 
eine verbesserte Verkehrsinformation und eine enge 
Kooperation zwischen öffentlichem und individuel- 
lem Verkehr beeinflußt werden. Die Entscheidung, 
welches Verkehrsmittel zu welcher Zeit benutzt wird, 
bleibt in jedem Fall dem Verkehrsteilnehmer Vor- 
behalten. Der Schwerpunkt liegt bei einer besseren 
Information des motorisierten Individualverkehrs, 
direktive Eingriffe in den motorisierten Individual- 
verkehr sind nicht vorgesehen. 

Im Projekt KVM/Munich COMFORT wird die Strate- 
gie verfolgt, den öffentlichen Verkehr stärker in ein 
Gesamtkonzept zum städtischen Verkehr einzube- 
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ziehen. Dies soll erreicht werden, indem der ÖPNV 
insgesamt attraktiver gestaltet wird, wie z. B. durch 
Priorisierung des ÖPNV im Straßenverkehr und 
durch Verknüpfung der Verkehrsmittel. Hierzu wer- 
den die erforderlichen Informationen bereitgestellt, 
um eine Verkehrsmittelwahl zugunsten des ÖPNV 
zu fördern. Ferner wird angestrebt, durch dynami- 
sche Verkehrsinformationen den Fahrtbeginn, die 
Routenwahl und die Verkehrsmittelwahl zu beein- 
flussen. Bei KVM/Munich COMFORT diente der 
Großteil der vorgesehenen Maßnahmen der Verbes- 
serung der Verkehrsinformation sowie der Weiter- 
gabe von Empfehlungen, ausnahmsweise können je- 
doch auch Maßnahmen der „ direktiven Verkehrslen- 
kung" zum Einsatz kommen, wie z. B. Sperrung der 
Autobahn. 

Die Ziele der Machbarkeitsstudie FRUIT sind insbe- 
sondere die Stärkung des öffentlichen Verkehrs, des 
Fahrradverkehrs und des Fußgängerverkehrs. Der 
motorisierte Individualverkehr soll reduziert werden. 
Diese Ziele sollen durch organisatorische und be- 
triebliche Maßnahmen im Rahmen eines verkehrsträ- 
gerübergreifenden Verkehrsmanagements erreicht 
werden. Als Steuerungsphilosophie wird auch bei 
FRUIT in erster Linie die Verbesserung der Verkehrs- 
information und die Weitergabe von Empfehlun- 
gen verfolgt. Es werden aber auch Maßnahmen zur 
„direktiven Verkehrslenkung", wie die Innenstadt- 
sperrung, berücksichtigt. 

Projektorganisation 

Die Zielrichtung der drei Projekte läßt sich auch aus 
deren Organisationsstruktur ablesen. Bei STORM 
besitzen die Industrieunternehmen das maßgebhche 
Gewicht in der dreistufigen projektorientierten Orga- 
nisationsstruktur. Treibende Kraft der Machbarkeits- 
studie FRUIT war die Straßenverkehrsbehörde 
Frankfurt. Die dreistufige Organisations Struktur von 
KVM/Munich COMFORT war kooperativ angelegt 
und bezog staatliche, industrielle und beratende 
Partner in die Projektleitung mit ein. Die Federfüh- 
rung des Projektes oblag jedoch politisch legitimier- 
ten Institutionen, die sowohl für die Gesamt-Koordi- 
nation als auch die Geschäftsführung des Aufsichts- 
gremiums verantwortlich waren. 

Die Verknüpfungen der Projekte mit politischen Ent- 
scheidungsgremien waren, wie erwähnt, bei den drei 
Projekten sehr unterschiedlich. Bei STORM war 
neben dem Verkehrsministerium Baden-Württem- 
berg auch die Stadt Stuttgart direkt beteiligt. Nach 
dem Projektende von STORM wurde kein direktes 
Folgeprojekt vereinbart. Als ein Grund dafür wird 
darauf hingewiesen, daß die Industrie als maßgeb- 
licher Akteur für nachfolgende, die Ergebnisse von 
STORM weiterführende Projekte nicht zur Verfü- 
gung stand. Als Besonderheit des Projekts FRUIT 
kann die Projektdurchführung ohne weitergehende 
Beteiligung pohtischer Gremien angesehen werden. 
Erst gegen Ende der Studie wurden die politischen 
Entscheidungsträger über FRUIT informiert und ha- 
ben im nachhinein dem Zielkonzept des Projektes 
zugestimmt. Eine grundsätzliche Finanzierungszu- 
stimmung zur Umsetzung der erarbeiteten Maßnah- 
men wurde jedoch nicht gegeben. Bei KVM/Munich 


COMFORT ist die gute politische Zusammenarbeit 
auf regionaler Ebene trotz unterschiedlicher partei- 
pohtischer Verantwortung im Münchner Stadtrat und 
im Landkreis hervorzuheben, die auf der Basis der im 
Arbeitsbereich „Städtische und regionale Entschei- 
dungen" abgestimmten übergeordneten Leitlinien 
der allgemeinen Verkehrs- und Regionalpolitik er- 
folgte. Es wurde eine ausgewogene Auswahl von 
städtischen, regionalen und gebietsverknüpfenden 
Maßnahmen getroffen, für die parteiübergreifend 
verkehrspolitischer Konsens besteht. 

Verkehrsträgerübergreiiende Verkehrsdaten- 
zentralen 

Als grundlegende Voraussetzung für intermodale In- 
formationsdienste muß eine Verkehrsdatenzentrale 
geschaffen werden. Bei allen untersuchten Projekten 
werden verkehrsträgerübergreifend Daten in einer 
Zentrale zusammengeführt, aufbereitet und an die 
angeschlossenen Systeme weitergeleitet. Der Schwer- 
punkt im Projekt STORM lag bei der Erfassung und 
Aufbereitung von Daten des fließenden motorisierten 
Individualverkehrs, um damit eine dynamische Ziel- 
führung ermöglichen zu können. Der Schwerpunkt 
bei KVM/Munich COMFORT dagegen lag bei der 
Sammlung, Aufbereitung und Bereitstellung von dy- 
namischen Daten zum öffentlichen Verkehr, um 
Informationen über aktuelle Betriebssituationen und 
Fahrplanlagen im ÖPNV geben zu können. 

Bei der Realisierung der ÖPNV-Datenzentrale von 
KVM/Munich COMFORT erwies es sich als sehr 
schwierig, die verschiedenen öffenthchen Verkehrs- 
untemehmen zu motivieren, ihre aktuellen Daten in 
einer gemeinsamen Datenzentrale zusammenzufüh- 
ren. Nach der Integration der Daten der Buslinien 
und der Straßenbahnen sollen nach Projektende 
auch die Daten der U-Bahn in die ÖPNV-Datenzen- 
trale aufgenommen werden. Die Daten der Femzüge 
der Deutschen Bahn AG konnten bisher nicht inte- 
griert werden. Im Rahmen des Folgeprojekts TABAS- 
CO sollen die organisatorischen Voraussetzungen 
zur Integration dieser Daten geschaffen werden. 

Auch bei STORM zeigten sich organisatorische 
Hemmnisse bei der Integration der ÖPNV-Daten. Da 
die Stuttgarter Straßenbahnen AG nicht bereit war, 
das ÖPNV-Datenmanagement an das STORM-Büro 
abzutreten, konnte bei STORM nur auf statische 
ÖPNV-Daten zurückgegriffen werden. 

Die Verkehrsdatenzentralen haben ihre Einsatzfähig- 
keit grundsätzlich bewiesen. Bei der Datenerfassung 
des fließenden motorisierten Individualverkehrs war 
der Datenumfang jedoch noch zu gering, um zuver- 
lässige Informationen geben zu können. Bei STORM 
wären der Anschluß von weiteren 100 Erfassungs- 
stellen und weitere Daten von Fahrzeugen aus dem 
fheßenden Verkehr notwendig gewesen, um eine 
verläßhche Zustandsanalyse und -prognose für das 
gesamte Stadtgebiet treffen zu können. Auch bei 
KVM/Munich COMFORT war eine ausreichende Da- 
tengrundlage nur im Bereich der im Untersuchungs- 
gebiet installierten Anlagen vorhanden. 

Die Pilotprojekte haben grundsätzlich gezeigt, daß 
eine Zusammenarbeit von staathchen Einrichtungen 
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Tabelle V-2.1 

Untersuchungsschwerpunkte der ausgewählten Pilotprojekte STORM, KVM und FRUIT 


üntersuchungsschwerpunkte 

STORM 

KVM 

FRUIT 

- Verkehrsträger- 

- Zentrale Datenbasis, 

- Zentrale Datenbasis, 

- Systementscheidung 

übergreifende 

Schwerpunkt auf 

Schwerpunkt auf 

für eine zentrale 

Verkehrsdatenzentrale 

Daten des Individual- 
verkehrs 

Daten des öffent- 
lichen Verkehrs 

Datenbasis 

- Leit- und Navigations- 

- Schwerpunkt auf dy- 

- Schwerpunkt auf der 

- Behandlung von 

Systeme 

namischer Zielführung 

Integration von 

EURO-SCOUT und 


mit EURO-SCOUT 

Informationen zum 
öffentlichen Verkehr 
in EURO-SCOUT 

SOCRATES 

- Verkehrslageinforma- 

- Aufbau einer 

- Testbetrieb für RDS/ 

- Behandlung 

tion (RDS/TMC) 

manuellen Meldekette 
für RDS/TMC 

TMC mit automa- 
tischer Meldekette 

von RDS/TMC 

- Dynamische P+R- 

- Untersuchungen an 

- Untersuchung an einer 

- Keine Untersuchungen 

Information 

drei P+R -Anlagen 
mittlerer Kapazität 

großen P+R-Anlage 


- Wechselwegweisung 

- Keine Untersuchungen 

- Entwicklung und Test 
eines Programms zur 
Wechselwegweisung 
auf Zufahrtsstraßen 
zur Innenstadt 

- Keine Untersuchungen 

- ÖPNV 

- Statische Fahrplan- 

- Dynamische 

- Fahrgastinforma- 


auskunft für ÖV 
und Kombination aus 
iVundÖV 

Fahrplanauskunft 

tionssysteme 


- Dynamische Halte- 

- Dynamische Halte- 

- Leit- und Kontroll- 


stelleninformation 

stelleninformation 

systeme für den ÖPNV 


- Dynamische 

- Dynamische 

- Systeme zur Fahrgeld- 


Anschlußsicherung 

Anschlußsicherung 
- Test eines Verfahrens 
zur verkehrsabhängi- 
gen LSA-Steuerung 
unter Berücksichti- 
gung von Anforderun- 
gen durch mehrere 
ÖV-Fahrzeuge 

erhebung 

~ Kapazitäten des ÖPNV 
und deren Grenzen 

- Güterverkehr 

- Systementwicklung 

- Entwicklung von Vor- 

- Behandlimg von ver- 


und Erprobung eines 

schlägen zur effizien- 

schiedenen Maßnah- 


Flottenmanagement- 

teren und umweltver- 

men zum Fracht- und 


Systems zur Durchfüh- 
rung von Mineral- 
öltransporten 

träglicheren Abwick- 
lung des Luftfracht- 
sammel- und -verteil- 
verkehrs 

Flottenmanagement 


Quelle: ISV 1997b 


und der Industrie im Rahmen regionaler Projekte er- 
folgreich sein kann. Die unterschiedliche Konzeption 
und die unterschiedlichen Dienste der drei betrachte- 
ten Pilotprojekte sind in Tabelle V-2.1 zusammenge- 
stellt. 

2.2.2 Verkehriiche Wirkungen der in den 

Pilotprojekten untersuchten Telematik- 
Anwendungen 

Zentrales Kriterium für die Beurteilung von Telema- 
tik-Anwendungen sind die durch ihren Einsatz ent- 


stehenden Veränderungen im Verkehrsverhalten 
und im Verkehrsgeschehen. Diese „verkehriiche 
Wirksamkeit" von Telematikdiensten wird im folgen- 
den ~ im wesentlichen anhand der in den Püotprojek- 
ten gewonnenen Erfahrungen - beschrieben. Da die 
untersuchten Pilotprojekte hauptsächlich auf den 
Nachweis der grundsätzlichen Machbarkeit und An- 
wendbarkeit der technischen Systeme ausgerichtet 
waren, liegen jedoch nur weiüg belastbare quantita- 
tive Daten vor. Aus diesem Grunde kann teilweise 
nur eine qualitative Beschreibung der verkehrlichen 
Wirksamkeit erfolgen. 
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Systeme zur Information vor Fahrtantritt 
(pre-trip-info) 

Sowohl in STORM wie auch in KVM/Munich COM- 
FORT wurde die elektronische Fahrplanauskunft 
untersucht. Im Projekt STORM wurde eine elektroni- 
sche Fahrplanauskunft (EFA) für Stuttgart entwickelt 
und über drei Medien (Infoterminals, T-Online und 
PC mit Modem) zur Verfügung gestellt. Über diese 
Fahlplanauskunft waren statische Fahiplandaten ab- 
rufbar. Zusätzlich wurde erstmals eine kombinierte 
IV/ ÖV-Wege Planung entwickelt, die Reiseinforma- 
tionen über Routen mit dem Individualverkehr und/ 
oder dem öffentlichen Verkehr bereitstellt. 

Ein Schwerpunkt von KVM/Munich COMFORT war 
der Aufbau einer dynamischen elektronischen Fahr- 
planauskunft. Diese dynamische elektronische Fahr- 
planauskunft kann über Datendienste oder öffentlich 
zugängliche Info-Terminals abgerufen werden. 

Zur Analyse der Systemakzeptanz und der verkehrs- 
technischen Wirkungen der elektronischen Fahrplan- 
auskunft wurden im Rahmen von STORM Befra- 
gungen durchgeführt. Die ÖPNV-Fahrplanauskunft 
an den Infoterminals wurde von 99 % der 190 befrag- 
ten Nutzer als gut bis sehr gut bezeichnet. 8 % der 
Befragten gaben an, daß die Nutzung des Systems zu 
einer anderen Verkehrsmittelentscheidung führen 
werde. Bei einer nicht repräsentativen Umfrage von 
45 Nutzem des Informationssystems EFAwin über PC 
gaben 17 % der Befragten die Absicht an, aufgmnd 
der erhaltenen Informationen zum ÖV-Angebot 
„ganz sicher" einen Wechsel des Verkehrsmittels 
durchführen zu wollen, 35 % der Befragten könnten 
sich vorstellen, zumindest gelegentlich auf den 
ÖPNV umzusteigen. Bei einer Umfrage zur Wege- 
planung über T-Online standen nur Ergebnisse von 
35 Teilnehmern zur Verfügung. Die Daten besitzen 
jedoch, da der Versuch durch tagelange Systemaus- 
fälle stark beeinträchtigt wurde und die Erhebungs- 
ergebnisse z.T unvollständig waren, nur geringe 
Aussagekraft. Damm wird hier nicht weiter darauf 
eingegangen. 

Die im Rahmen von STORM getestete kombinierte 
IV/ÖV-Wegeplanung läßt, wie im Projektendbericht 
festgestellt wird, wegen der unbefriedigenden Sy- 
stemzuverlässigkeit keine signifikanten Verhaltens- 
ändemngen erwarten. Auf der Basis der von den 
Testnutzem genannten Start- und Zielorte durchge- 
führte Abschätzungen zeigten, daß - vollständige Be- 
folgung der Empfehlung zur Nutzung des öffentli- 
chen Verkehrs vorausgesetzt - die IV-Fahrleistung 
innerhalb der betrachteten Gmppe im Durchschnitt 
um 76 % reduziert werden könnte. Der Anteil des IV 
an der Gesamtverkehrsleistung der Testgmppe wür- 
de dann etwa 20 % betragen, der ÖV-Anteü würde 
sich auf 72 % belaufen, 8 % entfielen auf vor- bzw. 
nachgelagerte Fußwege. Simulationsrechnungen er- 
gaben, daß die angenommene Verlagemng zu einer 
Verlängemng der gesamten mittleren Wegstrecke 
der gebrochenen Verkehre um 17 % führen würde. 

Bei KVM/Munich COMFORT wurden an dem Info- 
Terminal am Hauptbahnhof nach Installation des er- 
sten Teils der dynamischen Information Interviews 
durchgeführt, die ergaben, daß 15 % der Befragten 


aufgmnd der verbesserten Information noch öfter 
öffentliche Verkehrsmittel benutzen wollen. 

Zur Bewertung dieser ermittelten Wirkungen muß 
zunächst auf die Repräsentativität der Untersuchun- 
gen eingegangen werden. Die Untersuchungen zur 
elektronischen Fahrplanauskunft und zur kombinier- 
ten rV/ÖV- Wegeplanung weisen keine ausreichend 
große Stichprobe auf, um statistisch abgesicherte Er- 
gebnisse ableiten zu können. Zudem handelt es sich 
hier um Befragungen zum künftigen Mobilitätsver- 
halten und nicht um eine Untersuchung des tatsäch- 
lichen Verhaltens. Unter diesen Randbedingungen 
sind die in den Projekten STORM und KVM/Munich 
COMFORT ermittelten Umsteigepotentiale mit Vor- 
sicht zu interpretieren. Auch erscheint die erreich- 
bare Verbreitung von Systemen zur elektronischen 
Fahrplanauskunft, die von zu Hause aus benutzbar 
sind, aus heutiger Sicht begrenzt. Neben der Mög- 
lichkeit des Zugangs zu einem PC und zu Online- 
Diensten dürften die Telekommunikationskosten so- 
wie der Zeitaufwand für die Recherche gegenwärtig 
linütierende Faktoren für eine breite Nutzung solcher 
Angebote sein. 

Tendenziell gleiche Ergebnisse im Hinblick auf die 
verkehrliche Wirksamkeit von ÖV-pre-trip-Aus- 
kunftssystemen wurden im Rahmen anderer europäi- 
scher Feldversuche gewonnen. Die Nutzer gaben an, 
infolge der verbesserten Information den ÖV öfter als 
bisher nutzen zu wollen. Eine unmittelbare Verlage- 
mng von Wegen auf den ÖV als Ergebnis der vermit- 
telten Informationen konnte jedoch kaum oder gar 
nicht nachgewiesen werden. Insbesondere für Perso- 
nen, die bislang nicht mit dem ÖV insgesamt oder 
dem konkreten ÖV-Angebot in der interessierenden 
Stadt vertraut sind, sowie für Behinderte und Ältere 
werden durch ein verbessertes Informationsangebot 
Reisebarrieren reduziert. Hiervon wird vor allem mit- 
tel- und langfristig eine stärkere ÖV-Nutzung durch 
diese Personengmppen erwartet. Inwieweit diese zu 
einer Erhöhung der Reisehäufigkeit oder zu einer tat- 
sächlichen Verlagemng von Wegen führt, ist offen. 
Keiner der Feldversuche läßt quantifizierbare Rück- 
schlüsse auf Verändemngen in der Verkehrsnach- 
frage oder auf die Reduktion von Staus oder Emissio- 
nen zu. 

Informationssysteme, die eine grafische Darstellung 
der aktuellen Situation im Straßenverkehr realisie- 
ren, sind in Deutschland nicht getestet worden. Aus 
Feldversuchen in anderen Ländern ist bekannt, daß 
insbesondere bei Überlastungssituationen in Spitzen- 
zeiten durch solche Systeme eine zeitliche Verlage- 
mng der Fahrt, teilweise auch eine Ändemng der 
Fahrtroute, bewirkt werden kann. Ein signifikanter 
Wechsel vom Pkw zu anderen Verkehrsträgern 
konnte jedoch nicht nachgewiesen werden. 

Verkehrsinformation während der Fahrt 
(on-trip-info) 

Verkehrslageinformationen (RDS/TMC) 

RDS/TMC wurde in den Projekten von STORM und 
KVM/Munich COMFORT getestet. Bei STORM ging 
es in erster Linie um die Entwicklung technischer Sy- 
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stemkomponenten. Für den RDS/TMC -Feldversuch 
in STORM wurde eine „manuelle“ Meldekette mit 
den herkömmlichen Verkehrsmeldungen aufgebaut 
und die Funktionsfähigkeit der Systemkomponenten 
nachgewiesen. Im Feldversuch von KVM/Munich 
COMFORT wurde eine automatische Meldekette von 
den Erfassungsstellen bis zur Landesmeldestelle auf- 
gebaut und getestet. Erstmals wurden im Rahmen 
von KVM/Munich COMFORT auch städtische Ver- 
kehrsinformationen sowie P+R- und ÖPNV- Informa- 
tionen in RDS/TMC integriert. Die technische Funk- 
tionsfähigkeit konnte in beiden Feldversuchen nach- 
gewiesen werden. 

Ein Vergleich von RDS/TMC mit dem konventionel- 
len Verkehrsfunk ergab, daß mit RDS/TMC erheb- 
liche geringere Verzögerungen bei der Übertragung 
von Verkehrsmeldungen zu den Fahrzeugführem als 
beim gesprochenen Verkehrsfunk erreichbar sind. In 
den Feldversuchen wurde gezeigt, daß die Routen- 
wahl sowohl vor Fahrtantritt als auch während der 
Fahrt durch RDS/TMC -Meldungen beeinflußt wird, 
auch Reisezeitvorteile konnten qualitativ nachgewie- 
sen werden. Informationen zur Verkehrslage im Stra- 
ßenverkehr über RDS/TMC allein führten nicht zu 
einer signifikanten Verlagerung auf andere Ver- 
kehrsträger. Erst durch Zusatzinformationen zum 
öffentlichen Verkehr, wie sie bei KVM/Munich 
COMFORT realisiert wurden, können Verlagerungen 
auf öffentliche Verkehrsmittel erreicht werden. Die 
bedeutendste Einsatzmöglichkeit von RDS/TMC in 
Ballungsräumen bietet sich nach der Machbarkeits- 
studie FRUIT bei Sonderveranstaltungen. 

Dynamische Parkleitsysteme 

Sowohl in STORM als auch in KVM/Munich COM- 
FORT wurden dynamische P+R-Informationen in 
Feldversuchen getestet. Die technische Einsatzreife 
der dynamischen P+R-Informationssysteme konnte 
bei STORM und KVM/Munich COMFORT nachge- 
wiesen werden. Alle Anlagen sind weiterhin in Be- 
trieb. 

Für das Projekt STORM wurden drei P+R-Anlagen 
mit Kapazitäten zwischen 300 und 700 Pkw-Stellplät- 
zen mit einer vorgeschalteten Informationskette aus 
Infotafeln und Wechselwegweisem ausgestattet. 
Über diese Informationskette können die Anzahl der 
augenblicklich freien Parkstände der P+R-Anlage, 
der aktuelle Takt der jeweiligen ÖPNV- Verkehrsmit- 
tel, Informationen über den Verkehrszustand der Zu- 
fahrt zur Innenstadt und über die aktuelle Parkhaus- 
belegung im Stadtzentmm dynamisch angezeigt 
werden. Für das Projekt KVM/Munich COMFORT 
wurden vor der P+R-Anlage Fröttmaning (Kapazität 
von 1 270 Pkw- und 80 Busstellplätzen) drei frei pro- 
grammierbare Anzeigetafeln auf Schilderbrücken in- 
stalliert. Angezeigt werden Informationen über die 
Anzahl der freien Stellplätze und den augenblick- 
lichen Takt der U-Bahn sowie Informationen über 
Großveranstaltungen. Zusätzlich können Informatio- 
nen über den Verkehrszustand auf der Autobahn 
Ingolstadt-München (A9) und dem angrenzenden 
öffentlichen Straßennetz gegeben werden. Hinweise 
auf die aktuelle Belegung der Parkhäuser in der 
Münchner Innenstadt werden nicht gegeben, weil 


man sich in München aus verkehrspolitischen Grün- 
den gegen ein Parkleitsystem ausgesprochen hat. 

Bei Befragungen der Nutzer der drei im Rahmen des 
Projekts STORM mit dynamischen P+R-Informations- 
systemen ausgestatteten P+R-Anlagen gaben zwi- 
schen 9 und 21 % (abhängig von der Anlage) der Be- 
fragten an, allein durch die dynamischen Informa- 
tionstafeln auf die Parkplätze aufmerksam gemacht 
worden zu sein. Bei einer Befragung im Rahmen von 
KVM/Munich COMFORT an einem normalen Werk- 
tag gaben 17 % der Befragten an, direkt durch das 
Informationssystem in ihrer Entscheidung, die P+R- 
Anlage Fröttmaning zu nutzen, beeinflußt worden zu 
sein. Dynamische Informationsbereitstellung ergab 
für die gleiche Anlage bei Großveranstaltungen Wer- 
te für die zusätzliche Nutzung von bis zu 50 %. 
Durch die Nutzung dieser Anlage können damit an 
einem Werktag bis zu 4.200 Pkw-km eingespart wer- 
den, dies ergibt eine geringfügige Entlastung des 
S taßenverkehrsnetzes . 

Bezüglich der Wirkungen von Parkinformations- und 
-leitsystemen wurden in den europäischen Feld- 
versuchen unterschiedliche Erfahrungen gesammelt. 
Einerseits kann durch solche Systeme der Parksuch- 
verkehr vor allem in den Innenstädten merklich re- 
duziert werden, die Systeme können jedoch auch 
eine Steigerung des Verkehrsaufkommens durch die 
höhere Auslastung der Parkstandskapazitäten bewir- 
ken. Es ist zu befürchten, daß insbesondere innen- 
stadtnahe Anlagen ohne zusätzliche lenkende Maß- 
nahmen (z. B. Bewirtschaftung) mehr Fahrzeugkilo- 
meter im motorisierten Individualverkehr erzeugen, 
da die Autofahrer hoffen, daß sie mit Hüfe der Sy- 
steme einen günstigen Parkplatz finden. Bei der Be- 
urteilung der Wirksamkeit von P+R-Anlagen ist zu 
berücksichtigen, daß erfahrungsgemäß nur etwa die 
Hälfte der P+R-Kunden vorher die gesamte Fahrt mit 
dem Auto gemacht hat. Ein Teil hat vorher den ge- 
samten Weg im ÖV zurückgelegt und nutzt nun für 
einen Teü seines Weges wieder den Pkw, ein anderer 
Teü hat den Ort des Übergangs zum ÖV verlegt. 

Wechselwegweis ung 

Die Wirksamkeit der Wechselwegweisung auf Auto- 
bahnen wurde im Projekt KVM/Munich COMFORT 
untersucht. Für die Steuerung der Wechselwegwei- 
sung wurden Verkehrsdatenerfassungseinrichtungen 
im maßgeblichen städtischen Bereich installiert und 
das Rechenprogramm AIDA+ zur automatischen 
Analyse der Verkehrssituation entwickelt. Mit Hüfe 
von AIDA+ kann eine Altemativroutensteuening 
über ein städtisches Teilnetz vorgenommen werden. 
Ferner wurde untersucht, bei welchen Verkehrszu- 
ständen die Wechselwegweisungsanlage bei schwer- 
wiegenden Störungen oder Stauungen auf der Auto- 
bahn Ingolstadt- München (A9) eine Umleitungsemp- 
fehlung über Altemativrouten geben soll. Hierzu 
wurde das Rechenprogramm VARIA entwickelt. 

Simulationsrechnungen mit den Rechenprogrammen 
AIDA+ und VARIA zum Verkehrsmanagement bei 
Verkehrsstaus auf der Autobahn A9 ergeben erheb- 
liche Reduktionseffekte bei Emissionen, Betriebsko- 
sten und Zeitbedarf. So wurden bei konkreten Simu- 
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lationen Reduktionen der Gesamtreisezeit um 6 % 
errechnet. Mit der Wechselwegweisung kann jedoch 
keine Verlagerung des Straßenverkehrs auf andere 
Verkehrsmittel erreicht werden. Die Auswirkungen 
auf die Fahrleistungen sind situations abhängig und 
damit nicht eindeutig zu beurteilen. 

Individuelle Informations- und Leitsysteme 
für den Straßenverkehr 

Bei STORM lag der Schwerpunkt der Informations- 
und Leitsysteme auf der dynamischen Zielführung 
für den motorisierten Individualverkehr. Mit Hilfe 
von Daten über die aktuelle Verkehrslage konnte die 
zeitgünstigste Route gewählt werden. Die Techniker- 
probung von Leit- und Navigationssystemen in 
KVM/Munich COMFORT konzentrierte sich auf die 
Integration von Informationen zum öffentlichen Ver- 
kehr, um Park-and-Ride -Empfehlungen geben zu 
können. 

Eine Erhebung der empfohlenen und gefahrenen 
Routen in STORM war „aus technischen und organi- 
satorischen Gründen“ nicht möglich. Aus diesem 
Grunde mußte für die Auswertung auf einen Ver- 
gleich von vorher erhobenen „Normalrouten“ mit 
den laut Fahrtenbüchern veränderten Roüten infolge 
der Empfehlungen des Individuellen Leitsystems zu- 
rückgegriffen werden. Dabei konnte ein durch- 
schnittücher Reisezeitgewinn von 30 % ermittelt wer- 
den. Im Rahmen von STORM durchgeführte Simula- 
tionsrechnungen bei unterschiedlichen angenomme- 
nen Austattungsraten weisen Reisezeitgewinne für 
Fahrzeuge mit individuellem Leitsystem von etwa 
15 % im Durchschnitt, von bis zu 30 % in Normal- 
situationen und von bis zu 45 % bei Störungsfällen 
auf. Zudem wurden auch Reisezeitgewinne bei nicht 
ausgestatteten Fahrzeugen ermittelt, die sich mit 
wachsender Ausstattungsquote an die Reisezeitge- 
winne der Fahrzeuge mit Leitsystem angleichen. Für 
aUe Fahrzeuge konnte für eine Morgenspitze bei an- 
genommenen Ausstattungsquoten zwischen 1 und 
50 % ein Reisezeitgewinn von bis zu 13 % ermittelt 
werden. Die Reisezeitgewinne bedeuten eine Kom- 
fortsteigerung bei der Pkw-Nutzung. Die alleinige 
Nutzung eines individuellen dynamischen Zielfüh- 
rungssystems führt somit zwar zu einer Durchsatz- 
steigerung im Straßennetz, eine Reduktion der Pkw- 
Fahrleistung oder eine signifikante Verlagerung auf 
andere Verkehrsmittel ist jedoch nicht nachweisbar. 
Erst mit zusätzlichen Informationen über die alterna- 
tiv mögliche Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
könnte eine Verlagerung auf den öffenthchen Ver- 
kehr erreicht werden. Im Rahmen von KVM/Munich 
COMFORT wurde hierzu ein Feldversuch mit 33 Teil- 
nehmern und 10 Fahrzeugen, die mit EURO-SCOUT- 
Geräten ausgestattet waren, durchgeführt. Die Befra- 
gung dieser Teilnehmer ergab jedoch keine belastba- 
ren Aussagen über Veränderungen in der Verkehrs- 
mittelwahl oder der Länge des tatsächlich zurückge- 
legten Weges. 

Aus den Ergebnissen der hier näher vorgestellten 
Untersuchungen lassen sich zusammen mit den Er- 
gebnissen weiterer Feldversuche, die jedoch eben- 
falls über keine größeren Stichproben (mehr als 100 
Teilnehmer) verfügten, einige Trends bezüglich der 


verkehrlichen Wirkungen individueller Informations- 
und Leitsysteme ableiten: 

- Die Systeme führen zu einer Reisezeitverkürzung 
für die Benutzer, die vor allem dann erhebhch sein 
kann, wenn unfallbedingte Staus umgangen wer- 
den. 

- Über Veränderungen der Länge des zurückgeleg- 
ten Weges liegen keine Daten vor, 

- Empirisch ungeklärt ist, ob und in welchem Um- 
fang der durch die Telematik informierte und 
unterstützte Autofahrer auch bereit ist, auf die 
Nutzung des Pkw zu verzichten. 

- Die Verfügbarkeit solcher Systeme ändert das Ver- 
kehrsverhalten, sie führt zu einer Steigerung der 
Verkehrsnachfrage im Straßenverkehr. Diese 
These wird gestützt durch Ergebnisse des EU-Pro- 
jektes EDDIT (Elderly and Disabled Drivers and 
Information Telematics), Im Rahmen der dort 
durchgeführten Untersuchungen gaben 40 % der 
befragten „älteren Fahrer" an, mit solchen Syste- 
men mehr Fahrten zu unbekannten Zielen unter- 
nehmen zu wollen. 9 % der Befragten gaben an, 
daß sie mit solchen Systemen insgesamt häufiger 
Fahrten unternehmen würden (EU 1997). 

Reisendeninformationssysteme für den 
öffentlichen Verkehr 

Reisendeninformationssysteme für den öffentlichen 
Verkehr sind sowohl in STORM als auch in KVM/ 
Munich COMFORT getestet worden. In den Stuttgar- 
ter U-Bahnen wurden Zugzielanzeiger dynamisiert, 
d. h. neben dem Ziel des Zuges wird auch die Dauer 
bis zu seiner Ankunft angezeigt. Daneben wurden 
an zentralen Knotenpunkten sowie an Autobahnrast- 
stätten Infosäulen bzw. Info-Terminals aufgestellt, an 
denen ÖV-Fahrplanauskunft, IV- Wegeplanung und 
kombinierte FV/ÖV-Wegeplanung möglich waren. 
Diese Systeme gestatten eine Information vor allem 
der ÖV-Nutzer auch während der Reise, beispiels- 
weise an Umsteigepunkten oder bei Veränderungen 
des Fahrtziels oder der Fahrtzeit. 

Aufgrund der guten Erfahrungen mit dem System 
der dynamischen Fahrgastinformation plant das 
Stuttgarter Nahverkehrsuntemehmen SSB, weitere 
Haltestellen mit einer solchen Fahrgastinformation 
auszurüsten. Dabei soll diese - neben weiteren 
U-Bahn-Stationen - auch an Bushaltestellen instal- 
liert werden. 

Dynamische Fahrgastinformationen haben wichtige 
psychologische Wirkungen: Untersuchungen in Am- 
sterdam haben gezeigt, daß beim Einsatz solcher Sy- 
steme die subjektiv empfundene Länge der Wartezeit 
abnimmt und die Fahrgäste gefühlsmäßig den Ein- 
druck einer höheren Pünktlichkeit gewinnen. Auch 
im Rahmen von EU-Projekten konnte festgestellt 
werden, daß solche Systeme Unannehmlichkeiten re- 
duzieren und den Fahrgästen eine höhere Flexibilität 
durch die Möglichkeiten geben, gegebenenfalls 
rechtzeitig Alternativen zu nutzen. Zudem verbes- 
sern sie das Ansehen der Verkehrsuntemehmen. Die 
Nutzer gaben an, infolge der verbesserten Informa- 
tion den ÖV öfter als bisher nutzen zu wollen, die ge- 
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gebenen Informationen führten jedoch kaum oder 
gar nicht zu einer unmittelbaren Verlagerung von 
Wegen auf den ÖV Meßbare Steigerungen der ÖV- 
Nutzung konnten nicht gezeigt werden. Mittelfristig 
werden jedoch Verlagerungs Wirkungen auf den ÖV 
vor allem infolge des besseren Images erwartet. 

Dynamische Anschlußsicherung für den 
öffentlichen Verkehr 

Im Rahmen von STORM wurde eine dynamische An- 
schlußsicherung untersucht. Nach Einführung des 
Systems konnten drei von insgesamt fünf gefährde- 
ten Anschlüssen gesichert werden. Bei den verpaß- 
ten Anschlüssen warteten die Fahrer nicht, obwohl 
dies nach Fahrplan und Vorgabe möglich gewesen 
wäre. In einer Benutzerbefragung verbesserte sich 
die Bewertung der Anschlußqualität als „gut" von 
31 % vor der Installation auf 64 % nach der Installa- 
tion. Dies könne, so die Autoren des STORM-Ab- 
schlußberichtes, nicht nur auf die Wartezeitreduktion 
zurückgeführt werden, sondern berücksichtige auch 
eine Einstellungsänderung, die alleine auf der Exi- 
stenz des Anschlußinformationssystems beruhe. Mit 
der dynamischen Anschlußsicherung kann insbeson- 
dere die Zuverlässigkeit des öffentlichen Verkehrssy- 
stems verbessert werden. Der daraus resultierende 
Attraktivitäts gewinn kann einen Beitrag zur Entla- 
stung des Straßenverkehrsnetzes und zur Verlage- 
rung auf öffentliche Verkehrsmittel leisten, 

Ergebnisse von Szenarien-Rechnungen 

Im Rahmen der Pilotprojekte STORM und KVM/ 
Munich COMFORT wurden Szenarien erarbeitet, die 
die Wirksamkeit der Verkehrsinformations- und Leit- 
systeme bei Geräte-Ausstattungsraten, die nach Ein- 
führung und Etabherung am Markt zu erwarten sind, 
auf das Verkehrsgeschehen der jeweiligen Regionen 
untersuchen. Über Modellrechnungen, Potentialab- 
schätzungen und Annahmen, die sich auf Wirkungs- 
betrachtungen der Teilprojekte abstützen, werden 
wahrscheinliche Reaktionen im Mobilitätsverhalten 
infolge des Informationsangebots quantifiziert. Da 
die Datengrundlage bei den Wirkungsbetrachtungen 
der Teilprojekte nicht ausreichend war, können die 
Modellrechnungen, die sich auf die Ergebnisse der 
Teilprojekte stützten, nur Abschätzungen liefern. 

Die Untersuchungen des STORM-Szenarios ergaben 
eine Verlagerung von Fahrten des Individualver- 
kehrs auf den öffentlichen Verkehr, eine Verbesse- 
rung der Routenwahl durch aktuelle Verkehrsinfor- 
mationen und eine Verringerung schwerer Unfallfol- 
gen durch das Notrufsystem. Die Verlagerung von 
Fahrten des Individualverkehrs auf den öffentlichen 
Verkehr in Höhe von 22,8 Mio. Personenfahrten pro 
Jahr wird fast ausschließlich durch die Informations- 
systeme vor Fahrtantritt erreicht. Der genannte Wert 
bedeutet, daß 1,4 % der Fahrten des Individualver- 
kehrs auf den öffentlichen Verkehr verlagert werden 
können bzw. der öffentliche Verkehr 6,5 % mehr Per- 
sonenfahrten bewältigen muß. Die Berechnung des 
Verlagerungspotentials baut dabei auf einer nicht 
repräsentativen Umfrage von 45 Nutzem des Infor- 
mationssystems EFAwin auf. Hierbei wurden nicht 


tatsächliche Verhaltensänderungen betrachtet, son- 
dern nur mögliche Verhaltensändemngen in Form 
von Absichtserklämngen. Im STORM-Szenario sind 
also sehr optimistische verkehrliche Wirkungen zu- 
grundegelegt worden. 

Im Rahmen der Szenariountersuchungen wurden 
auch Kosten-Nutzen-Untersuchungen nach dem 
standardisierten Bewertungsverfahren durchgeführt. 
Die Methodik dieser Rechnungen wird sowohl von 
Wissens chafthcher wie auch von politischer Seite kri- 
tisiert, da äußerst unterschiedliche Aspekte wie Be- 
triebskosten, Verkehrssicherheit, Zeitersparnis und 
Umweltkosten monetär miteinander in Beziehung 
gebracht werden. Neben der grundsätzlichen Proble- 
matik, unterschiedliche Aspekte als Kosten oder Nut- 
zen monetär zusammenzufassen, bezieht sich die 
Kritik auch auf die praktische Durchfühmng, wie 
z. B. die hohe Gewichtung der Zeitersparnisse, die 
sich aus Straßenbaumaßnahmen ergeben. Auf die 
absolut unzureichende Einbeziehung von Umwelt- 
auswirkungen wird vom Umweltrat hingewiesen 
(SRU 1994). 

Für das STORM-Szenario wurden nach diesem Ver- 
fahren Nutzen in Höhe von 331 Mio, DM/a und Ko- 
sten von 155 Mio. DM/a errechnet. Daraus leitet sich 
ein Nutzenüberschuß von 176 Mio. DM/a ab. Zu be- 
achten ist hierbei, daß Investitions- und Betriebsko- 
sten überwiegend für die Informationssysteme wäh- 
rend der Fahrt anfallen. 

Aufbauend auf die im STORM-Projekt gewonnenen 
Erkenntnisse wird im KVM/Munich COMFORT Sze- 
nario 2000 angenommen, daß bei einer Ausstattungs- 
quote von 40 % aller Verkehrsteilnehmer mit dyna- 
mischen Verkehrsinformationssystemen ca. 50000 
Fahrten/a, die bislang im Individualbereich durchge- 
führt wurden, auf den ÖPNV verlagert werden kön- 
nen. Die Berechnung des Verlagerungspotentials 
baut dabei ebenfalls auf der in STORM durchgeführ- 
ten nicht repräsentativen Umfrage von 45 Nutzem 
des Informationssystems EFAwin auf. 

Im KVM/Munich COMFORT-Szenario 2000 wurden 
wiederum entsprechend der bereits genannten Me- 
thodik des „standardisierten Bewertungsverfahrens" 
Nutzen in Höhe von 42,8 Mio. DM/a und Kosten von 
7,9 Mio. DM/a errechnet. Daraus resultiert ein Nut- 
zenüberschuß von 35 Mio. DM/a. Ausschlaggebend 
für den Nutzenüberschuß sind die Wirkungen der 
dynamischen Verkehrsinformationssysteme, die Jah- 
reskosten von 3,5 Mio. DM/a gegenüber Jahresnut- 
zen von 36 Mio. DM/a aufweisen. Bei den Kosten für 
das dynamische Informationssystem wird davon aus- 
gegangen, daß die erforderliche Hardware bereits 
vorhanden ist und der einzelne Haushalt nur noch 
mit den Programmkosten von einmalig 30 DM bela- 
stet wird; darin sind jedoch nicht die anfallenden er- 
heblichen Betriebskosten für die Nutzung der Infor- 
mationsdienste enthalten. 

Bei der Beurteilung der in FRUIT untersuchten Maß- 
nahmen schneiden die „Kraftfahrerinformationssy- 
steme" (RDS/TMC, EURO-SCOUT, SOCRATES) im 
Vergleich zu den anderen Maßnahmen am schlechte- 
sten ab. Positive Ergebnisse erlangen bei der Exper- 
tenbewertung die Maßnahmen „Zufahrtbeschrän- 
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kung im Bereich der Innenstadt", „Beschleunigung 
des gesamten oberirdischen ÖPNV und Einführung 
des RBL", „Beschleunigung der Buslinien aus dem 
Umland im Stadtgebiet von Frankfurt" und „Erweite- 
rung des Parkleitsystems auf P+R-Möglichkeiten". 


Mit nachstehender Tabelle V-2.2 soll ein Überblick 
über die Gesamtbewertung von der Verbesserung 
der Verkehrsinformation dienenden Telematiktech- 
niken und -diensten gegeben werden. Dabei ist zu 
beachten, daß wegen der starken Technikorientie- 


Tabelle V-2.2 


Telematikdienste zur Verbesserung der Verkehrsinformation - erwartete Wirkungen und Lösungsbeiträge 




Lösungsbeiträge 




Anwendung 

Wirkungen 

zur zeitlichen 
und räumlichen 
Verlagerung im 
Straßennetz 

zur Netzent- 
lasung 

(Fahrleistungs- 

reduktion) 

zur Verlagerung 
auf andere 
Verkehrsträger 

Kosten 

Hemmnisse 

Einsatzreife 

Informationen 
vor der Fahrt 
(pre-trip-Info) 

Verbesserung 
der Kennt- 
nisse über das 
Verkehrs - 
angebot im IV 
und ÖV sowie 
die aktuelle 
Verkehrs - 
Situation 

kann Beitrag 
leisten 

kann Beitrag 
leisten 

kann Beitrag 
leisten 

gering 

gering 

(außer 

kombi- 

nierte 

IV/ÖV- 

Planung) 

Endgeräte 
serienreif, 
Datengrund- 
lage noch 
nicht umfas- 
send 

Verkehrslage - 
Informationen 
während der 
Pkw-Fahrt 

Komfortstei- 
gerung, evtl. 
Zeitvorteil 

kann Beitrag 
leisten 

gering, kann 
aber u. U. 
fahrleistungs- 
erhöhend 
wirken 

kann Beitrag 
leisten 

mittel 

gering 

Endgeräte 
serienreif, 
Datengrund- 
lage noch 
nicht umfas- 
send 

Wechselweg- 

weisung 

Ausgleich von 
Belastungen 
durch Alter- 
nativrouten- 
empfehlungen 

leistet Beitrag 
(v. a. räumlich) 

keinen, kann 
aber u. U. 
fahrleistungs- 
erhöhend 
wirken 

keine 

mittel 

gering 

findet bereits 
breite Anwen- 
dung 

Parkinforma- 
tions- und 
-leitsysteme 

Reduktion des 
Parksuchver- 
kehrs, Verän- 
derungen im 
Pendler- Ver- 
halten 

kann Beitrag 
leisten 

kann Beitrag 

leisten, 

aber auch 

fahrleistungs- 

erhöhend 

wirken 

kann (bei 
Überlastung 
des Parkrau- 
mes) Beitrag 
leisten 

mittel 

gering 

findet bereits 
breite Anwen- 
dung 

Dynamische 
individuelle 
Zielführung 
im IV 

Komfortstei- 
gerung und 
evtl. Zeit- 
vorteü 

kann Beitrag 
leisten 

kann Beitrag 
leisten 

(Optimierung, 
Wegfall von 
Suchfahrten), 
aber auch in- 
duzierend und 
fahrleistungs- 
erhöhend 
wirken 

kann Beitrag 
leisten 

(bei überlaste- 
ter Straße) 

hoch 

wesent- 

liche 

(Daten- 

lage, 

Kosten, 

Akzep- 

tanz) 

Endgeräte 
serienreif, 
Leitzentralen 
noch nicht 
leistungs- 
fähig, Daten- 
grundlage 
noch nicht 
umfassend 

Reisenden- 
informationen 
während der 
ÖV-Fahrt 

Komfort- 

steigerung 

keine 

kaum 

(mittelbar) 

kaum 
(mittelbar 
durch Attrak- 
tivitätssteige- 
rung) 

mittel 

gering 

Techniken 
z.T bereits 
in der Praxis, 
z.T noch in 
der Entwick- 
lung 

Dynamische 
Anschluß- 
sicherung 
im ÖV 

Steigerung 
der Zuverläs- 
sigkeit im ÖV 

keine 

kaum 

(mittelbar) 

kann Beitrag 
leisten 
(mittelbar 
durch Attrak- 
tivitätssteige- 
rung 

mittel 

mittel 

(Kosten, 

Akzep- 

tanz 

prinzipiell 

verfügbar 


Quelle: TAB 1998 
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rung (und der geringen Wirkungsorientierung) der 
durchgeführten Feldversuche und aufgrund der teil- 
weise nur bedingt belastbaren empirischen Basis die 
Aussagen nur Tendenzen aufzeigen können. 


2.3 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Ergebnisse der Auswertungen von Pilotprojekten 
zum Einsatz von luK-Techniken 

Trotz erheblicher Einschränkungen bezüglich der 
Repräsentativität der gewonnenen Daten gestatten 
die in dieser Studie zusammengestellten Erfahrun- 
gen mit dem Einsatz von luK-Techniken aus den 
Pilotprojekten in deutschen Städten erste Aussagen 
zur technischen Einsatzbereitschaft dieser Systeme, 
zu ihrer Wirksamkeit im Hinblick auf die Entlastung 
des Verkehrsnetzes und die Verlagerung von Stra- 
ßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger 
sowie zu geeigneten Organisationsformen des Ein- 
satzes der neuen Techniken. Praktische Erfahrungen 
konnten dabei vor allem aus den Projekten STORM 
in Stuttgart und KVM/Munich Comfort in München, 
aber auch aus anderen nationalen und europäischen 
Pilotprojekten gewonnen werden. Die Machbarkeits- 
studie FRUIT in Frankfurt erbrachte darüber hinaus 
Hinweise zur Ausgestaltung einer verkehrsträger- 
übergreifenden Organisation von Telematikdiensten 
im Rahmen der kommunalen und regionalen Ver- 
kehrsplanung. Sowohl STORM als auch KVM/Mu- 
nich Comfort bestätigen die weitgehende technische 
Einsatzbereitschaft der Systeme. Auch wenn keine 
formale projektübergreifende Koordinierung der 
Pilotprojekte stattfand, so kann doch von einem Er- 
fahrungsaustausch zwischen den im Rahmen der 
Pilotprojekte durchgeführten Feldversuchen ausge- 
gangen werden. Die gewonnenen Erfahrungen ka- 
men insbesondere dem Projekt KVM/Munich Com- 
fort zugute. Dies betrifft sowohl die Erfahrungen des 
technikorientierten Projektes STORM als auch die 
theoretischen Überlegungen zur Organisation von 
luK-Techniken im Rahmen der kommunalen und 
regionalen Verkehrsplanung in FRUIT. 

Eine Abschätzung zur Verlagerung von Fahrten des 
motorisierten Individualverkehrs auf den öffentlichen 
Verkehr aufgrund des Einsatzes von Telematikdien- 
sten, die im Rahmen von Szenarienuntersuchungen 
im Projekt STORM durchgeführt wurde, ergab sehr 
geringe Verlagerungswerte von unter 2 %. Dieses 
Ergebnis wurde auf der Basis einer nicht repräsen- 
tativen Nutzerbefragung gewonnen. Vergleichbare 
Analysen, die im Rahmen anderer Forschungsprojek- 
te durchgeführt wurden, kommen zu Werten in ähn- 
licher Höhe. Auch dort wurden Verlagerungs werte 
von wenigen Prozent ermittelt. Es ist zu vermuten, 
daß auch bei Berücksichtigung von Synergieeffekten 
infolge der Umsetzung weiterer Maßnahmen, wie 
verstärkter Ausgabe von Jobtickets zusammen mit 
verstärkter Aufklärung, eine ausschließlich auf ver- 
besserte Informationsbereitstellung gegründete Stra- 
tegie keinen Verlagerungswert erreichen kann, der 
angesichts der anhaltend hohen Zuwachsraten des 
motorisierten Individualverkehrs für einen umwelt- 
verträglicheren Verkehr ausreichend ist. 


Bedeutender als die Verlagerung von Straßenverkehr 
auf öffentliche Verkehrsträger ist der Beitrag von 
Telematikdiensten zur Verflüssigung des Verkehrs 
und damit zur Entlastung des Straßennetzes. Dies 
drückt sich z. B. in den im Rahmen der Pilotprojekte 
empirisch erhobenen oder durch Simulationsrech- 
nungen ermittelten Daten zu Reisezeitgewinnen 
deutlich aus. So ergaben im Projekt STORM durch- 
geführte Simulationsrechnungen bei unterschied- 
lichen angenommenen Austattungsraten Reisezeit- 
gewinne für Fahrzeuge mit individuellen dynami- 
schen Zielführungssystemen von etwa 15 % im 
Durchschnitt, von bis zu 30 % in Normalsituationen 
und von bis zu 45 % bei Störungsfällen. Zudem wur- 
den auch Reisezeitgewinne bei nicht mit Zielfüh- 
rungssystemen ausgestatteten Fahrzeugen ermittelt, 
die sich mit wachsender Ausstattungsquote der Ge- 
samtfahrzeugflotte an die Reisezeitgewinne der Fahr- 
zeuge mit Zielführungssystemen angleichen. Für alle 
Fahrzeuge konnte für eine simulierte Morgenspitze 
bei angenommenen Ausstattungsquoten zwischen 
1 und 50 % ein Reisezeitgewinn von bis zu 13 % er- 
mittelt werden. Die Nutzung von individuellen dyna- 
mischen Zielführungssystemen führt somit zu einer 
Durchsatzsteigerung im Straßennetz. Der Telematik- 
Einsatz führt hier primär zu einer Kappung von Spit- 
zenbelastungen, vor allem durch zeitliche und räum- 
liche Verlagerung von Fahrten. Auswirkungen auf 
die Fahrleistungen lassen sich nur schwer quantifi- 
zieren. Fahrleistungsreduktionen erscheinen denk- 
bar, sie dürften aber - bezogen auf den gesamten 
Straßenverkehr - wenige Prozent betragen. 

Aus der unterschiedlichen technischen und organisa- 
torischen Gestaltung der Projekte lassen sich Er- 
kenntnisse für zukünftige Anforderungen an den Ein- 
satz von luK-Techniken ableiten. Das von der Indu- 
strie initiierte und auch wesentlich finanzierte Projekt 
STORM diente vorrangig der Erprobung neuer Tech- 
niken. Sowohl die Projektleitung als auch die ge- 
samte Organisationsstruktur von STORM waren 
durch diese technologieorientierte Ausrichtung be- 
stimmt. Im konkreten Projektablauf konnten jedoch 
auch positive Erfahrungen bei der Zusammenarbeit 
zwischen staatlichen und privaten Partnern gemacht 
werden. Beim Projekt KVM/Munich Comfort dage- 
gen wurde unter Leitung staatlicher Institutionen 
eine Managementform entwickelt, deren dreistufige 
Organisationsstruktur mit Aufsichtsgremium, Lei- 
tungsgruppe und Arbeitsgruppen staatliche, indu- 
strielle und beratende Partner in den Entscheidungs- 
prozeß einbezog. Diese Organisationsfom stellte si- 
cher, daß die Projektausrichtung an die Umsetzung 
verkehrspolitischer Vorgaben gebunden war. Dies 
wurde insbesondere durch das Aufsichtsgremium 
sichergestellt, das in regelmäßigen Abstimmungen 
unter, der Geschäftsführung des Kreisverwaltungs- 
referats als verantwortlicher Verkehrsbehörde die 
wesentlichen Inhalte der Projektarbeit festlegte. Be- 
achtenswert ist dabei die gute Zusammenarbeit der 
unterschiedlichen Gebietskörperschaften trotz deren 
unterschiedlicher parteipolitischer Ausrichtung. Das 
Organisationsmodell von KVM kann in dieser Bezie- 
hung als gelungenes Beispiel für die bei Telematik- 
diensten häufig geforderte „Public-Private-Partner- 
sjiip“ (PPP) angesehen werden. Bei KVM liegen ähn- 
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hche Voraussetzungen vor wie bei erfolgreichen US- 
amerikanischen PPPs, in denen diese Kooperationen 
bereits seit längerem praktiziert werden. Auch dort 
beruht der Erfolg auf der gründhchen Abstimmung 
aller Beteihgten, der klaren Zielformuherung durch 
staathche Institutionen und der Umsetzung der Vor- 
gaben durch zumeist Private, wobei die Überwa- 
chung und Kontrolle der Umsetzung wiederum als 
staathche Aufgabe angesehen wird. 

Vertiefende Untersuchungen sozialer, wirtschafth- 
cher und ökologischer Folgen des Einsatzes von Tele- 
matikdiensten liegen bisher nicht vor. Auch hier be- 
steht noch erheblicher Untersuchungsbedarf bei zu- 
künftigen Projekten. Dabei sollten insbesondere die 
folgenden Fragen untersucht werden: 

- Eventuelle Veränderungen des großräumigen Ver- 
kehrsgeschehens als Reaktion auf die Maßnahmen 
im Innenstadtbereich eines Ballungsraumes. 

- Veränderungen in der Zielwahl, insbesondere im 
Einkaufs- und Freizeitverhalten der Nutzer von 
Telematik diensten, und die daraus folgenden wirt- 
schafthchen Auswirkungen für die Unternehmen, 
vor allem in den Innenstadtbereichen. 

- Auswirkungen einer sich aus der unterschied- 
hchen Ausrüstung mit Informationssystemen erge- 
benden sozialen Differenzierung. 

- Folgen für die betroffenen Kommunen, die sich 
aus der Tatsache ergeben, daß das Verkehrsge- 
schehen in den Kommunen bei Einsatz von mobü- 
funkbasierten Informationssystemen mit dem klas- 
sischen rechthchen Instrumentarium nur noch be- 
grenzt kontrollierbar sein wird. 

Grün dsätzlich e S chlußfolgerun gen 

luK-Techniken gestatten, Verkehrsmanagementstra- 
tegien zu reahsieren, die sich ganz neuer technischer 
Möglichkeiten bedienen. Damit ergeben sich auch 
neue Möglichkeiten zur Erreichung der in dieser Stu- 
die im Mittelpunkt stehenden Ziele der Entlastung 
des Verkehrsnetzes und der Verlagerung von Stra- 
ßenverkehr auf umweltfreundhchere Verkehrsträger. 

Auch in den grundsätzhchen verkehrspolitischen 
Äußerungen der Bundesregierung, wie im Strategie- 
papier „Telematik und Verkehr", wird, wie bereits er- 
wähnt, die Rolle dieser neuen Technik als zukunfts- 
weisender Problemloser zur Umsetzung der verkehrs- 
politischen Zielvorstellungen hervorgehoben. Zur 
Unterstützung der schwierigen Abstimmungspro- 
zesse zwischen öffentlichen und privaten Institutio- 
nen bei dem Aufbau und der Organisation von Tele- 
matikdiensten wurde im Jahre 1995 das Wirtschafts- 
forum Verkehrstelematik eingerichtet, dem Vertreter 
der Gebietskörperschaften, der Industrie und der öf- 
fentlichen Verkehrsträger angehören. 

Die Umsetzungsmöglichkeiten von Verkehrsmanage- 
mentstrategien sind eng mit deren beabsichtigter 
Lenkungsintensität gekoppelt. Während allein infor- 
mationsorientierte Strategien als weitgehend poh- 
tisch durchsetzbar anzusehen sind, ist die Durchsetz- 
barkeit von Systemen mit Eingriffsabsichten zu Len- 
kungszwecken als erheblich schwieriger einzuschät- 
zen. Untersuchungen, die zur Einschätzung gelan- 


gen, daß sich die vorfindbaren Interessenstrukturen 
und die institutioneilen Bedingungen des bundes- 
deutschen kooperativen Föderaüsmus zusammen mit 
den stark zersplitterten Zuständigkeiten mindernd 
auf die Problemlösungskapazität von Verkehrstele- 
matik-Systemen auswirken (Denkhaus 1995), ver- 
kennen jedoch die dem Bundesgesetzgeber im Rah- 
men der „ausschheßüchen" und der „konkurrieren- 
den" Gesetzgebung sowie mit dem Erlaß von „Rah- 
menvorschriften" gegebenen Möglichkeiten. Weiter- 
hin berücksichtigt diese Einschätzung nicht die Viel- 
zahl von Abstimmungsprozessen, wie z. B. die regel- 
mäßigen Treffen der Länderressortminister mit dem 
zuständigen Bundesminister. Diese Ministertreffen 
werden von systematischer Arbeitsgruppenarbeit 
vorbereitet bzw. begleitet. Zu erwähnen ist in diesem 
Zusammenhang der im Bericht zum Stand der Um- 
setzung des Strategiepapiers „Telematik und Ver- 
kehr" dargelegte Wunsch der Länder, daß der Bund 
eine koordinierende Funktion bei der Einführung der 
Verkehrstelematik übernehmen solle. 

Einen Schwerpunkt des Entwicklungsinteresses der 
Industrie bildet der Einsatz individueller Zielfüh- 
rungssysteme für den motorisierten Straßenverkehr. 
In die Entwicklung solcher Systeme flössen bzw. flie- 
ßen erhebliche private und, vor allem von EU-Institu- 
tionen, auch öffenthche Forschungsmittel. Es zeich- 
net sich ab, daß in diesem Bereich ein neuer Markt 
entsteht. Weiterhin ist zu erwarten, daß der Wettbe- 
werb der Systeme zu geeigneten technischen Lösun- 
gen führen wird. Staathche Aktivitäten werden sich 
zunächst auf die Rahmenbedingungen der System- 
einführung und -anwendung konzentrieren können. 
Neben der Reduktion unerwünschter verkehrhcher 
Wirkungen betrifft dies u. a. auch Fragen der staath- 
chen Einflußmöghchkeiten auf privatwirtschafthche 
Diensteanbieter im Hinbhck auf die Wahrnehmung 
hoheithcher Aufgaben, die Wahrung der Interessen 
staathcher, v.a. kommunaler Verkehrspohtik sowie 
Standardisierungserfordernisse und die Gewährlei- 
stung der europaweiten Interoperabüität. 

Die pohtisch angestrebte möghchst weitgehende 
Dienstleistungsfreiheit privatwirtschafthcher Telema- 
tikdienste im Bereich individueller Zielführungssy- 
steme kann jedoch die verkehrspolitischen Konzep- 
tionen der Gebietskörperschaften erhebhch tangie- 
ren. Der erwartete Einsatz derartiger Systeme auch 
in Ballungsräumen ließ Befürchtungen laut werden, 
daß durch die Leitempfehlungen Verkehr nicht nur 
auf dem Vorrangstraßennetz geführt, sondern auch 
durch verkehrsberuhigte Wohngebiete geleitet wird. 
Dies würde die verkehrspolitischen Ziele vieler Kom- 
munen in erhebhchem Umfang berühren bzw. kon- 
terkarieren. 

Auch die kommunalen Spitzenverbände weisen auf 
den zunehmenden Zielkonflikt zwischen kommuna- 
len Verkehrsplanungskonzepten und den erwarteten 
Auswirkungen der breiten Nutzung individueller 
dynamischer Zielführungssysteme hin. Bei den ur- 
sprünglich von der Industrie verfolgten bakenge- 
stützten Systemen waren die potentiellen Dienstean- 
bieter auf die Nutzung städtischer Infrastruktur 
angewiesen. Dadurch besaßen die Kommunen er- 
hebliche Einflußmöglichkeiten, insbesondere auch 
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was die Gestaltung der Leitempfehlungen betrifft. 
Bei den mobilfunkbasierten Systemen ist dies nicht 
gegeben, da diese nur in einer Anfangsphase auf 
straßenseitige Infrastruktur angewiesen sind. Zwar 
sollen diese Systeme zunächst auf Bundesfemstraßen 
eingesetzt werden, die Ausweitung des Informations- 
angebotes auf nachgeordnete Straßen in Ballungs- 
räumen ist jedoch - wenn eine ausreichende Ausstat- 
tungsquote erreicht wurde - nicht auszuschließen. 
Grundsätzlich ist die Möglichkeit der Einflußnahme 
der Städte auf die Leitempfehlungen durch den 
Systemwechsel von bakengestützten zu mobilfunk- 
basierten Systemen zurückgegangen. Vertragliche 
Vereinbarungen zum öffentlich-privaten Interessen- 
ausgleich werden daher als notwendig angesehen, 
um nicht nur die Nutzung öffentlicher Infrastruktur, 
sondern auch generell die Einsatzmodalitäten dyna- 
mischer Zielführungssysteme in Ballungsräumen zu 
regeln. Auch der Bund sollte an diesem Interessen- 
ausgleich mitwirken, falls notwendig auch im Rah- 
men seiner Gesetz- und Verordnungsgebungsfunk- 
tion. 

Der alleinige Einsatz von Telematikdiensten im Sy- 
stem Straßenverkehr führt zu einer wachsenden 
Attraktivität des Individualverkehrs bzw. des Stra- 
ßengüterverkehrs. Dazu im Wettbewerb stehende 
Systeme des öffentlichen Verkehrs, die für die mei- 
sten Verkehrszwecke schon heute Nachteile auf- 
weisen, werden weiter ins Hintertreffen geraten, 
wenn für sie nicht im gleichen oder stärkeren Maße 
Telematikanwendungen zur Attraktivitätssteigerung 
und Effizienzverbesserung entwickelt und einge- 
führt werden. Hier werden Bund, Länder und Ge- 
meinden in Zukunft verstärkt gefordert sein, nicht 
zuletzt deshalb, um die Attraktivität der in der 
Hauptsache in ihrem Eigentum befindlichen Ver- 
kehrsuntemehmen zu sichern und damit einen Bei- 
trag zu ihrer Wirtschaftlichkeit und zu den Lei- 
stungsangeboten umweltfreundlicherer Verkehrsträ- 
ger zu leisten. 

Innerhalb der Diskussion um die Anwendung von 
luK-Techniken im Verkehr findet sich immer wieder 
die Forderung bzw. der Wunsch, daß diese alle Ver- 
kehrsträger integrieren und intelligent miteinander 
verknüpfen soUen. luK-Techniken können den 
grundsätzlichen Systemnachteil sogenannter gebro- 
chener Verkehre durch verbesserte Informationsbe- 
reitstellung relativieren oder sogar beseitigen. Da 
Organisationsstrukturen für intermodale Verkehre 
oder ein integriertes Gesamtverkehrssystem erst in 
ihren Anfängen existieren, besteht die Gefahr, daß 
die Entwicklung und Anwendung der neuen Tech- 
niken nicht im notwendigen Umfang verkehrsträger- 
übergreifend gestaltet wird. Um dies zu verhindern, 
ist als erster Schritt die Organisation eines verkehrs- 
trägerübergreifenden Datenmanagements zu reali- 
sieren. Aus den Arbeiten des Wirtschaftsforums Ver- 
kehrstelematik werden die Schwierigkeiten deut- 
lich, die mit der Einrichtung eines solchen verkehrs- 
trägerübergreifenden Datenmanagements verbun- 
den sind. Auch hier sollte der Bund eine koordinie- 
rende Funktion bei der Ausgestaltung von verkehrs- 
trägerübergreifenden Telematikdiensten überneh- 
men, um den in den Strategiepapieren zur Verkehrs- 


telematik ausgedrückten Zielvorstellungen zur Um- 
setzung zu verhelfen. Es geht dabei vor allem dar- 
um, Rahmenbedingungen so zu setzen, daß die 
Dynamik der marktwirtschaftlichen Ordnung im 
Sinne des gewünschten verkehrsträger-übergreifen- 
den Konzepts nutzbar gemacht wird und damit pri- 
vatwirtschaftliche Aktivitäten innerhalb des so ge- 
setzten Rahmens ermöglicht werden. Dieser Typ von 
Rahmenbedingungen mit Lenkungscharakter im 
Hinblick auf die angestrebten Ziele ist deutlich zu 
unterscheiden von Rahmenbedingungen, die im we- 
sentlichen die rechtlichen und organisatorischen 
Voraussetzungen für die Entwicklung und den Be- 
trieb von Telematikdiensten regeln (Rahmenbedin- 
gungen mit Realisierungscharakter). Rahmenbedin- 
gungen mit Lenkungscharakter können beispiels- 
weise verbindliche technische und organisatorische 
Vorgaben, die steuerliche Förderung oder die di- 
rekte Anschubfinanzierung von innovativen Kon- 
zepten im Verkehrsbereich sein. Auch die gezielte 
Forschungsförderung ist hier zu nennen. 

Ein interessantes Beispiel für solche Rahmenbedin- 
gungen mit Lenkungscharakter sind die Richtlinien 
zur langfristigen Emissionsbegrenzung von Kraft- 
fahrzeugen im US-Bundesstaat Kalifornien, die, wie 
in Kapitel III näher beschrieben, Ergebnis von frei- 
willigen Vereinbarungen der kalifornischen Luftrein- 
haltebehörde (CARB) mit der Industrie sind. 

In Deutschland wurde mit dem Forschungsrahmen 
der Bundesregierung „Mobilität - Eckwerte einer zu- 
künftigen Mobilitätsforschungspolitik" (BMBF 1997) 
eine wichtige Forschungsinitiative gestartet, die 
langfristig ebenfalls für die Einführung innovativer 
Verkehrskonzepte Bedeutung gewinnen kann. Diese 
Initiative wird mit Ideenwettbewerben zu verkehrs- 
politisch bedeutenden Themen, wie „Verkehr in Bal- 
lungsräumen", auch bereits umgesetzt. 

Eine wichtige organisatorische Voraussetzung, nicht 
nur für die Verbesserung der Ausgangssituation des 
ÖPNV, sondern auch für die Realisierung „integrier- 
ter Verkehrskonzepte", ist die Einrichtung leistungs- 
fähiger Informationszentralen, die verkehrsträger- 
üb ergreifende Informationen sammeln, aus werten 
und für persönliche Routenvorschläge zur Verfügung 
stellen. Von diesen vor Fahrtantritt bereitgestellten 
Informationen (pre-trip-info) erhofft man sich eine 
Beeinflussung des Verkehrsmittelwahlverhaltens, 
primär einen Verzicht auf den Pkw und die Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel. Schließen diese Einrich- 
tungen auch die Vermittlung freier Kapazitäten des 
motorisierten Individualverkehrs mit ein, so lassen 
sie sich zu Mobilitätszentralen zur Koordinierung der 
Mobilitätsbedürfnisse einer Region ausbauen. Hierzu 
liegen bereits konzeptionelle Vorschläge vor. Um 
diese Informations- und Mobilitätszentralen flächen- 
deckend realisieren zu können, sind wiederum Rah- 
menbedingungen erforderlich, die die Einrichtung 
dieser Zentralen nach ähnlichen Standards in allen 
deutschen Ballungsräumen regeln. Die Ergebnisse 
der oben genannten Forschungsinitiative der Bun- 
desregierung „Verkehr in Ballungsräumen" können 
zur Gestaltung dieses organisatorischen une recht- 
lichen Rahmens wesentlich beitragen. 
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3. Option „Preisliche Maßnahmen 
im Straßenverkehr“ 

Die Wirksamkeit und Folgen preislicher Maßnahmen 
im Straßenverkehr sind im besonderem Maße Ge- 
genstand pauschaler Voreinschätzungen, die oft vor- 
dergründig plausibel erscheinen, aber statistisch 
kaum belegt sind. Die vom Deutschen Institut für 
WirtschaftsfoTschung (DIW) im Auftrag des TAB für 
diese Studie durchgeführten Modellrechnungen 
(DIW 1996c) geben Aufschluß über Wirksamkeit und 
Folgen preisücher Maßnahmen auf der Basis so weit 
wie möglich abgesicherter statistischer Daten. Von 
besonderem Interesse sind dabei erstmals durchge- 
führte Untersuchungen zu den Folgen preislicher 
Maßnahmen im Personenstraßenverkehr für private 
Haushalte in Abhängigkeit von der Einkommens- 
höhe der Haushalte. Des weiteren wird hier Bezug 
genommen auf die umfangreichen Untersuchungen 
und Beurteüungen des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen, der sich in den beiden Umwelt- 
gutachten 1994 und 1996 (SRU 1994 und 1996) mit 
dem Einsatz preislicher Maßnahmen im Verkehr aus- 
einandergesetzt hat. 

Preisliche Instrumente entsprechen dem marktwirt- 
schaftlichen Ordnungsprinzip. Preise haben die 
Funktion, einen Ausgleich von Angebot und Nach- 
frage herbeizuführen. Der Umweltrat hat in seinem 
Umweltgutachten 1994 (SRU 1994) speziell auf die 
Lenkungswirkung von Preisen bezüghch der Nut- 
zung begrenzter Wegeinfrastruktur hingewiesen: 
„Nur wenn sich die wirkliche Knappheit, insbeson- 
dere bei der Wegeinfrastruktur sowie der in An- 
spruch genommenen natürlichen Lebensgrundlagen, 
in den Transportpreisen widerspiegeln, treffen die 
Privaten die ökologisch angemessenen Entscheidun- 
gen über die Wahl des Verkehrsmittels ebenso wie 
über die ihres Standortes. Ist dieser Grundsatz ver- 
letzt, und dies ist heute sowohl im Hinblick auf die 
Knappheit der natürlichen Lebensgrundlagen wie im 
Hinblick auf die tatsächliche Knappheit der Wege 
der Fall, so helfen auch Appelle an das Umweltbe- 
wußtsein der Bevölkerung nur wenig“ . 

Mit den bisherigen Steuer- und Abgabemodellen 
standen nur relativ allgemein und pauschal einsetz- 
bare Instrumente zur Verfügung. Moderne luK-Tech- 
niken bieten ganz neue Möglichkeiten, preisliche 
Maßnahmen gezielt zur Verkehrslenkung einzuset- 
zen. Dies ist insbesondere auch deshalb von Bedeu- 
tung, weil, wie die Untersuchung der Option „Ver- 
besserung der Verkehrsinformation" gezeigt hat, si- 
gnifikante Beiträge dieser neuen Techniken zur Er- 
reichung der angestrebten verkehrspolitischen Ziele 
allein aufgrund ihrer Informationsfunktion nicht zu 
erwarten sind. In diesem Abschnitt wird daher als 
weitere Option der „Einsatz von luK-Techniken zum 
Verkehrsmanagement im Personen- und Güterstra- 
ßenverkehr zusammen mit dem Einsatz verschiede- 
ner preislicher Maßnahmen'* (kurz „Preisliche Maß- 
nahmen im Straßenverkehr") untersucht. 

Die Modellrechnungen des DIW für den Personen- 
straßenverkehr wurden auf der Grundlage von Daten 
der Einkommens- und Verbrauchsstatistik durchge- 
führt, die Rechnungen für den Güterstraßenverkehr 


beruhen auf der Statistik zur gesamtwirtschaftlichen 
Verflechtung (Input-Output-Matrix). Wegen der ganz 
unterschiedlichen methodischen Vorgehensweise 
wurden getrennte Unteroptionen für den Personen- 
verkehr - „Preisliche Maßnahmen im Personenstra- 
ßenverkehr" - und für den Güterverkehr - „Preisliche 
Maßnahmen im Güterstraßenverkehr" - betrachtet. 


3.1 Szenarien zur Preispolitik 

Den quantitativen Analysen des DIW wurden drei 
Preisszenarien zugrunde gelegt. Bei der Szenarien- 
bildung wurden vor allem die Instrumente der Stra- 
ßenbenutzungsgebühren und der Mineralölsteuer 
berücksichtigt, die sich nicht nur im Hinblick auf An- 
knüpfungspunkte (s. Abschnitt III. 2. 5), sondern auch 
im Hinblick auf „Wirkungspfade" und „Differenzie- 
rungsfähigkeit" deutüch voneinander unterschei- 
den. Straßenbenutzungsgebühren ermöglichen eine 
räumlich und zeitlich sehr differenzierte Steuerung 
der Belastung der Straßeninfrastruktur und damit 
eine bessere Nutzung des Straßennetzes; bei ent- 
sprechend abgestimmter Organisation können sie 
auch Verlagerungen auf umweltfreundlichere Ver- 
kehrsträger bewirken. Die Mineralölsteuer(-erhö- 
hung) ist ein wesentlich gröberes, für eine Feinsteue- 
rung wenig geeignetes Instrument. Mineralölsteuer- 
erhöhungen beeinflussen den Kraftstoff preis und set- 
zen damit Anreize zur Verringerung des Kraftstoff- 
verbrauchs. Diese kann zum einen durch eine Ver- 
minderung der Fahrleistungen erreicht werden, in- 
dem weniger oder kürzere Fahrten unternommen 
werden, die Fahrzeugauslastung erhöht wird oder 
andere Verkehrsmittel benutzt werden. Zum anderen 
kann eine Verringerung des Kraftstoffverbrauchs 
durch die Nutzung von Fahrzeugen mit geringerem 
Kraftstoffverbrauch erreicht werden. Von Mineralöl- 
steuererhöhungen gehen insofern Anreize zur Ent- 
wicklung und Produktion und zum Einsatz kraftstoff- 
sparender Fahrzeuge aus. Ein nur schwer lösbares 
Problem ist, daß sich bei einer kräftigen Anhebung 
der Mineralölsteuer im Falle eines nationalen Allein- 
gangs beträchtliche Möglichkeiten zur Steuerumge- 
hung durch Tanken im Ausland ergeben. 

In den Szenarien 1 und 2 werden verschiedene For- 
men des „Road Pricing" mit kräftigen, aber nicht dra- 
stischen Erhöhungen der Mineralölsteuer kombi- 
niert. In Szenario 3 wird dagegen untersucht, inwie- 
weit die beabsichtigte Verkehrsbeeinflussung - ohne 
Investitionen in eine Road-Pricing -Infrastruktur - 
allein durch eine drastische Erhöhung der Mineral- 
ölsteuer erreichbar ist. 

Die zum Teil ebenfalls kostenwirksamen flankierend 
notwendigen Maßnahmen (wie z. B. der Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs) und die möghchen telemati- 
schen Zusatzdienste (wie z. B. automatische Stau- 
waminformationen und Routenempfehlungen) erge- 
ben sich aus der Grundannahme dieser Untersu- 
chung, die Preispolitik innerhalb eines abgestimmten 
Maßnahmenbündels zu betrachten, sowie aus den 
Ergebnissen zur Abschätzung der verkehrhchen 
Wirksamkeit. 

Beim Road Pricing auf der Grundlage von modernen 
luK-Techniken wird in den Szenarien unterschieden 
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zwischen der Einführung solcher Systeme auf den 
Bundesautobahnen einerseits und in Ballungsgebie- 
ten andererseits. Dabei werden unterschiedliche 
Preisbildungsverfahren verwendet. Während auf den 
Autobahnen die Benutzergebühren entfernungsab- 
hängig gestaltet werden, wird für Ballungsgebiete 
das sogenannte Cordon Pricing, d. h. eine Preiserhe- 
bung für das Einfahren in bestimmte Gebiete, zu- 
grunde gelegt. 

Für die Untersuchung der Option „Preisliche Maß- 
nahmen im Straßenverkehr" erscheinen drei Szena- 
rien als ausreichend, um genügend Differenzierun- 
gen für unterschiedliche Maßnahmenausprägungen 
zu ermöglichen. Außerdem bleibt die Analyse damit 
in einem überschaubaren Rahmen und führt zu Er- 
gebnissen, die als deutliche Alternativen voneinan- 
der abgesetzt sind. 

Hinsichtlich der Höhe der Abgaben und Steuerbela- 
stungen wurden für die einzelnen Szenarien Größen- 
ordnungen angenommen, die sich sowohl von der 
derzeitigen Situation als auch untereinander ausrei- 
chend deutlich unterscheiden, um zu gewährleisten, 
daß die Wirksamkeits- und Folgenanalysen nicht 
lediglich graduelle Fortschreibungen des Status-quo, 
sondern deutlich voneinander abgesetzte, unter- 
schiedliche verkehrspolitische Konzeptionen quanti- 
tativ bewerten. 

Im ersten Szenario wird unterstellt: 

- Einführung von elektronischem Road Pricing auf 
Bundesautobahnen und ausgewählten Bundes- 
fernstraßen (zur Verhinderung von Ausweichreak- 


tionen) für Pkw in Höhe von durchschnittlich 
20 Pf/km und für Lkw in Höhe von 80 Pf/km; 

- Einführung von Cordon Pricing in den Innenstadt- 
bereichen der Ballungsgebiete in Höhe von durch- 
schnittlich 5 DM je Zufahrt in die Innenstadt; 

- Mineralölsteuererhöhung auf 2 DM je Liter Ver- 
gaserkraftstoff und {energieäquivalent) auf 2,18 
DM je Liter Diesel. 

Im zweiten Szenario wird angenommen, daß die Ein- 
führung von Straßenbenutzungsgebühren für Pkw 
vorerst nicht erfolgt. Stattdessen wird für Pkw eine 
Autobahn- Vignette vorgesehen. Die wesentlichen 
preisrelevanten Annahmen sind damit: 

- Einführung von elektronischem Road Pricing auf 
Bundesautobahnen und ausgewählten Bundes- 
fernstraßen (zur Verhinderung von Ausweichreak- 
tionen) für Lkw in Höhe von 80 Pf/km, Autobahn- 
Vignette für Pkw zum Preis von 300 DM/Jahr; 

- Einführung von Cordon Pricing in Ballungsgebie- 
ten in Höhe von durchschnittlich 5 DM je Zufahrt 
in die Innenstadt; 

- Mineralölsteuererhöhung auf 2 DM je Liter Ver- 
gaserkraftstoff und (energieäquivalent) auf 2,18 
DM je Liter Diesel. 

Im dritten Szenario wird 

- eine Mineralölsteuer erhöhung auf 4 DM je Liter 
Vergaserkraftstoff und (energieäquivalent) auf 
4,36 DM je Liter Diesel 


Tabelle V-3.1 


Preisliche Annahmen zu den Szenarien 



Ist 1994 

Maßnahmen zu Szenarien 

1 

2 

3 

nach 15 Jahren 

Mineralölsteuer DM/1 





Vergaserkraftstoff 

0,98 

2,00 

2,00 

4,00 

Dieselkraftstoff 

0,62 

2,18 

2,18 

4,36 

Tankstellenpreis 





Vergaserkraftstoff 

1,55 

2,72 

2,72 

5,01 

Dieselkraftstoff 

1,15 

2,94 

2,94 

5,45 

Autobahnbenutzung 





Pkw DM/km 

- 

0,20 

- 

- 

Lkw DM/km 

- 

0,80 

0,80 

- 

Vignette DM/ Jahr 





Lkw 

2 200,00 

- 

- 

- 

Pkw 

- 

- 

300,00 

- 

Parkraumbewirtschaftung DM/Std 

- 

- 

- 

4,00 

Ballungsraumzufahrt DM 

- 

5,00 

5,00 

- 


Quelle : Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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vorgesehen. Cordon Pricing als Steuerungsinstru- 
ment der Zufahrt in Innenstädte wird ersetzt durch 

- verstärkte Parkraumbewirtschaftung in Ballungs- 
gebieten (4 DM/Stunde). 

Wesentliches Merkmal der Szenarien ist der Ankün- 
digungseffekt, der langfristige Verhaltensanpassun- 
gen an die veränderten Gegebenheiten ermögüchen 
soll. Die Szenariomaßnahmen sind daher in einem 
Zeitraum von 15 Jahren in festzulegenden Schritten 
umzusetzen, um genügend zeitlichen Spielraum für 
diese Anpassungen zur Verfügung zu haben. Der 
Umweltrat hat in seinem Umweltgutachten 1994 die 
langfristigen Wirkungen einer Verteuerung von 
Transporten angesprochen und auf die möglichen 
Reaktionsweisen der Betroffenen hingewiesen (SRU 
1994): 

1. Umschichtung der Mobiütätsansprüche auf weni- 
ger umweltbelastende Formen des Transports, 

2. partielle Zurücknahme von Mobilitätsansprüchen 
und 

3. Standortveränderungen zur Reduktion von Mobiü- 
tätszwängen. 

Der Umweltrat hebt hervor, daß jede Verteuerung 
von Transportleistungen kurzfristig als Wohlfahrts- 
einbuße erlebt wird und zu Wachstumseinbußen 
führen kann, weil sich die alten Produktions- und 
Verbrauchs ge wohnheiten unter den neuen Trans- 
portpreisen als zu aufwendig erweisen. Er führt 
weiterhin aus: „Mittel- und langfristig jedoch sind 
sowohl die Lebens- und Verbrauchsgewohnheiten 
der Bevölkerung als auch die Produktions- und 
Lieferstrukturen der gewerblichen Wirtschaft an- 
passungsfähig, in dem Sinne, daß umweltinten- 
sive Verbrauchsgewohnheiten, Produktionsstruktu- 
ren und Vorleistungsverflechtungen durch weniger 
umweltintensive substituiert werden. Die Wirtschaft 
schlägt einen anderen Wachstumspfad ein, die Be- 
völkerung verändert ihre Lebens- und Verbrauchs- 
gewohnheiten, ohne daß man sagen könnte, der 
neue Wachstumspfad und die neuen Lebensge- 
wohnheiten seien den alten in einem quantitativen 
Sinne unterlegen, die Wohlfahrt der Gesellschaft sei 
kleiner geworden. " 

Akzeptanz der Maßnahmen 

Mit den kräftigen Belastungserhöhungen, die in den 
Szenarien zugrunde gelegt werden, wird natürlich 
auch die Frage nach der verkehrspolitischen Bedeu- 
tung und der Akzeptanz der Maßnahmen aufgewor- 
fen. 

Generell ist darauf hinzuweisen, daß die getroffe- 
nen Annahmen als Grundlage für die Schätzung 
von Reaktionen der betroffenen Haushalte und 
Unternehmen dienen und nicht den Charakter von 
politischen Handlungsempfehlungen haben. Ziel 
der Untersuchung ist es, die betroffenen Gruppen 
einzugrenzen und den Grad der Betroffenheit so- 
wie die Reaktionsmöglichkeiten festzustellen. Der 
Einfluß der untersuchten Parameter läßt sich un- 
terscheidbarer darstellen, wenn deutliche Preis- 


signale vorgegeben werden, als bei einer Betrach- 
tung von nur graduellen Änderungen. Erst wenn die 
Ergebnisse der Bewertung vorliegen, kann - und 
muß - in einer zweiten Stufe über die Zumutbarkeit 
und die politische Durchsetzbarkeit der Maßnahmen 
bzw. Maßnahmenbündel diskutiert werden. 

Methodische Vorgehensweise 

Die Maßnahmen werden bezüglich ihrer verkehr- 
lichen und ökonomischen Wirkungen und Folgen 
untersucht. Dabei bestehen enge Interdependenzen, 
weil zum einen ökonomische Wirkungen verkehrsbe- 
zogene Verhaltensweisen stimulieren und anderer- 
seits verkehrliche Reaktionen ökonomische Wirkun- 
gen nach sich ziehen. 

Ein anderer Aspekt ist die Fristigkeit der Maßnah- 
menwirkungen. Diese ergeben sich in der Realität 
erst im Lauf längerer Anpassungsprozesse. Bei der 
Analyse der verkehrlichen Wirksamkeit wird hier 
davon ausgegangen, daß die Reaktionen auf die 
veränderten Preise bereits abgeschlossen sind. Es 
wird also nicht der zeitliche Verlauf der Verände- 
rungen beschrieben, sondern das Ergebnis nach 
Ablauf aller Anpassungsprozesse. Die Wirkungen 
der Maßnahmen werden dabei unter den heute 
vorliegenden Rahmenbedingungen analysiert. Dies 
bedeutet, daß die verkehrlichen und ökonomischen 
Wirkungen auf Ausgangsdaten für das Jahr 1994 
bezogen werden. Damit wird der Tatsache Rech- 
nung getragen, daß entsprechende Prognoseergeb- 
nisse nur in aufwendigen Studien zu gewinnen 
wären und in der hier verwendeten Detaillierung 
- falls überhaupt prognostizierbar - kaum belastbar 
wären. Diese Vorgehensweise geht von der Annah- 
me aus, daß die unter gegenwärtigen Bedingungen 
wirksamen Maßnahmen dies auch in Zukunft sein 
werden. 


3.2 Wirkungen und Folgen der (Unter-)Option 
„Preisliche Maßnahmen 
im Personenstraßenverkehr“ 

3.2.1 Wirkungen auf die Verkehrsnachfrage 

Die in die Szenarien aufgenommenen preispoliti- 
schen Instrumente wirken in mehrfacher Hinsicht auf 
das Niveau und die Zusammensetzung der Verkehrs- 
nachfrage: 

- Sie induzieren Erhöhungen der Effizienz des Stra- 
ßenverkehrs, z. B. durch eine verbesserte Organi- 
sation von Fahrtenketten sowie eine stärkere Aus- 
lastung der Fahrzeuge, und wirken damit dämp- 
fend auf die Fahrleistungen. Erhöhungen des 
Kraftstoffpreises bewirken zudem verstärkte An- 
reize, energiesparsame Fahrzeuge einzusetzen. 

- Eine Reihe von Verlagerungen der Verkehrslei- 
stungen dürften sich als Folge der einzelnen Maß- 
nahmen ergeben. So werden Benutzungsgebüh- 
ren für einen Teil des Straßennetzes dazu führen, 
daß gebührenfreie Teile des Netzes in einem ge- 
wissen Umfang stärker in Anspruch genommen 
werden. Tageszeitlich differenzierte Benutzungs- 


152 



Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


gebühren bewirken eine entsprechende zeitliche 
Verschiebung bestimmter Fahrten. Schließlich 
sind bei einer Erhöhung der Fahrtkosten im Stra- 
ßenverkehr relativ zu den Kosten der anderen 
Verkehrsarten bestimmte Verlagerungen zu den 
begünstigten Verkehrsarten zu erwarten. 

- In einem gewissen Umfang dürften sich auch Ver- 
kehrsvermeidungseffekte ergeben. Diese könnten 
im Personenverkehr z. B. darin bestehen, daß in 
Anbetracht der gestiegenen Kosten auf manche 
Fahrten verzichtet wird. Von größerer Bedeutung 
dürften allerdings Veränderungen bei der Wahl 
von Fahrtzielen sein. Tendenziell werden durch 
die meisten Maßnahmen kürzere Entfernungen 
gegenüber längeren Distanzen begünstigt. Lang- 
fristig sind in einem gewissen Ausmaß auch Ände- 
rungen der Siedlungsstruktur mit verkehrssparen- 
den Effekten zu erwarten. 

Um die Auswirkungen der preispohtischen Maßnah- 
men auf die Personenverkehrsleistungen zu charak- 
terisieren, werden keine eigenen Schätzungen z. B. 
für Elastizitäts Wirkungen der Maßnahmen erarbeitet. 


Vielmehr werden Ergebnisse aus vorliegenden Stu- 
dien daraufhin untersucht, ob und in welcher Weise 
sie für die vorliegenden Fragestellungen verwendbar 
sind. Gegebenenfalls werden Wirkungszusammen- 
hänge durch Analogieschlüsse abgeleitet. 

Da die Reaktionen der Verkehrsteilnehmer auf preis- 
politische Maßnahmen maßgebhch davon beeinflußt 
werden, ob die Fahrten im Rahmen der privaten Le- 
bensführung oder als Teil der Berufsausübung unter- 
nommen werden, werden die Verkehrsleistungen in 
der Untersuchung soweit statistisch möghch nach 
privater und beruflicher Veranlassung getrennt aus- 
gewiesen: 

- zum einen für private Haushalte, 

- zum anderen für Unternehmen und Selbständige, 
soweit die Verkehrsleistungen im Rahmen der je- 
weihgen betriebsbedingten Aktivitäten erbracht 
werden. 

Auch die Analyse der Maßnahmenwirkungen wird 
für beide Gruppen getrennt durchgeführt. Die stati- 


Tabelle V-3.2 

Personenverkehr nach Verkehrsarten im Jahre 1994 



Private 

Haushalte 

Unternehmen 

und 

Selständige 9 

Insgesamt 

Motorisierter Individualverkehr^) 

Eisenbahn 

Öffentlicher Straßenpersonenverkehr 

Fußgänger- und Fahrradverkehr 

- Verkehrsleistung in Mrd. Pkm - 

Alte Bundesländer 

538,6 86,7 625,3 

46,3 5,2 51,5 

63,8 2,7 66,5 

41,6 0,5 42,1 

Verkehr ingesamt 

690,3 95,1 785,4 

Motorisierter Individualverkehr^) 

Eisenbahn 

Öffentlicher Straßenpersonenverkehr 

Fußgänger- und Fahrradverkehr ^) 

Deutschland 

649,0 99,8 749,2 

56,3 5,7 62,0 

75,2 3,1 78,3 

53,9 0,6 54,5 

Verkehr ingesamt 

834,8 109,2 944,0 

Motorisierter Individualverkehr^) 

Motorisierter Individualverkehr^) 

- Fahrleistung in Mrd. km - 

Alte Bundesländer 

346.1 82,3 428,3 

Deutschland 

411.2 94,6 505,7 


') Einschi. Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, Organisationen ohne Erwerbscharakter. 
Verkehr mit Personen- und Kombinationskraftwagen ohne Motorräder und Mopeds. 

Werte von 1992. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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stische Differenzierung der Verkehrsleistungen 
orientiert sich dabei für den motorisierten Individual- 
verkehr an den vom Kraftfahrtbundesamt für beide 
Haltergruppen ausgewiesenen Kraftfahrzeugbestän- 
den sowie an den Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes zum privaten Verbrauch (STABU 
1993). Für die öff entheben Verkehrsarten werden Er- 
gebnisse der Berechnungen zum privaten Verbrauch 
und der vom DIW vorgenommenen Differenzierung 
der Verkehrsleistungen nach Fahrtzwecken (DIW 
1996b) verwendet. 

Tabelle V-3.2 enthält die Aufghederung der Ver- 
kehrsleistungen auf beide Verkehrsteilnehmer grup- 
pen. Danach wurden von den privaten Haushalten in 
Deutschland 1994 insgesamt 835 Mrd. Personenkilo- 
meter zurückgelegt. Davon entfielen 78 % auf den 
motorisierten Individualverkehr, 9 % auf den Öffent- 
hchen Straßenpersonenverkehr und jeweils knapp 
7 % auf die Eisenbahn und den nichtmotorisierten 
Verkehr. 

Die Verkehrsleistung von Unternehmen und Selb- 
ständigen betrug 1994 109 Mrd. Personenkilometer. 
Dabei war die dominierende Stellung des Pkw mit 
einem Anteil von 91 % noch deutlicher ausgeprägt. 
Die Bahn erreichte einen Anteil von 5 %, auf den 
öffentlichen Straßenpersonenverkehr entfielen 3 %. 

Die Ergebnisse zeigen, daß der Personenverkehr der 
privaten Haushalte bei allen Verkehrsarten deutheh 
überwiegt. An den gesamten Verkehrsleistungen ha- 
ben die privaten Haushalte einen Anteil von 88 %, 
am motorisierten Individualverkehr von 87 %. Die 
Analyse der Reaktionen der privaten Haushalte so- 
wie ihrer ökonomischen und sozialen Situation bildet 
daher einen Schwerpunkt dieser Untersuchung. 

3.2.1 .1 Wirkungen bei den privaten Haushalten 

Um die Maßnahmenwirkungen in den einzelnen 
Szenarien zu ermitteln, müssen die Effekte der je- 
weils in Betracht kommenden Maßnahmen zusam- 
mengefaßt werden. Dabei kann nicht von einer ein- 
fachen additiven Wirkung ausgegangen werden, da 
sich zum Teil zwischen einzelnen Maßnahmen Über- 
schneidungen ergeben. So beeinflußt z. B. eine Erhö- 
hung der Mineralölsteuer die gesamte Fahrleistung 
im Nah- und im Fernverkehr, wohingegen die Be- 
wirtschaftung des Innenstadtverkehrs sich nur auf 
ein Teilsegment bezieht, bei dessen Wirkungsbestim- 
mung zu berücksichtigen ist, daß sich durch die Mi- 
neralölsteuererhöhung auch in diesem Teilbereich 
bereits Verminderungs- und Verlagerungseffekte er- 
geben. 

Bei der Zusammensetzung der Teilwirkungen wird 
daher eine Hierarchie der Maßnahmen zugrunde ge- 
legt, nach der zunächst die Effekte der generell wir- 
kenden Maßnahmen, wie z. B. der Mineralölsteuer- 
erhöhung, berücksichtigt werden und danach dieje- 
nigen, die sich auf Teilsegmente beziehen. Die Ge- 
samtwirkungen setzen sich danach multiphkativ aus 
den zunächst isohert geschätzten Wirkungen der ein- 
zelnen Maßnahmen zusammen. 

Die Ergebnisse der Untersuchung zu den Wirkungen 
bei den privaten Haushalten zeigen eine deuthehe 


Preissensitivität (Tab. V-3.3). Hinsichtlich der Ge- 
samtwirkungen auf die Fahrleistungen des motori- 
sierten Individualverkehrs zeigt sich, daß im Szena- 
rio 3 der bei weitem größte Rückgang zu erwarten ist, 
und zwar um etwa ein Viertel. Dieser Effekt ist fast 
ausschließlich auf die kräftige Erhöhung der Mine- 
ralölsteuer zurückzuführen, die in allen Segmenten 
der Verkehrsnachfrage Verminderungen verursacht 
und damit das Niveau des Pkw- Verkehrs generell zu- 
rückführt. Die Re duktions Wirkung der Parkraumbe- 
wirtschaftung bezieht sich demgegenüber nur auf 
die Innenstadtbereiche und trägt zur Verminderung 
der gesamten Fahrleistung nur etwa ein halbes Pro- 
zent bei. Verkehrlich bedeutsamer ist selbstverständ- 
lich die Wirkung der Parkraumbewirtschaftung im ei- 
genthehen Einsatzbereich, dem Stadtverkehr. In den 
Innenstadtbereichen der Ballungsgebiete führt sie 
- unter Berücksichtigung der Wirkung der Mineral- 
ölsteuererhöhung - zu einer Reduzierung der Fahr- 
leistung um 2,2 Mrd. Kilometer und bewirkt damit 
eine Verringerung in diesem Teilsegment um rund 
40 %. 

Bei den Verkehrsleistungen (Personenkilometer) fällt 
der Rückgang des motorisierten Individualverkehrs 
mit 17 % deutlich geringer aus als bei den Pkw-Fahr- 
leistungen. Dies ist darauf zurückzuführen, daß ein 
Teil der Reaktionen der Verkehrsteilnehmer auf die 
Verteuerungen in einer besseren Auslastung der 
Pkw besteht, so daß hier eine leichte Entkoppelung 
von Verkehrsleistungen und Fahrleistungen erreicht 
wird. Dieser Effekt wird zum einen von der Mineral- 
ölsteuererhöhung in allen Segmenten der Verkehrs- 
nachfrage induziert, in den Ballungsgebieten durch 
die Parkraumbewirtschaftung aber noch einmal ver- 
stärkt. Die Verkehrsleistungen der öffentlichen Ver- 
kehrsträger und des nicht motorisierten Verkehrs er- 
höhen sich durchweg um knapp ein Drittel, da sie 
von den Verlagerungswirkungen profitieren, die 
einen Teil der Reduktion beim MIV ausmachen. 

Die Szenarien 1 und 2 zeigen beide ein ähnliches Wir- 
kung smuster. So vermindert sich im Szenario 1 die 
Gesamtfahrleistung der Pkw um 11 %. Im Szenario 2 
ist der Rückgang mit 9 % nur geringfügig schwächer. 
Das generelle Niveau des Pkw-Verkehrs vermindert 
sich also in diesen Szenarien deutlich weniger als im 
Szenario 3. Die gleiche Größenordnung der Verände- 
rungen ist vor allem darauf zurückzuführen, daß in 
beiden Szenarien jeweils zwei Maßnahmen identisch 
sind, nämlich die Mineralölsteueranhebung auf 2 DM 
je Liter Benzin und 2,18 DM je Liter Diesel sowie eine 
elektronische Gebührenerhebung für die Zufahrt zur 
Innenstadt in Ballungsregionen. Die Differenzen in 
den Wirkungen ergeben sich daher aus dem Unter- 
schied bei der dritten Maßnahme: Im Szenario 1 wird 
ein elektronisches streckenbezogenes Road Pricing 
auf dem Autobahnnetz unterstellt, im Szenario 2 die 
Einführung einer Autobahnvignette. 

Der Haupteffekt bei der globalen Verminderung der 
Fahrleistung wird in beiden Szenarien von der Mine- 
ralölsteuererhöhung bewirkt. Die Gebührenerhe- 
bung für den Innenstadtverkehr bringt - bezogen auf 
den Gesamtwert - nur einen Rückgang um 1 %. 
Während die Einführung einer Autobahnvignette mit 
der hier angenommenen Jahresgebühr von 300 DM 


154 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


keine quantitativ bedeutenden verkehrlichen Wir- 
kungen verursacht, ist das zugrundegelegte Road 
Pricing auf Autobahnen in einem gewissen Umfang 
auch mit Vermeidungs- und Verlagerungseffekten 
verbunden, die zu einer Reduktion der Fahrleistun- 
gen führen. Bezogen auf die Gesamtfahrleistungen 
ergibt sich eine Verminderung von 2,5 %. 

Wenn auch die globalen Wirkungen in den Szena- 
rien 1 und 2 nicht gravierend sind, so ergeben sich 
durch die spezifischen Maßnahmen, streckenabhän- 
gige Autobahnbenutzungsgebühren und Cordon Pri- 
cing in den Innenstädten der Ballungsgebiete, deut- 
lich spürbare Verbesserungen der Straßenverkehrs - 


Situation. Der Verkehr auf den Autobahnen wird va. 
im Szenario 3 deutlich spürbar vermindert. Durch 
eine zeitliche oder belastungs abhängige Staffelung 
der Gebühren könnte die Reduktion zu Spitzenver- 
kehrszeiten sogar noch deutlicher ausfallen. Der 
größte Teü dieses Effektes besteht allerdings in einer 
Verlagerung von Fahrleistungen auf das gebühren- 
freie Straßennetz. Dies entspricht - unter Berücksich- 
tigung der Wirkung der Mineralölsteuererhöhung - 
einer Jahresfahrleistung von 19,1 Mrd. Kilometer. Es 
ist daher absehbar, daß der freiere Verkehrsfluß auf 
Autobahnen mit zunehmenden Problemen auf den 
weniger gut ausgebauten, nachgeordneten Straßen 
verbunden ist. 


Tabelle V-3.3 

Verkehrsleistungen, Fahrleistungen und Kraftstoffverbrauch der privaten Haushalte im Jahre 1994 
in Deutschland sowie in verschiedenen Szenarien 



Einheit 

W94 

Szenario 1 

Szenario 2 

Szenario 3 

Verkehrsleistungen 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

Mrd. Pkm 

649,4 

600,4 

612,1 

538,5 

Eisenbahn^) 

Mrd. Pkm 

56,3 

68,2 

62,1 

73,3 

Öffentl. Straßenpersonenverkehr . . . 

Mrd. Pkm 

75,2 

83,1 

83,1 

98,0 

Fußgänger-, Fahrrad- Verkehr^) 

Mrd. Pkm 

53,9 

59,5 

59,5 

70,2 

Verkehr insgesamt 

Mrd. Pkm 

834,8 

811,2 

816,9 

779,9 

Fahrleistungen 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

Mrd. km 

411,2 

364,3 

375,2 

306,0 

davon: Bundesautobahnen 

Mrd. km 

118,1 

97,7 

108,6 

88,3 

Übrige Straßen 

Mrd. km 

293,1 

266,6 

266,6 

217,7 

Kraftstoffverbrauch 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

Mio. 1 

32 833 

20 245 

20 848 

13 358 


- Veränderung gegenüber 1994 - 

Verkehrsleis t un gen 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

vH 

X 

- 7,6 

- 5,7 

-17,1 

Eisenbahn^) 

vH 

X 

21,2 

10,4 

30,2 

Öffentl. Straßenpersonenverkehr ^) . . . 

vH 

X 

10,4 

10,4 

30,2 

Fußgänger-, Fahrrad- Verkehr^) 

vH 

X 

10,4 

10,4 

30,2 

Verkehr insgesamt 

vH 

X 

- 2,8 

- 2,1 

- 6,6 

Fahrleistungen 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

vH 

X 

-114 

- 8,8 

-25,6 

davon; Bundesautobahnen 

vH 

X 

-17,2 

- 8,1 

-25,2 

Übrige Straßen 

vH 

X 

- 9,0 

- 9,0 

-25,7 

Krafts toffverb ra u ch 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

vH 

X 

-38,3 

-36,5 

-59,3 


Verkehr mit Personen- und Kombinationskraftwagen ohne Krafträder und Mopeds. 

Schienenverkehr einschl. S-Bahnverkehr. 

U-Bahn-, Straßenbahn-, Obus- und Kraftonmibusverkehr. Einschl. Verkehr der Kleinunternehmen mit weniger als 6 Kraft- 
omnibussen (geschätzt). 

Werte von 1992. 

Quelle: Berechnungendes DIW (DIW 1996c) 
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Das Cordon Pricing in Ballungsgebieten führt ceteris 
paribus zu einer Reduktion von Pkw-Fahrten in die In- 
nenstädte um 12,5 %. Dem entspricht eine Fahrleistung 
von insgesamt 2,6 Mrd. Kilometer. Berücksichtigt man, 
daß zudem die häufigste Reaktion der Verkehrsteilneh- 
mer in der zeitlichen Verschiebung ihrer Fahrt von den 
Spitzenverkehrszeiten in weniger stark frequentierte 
Zeiten besteht, so ergibt sich hier ein deutlicher Effekt 
zu einer Verflüssigung des Verkehrsablaufs. 

Die aus allen Maßnahmen resultierenden Verlage- 
rung swirkungen ergeben in beiden Szenarien relativ 
geringe Zunahmen für den öffentlichen Straßenper- 


sonenverkehr und den nichtmotorisierten Verkehr, 
und zwar um 10 %. Im Szenario 2 steigen auch die 
Leistungen der Eisenbahn um diesen Prozentsatz, im 
Szenario 1 kommen noch Verkehrsleistungen hinzu, 
die wegen der Gebührenerhebung auf Autobahnen 
auf die Bahn verlagert werden. Die Zunahme beträgt 
in diesem Fall 21 %. 


3.2. 1.2 Wirkungen bei Unternehmen und Selbständgen 

Die in den Szenarien zugrundegelegten preispoliti- 
schen Maßnahmen gelten in gleicher Weise wie für 


Tabelle V-3.4 

Verkehrsleistungen, Fahrleistungen und Kraftstoffverbrauch der Unternehmen und Selbständigen 
im Jahre 1994 in Deutschland sowie in verschiedenen Szenarien 



Einheit 

1994 

Szenario 1 

Szenario 2 

Szenario 3 

Verkehrsleistungen 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

Mrd. Pkm 

99,8 

96,8 

97,3 

93,4 

Eisenbahn^) 

Mrd. Pkm 

5,7 

7,7 

7,3 

9,6 

Öffentl. Straßenpersonenverkehr"^) . . . 

Mrd. Pkm 

3,1 

3,9 

3,9 

5,1 

Fußgänger-, Fahrrad- Verkehr^) 

Mrd. Pkm 

0,6 

0,8 

0,8 

1,0 

Verkehr insgesamt 

Mrd. Pkm 

109,2 

109,2 

109,2 

109,2 

Fahrleistungen 



— 



Motorisierter Individualverkehr^) .... 

Mrd. km 

94,6 

91,8 

92,2 

88,6 

davon: Bundesautobahnen 

Mrd. km 

27,2 

26,0 

26,5 

25,4 

Übrige Straßen 

Mrd. km 

67,4 

65,7 

65,7 

63,1 

Kraftstoffverbra uch 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

Mio. 1 

5 460 

3 818 

3 836 

2 948 


- Veränderung gegenüber 1994 - 

Verkehrsleistungen 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

vH 

X 

- 2,9 

- 2,5 

- 6,3 

Eisenbahn^) 

vH 

X 

34,4 

26,3 

67,1 

Öffentl. Straßenpersonenverkehr"*) . . . 

vH 

X 

26,3 

26,3 

67,1 

Fußgänger-, Fahrrad- Verkehr^) 

vH 

X 

26,3 

26,3 

67,1 

Verkehr insgesamt 

vH 

X 

0,0 

0,0 

0,0 

Fahrleistungen 






Motorisierter Individualverkehr 2) .... 

vH 

X 

- 2,9 

- 2,5 

- 6,3 

davon: Bundesautobahnen 

vH 

X 

- 4,1 

- 2,5 

- 6,3 

Übrige Straßen 

vH 

X 

- 2,5 

- 2,5 

- 6,3 

Kraftstoffverbra uch 






Motorisierter Individualverkehr^) .... 

vH 

X 

-30,1 

-29,7 

-46,0 


’) Einschi. Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Verkehr mit Personen- und Kombinationskraftwagen ohne Krafträder und Mopeds. 

Schienenverkehr einschl. S-Bahnverkehr. 

U-Bahn-, Straßenbahn-, Obus- und Kraftomnibusverkehr. Einschl. Verkehr der Kleinuntemehmen mit weniger als 6 Kraftomni- 
bussen (geschätzt), 

Werte von 1992. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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die privaten Haushalte auch für Unternehmen und 
Selbständige. Die Fahrten werden in der Regel je- 
doch nicht als Teil der privaten Lebensführung unter- 
nommen und die Fahrtkosten daher im allgemeinen 
nicht vom persönlichen Nettoeinkommen bestritten. 
Sie haben vielmehr den Charakter von Vorleistungen 
im Produktionsprozeß, und die damit verbundenen 
Ausgaben sind Kostenelemente im Rahmen der be- 
trieblichen Leistungserstellung, 

Die verkehrlichen Reaktionen auf preispohtische 
Maßnahmen sind daher in der Regel deutlich ge- 
dämpfter als bei den privaten Haushalten. Zum einen 
sind die Fahrten innerhalb des jeweiligen Produkti- 
onsprozesses häufig unabdingbar notwendig, so daß 
Vermeidungs- und Verlagerungsreaktionen nur stark 
eingeschränkt möghch sind. Zum anderen werden 
Kostenerhöhungen - soweit wie möglich - über die 
Absatzpreise der Produkte überwälzt. Da der Anteil 
der Personenverkehrsleistungen am Produktionswert 
ohnehin sehr niedrig ist - er betrug 1994 im Durch- 
schnitt 0,8 % (DIW 1996c) -, dürften die Erhöhungen 
der Kosten des Personenverkehrs im Kostengefüge 
von Unternehmen nur relativ geringe Bedeutung ha- 
ben. Nach den Ergebnissen einer DIW/IVM-Studie 
hat die Personenverkehrsleistung die höchsten An- 
teile am Produktionswert in der Landwirtschaft, wo 
die Abgrenzung zur privaten Nutzung relativ schwie- 
rig sein dürfte, im Einzelhandel und den Dienstlei- 
stungsbereichen, mit einem hohen Anteil an selb- 
ständigen Gewerbetreibenden und freiberuflich Täti- 
gen. Im verarbeitenden Gewerbe beträgt der Anteil 
dagegen nur knapp die Hälfte des gesamtwirtschaft- 
lichen Durchschnitts (DIW/IVM 1994). 

Die Ergebnisse der Maßnahmenwirkungen bei Un- 
ternehmen und Selbständigen für die drei Szenarien 
zeigen, daß die Preis sensitivität bei den Fahrten, die 
als Vorleistungen in den Produktionsprozeß der Un- 
ternehmen eingehen, deuthch geringer ist als bei 
denen im privaten Lebensbereich (Tab. V-3.4). 

Für das Szenario 3 ergibt sich durch die Mineralöl- 
steuererhöhung eine Verminderung der gesamten 
Fahrleistungen des motorisierten Individualverkehrs 
um rund 6 % . Diese besteht, wie oben dargestellt, in 
Verlagerungen zu den übrigen Verkehrsarten, deren 
Leistungen um zwei Drittel zunehmen. Die Park- 
raumbewirtschaftung verbessert die Zugangsmög- 
lichkeiten zu den Innenstadtbereichen und den Ver- 
kehrsfluß durch Wegfall des Parksuchverkehrs. Für 
den Geschäfts- und Dienstreiseverkehr werden keine 
nennenswerten restriktiven Wirkungen aus der Ge- 
bührenerhebung erwartet. 

Auch für das Szenario 2 ergeben sich verkehrsbezo- 
gene Veränderungen nur durch die Erhöhung der 
Mineralölsteuer, da sowohl Auto bahn Vignette als 
auch innerstädtisches Cordon Pricing bei den ge- 
werblichen Nutzem nicht zu quantitativ ins Gewicht 
fallenden Reaktionen führen. Die Fahrleistungen im 
motorisierten Individualverkehr vermindern sich ge- 
ringfügig um etwa 3 %. Diese Reduktion ergibt sich 
durch Verlagerungen zu den anderen Verkehrsarten, 
deren Leistungen sich dadurch erhöhen, und zwar 
um etwa ein Viertel. 


Im Szenario 1 kommt noch ein geringer Effekt aus 
dem streckenbezogenen Road Pricing auf Autobah- 
nen hinzu, der die gesamten Fahrleistungen der Pkw 
nur um etwa ein halbes Prozent vermindert, durch 
die damit verbundenen Verla:gerungswirkungen 
aber bei der Bahn zu zusätzlichen Leistungen führt. 
Die Zunahme beträgt hier ein Drittel. Eine für den 
Pkw- Verkehr gewichtigere Wirkung ergibt sich bei 
den Fahrleistungen auf Autobahnen. Von diesen 
werden aufgmnd der Gebührenerhebung 10 % auf 
das nicht bemautete Netz verlagert. 

3.2.2 Ausgabenwirkungen von Verteuerungen der 
Verkehrsleistungen 

3.2.2. 1 Ausgabenwirkungen bei den privaten 
Haushalten 

In den Tabellen V-3.5 bis V-3.7 sind die Ausgaben 
der privaten Haushalte für verschiedene Komponen- 
ten der Verkehrsleistungen sowie die durch die preis- 
lichen Maßnahmen verursachten Ändemngen je- 
weils für ein Szenario zusammengefaßt. Dabei wer- 
den in der ersten Spalte die Ausgaben der Haushalte 
für Verkehrsleistungen im Jahre 1994 ausgewiesen. 
Die nächste Spalte enthält die - unter der Annahme 
gleichhleihender Verkehrsleistungen berechneten - 
Ausgabenbeträge, die sich aus den preislichen Maß- 
nahmen ergeben. In den folgenden beiden Spalten 
werden die monetären Auswirkungen der fahrzeug- 
bezogenen Anpassungsreaktionen zur Kraftstoffe in - 
spamng durch technische Verbesserungen und 
durch Down-Sizing dargestellt. Die letzte Spalte ent- 
hält die Ausgabenbeträge, die sich nach den ver- 
kehrsbezogenen Reaktionen ergeben. 

Das mit Abstand größte Ausgabenvolumen unter den 
einzelnen Maßnahmen entfällt dabei auf die Mineral- 
ölsteuererhöhung im Szenario 3, die einschließlich 
der Mehrwertsteuer ceteris paribus ein zusätzliches 
Aufkommen von etwa 133 Mrd. DM erbringen wür- 
de. In den Szenarien 1 und 2 betragen die entspre- 
chenden Ausgaben 46 Mrd. DM. Demgegenüber 
sind die übrigen Maßnahmen mit deutlich geringe- 
ren Aufwendungen verbunden. Bei den Autobahn- 
gebühren ergibt sich bei zunächst unveränderter 
Fahrleistung ein Betrag von 24 Mrd. DM; für das 
Cordon Pricing in den Innenstadtbereichen der Bal- 
lungsgebiete sowie für die Parkraumbewirtschaftung 
sind 4,6 Mrd. DM bzw. 3,3 Mrd. DM anzusetzen. 

Die Ausgaben für Kraftstoffe werden nach den zu- 
grundegelegten Reaktionen durch Verbesserungen 
bei den Verbrauchswerten und durch Beschaffung 
kleinerer Fahrzeuge deutlich vermindert, im Szenario 
3 um 45 % und in den Szenarien 1 und 2 um 30 %. 
Eine weitere Reduktion wird durch die verkehrsbezo- 
genen Reaktionen der Haushalte verursacht. Im Sze- 
nario 3 ergibt sich schließlich nach allen Anpassungs- 
reaktionen eine Steigerung bei den Kraftstoffaus- 
gaben gegenüber dem Ausgangswert von 1994 um 
37 %, in den Szenarien 1 und 2 um 12 bzw. 16 %. 

Bei den Ausgaben für die Anschaffung von Pkw sind 
mit den einzelnen Maßnahmen zum Teil gegenläufi- 
ge Wirkungen verbunden. Während die technischen 
Verbesserungen beim Kraftstoffverbrauch die Kosten 


157 



Drucksache 13/11447 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Tabelle V-3.5 


Verkehrsausgaben der privaten Haushalte in Deutschland 1994 
sowie Ergebnisse einer Modellrechnung zur Verteuerung der Pkw-Kosten 
und zu Anpassungsreaktionen - Szenario 1 - 


Ausgabenkategorien 

Ausgangs- 

situation 

1994 

Nach 

Verteuerung^) 

Nach Anpassungsreaktionen 
der Haushalte 

Energie- 

effizienz 

„ Down- 
sizing " 

Verkehrs- 

bezogene 

Wirkungen 


-Mrd. DM- 

Pkv^ insgesamt 

230,4 

304,8 

289,7 

278,9 

253,2 

Pkw- Anschaffung 

97,2 

97,2 

105,1 

100,1 

97,4 

Kraftstoffe 

56,0 

102,2 

72,9 

71,1 

63,0 

darunter: Mineralölsteuer 

35,2 

75,3 

53,7 

52,4 

46,4 

Übrige Pkw- Ausgaben 

77,2 

77,2 

83,5 

79,5 

73,9 

Autobahngebühren 

0,0 

23,6 

23,6 

23,6 

15,2 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

0,0 

4,6 

4,6 

4,6 

3,7 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV'‘) 

23,5 

23,5 

23,5 

23,5 

26,7 

Sonstige Verkehrsleistungen 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

Verkehrsausgaben insgesamt 

261,6 

335,9 

320,8 

310,1 

287,6 


-Index (1994= 100)- 

Pkw insgesamt 

100 

132 

126 

121 

110 

Pkw-Anschaffung 

100 

100 

108 

103 

100 

Kraftstoffe 

100 

182 

130 

127 

112 

darunter: Mineralölsteuer 

100 

214 

152 

149 

132 

Übrige Pkw-Ausgaben 

100 

100 

108 

103 

96 

Autobahngebühren 

X 

X 

X 

X 

X 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

X 

X 

X 

X 

X 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

100 

100 

100 

100 

114 

Sonstige Verkehrsleistungen 

100 

100 

100 

100 

100 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

128 

123 

119 

110 


- Anteü an den Verkehrs ausgaben in % - 

Pkw insgesamt 

88 

91 

90 

90 

88 

Pkw-Anschaffung 

37 

29 

33 

32 

34 

Kraftstoffe 

21 

30 

23 

23 

22 

darunter: Mineralölsteuer 

13 

22 

17 

17 

16 

Übrige Pkw-Ausgaben 

30 

23 

26 

26 

26 

Autobahngebühren 

0 

7 

7 

8 

5 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

0 

1 

1 

1 

1 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

9 

7 

7 

8 

9 

Sonstige Verkehrsleistungen 

3 

2 

2 

2 

3 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 


- Anteil an den Haushaltsausgaben insgesamt in % - 

Pkw insgesamt 

12,6 

16,7 

15,9 

15,3 

13,9 

Pkw-Anschaffung 

5,3 

5,3 

5,8 

5,5 

5,3 

Kraftstoffe 

3,1 

5,6 

4,0 

3,9 

3,5 

darunter: Mineralölsteuer 

10 

4,1 

2,9 

2,9 

2,5 

Übrige Pkw-Ausgaben 

4,2 

4,2 

4,6 

4,4 

4,0 

Autobahngebühren 

0,0 

1,3 

1,3 

1,3 

0,8 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

0,0 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV*) 

1,3 

1,3 

1,3 

1,3 

1,5 

Sonstige Verkehrsleistungen 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

Verkehrsausgaben insgesamt 

14,3 

18,4 

17,6 

17,0 

15,8 


Mineralölsteuererhöhung auf 2 DM je Liter VK und 2,18 DM je Liter DK, Autobahnbenutzungsgebühr für Pkw von 0,20 DM 
je km sowie Cordon-Pricing in Ballungsgebieten in Höhe von 5 DM je Zufahrt in die Innenstadt. 

2) Kraftstoffverbrauch nach Struktur der Pkw-Neuzulassungen 1994; verbrauchsmindemde technische Maßnahmen um 25 %. 

Nur für Ballungsgebiete. 

'‘l ÖSPV = Öffentlicher Straßenpersonenverkehr. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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Tabelle V-3.6 


Verkehrsausgaben der privaten Haushalte in Deutschland 1994 
sowie Ergebnisse einer Modellrechnung zur Verteuerung der Pkw-Kosten 
und zu Anpassungsreaktionen - Szenario 2 - 


Ausgabenkategorien 

Ausgangs- 

situation 

1994 

Nach 

Verteuerung 

Nach Anpassungsreaktionen 
der Haushalte 

Energie- 

effizienz 

„Down- 

sizing" 

Verkehrs- 

bezogene 

Wirkungen 


- Mrd. DM - 

Pkw insgesamt 

230,4 

288,9 

273,8 

263,1 

249,8 

Pkw-Anschaffung 

97,2 

97,2 

105,1 

100,1 

98,3 

Kraftstoffe 

56,0 

102,2 

72,9 

71,1 

64,9 

darunter: Mineralölsteuer 

35,2 

75,3 

53,7 

52,4 

47,8 

Übrige Pkw-Ausgaben 

77,2 

77,2 

83,5 

79,5 

75,3 

Autobahnvignette 

0,0 

7,8 

7,8 

7,8 

7,6 

Gebühren für Innenstadtzuf ahrt 

0,0 

4,6 

4,6 

4,6 

3,7 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

23,5 

23,5 

23,5 

23,5 

26,0 

Sonstige Verkehrsleistungen 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

Verkehrsausgaben insgesamt 

261,6 

320,1 

305,0 

294,2 

283,4 


-Index (1994 = 100)- 

Pkw insgesamt 

100 

125 

119 

114 

108 

Pkw-Anschaffung 

100 

100 

108 

103 

101 

Kraftstoffe 

100 

182 

130 

127 

116 

darunter: Mineralölsteuer 

100 

214 

152 

149 

136 

Übrige Pkw-Ausgaben 

100 

100 

108 

103 

98 

Autobahnvignette 

X 

X 

X 

X 

X 

Gebühren für Innenstadtzufahrü*) 

X 

X 

X 

X 


Eisenbahnverkehr und ÖSPV Ü 

100 

100 

100 

100 

110 

Sonstige Verkehrsleistungen 

100 

100 

100 

100 

100 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

122 

117 

112 

108 


- Anteil an den Verkehrsausgaben in % - 

Pkw insgesamt 

88 

90 

90 

89 

88 

Pkw-Anschaffung 

37 

30 

34 

34 

35 

Kraftstoffe 

21 

32 

24 

24 

23 

darunter: Mineralölsteuer 

13 

24 

18 

18 

17 

Übrige Pkw-Ausgaben 

30 

24 

27 

27 

27 

Autobahnvignette 

0 

2 

3 

3 

3 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

0 

1 

2 

2 

1 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

9 

7 

8 

8 

9 

Sonstige Verkehrsleistungen 

3 

2 

2 

3 

3 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 


- Anteil an den Haushaltsausgaben insgesamt in % - 

Pkw insgesamt 

12,6 

15,8 

15,0 

14,4 

13,7 

Pkw-Anschaffung 

5,3 

5,3 

5,8 

5,5 

5,4 

Kraftstoffe 

3,1 

5,6 

4,0 

3,9 

3,6 

darunter: Mineralölsteuer 

19 

4,1 

2,9 

2,9 

2,6 

Übrige Pkw-Ausgaben 

4,2 

4,2 

4,6 

4,4 

4,1 

Autobahnvignette 

0,0 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

0,0 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

13 

13 

1,3 

1,3 

1,4 

Sonstige Verkehrsleistungen 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

Verkehrsausgaben insgesamt 

14,3 

17,5 

16,7 

16,1 

15,5 


Mineralölsteuererhöhung auf 2 DM je Liter VK und 2,18 DM je Liter DK, Autobahnvignette zum Preis von 300 DM/Jahr sowie 
Cordon-Pricing in Ballungsgebieten in Höhe von 5 DM je Zufahrt in die Innenstadt. 

Kraftstoffverbrauch nach Struktur der Pkw-Neuzulassungen 1994; verbrauchsmindemde technische Maßnahmen um 25 %. 
Nur für Ballungsgebiete. 

ÖSPV = Öffentlicher Straßenpersonenverkehr. 

Quelle: Berechnungendes DIW (DIW 1996c) 
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Tabelle V-3.7 


Verkehrsausgaben der privaten Haushalte in Deutschland 1994 
sowie Ergebnisse einer Modellrechnung zur Verteuerung der Pkw-Kosten 
und zu Anpassungsreaktionen - Szenario 3 - 


Ausgabenkategorien 

Ausgangs- 

Situation 

1994 

Nach 

Verteuerung 

Nach Anpassungsreaktionen 
der Haushalte 

Energie- 

effizienz 

„Down- 

sizing" 

Verkehrs- 

bezogene 

Wirkungen 


- Mrd. DM - 

Pkw insgesamt 

230,4 

' 366,4 

320,9 

300,9 

255,7 

Pkw-Anschaffung 

97,2 

97,2 

116,9 

108,3 

104,1 

Kraftstoffe 

56,0 

188,7 

107,7 

103,2 

76,8 

darunter: Mineralölsteuer 

35,2 

150,6 

86,0 

82,3 

61,3 

Übrige Pkw-Ausgaben 

77,2 

77,2 

92,9 

86,1 

73,4 

Parkraumbewirtschaftung 

0,0 

3,3 

3,3 

3,3 

1,4 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

23,5 

23,5 

23,5 

23,5 

30,6 

Sonstige Verkehrsleistungen 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

Verkehrsausgaben insgesamt 

261,6 

397,6 

352,0 

332,0 

293,9 


-Index (1994 = 100)- 

Pkw insgesamt 

100 

159 

139 

131 

111 

Pkw-Anschaffung 

100 

100 

120 

111 

107 

Kraftstoffe 

100 

337 

192 

184 

137 

darunter: Mineralölsteuer 

100 

427 

244 

234 

174 

Übrige Pkw-Ausgaben 

100 

100 

120 

111 

95 

Parkraumbewirtschaftung 

X 

X 

X 

X 

X 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

100 

100 

100 

100 

130 

Sonstige Verkehrsleistungen 

100 

100 

100 

100 

100 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

152 

135 

127 

112 


- Anteil an den Verkehrsausgaben in % - 

Pkw insgesamt 

88 

92 

91 

91 

87 

Pkw-Anschaffung 

37 

24 

33 

33 

35 

Kraftstoffe 

21 

47 

31 

31 

26 

darunter: Mineralölsteuer 

13 

38 

24 

25 

21 

Übrige Pkw-Ausgaben 

30 

19 

26 

26 

25 

Parkraumbewirtschaftung 

0 

1 

1 

1 

0 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

9 

6 

7 

7 

10 

Sonstige Verkehrsleistungen 

3 

2 

2 

2 

3 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 


- Anteil an den Haushaltsausgaben insgesamt in % - 

Pkw insgesamt 

12,6 

20,1 

17,6 

16,5 

14,0 

Pkw-Anschaffung 

5,3 

5,3 

6,4 

5,9 

6,7 

Kraftstoffe 

3,1 

10,3 

5,9 

6,7 

4,2 

darunter: Mineralölsteuer 

1,9 

8,3 

4,7 

4,5 

3,4 

Übrige Pkw-Ausgaben 

4,2 

4,2 

5,1 

4,7 

4,0 

Parkraumbewirtschaftung 

0,0 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

13 

13 

13 

1,3 

1,7 

Sonstige Verkehrsleistungen 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

Verkehrsausgaben insgesamt 

14,3 

21,8 

19,3 

18,2 

16,1 


’) Mineralölsteuererhöhung auf 4 DM je Liter VK und 4,36 DM je Liter DK sowie eine verstärkte Parkraumbewirtschaftung in 
Ballungsräumen (4 bis 5 DM/Stunde). 

Kraftstoffverbrauch nach Struktur der Pkw-Neuzulassungen 1994; verbrauchsmindemde technische Maßnahmen um 25 %. 

■’) Nur in Ballungsgebieten. 

ÖSPV = Öffentlicher Straßenpersonenverkehr. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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der Fahrzeuge erhöhen, ist das Down-Sizing mit ei- 
nem Rückgang der Anschaffungskosten verbunden. 
Von der Verteuerung der Fahrleistungen insgesamt 
geht schließlich in einem gewissen Umfang auch 
eine reduzierende Wirkung auf den Pkw-Bestand aus. 
Im Gesamtergebnis der unterschiedlichen Effekte 
nehmen die Ausgaben für die Anschaffung der Fahr- 
zeuge im Szenario 3 leicht um 7 % zu. In den Szena- 
rien 1 und 2 bleiben sie in etwa konstant. 

Die gesamten Ausgaben für Pkw-Haltung und -Nut- 
zung liegen nach den verschiedenen Anpassungs- 
reaktionen in den 3 Szenarien kaum noch auseinan- 
der. Die Erhöhung gegenüber dem Ausgangswert im 
Jahr 1994 beträgt 10 % im Szenario 1, 8 % im Szena- 
rio 2 und 11 % im Szenario 3. Entsprechend den ver- 
kehrlichen Verlagerungswirkungen unterscheiden 
sich die Ausgabenerhöhungen für die Öffentlichen 
Verkehrsmittel stärker. Diese betragen im Szenario 3, 
demjenigen mit der höchsten Verteuerung, 30 %, in 
den Szenarien 1 und 2 dagegen deutlich weniger, 
nämlich 14 % bzw. 10 %. 


3.2.2. 2 Ausgabenwirkungen bei Unternehmen und 
Selbständigen 

Die Ausgaben von Unternehmen und Selbständigen 
für Verkehrsleistungen und die maßnahmenbeding- 
ten Erhöhungen sind in der gleichen Darstellungs- 
weise wie für die privaten Haushalte in den Tabellen 
V-3.8 und V-3.9 ausgewiesen. 

Im Jahre 1994 gaben Unternehmen und Selbständige 
67 Mrd. DM für Verkehrsleistungen ohne Berück- 
sichtigung des Luftverkehrs aus, darunter mit 65 Mrd. 
DM den ganz überwiegenden Teil für Haltung und 
Betrieb von Pkw. 

Die Verteuerungsmaßnahmen führen hier zu ähnli- 
chen Effekten wie bei den privaten Haushalten. Das 
mit Abstand größte Verteuerungsvolumen entfällt 
auch hier auf die angenommene Mineralölsteuer- 
erhöhung, die einschließlich der Mehrwertsteuer ein 
zusätzliches Volumen von 31 Mrd. DM im Szenario 3 
und von 11 Mrd. DM in den Szenarien 1 und 2 er- 
bringt. Im Szenario 1 hat die Gebührenerhebung auf 
Autobahnen mit 5,4 Mrd. DM ebenfalls noch eine be- 
achtliche Bedeutung, während die übrigen Maßnah- 
men wie Autobahnvignette, Cordon Pricing in den 
Innenstadtbereichen der Ballungsgebiete, Parkraum- 
bewirtschaftung mit jeweils rund 1 Mrd. DM nur ei- 
nen geringen Teil der Gesamtausgaben ausmachen. 

Die Ausgaben für Kraftstoffe werden bei dieser Be- 
trachtung mit den gleichen Effizienzannahmen redu- 
ziert wie bei den privaten Haushalten. Auch die Ko- 
stensteigerung bei den Fahrzeugpreisen wird entspre- 
chend übertragen; hier wird allerdings eine reduzierte 
Händlerspanne von 15 % zugrunde gelegt. Ein Down- 
Sizing der Fahrzeuge wird nicht unterstellt. Ein- 
schließlich der verkehrlichen Reaktionen, die bei dem 
gewerblichen Einsatz von Pkw jedoch nur geringe Be- 
deutung haben, werden die ursprünglichen Verteue- 
rungsimpulse bei den gesamten Kfz-Kosten hier nur 
relativ geringfügig reduziert: im Szenario 1 um 5 %, 
im Szenario 2 um 4 % und im Szenario 3 um 10 %. 


Bezogen auf 1994 betragen die Steigerungen bei den 
gesamten Ausgaben für Pkw-Haltung und -Nutzung 
22 % im Szenario 1, 16 % im Szenario 2 und 32 % im 
Szenario 3. Die Ausgabensteigerungen liegen damit 
um das Zwei- bis Dreifache über den entsprechenden 
Zunahmen bei den privaten Haushalten. Diese Un- 
terschiede reflektieren die geringere Preissensitivität 
beim gewerblichen oder beruflichen Einsatz von Per- 
sonenkraftwagen. Da diese Fahrten in der Regel Vor- 
leistungen im Rahmen der betrieblichen Leistungser- 
stellung sind, ist die geeignete Bezugsgröße, um die 
Bedeutung der Ausgaben zu kennzeichnen, der Pro- 
duktionswert der Wirtschaftsbereiche. Der entspre- 
chende Anteil lag 1994 bei 0,8 %. Durch die Verteue- 
rungsmaßnahmen steigt er auf 1,0 % in den Szena- 
rien 1 und 2, auf 1,1 % im Szenario 3. Angesichts der 
geringen Größenordnung dürften von dieser Erhö- 
hung keine gravierenden Auswirkungen auf den 
Produktionsprozeß ausgehen. 

3.2.3 Einkommensabhängige Folgen von 

Verteuerungen der Verkehrsleistungen 

3.2.3. 1 Die Bedeutung der Verkehrsausgaben in 

Abhängigkeit des verfügbaren Einkommens 

Die vom Statistischen Bundesamt seit 1962/63 in zu- 
meist 5jährigem Abstand in den Privathaushalten 
Deutschlands erhobene Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe (EVS) ist Grundlage für die Unter- 
suchung der einkommensabhängigen Folgen von Ver- 
teuerungen der Verkehrsleistungen. In der EVS wer- 
den die Konsumausgaben der privaten Haushalte dif- 
ferenziert erfaßt und nach verschiedenen Verwen- 
dungsbereichen, u. a. auch für Verkehrszwecke, auf- 
gegliedert. Die Auswertung der Stichprobe von 1993, 
die erstmals auch die Haushalte in Ostdeutschland er- 
faßt, war zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieses Teils 
der TAB-Studie noch nicht verfügbar. Es wurde daher 
die Stichprobe von 1988 in den alten Bundesländern 
als letzte vollständig vorliegende Erhebung analysiert. 

Der Schwerpunkt der EVS liegt in der Erfassung 
sämtlicher Ausgaben und Einnahmen der privaten 
Haushalte. Damit werden wichtige Daten zur Beur- 
teilung der Einkommenssituation und der Konsum- 
verhältnisse der Gesamtbevölkerung und verschie- 
dener Teilgruppen geliefert. Mit dieser Differenzie- 
rung ist es möglich, die voraussichtlichen Auswir- 
kungen von Einkommensänderungen, Steuererhö- 
hungen, Änderungen der Verbraucherpreise u. a. auf 
das Verbrauchsverhalten von Haushaltsgruppen ab- 
zuschätzen. 

In der EVS werden folgende Merkmale erhoben: 

- Einnahmen der Haushalte differenziert nach Ein- 
kommensarten 

- Verwendung der Einnahmen für 

- den privaten Verbrauch 

- Steuern und Abgaben 

- Beiträge zur Sozialversicherung und zu priva- 
ten Versicherungen 

- Rückzahlung von Schulden 

- Vermögensbildung 

- sonstige Zwecke 
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Tabelle V-3.8 

Verkehrsausgaben der Unternehmen und Selbständigen^) in Deutschland 1994 
sowie Ergebnisse einer Modellrechnung zur Verteuerung der Pkw-Kosten 
und zu Anpassungsreaktionen - Szenario 1 - 


Ausgahenkategorien 

Ausgangs- 

situation 

1994 

Nach 

Verteuerung^) 

Nach Anpassungsreaktionen 
der Unternehmen/Selhständigen 

Energie- 

effizienz 

Verkehrs- 

bezogene 

Wirkungen 


- Mrd. DM - 

Pkw insgesamt 

65,0 

82,8 

80,5 

78,9 

Pkw-Anschaffung 

36,7 

36,7 

39,2 

39,2 

Kraftstoffe 

10,4 

21,7 

15,6 

15,2 

darunter: Mineralölsteuer 

7,1 

16,9 

12,1 

11,8 

Übrige Pkw-Ausgaben 

17,8 

17,8 

19,0 

18,7 

Autobahngebühren 

0,0 

5,4 

5,4 

4,7 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

0,0 

1,2 

1,2 

1,2 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

1,7 

1,7 

1,7 

2,2 

Verkehrsausgaben insgesamt 

66,7 

84,5 

82,2 

81,2 


- Index (1994 = 100) - 

Pkw insgesamt 

100 

128 

124 

122 

Pkw-Anschaffung 

100 

100 

107 

107 

Kraftstoffe 

100 

208 

150 

145 

darunter: Mineralölsteuer 

100 

238 

171 

166 

Übrige Pkw-Ausgaben 

100 

100 

107 

105 

Autobahngebühren 

X 

X 

X 

X 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

X 

X 

X 

X 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

100 

100 

100 

132 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

127 

123 

122 


- Anteü an den Verkehrsausgaben in % - 

Pkw insgesamt 

97 

98 

98 

97 

Pkw-Anschaffung 

55 

43 

48 

48 

Kraftstoffe 

16 

26 

19 

19 

darunter: Mineralölsteuer 

11 

20 

15 

15 

Übrige Pkw-Ausgaben 

27 

21 

23 

23 

Autobahngebühren 

0 

6 

7 

6 

Gebühren für InnenstadtzufahrL^) 

0 

1 

1 

1 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

3 

2 

2 

3 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

100 

100 

100 


- Anteil am Produktionswert insgesamt in % - 

Pkw insgesamt 

0,8 

IrO 

1,0 

1,0 

Pkw-Anschaffung 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

Kraftstoffe 

0,1 

0,3 

0,2 

0,2 

darunter: Mineralölsteuer 

0,1 

0,2 

0,2 

0,1 

Übrige Pkw-Ausgaben 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Autobahngebühren 

0,0 

0,1 

0,1 

0,1 

Gebühren für InnenstadtzufahrT^) 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Verkehrsausgaben insgesamt 

0,8 

1,1 

1,0 

1,0 


Einschließlich Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, Organisationen ohne Erwerbscharakter. Ohne Ausgaben für Flug- 
verkehr und Taxifahrten. 

2) Mineralölsteuererhöhung auf 2 DM je Liter VK und 2,18 DM je Liter DK, Autobahnbenutzungsgebühr für Pkw von 0,20 DM 
je km sowie Cordon-Pricing in Ballungsgebieten in Höhe von 5 DM je Zufahrt in die Innenstadt. 

Kraftstoffverbrauch nach Struktur der Pkw-Neuzulassungen 1994; verbrauchsmindemde technische Maßnahmen um 25 %. 

'*) Nur für Ballungsgebiete. 

ÖSPV = Öffentlicher Straßenpersonenverkehr. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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Tabelle V-3.9 

Verkehrsausgaben der Unternehmen und Selbständigen^) in Deutschland 1994 
sowie Ergebnisse einer Modellrechnung zur Verteuerung der Pkw-Kosten 
und zu Anpassungsreaktionen - Szenario 2 - 


Ausgabenkategorien 

Ausgangs- 

situation 

1994 

Nach 

Verteuerung^) 

Nach Anpassungsreaktionen 
der Unternehmen/Selbständigen 

Energie- 

effizienz 

Verkehrs- 

bezogene 

Wirkungen 


-Mrd.DM- 

Pkw insgesamt 

65,0 

78,2 

75,9 

75,2 

Pkw-Anschaffung 

36,7 

36,7 

39,2 

39,2 

Kraftstoffe 

10,4 

21,7 

15,6 

15,2 

darunter: Mineralölsteuer 

7,1 

16,8 

12,1 

11,8 

Übrige Pkw-Ausgaben 

17,8 

17,8 

19,0 

18,7 

Autobahnvignette 

0,0 

0,8 

0,8 

0,8 

Gebühren für InnenstadtzufahrL^) 

0,0 

1,2 

1,2 

1,2 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

1,7 

1,7 

1.7 

2,1 

Verkehrsausgaben insgesamt 

66,7 

79,9 

77,6 

77,3 


-Index (1994 = 100)- 

Pkw insgesamt 

100 

120 

117 

116 

Pkw-Anschaffung 

100 

100 

107 

107 

Kraftstoffe 

100 

208 

150 

146 

darunter: Mineralölsteuer 

100 

238 

171 

167 

Übrige Pkw-Ausgaben 

100 

100 

107 

105 

Autobahngebühren 

X 

X 

X 

X 

Gebühren für Innenstadtzufahrt '‘j 

X 

X 

X 

X 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

100 

100 

100 

126 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

120 

116 

116 


- Anteü an den Verkehrsausgaben in % - 

Pkw insgesamt 

97 

98 

98 

97 

Pkw-Anschaffung 

55 

46 

51 

51 

Kraftstoffe 

16 

27 

20 

20 

darunter: Mineralölsteuer 

11 

21 

16 

15 

Übrige Pkw-Ausgaben 

27 

22 

24 

24 

Autobahngebühren 

0 

1 

1 

1 

Gebühren für Innenstadtzufahrt 

0 

2 

2 

2 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

3 

2 

2 

3 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

100 

100 

100 


- Anteü am Produktionswert insgesamt in % - 

Pkw insgesamt 

0,8 

1,0 

1,0 

10 

Pkw-Anschaffung 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

Kraftstoffe ; 

0,1 

0,3 

0,2 

0,2 

darunter: Mineralölsteuer 

0,1 

0,2 

0,2 

0,1 

Übrige Pkw-Ausgaben 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Autobahngebühren 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Gebühren für InnenstadtzufahrP^j 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Verkehrsausgaben insgesamt 

0,8 

1,0 

1,0 

1,0 


Einschließlich Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, Organisationen ohne Erwerbscharakter. Ohne Ausgaben für Flug- 
verkehr und Taxifahrten. 

Mineralölsteuererhöhung auf 2 DM je Liter VK und 2,18 DM je Liter DK, Autobahnvignette zum Preis von 300 DM/Jahr sowie 
Cordon-Pricing in Ballungsgebieten in Höhe von 5 DM je Zufahrt in die Innenstadt. 

Kraftstoffverbrauch nach Struktur der Pkw-Neuzulassungen 1994; verbrauchsmindernde technische Maßnahmen um 25 %. 

'*) Nur für Ballungsgebiete. 

ÖSPV = Öffentlicher Straßenpersonenverkehr. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1 996 c) 
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Tabelle V-3.10 


Verkehrsausgaben der Unternehmen und Selbständigen^) in Deutschland 1994 
sowie Ergebnisse einer Modellrechnung zur Verteuerung der Pkw-Kosten 
und zu Anpassungsreaktionen - Szenario 3 - 


Ausgabenkategorien 

Ausgangs- 

situation 

1994 

Nach 

Verteuerung^) 

Nach Anpassungsreaktionen 
der Ünternehmen/Selbständigen 

Energie- 

effizienz 

Verkehrs- 

bezogene 

Wirkungen 


- Mrd. DM - 

Pkw insgesamt 

65,0 

96,4 

88,2 

86,0 

Pkw-Anschaffung 

36,7 

36,7 

42,9 

42,9 

Kraftstoffe 

10,4 

41,0 

23,7 

22,2 

darunter: Mineralölsteuer 

7,1 

33,7 

19,4 

18,2 

Übrige Pkw-Ausgaben 

17,8 

17,8 

20,8 

20,1 

Parkraumbewirtschaftung 

0,0 

0,9 

0,9 

0,8 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

1,7 

1,7 

1,7 

2,8 

Verkehrsausgaben insgesamt 

66,7 

98,1 

89,9 

88,9 


-Index {1994 = 100) - 

Pkw insgesamt 

100 

148 

136 

132 

Pkw-Anschaffung 

100 

100 

117 

117 

Kraftstoffe 

100 

393 

227 

212 

darunter: Mineralölsteuer 

100 

475 

274 

256 

Übrige Pkw-Ausgaben 

100 

100 

117 

113 

Parkraumbewirtschaftung ) 

X 

X 

X 

X 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

100 

100 

100 

167 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

147 

135 

133 


- Anteil an den Verkehrsausgaben in % - 

Pkw insgesamt 

97 

98 

98 

97 

Pkw-Anschaffung 

55 

37 

48 

48 

Kraftstoffe 

16 

42 

26 

25 

darunter: Mineralölsteuer 

11 

34 

22 

20 

Übrige Pkw-Ausgaben 

21 

18 

23 

23 

ParkraumbewirtschaftungP‘) 

0 

1 

1 

1 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV 

3 

2 

2 

3 

Verkehrsausgaben insgesamt 

100 

100 

100 

100 


- Anteil am Produktionswert insgesamt in % - 

Pkw insgesamt 

0,8 

12 

U 

hi 

Pkw-Anschaffung 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

Kraftstoffe 

0,1 

0,5 

0,3 

0,3 

darunter: Mineralölsteuer 

0,1 

0,4 

0,2 

0,2 

Übrige Pkw-Ausgaben 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

Parkraumbewirtschaftung 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Eisenbahnverkehr und ÖSPV^) 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Verkehrsausgaben insgesamt 

0,8 

12 

hi 

i,i 


Einschließlich Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, Organisationen ohne Erwerbscharakter. Ohne Ausgaben für Flug- 
verkehr und Taxifahrten. 

2) Mineralölsteuererhöhung auf 4 DM je Liter VK und 4,36 DM je Liter DK sowie eine verstärkte Parkraumbewirtschaftung in 
Ballungsräumen (4 bis 5 DM/Stunde). 

Kraftstoffverbrauch nach Struktur der Pkw-Neuzulassungen 1994; verbrauchsmindernde technische Maßnahmen um 40 %. 
Nur in Ballungsgebieten. 

ÖSPV = Öffentlicher Straßenpersonenverkehr. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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Als Bezugsgröße für den privaten Verbrauch der 
Haushalte wird das ausgabefähige Einkommen her- 
angezogen. Das ausgabefähige Einkommen ergibt 
sich aus dem Haushaltsnettoeinkommen zuzüglich 
Vermögensübertragungen und Einnahmen aus dem 
Verkauf von Waren (STABU 1993). Eine weitere 
wichtige Größe zur Beschreibung der wirtschaftli- 
chen Situation eines Haushaltes ist die Ersparnis. 
Diese wird aus den Ausgaben für die Vermögensbil- 
dung zuzüglich der Rückzahlung von Krediten, ab- 
züglich der Einnahmen aus Vermögensumwandlung 
sowie Kreditaufnahmen und Zinsen für Baudarlehen 
gebildet. 

Anhand der zeitlichen Fortschreibung der EVS läßt 
sich ein Bild der wirtschaftlichen Entwicklung von 
Haushaltsgruppen erstellen und die relative Bedeu- 
tung der Mobihtät in der vergangenen Zeitperiode 
anhand des Anteils der Verkehrsausgaben am ausga- 
befähigen Einkommen untersuchen. Diese Daten 
zeigen die erheblichen Änderungen in der Struktur 
des privaten Konsums. So lagen die Verkehrsaus- 
gaben im Jahre 1978 in allen Einkommensklassen 
unter den Ausgaben für Nahrungsmittel, auf die ge- 
nerell der größte Teil des Einkommens entfiel. In den 
niedrigeren Einkommensklassen übertrafen auch die 
Ausgaben für Miete und Energie diejenigen für 
Mobilitätszwecke. 

Im Jahre 1988 entfielen in den unteren Einkommens- 
klassen rund 50 % des Privaten Verbrauchs auf die 
Ausgaben für Miete und Nahrungsmittel. Mit stei- 
gendem Einkommen haben allerdings die Verkehrs- 
ausgaben eine zunehmend höhere Priorität. So über- 
trafen sie 1988 bei den Haushalten mit einem Ein- 
kommen von über 6 000 DM die Ausgaben für Nah- 
rungsmittel und wiesen den größten Anteil aller Ver- 
wendungsbereiche am ausgabefähigen Einkommen 
auf. 

Die nach dem Haushaltseinkommen differenzierten 
Ergebnisse zeigen, daß die absoluten Beträge, die 
die Haushalte für Mobilitätszwecke ausgeben, mit 
steigendem Einkommen zunehmen, ohne daß eine 
Sättigung - etwa in den oberen Einkommensklassen - 
zu erkennen ist. Der Anteil, den die Verkehrsausga- 
ben insgesamt am jeweiligen ausgabefähigen Ein- 
kommen haben, nimmt zunächst mit steigendem Ein- 
kommen zu. Im Jahre 1988 stieg er von rund 7 % in 
den unteren Klassen bis auf 15 % in den Gruppen 
mit einem monatlichen Nettoeinkommen von rund 
4 000 DM. Danach war er rückläufig bis auf 1 1 % in 
der Einkommensklasse 10 000 bis 25 000 DM. Die 
Bedeutung der Verkehrsausgaben nimmt dabei im 
Zeitverlauf in allen Einkommensklassen zu. Wie in 
Tabelle V-3.11 dargestellt, wird die Motorisierung 
der Haushalte, d. h. die Verfügbarkeit eines Per- 
sonenkraftwagens, in hohem Maße vom Haushalts- 
nettoeinkommen bestimmt. 

Die mit steigendem Einkommen deutlich zuneh- 
mende Motorisierung ist für die Interpretation der 
Daten zu den Verkehrsausgaben in den einzelnen 
Einkommensklassen von Bedeutung. Die Verkehrs- 
ausgaben zeigen nicht die tatsächlichen Belastungen 
der motorisierten Haushalte, sondern geben einen 
Durchschnittswert für Pkw-besitzende Haushalte 


Tabelle V-3.11 

Motorisierungsgrad der privaten Haushalte 
und Anteil der Verkehrsausgaben 
der motorisierten Haushalte am privaten Verbrauch 
im Jahr 1988 zu Preisen 1985 (%) 


Monatliches 

Nettoeinkommen 

Motorisierungsgrad 

1988 

Anteil 

der Verkehrs- 
ausgaben 1988 
am privaten 
Verbrauch 

-DM- 

-%- 

-%- 

unter 800 

19,5 

38,5 

800- 1 000 

21,6 

27,0 

1 000- 1 200 

24,9 

28,7 

1 200- 1 400 

31,7 

24,2 

1 400- 1 600 

43,1 

18,7 

1 600- 1 800 

53,2 

19,5 

1 800- 2 000 

63,3 

19,0 

2 000- 2 200 

69,9 

19,2 

2 200- 2 500 

79,0 

19,2 

2 500- 3 000 

85,0 

19,5 

3 000- 3 500 

90,7 

19,2 

3 500- 4 000 

92,6 

20,9 

4 000- 4 500 

94,4 

20,7 

4 500- 5 000 

95,9 

20,7 

5 000-10 000 

97,1 

22,2 

10 000-25 000 

93,9 

23,1 

Durchschnitt 

67,8 

22,5 


Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 


Tabelle V-3.12 


Fahrleistung der motorisierten Haushalte 
nach Einkommensklassen im Jahre 1988 


Monat- 

liches 

Nettoein- 

kommen 

Ausgabe- 

fähiges 

Ein- 

kommen 

Fahrleistung 

Auto- 

bahn- 

anteil 

-DM- 

- km - 

-%- 

Insgesamt 

Autobahn 

unter 800 

723 

9 000 

1 980 

22 

800- 1 000 

929 

9 900 

2 376 

24 

1 000- 1 200 

1 125 

10 800 

2 700 

25 

1 200- 1 800 

1 515 

8 600 

2 236 

26 

1 800- 2 000 

1 925 

10 100 

2 727 

27 

2 000- 2 500 

2 141 

9 800 

2 744 

28 

2 500- 3 000 

2 813 

12 200 

3 538 

29 

3 000- 4 000 

3 340 

13 900 

4 170 

30 

4 000- 5 000 

4 404 

15 100 

4 832 

32 

5 000-25 000 

8 565 

18 600 

6 510 

35 


Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 
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und Haushalte ohne Pkw wieder. Da die nach Ein- 
kommenshöhe differenzierten Daten als Grundlage 
für die Berechnung der Verteuerungswirkungen der 
preispohtischen Szenariomaßnahmen auf Pkw-Besit- 
zer dienen sollen, ist es erforderhch, die Ausgaben 
für Haltung und Nutzung der Pkw um die Motorisie- 
rungsquote in den jeweihgen Einkommens Massen 
zu bereinigen und so die durchschnittlichen Ausga- 
ben der motorisierten Haushalte darzustellen. Das 
Ergebnis der Berechnungen ist für die Anteile am 
privaten Verbrauch in Tabelle V-3.11 ausgewiesen. 

Eine starke Einkommensabhängigkeit zeigt sich bei 
der durchschnittlichen Fahrleistang je Haushalt. 
Auch der Anteil der Autobahnkilometer nimmt mit 
steigendem Einkommen deuthch zu. Von der nied- 
rigsten bis zur höchsten Einkommensklasse ergibt 
sich eine kontinuierliche Erhöhung des BAB-Anteils 
von 22 % auf 35 % (Tab. V-3.12). 

3. 2.3. 2 Wirkung der Szenario-Maßnahmen 
auf Haushaltsgruppen 

Die Auswirkungen der in dieser Studie zugrunde ge- 
legten preislichen Maßnahmen auf die Haushalts- 
gruppen werden analog zur Analyse der aggregier- 
ten Ausgaben auf die Strukturen eines zurückliegen- 
den Basisjahres, nämlich die der EVS 1988, bezogen. 
Die Konsequenzen der Szenario-Maßnahmen kön- 
nen damit in der Detaillierung der EVS analysiert 
werden und die Komplexität von Szenario-Prognosen 
wird vermieden. 

Die preislichen Annahmen, die in den Szenarien auf 
1994 bezogen sind, werden für die Analyse auf das 
Jahr 1988 diskontiert. Da sich die Kraftstof fausgaben 
der Haushalte in der EVS nicht nach der Kraftstof fart 
differenzieren lassen, wird ein gewichteter Kraftstoff- 
preis verwendet, der die Verbrauchsanteile der ein- 
zelnen Kraftstoffarten berücksichtigt. 

Die in den Abschnitten V-3.2.1 und V-3.2.2 berech- 
neten aggregierten verkehrlichen und ökonomi- 
schen Auswirkungen der einzelnen Szenarien wer- 
den auf die Gesamtwerte für die einzelnen Gruppen 
übertragen. Damit werden hier die gleichen Haus- 
haltsreaktionen unterstellt wie in der aggregierten 
Analyse. 

Zusätzlich wird bei der Differenzierung der Bela- 
stungsgrößen nach Haushaltsgruppen berücksich- 
tigt, daß die Haushalte mit steigendem Einkom- 
men durchweg leistungsstärkere Fahrzeuge besit- 
zen und daher der durchschnitthche Kraftstoffver- 
brauch zunimmt. Auch der Anteil der Autobahn- 
nutzung an den Fahrleistungen steigt mit dem Ein- 
kommen. 

Die Belastungsrechnungen wurden für die nach dem 
Nettoeinkommen differenzierten motorisierten Haus- 
haltsgruppen und für die drei betrachteten Szenarien 
durchgeführt. Ermittelt werden die Ausgaben der 
motorisierten Haushalte für Pkw-Haltung und -Nut- 
zung im Basisjahr 1988 und für die Szenarien. Um 
die quantitative Bedeutung der einzelnen Haushalts- 
gruppen zu kennzeichnen, sind in Tabelle V-3.13 die 
Besetzungszahlen der Einkommensklassen angege- 
ben. 


Tabelle V-3.13 


Haushalte insgesamt und Haushalte mit Pkw 
nach Einkommensklassen im Jahre 1988 


Monatliches 

Nettoeinkommen 

Haushalte 

insgesamt 

Haushalte 
mit Pkw 

- Mio. - 


- Mio. - 


unter 800 

0,3 

1,1 

0,05 

0,3 

800- 1 000 

0,6 

2,6 

0,14 

0,7 

1 000- 1 200 

0,8 

3,4 

0,21 

1,1 

1 200- 1 400 

1,0 

4,0 

0,31 

1,6 

1 400- 1 600 

1,1 

4,6 

0,49 

2,5 

1 600- 1 800 

1,2 

4,7 

0,62 

3,2 

1 800- 2 000 

1,2 

4,9 

0,76 

3,9 

2 000- 2 200 

1,2 

4,7 

0,81 

4,2 

2 200- 2 500 

1,7 

6,8 

1,32 

6,9 

2 500- 3 000 

2,6 

10,4 

2,18 

11,3 

3 000- 3 500 

2,2 

9,1 

2,03 

10,5 

3 500- 4 000 

2,1 

8,4 

1,92 

9,9 

4 000- 4 500 

1,8 

7,3 

1,69 

8,8 

4 500- 5 000 

1,5 

6,1 

1,50 

7,8 

5 000- 6 000 

2,2 

8,9 

2,13 

11,0 

6 000- 7 000 

1,3 

5,2 

1,25 

6,5 

7 000- 8 000 

0,8 

3,0 

0,73 

3,8 

8 000-10 000 

0,7 

3,0 

0,72 

3,7 

10 000-25 000 

0,5 

1,9 

0,45 

2,3 

Haushalte Insg. 

24,7 

100,0 

19,3 

100,0 


Quelle: Berechnungendes DIW (DIW 1996c) 


Wie zu erwarten, führen die Maßnahmen der drei 
Szenarien in allen Einkommensklassen zu erhöhten 
monatlichen Verkehrsausgaben. Dabei wirken die 
Szenarien hinsichtlich der Höhe der zusätzlichen Be- 
lastung im Mittel aller Haushalte nicht sehr unter- 
schiedlich. So betragen die durchschnittlichen zu- 
sätzlichen maßnahmenbedingten Mehrausgaben: 


- im Szenario 1 

55 DM (24- 79 DM) 

- im Szenario 2 

42 DM (30- 60 DM) 

- im Szenario 3 

54 DM (18-102 DM). 


Bei einer Betrachtung der Belastungs Verteilung nach 
Einkommensklassen zeigt sich, daß die Differenzie- 
rung der zusätzlichen Kosten zwischen den Gruppen 
unterschiedlich stark ausgeprägt ist. So beträgt im 
Szenario 2 die zusätzliche Belastung in der höchsten 
Einkommensklasse mit 60 DM das Doppelte des Wer- 
tes der einkommensschwächsten Gruppe. Im Szena- 
rio 1 beträgt der entsprechende Wert etwa das Drei- 
fache und im Szenario 3 mehr als das Fünffache. 

Diese Differenzen resultieren aus den unterschied- 
lichen Ansatzebenen der preislichen Maßnahmen. 
So bewirkt im Szenario 2 u. a. die Autobahnvignette 
durch den fahrleistungsunabhängigen Pauschalbe- 
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Tabelle V-3.14 

Belastung motorisierter Haushalte in den Szenarien 


Veränderung der MIV-Ausgaben 
in % der Ersparnis 

Einkommen 

Personen 

Haushalte 

Anteil der 
Haushalte 

DM 

MUL 

% 


- Szenario 1 - 

über 80^) 

bis 1 800 

4,7 

1,9 

10,0 

25-80 

1 800 - 3 000 

12,2 

5,1 

26,0 

10-25 

3 000 - 4 500 

13,6 

5,6 

29,0 

unter 10 

Über 4 500 

16,5 

6,8 

35,0 

Haushalte insgesamt 


47,0 

19,3 

100,0 


- Szenario 2 - 

über 80^) 

bis 1 800 

4,7 

1,9 

10,0 

25-80 

1 800 - 3 000 

12,2 

5,0 

26,0 

10-25 

3 000 - 4 500 

9,4 

3,9 

20,0 

unter 10 

über 4 500 

20,7 

8,5 

44,0 

Haushalte insgesamt 


47,0 

19,3 

100,0 


— 

- Szenario 3 - 

über 80^) 

bis 1 800 

4,7 

1,9 

10,0 

25-80 

1 800 - 3 000 

12,2 

5,0 

26,0 

10-25 

3 000 - 4 500 

13,6 

5,6 

29,0 

unter 10 

über 4 500 

16,5 

6,8 

35,0 

Haushalteinsgesamt 


47,0 

19,3 

100,0 


') Einschi, der Haushalte mit negativer Ersparnis 
Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996c) 


trag eine relativ gleichmäßige Belastung der Einkom- 
mensgruppen. Im Szenario 3 dagegen bewirkt die 
hohe Mineralölbesteuerung, daß die oberen Einkom- 
mensgruppen aufgrund ihrer höheren Fahrleistung 
und der leistungsstarkeren Fahrzeuge mit über- 
durchschnittlichem Kraftstoffverbrauch deutlich hö- 
here zusätzliche Ausgaben haben. 

Dementsprechend fällt die auf das jeweilige Haus- 
haltseinkommen bezogene zusätzliche Belastung im 
Szenario 3 gleichmäßiger aus als in den anderen Sze- 
narien. Während hier die niedrigste Einkommens- 
gruppe 2,5 % ihres Einkommens für die Verkehrs Ver- 
teuerung aufbringen muß, beträgt der Anteil in der 
höchsten Einkommenskategorie 0,8 %. Diese regressi- 
ve Verteilung der relativen Einkommensbelastung ist 
in den anderen beiden Szenarien viel deuthcher aus- 
geprägt, am stärksten im Szenario 2, in dem die ent- 
sprechenden Anteilssätze 4,1 % bzw. 0,5 % betragen. 

Um die von den preislichen Maßnahmen verursach- 
ten zusätzlichen Kosten mit der ökonomischen Bela- 
stungsfähigkeit der Haushalte in Beziehung zu set- 


zen, wird das Verhältnis der szenariobedingten zu- 
sätzlichen MIV-Ausgaben und der jeweiligen Haus- 
haltsersparnis gebildet. Die Ersparnis ist der einzige 
kurzfristig variable Parameter des Haushaltsbudgets 
und eignet sich daher als Bezugsgröße zur Kenn- 
zeichnung des Anpassungs- und Veränderungs- 
drucks, der von der Kostenerhöhung ausgeht und 
längerfristig zu Veränderungen bzw. Umschichtun- 
gen in den Haushaltsbudgets führt. 

Anhand dieser Relation werden die Haushalte in vier 
Belastungsgruppen eingeteüt, für die die Reaktionen 
jeweils gesondert betrachtet werden: 

- Gruppe 1 umfaßt diejenigen Haushalte, bei denen 
die zusätzlichen monatlichen Kosten mehr als 
80 % der Ersparnis ausmachen. Hier wird davon 
ausgegangen, daß die durch die Szenario-Maß- 
nahmen verursachten Kosten nicht durch Um- 
schichtungen im Haushaltsbudget ausgeglichen 
werden können. Die Haushalte dieser Gruppe 
werden überwiegend auf die Haltung und Nut- 
zung eines eigenen Pkw verzichten. 
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- Gruppe 2 umfaßt die Haushalte, deren zusätzliche 
Belastung zwischen 25 und 80 % ihrer Ersparnis 
liegt. 

- Gruppe 3 enthält die Haushalte mit verkehrlichen 
Mehrausgaben von 10 bis 25 % der monatlichen 
Ersparnis. 

- Gruppe 4 besteht aus den Haushalten, deren sze- 
nariobedingte Mehrausgaben nur bis zu 10 % 
ihrer Ersparnis ausmachen. 

Tabelle V-3.14 zeigt die Verteilung der Haushaltsein- 
kommensklassen auf die vier Gruppen. Die Zuord- 
nung variiert zwischen den Szenarien etwas, da die 
preislichen Maßnahmen je nach ihrer Zusammenset- 
zung zu unterschiedlichen Belastungserhöhungen 
führen. 

- Auf die Gruppe 1 entfallen in allen Szenarien 
1,9 Mill. Haushalte mit insgesamt 4,7 Mül. Haus- 
haltsangehörigen. Dies entspricht 10 % aller moto- 
risierten Haushalte. Die Szenario-Maßnahmen 
verursachen bei diesen Haushalten zusätzliche 
Kosten, die durch Umschichtungen des Budgets in 
der Regel nicht mehr ausgeglichen werden kön- 
nen, da die durch die Szenario-Maßnahmen verur- 
sachten Belastungen die Ersparnis z.T. bei weitem 
übertreffen. Diese Gruppe kann sich zu einem gro- 
ßen Teil einen eigenen Pkw nicht mehr leisten und 
muß verstärkt öffentliche Verkehrsmittel oder das 
Fahrrad benutzen bzw. ihre Wege zu Fuß zurück- 
legen. 

- Gruppe 2 umfaßt in allen Szenarien die Einkom- 
mensklassen zwischen 1 800 und 3 000 DM. Dar- 
auf entfällt etwa ein Viertel aller motorisierten 
Haushalte {5 Mill.) mit 12,2 Mill. Haushaltsange- 
hörigen. Diese Haushaltsgruppe kann zusätzliche 
Belastungen grundsätzlich mit eigenen Mitteln 
ausgleichen. Die Reaktionen auf die Verteuerun- 
gen werden allerdings relativ stark ausfallen. 

- In Gruppe 3 variiert die obere Einkommensgrenze 
zwischen den Szenarien etwas. Im Szenario 2, 
demjenigen mit der geringsten Gesamtbelastung, 
liegt sie bei 4 000 DM, in den Szenarien 1 und 2 
bei 4 500 DM. Demzufolge entfallen im Szenario 2 
auf diese Gruppe 3,9 Mill. der motorisierten Haus- 
halte (20 %) und in den Szenarien 1 und 3 jeweils 
5,6 Mill. (29 %). Bei den Angehörigen dieser 
Gruppe sind die Veränderungen bei den Verkehrs- 
ausgaben zwar spürbar, aber nicht einschneidend. 
Die Reaktionen dürften daher von mittlerer Stärke 
sein und sich möglicherweise eher auf den Frei- 
zeitverkehr als auf die „notwendigen" Fahrten im 
Berufs- und im Ausbildungsverkehr beziehen. 

- Gruppe 4 umfaßt diejenigen Haushalte, deren Ein- 
kommen über den oberen Grenzen von Gruppe 3 
liegt. Im Szenario 2 sind dies 8,5 Mill. motori- 
sierte Haushalte (44 %), in den Szenarien 1 und 3 
6,8 Mill. (35 %) mit 20,7 Mill. bzw. 16,5 MiU. An- 
gehörigen. Die zusätzlichen Belastungen reduzie- 
ren hier die durchschnittliche monatliche Erspar- 
nis nur um 5 %. Die Pkw-Mobilität der Haushalte 
dürfte von den Maßnahmen nur geringfügig be- 
troffen werden. 


3.2.4 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Mit den bisherigen Steuer- und Abgabemodellen 
standen nur relativ allgemein und pauschal einsetz- 
bare preispolitische Instrumente zur Verfügung. Mo- 
derne luK-Techniken bieten ganz neue Möglichkei- 
ten, preisliche Maßnahmen gezielt zur Verkehrs- 
lenkung einzusetzen. Dies ist insbesondere auch 
deshalb von Bedeutung, weil signifikante Beiträge 
dieser neuen Techniken zur Erreichung der an- 
gestrebten verkehrspolitischen Ziele allein aufgrund 
ihrer Informationsfunktion nicht zu erwarten sind 
(s. Abschnitt V.2). 

Es bestehen jedoch erhebliche Einwände gegen den 
Einsatz preislicher Maßnahmen im Verkehrsbereich, 
die keineswegs nur von Interessenverbänden vorge- 
tragen werden. Ein Haupteinwand betrifft die Effi- 
zienz der Lenkungswirkung, insbesondere ange- 
sichts der mit dem Einsatz dieser Maßnahmen ver- 
bundenen Kosten. Ein weiterer Einwand bezieht 
sich auf die soziale Unausgewogenheit dieser Maß- 
nahmen. Um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen 
und ihre Folgen für Privathaushalte sowie Unter- 
nehmen und Selbständige besser beurteilen zu kön- 
nen, führte das DIW im Auftrag des TAB die in 
Abschnitt V.3.2 zusammenfassend dargestellten Mo- 
dellrechnungen für den Bereich des Personenstra- 
ßenverkehrs durch. 

In den diesen Modellrechnungen zugrundegelegten 
„Preisszenarien" wurden vor allem die Instrumente 
der Straßenbenutzungsgebühren und der Minerai- 
ölsteuer berücksichtigt. 

Hinsichtlich der Höhe der Gebühren und Steuer- 
belastungen wurden für die einzelnen Szenarien 
Größenordnungen angenommen, die sich sowohl 
von der derzeitigen Situation als auch untereinander 
ausreichend deutlich unterscheiden, um zu gewähr- 
leisten, daß die Wirksamkeits- und Folgenanalysen 
nicht lediglich graduelle Fortschreibungen des Sta- 
tus-quo, sondern deutlich voneinander abgesetzte, 
unterschiedliche verkehrspolitische Konzeptionen 
quantitativ bewerten. Ein wesentliches Merkmal der 
Preisszenarien ist der Ankündigungseffekt, der lang- 
fristige Verhaltensanpassungen an die veränderten 
Gegebenheiten ermöglichen soll. Die Szenarien- 
maßnahmen sind in einem Zeitraum von fünfzehn 
Jahren umzusetzen, um genügend zeitlichen Spiel- 
raum für diese Anpassungen zur Verfügung zu 
haben. 

Es ist nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß die ge- 
troffenen Annahmen nicht den Charakter von politi- 
schen Handlungsempfehlungen haben. Ziel der Un- 
tersuchung ist es, die betroffenen Gruppen einzu- 
grenzen und den Grad der Betroffenheit von den 
ausgewählten Maßnahmen sowie die Reaktionsmög- 
lichkeiten auf diese Maßnahmen abzuschätzen. Erst 
wenn die Ergebnisse dieser Analysen vorliegen, kann 
- und muß - über die Zumutbarkeit und die politische 
Durchsetzbarkeit der Maßnahmen bzw. Maßnahmen- 
bündel diskutiert werden. 

Die Untersuchungen zur verkehrlichen Wirksamkeit 
preislicher Maßnahmen im Personenstraßenverkehr 
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zeigen, daß Maßnahmen, die im Sinne der analysier- 
ten Preisszenarien angelegt sind, verkehrliche Effi- 
zienz-, Verlagerungs- und Vermeidungsreaktionen 
der privaten Haushalte erwarten lassen, die den in 
dieser Studie im Vordergrund stehenden verkehrs- 
politischen Zielen entsprechen. So sind je nach Sze- 
nario Fahrleistungsreduktionen des motorisierten In- 
dividualverkehrs zwischen 8,8% und 25,6% zu er- 
warten. Durch die bessere Auslastung der Fahrzeuge 
hegen die Verminderungen der Verkehrsleistung je- 
doch nur zwischen 5,7% und 17,1%. Besonders be- 
merkenswert ist die zu erwartende erhebliche Ver- 
minderung des Kraftstoffverbrauchs um 36,5% bis 
59,3% und die damit verbundene Reduktion der 
C02-Emissionen aus dem Verkehr in gleicher Grö- 
ßenordnung. Die ausgeprägtesten Verminderungen 
werden dabei für das Szenario 3 (drastische Mineral- 
ölsteuererhöhung) abgeschätzt. Bei Unternehmen 
und Selbständigen sind die Auswirkungen der zu- 
sätzlichen Kostenbelastungen erheblich geringer als 
bei privaten Haushalten, da insbesondere bei Unter- 
nehmen Pkw-Fahrten in der Regel Vorleistungen im 
Rahmen der betrieblichen Leistungserstellung sind, 
deren Kosten nur geringe Bedeutung innerhalb des 
Produktionsprozesses haben. Ein gravierendes Pro- 
blem ergibt sich bei starken Mineralölsteueran- 
hebungen durch die ümgehungsmöglichkeiten (Tan- 
ken im Ausland) im Fähe eines nationalen Allein- 
gangs. 

Die errechneten Fahrleistungsreduktionen müssen 
nicht mit Mobilitätseinbußen verbunden sein, da die 
privaten Haushalte sich langfristig an die verän- 
derten Gegebenheiten anpassen können. Die Anpas- 
sungsreaktionen der privaten Haushalte bestehen 
dabei einmal in fahrzeugbezogenen Reaktionen, wie 
dem Kauf kleinerer Fahrzeuge und von Fahrzeugen 
mit neuen, sparsameren Motoren, sowie in Verkehrs - 
bezogenen Reaktionen, wie der Verlagerung von 
Pkw-Fahrten auf andere Verkehrsmittel, Vermeidung 
von Fahrten, veränderte Zielwahl und bessere Fahr- 
zeugauslastung. 

Die Ergebnisse stehen in Einklang mit denen frühe- 
rer Studien, die ebenfalls die Wirksamkeit preislicher 
Maßnahmen, speziell zur Reduktion von C02-Emis- 
sionen aus dem Verkehr, untersucht haben. So weist 
eine im Auftrag des Bundesverkehrsministeriums 
(BMV) von PROGNOS erstellte Studie nach, daß eine 
Erhöhung der Mineralölsteuer die wirksamste von 
insgesamt 22 untersuchten Maßnahmen zur Vermin- 
derung der C02-Emissionen (PROGNOS 1991) ist. 
Auch eine ebenfalls im Auftrag des BMV erstellte 
Studie des ifo-Instituts bestätigt die hohe Effizienz 
preislicher Maßnahmen im Hinbhck auf die CO 2 - 
Minderung im Verkehr (ifo 1995). 

Die Anpassungsreaktionen auf die untersuchten 
preislichen Maßnahmen führen dazu, daß die zu er- 
wartenden Belastungen der Privathaushalte geringer 
ausfallen, als es einfache Hochrechnungen der Sze- 
narioannahmen vermuten lassen. So würden die an- 
genommenen Mineralölsteuererhöhungen allein in 
Szenario 1 und 2 eine mittlere monatliche Mehr- 
belastung um etwa 100,- DM pro Haushalt und in 
Szenario 3 um etwa 300,- DM erwarten lassen. 
Tatsächlich ergeben die Untersuchungen des DIW je- 


doch, daß es, bedingt durch die Anpassungsmaß- 
nahmen, nur zu einer mittleren monatlichen Mehr- 
belastung von etwa 50,- DM pro Haushalt kommen 
würde. Die Kosten je Pkw-Küometer steigen dabei, 
bezogen auf den Wert von 1994, in den Szenarien 1 
und 2 um etwa 20 % und im Szenario 3 um 48 %; die 
gesamten Verkehrsausgaben steigen nur um 8 bis 
12 %. 

Die zusätzliche Kostenbelastung des Pkw- Verkehrs 
durch die Mineralölsteuererhöhung einschheßlich 
Mehrwertsteuer und die Straßenbenutzungsgebüh- 
ren führt zu Mehreinnahmen von über 30 Mrd. DM 
jährhch. Im Szenario 1 werden die errechneten Mehr- 
einnahmen von etwa 37 Mrd. DM jährhch mit etwa 
25 Mrd. DM jährlich zum größten Teil durch die Stra- 
ßenbenutzungsgebühren erzielt. Im Szenario 3 wer- 
den die errechneten Mehreinnahmen von etwa 
34 Mrd. DM jährlich fast ausschließlich durch die an- 
genommene Mineralölsteuer erreicht, die flankie- 
rend angenommene Parkraumbewirtschaftung trägt 
mit etwa 2 Mrd. DM jährlich zu dem genannten Be- 
trag bei. 

Die vom DIW im Rahmen dieser Studie weiterhin 
durchgeführte Analyse zu den Folgen preislicher 
Maßnahmen im motorisierten Individualverkehr in 
Abhängigkeit von der Einkommenshöhe zeigt, daß 
diese Maßnahmen sehr unterschiedliche Auswir- 
kungen auf die finanzielle Situation der Haushalte 
mit Pkw haben würden. Als Indikator für die Bela- 
stungssituation wurde das Verhältnis der zusätz- 
lichen Kostenbelastung zur Ersparnis der Haushalte 
gewählt. Eine erhebliche Belastung wird angenom- 
men, wenn dieses Verhältnis größer als 80% ist. 
Den Untersuchungen kann entnommen werden, 
daß etwa 10% der Haushalte mit Pkw (2 Mül. Haus- 
halte mit rund 5 Mill. Haushaltsangehörigen) durch 
die preislichen Maßnahmen in ihrer Automobilität 
erheblich eingeschränkt würden. Etwa 25 % der 
Haushalte mit Pkw könnten die zusätzlichen Bela- 
stungen grundsätzlich mit eigenen Mitteln ausglei- 
chen, ihre Reaktionen auf die Verteuerungen wür- 
den allerdings relativ stark ausfallen. Für etwa 65 % 
der Haushalte mit Pkw würden die preislichen Maß- 
nahmen zu nur geringen oder vemachlässigbaren 
Auswirkungen auf die finanzielle Haushaltssituation 
führen. 

Angesichts dieser Ergebnisse sollte, falls eine Um- 
setzung dieser Option (oder von Elementen dieser 
Option) in Betracht gezogen würde, erwogen wer- 
den, einen Mindeststandard an notwendigen Ver- 
kehrsleistungen für die besonders betroffenen Ein- 
kommensgruppen durch entsprechende Kompensa- 
tionsmaßnahmen sicherzustellen. Die erforderlichen 
Mittel dürften aus den zusätzlichen Einnahmen aus 
der Mineralölsteuer einschließhch Mehrwertsteuer 
und den Straßenbenutzungsgebühren zur Verfü- 
gung stehen. Der Zielrichtung dieser Studie ent- 
sprechend müßten solche Kompensationsmaßnah- 
men allerdings vorrangig auf die Bereitstellung von 
im Hinbhck auf Preisgestaltung, Zeitaufwand und 
Komfort attraktiveren Verkehrsalternativen im öf- 
fentüchen Verkehr ausgerichtet sein. Der Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs besitzt darüber hinaus 
den Vorteü, daß er auch den Haushalten zugute 
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kommt, die keinen Pkw besitzen. Es ist auf jeden 
Fall zu erwarten, daß preisliche Maßnahmen nur 
dann akzeptiert werden, wenn sie der Grundannah- 
me dieser Studie entsprechend Mobilität erhalten 
und langfristig sicherstellen. 

Neben den globalen, auf das gesamte Verkehrs- 
system bezogenen Maßnahmen sind in den Sze- 
narien auch einige lokal wirkende Maßnahmen, wie 
Cordon Pricing und Parkraumbewirtschaftung in den 
Ballungsräumen, enthalten, die in bezug auf die 
Gesamtfahrleistung nur verhältnismäßig geringe 
Effekte haben, für den Verkehr in den betroffenen 
Städten aber von großer Bedeutung sind. 

Mit der Verabschiedung des Fernstraßenbauprivat- 
finanzierungsgesetzes im Jahre 1994 hat der Deut- 
sche Bundestag auch die gesetzhche Grundlage ge- 
schaffen, um Straßenbenutzungsgebühren zu erhe- 
ben, falls diese zu Zwecken der Finanzierung des 
Baus und Betriebs von Straßen durch Private erhoben 
werden. Die Einführung von Straßenbenutzungsge- 
bühren als allgemeine Lenkungsabgaben bedarf einer 
bundeseinheitlichen Regelung. Einer solchen Rege- 
lung stehen nach Ansicht des Umweltrates keine 
grundsätzüchen verfassungsrechthchen Bedenken 
entgegen (SRU 1994). Für die Einführung von Stra- 
ßenbenutzungsgebühren besteht eine konkurrie- 
rende Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 74 Nr. 22 GG. Der Rat weist darauf hin, daß 
gegebenenfalls ergänzend auf die Kompetenz im Im- 
missionsschutz (Artikel 74 Nr. 24 GG) zurückgegrif- 
fen werden kann. Eigenständige Möglichkeiten der 
Gemeinden zur Einführung von Straßenbenutzungs- 
gebühren sieht der Rat als nicht gegeben an. Denk- 
bar wäre eine bundesrechtliche Ermächtigung 
hierzu, die jedoch nur zulässig ist, solange der Bund 
nicht von seiner Gesetzgebungskompetenz Ge- 
brauch macht. 

Bei der Bewertung preislicher Instrumente sind auch 
die bereits vorhegenden Steuer- und gebührenrecht- 
lichen Regelungen zu berücksichtigen. So ist bei- 
spielsweise in der derzeitigen Kilometerpauschale 
eine Bevorzugung der Pkw-Nutzung gegenüber um- 
weltverträglicheren Alternativen zu sehen. Der Um- 
weltrat weist darauf hin, daß die Fahrtkostenpau- 
schale für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits- 
stätte deuthch höher ist als die variablen Kosten der 
Pkw-Nutzung (SRU 1996), und empfiehlt, die Kilo- 
meterpauschale für die Nutzung von Kraftfahr- 
zeugen durch eine verkehrsträgerunabhängige Ent- 
femungspauschale zu ersetzen. 

Für die Automobiündustrie bietet der durch preis- 
Üche Maßnahmen bewirkte Anpassungsprozeß den 
Anreiz und die Chance, innovative Techniken, wie 
Antriebskonzepte mit höherer Energieeffizienz als 
die heutigen und Karosserien mit neuen leichteren 
Werkstoffen, entwickeln und vermarkten zu können. 
Der Kauf technisch hochwertigerer aber teurerer 
Fahrzeuge wird unter den geänderten preislichen 
Rahmenbedingungen für den Automobilkäufer wirt- 
schaftlich sein. Um auch tatsächhch verkehrlich 
wirksam zu werden, müssen diese neuen Techniken 
allerdings im Massenmarkt der Klein- und Mittel- 
klassefahrzeuge vertreten sein. 


3.3 Wirkungen und Folgen der 

(Unter-)Option „Preisliche Maßnahmen 
im Güterstraßenverkehr“ 

Die Modellrechnungen des DIW für den Güterstra- 
ßenverkehr beruhen auf der ersten gesamtdeutschen 
Input- Output-Matrix der gesamtwirtschafthchen Ver- 
flechtungen für das Jahr 1991, während sich die bis- 
herigen Untersuchungen auf die alten Bundesländer 
und das Jahr 1988 bezogen. Erstmahg wurden auch 
die Auswirkungen preislicher Maßnahmen auf den 
Lkw- Nahverkehr untersucht. Besondere Bedeutung 
kommt diesen Rechnungen auch deshalb zu, weü die 
technische Machbarkeit von automatischen Gebüh- 
renerhebungen auf der Grundlage moderner luK- 
Techniken in Feldversuchen für den Lkw- Verkehr in- 
zwischen erprobt und bestätigt wurde (TÜV Rhein- 
land 1995). Grundlage der Bewertung der (Unter-)- 
Option „Einsatz von luK-Techniken zum Verkehrsma- 
nagement im Güterstraßenverkehr zusammen mit 
dem Einsatz verschiedener preislicher Maßnahmen " 
waren wiederum Untersuchungen des DIW zu den 
Wirkungen und Folgen der in Abschnitt V3.1 be- 
schriebenen Szenarien für den Einsatz preislicher 
Maßnahmen. Mit der in den Szenarien 1 und 2 ge- 
wählten Straßenbenutzungsgebühr von 0,80 DM/ 
Lkw-km wurde von einer höheren Belastung aus- 
gegangen als in den vom DIW bereits früher durch- 
geführten Rechnungen (UBA 1994). 

Die Höhe der Abgaben und Steuerbelastungen wur- 
de damit wiederum so gewählt, daß sich die einzel- 
nen Szenarien bezüglich der Größenordnungen der 
Kostenbelastung deuthch von der derzeitigen Situa- 
tion unterscheiden. Mit diesen Annahmen wird ge- 
währleistet, daß die Wirksamkeits- und Folgenana- 
lysen nicht lediglich graduelle Fortschreibungen des 
Status -quo, sondern deutlich voneinander abge- 
setzte, unterschiedliche verkehrspolitische Konzep- 
tionen quantitativ bewerten. 

3.3.1 Wirkungen auf die Verkehrsnachfrage 

Preispolitische Eingriffe im Güterverkehr, wie sie in 
den Szenarien untersteht werden, haben im Grund- 
satz die gleichen Wirkungen auf die Nachfrage wie 
im Personenverkehr: 

- Durch organisatorische Maßnahmen (z. B. zeitliche 
Verschiebung von Fahrten, bessere Auslastung der 
Fahrzeuge) wird versucht, die preiserhöhende Wir- 
kung zu mindern; 

- durch Substitution, wie z. B. die verstärkte Nut- 
zung der Telekommunikation, können Fahrten 
vermieden werden; 

- schließhch können die veränderten Preisrelationen 
zu Verlagerungen auf andere Verkehrsarten füh- 
ren, der Modal Spht ändert sich. 

Auch die Einflußfaktoren, die neben dem Preis auf 
die Verkehrsnachfrage wirken, wie Transportzeit 
und -qualität, sind prinzipieU die gleichen wie im 
Personenverkehr. 

Im Güterstraßenverkehr tragen die Lohnkosten für 
den Fahrer, aber auch die allgemeinen Fuhrparkver- 
waltungskosten erheblich zu den Betriebskosten bei; 
die festen Kosten einschließhch der Fahrzeugab- 
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Schreibung umfassen heute mehr als zwei Drittel der 
Gesamtkosten. In den Szenarien ändert sich dieses 
Verhältnis nicht unwesentlich. Eine Beispielrech- 
nung für einen typischen Lkw-Zug im Güterfernver- 
kehr mit einem Kaufpreis von 240 000 DM zeigt, daß 
sich bei einer durchschnittlichen jährlichen Fahr- 
leistung von 120 000 km mit hohem Autobahnanteil 
das Road Pricing wesentlich stärker auswirkt als die 
jetzige Vignette (Tab. V-3.15). 

Die Mehrbelastung entspricht in der Größenordnung 
der in Szenario 3 unterstellten Mineralölsteuerer- 
höhung. Langfristig steigen die Lkw-Betriebskosten 
in der Beispielrechnung zum Fernverkehr insgesamt 
durch die in den Szenarien vorgesehenen Maßnah- 
men um rund die Hälfte, von ca. 280 000 DM auf bis 
zu 440 000 DM. 

Im Güternahverkehr ist ein typisches Baustellenfahr- 
zeug als Beispiel gewählt worden. Von den unter- 
stellten Maßnahmen hat nur die Mineralölsteuerer- 
höhung Bedeutung, die Kosten steigen hierdurch 
langfristig um 15% in den Szenarien 1 und 2, bzw. 
um 30% im Szenario 3. Auch wenn der Beispiel- 
charakter dieser Rechnungen betont werden muß - 
so dürften z. B. bei dem von den Güterverkehrszen- 
tren im Umland der Städte ausgehenden Lieferver- 


teilverkehr die Autobahnanteile an der Fahrleistung 
und damit die Kosten durch das Road-Pricing erheb- 
lich höher sein -, zeigen die Tabellen doch die Grö- 
ßenordnungen der Kostenarten im Lkw- Verkehr. 

Bei den Rechnungen zu den Wirkungen der Preis- 
maßnahmen auf den Transport mit dem Lkw sind 
auch die möglichen Reaktionen der Transportunter- 
nehmen auf die preislichen Maßnahmen mit einbezo- 
gen. Diese umfassen 

- den Einsatz Verbrauchs ärmerer Lkw als heute so- 
wie 

- die Vermeidung von Leer- und schwach ausgela- 
steten Fahrten. 

Im Vergleich zum Pkw sind die fahrzeugbezogenen 
Einsparmöglichkeiten jedoch gering, da die Nutzlast 
einen hohen Anteil am Fahrzeuggewicht hat und 
keine praktikablen technischen Verfahren zur Rück- 
gewinnung und Speicherung der Bremsenergie er- 
kennbar sind. Die logistischen Möglichkeiten, die 
durchschnittliche Auslastung der Fahrzeuge zu ver- 
bessern, dürfen ebenfalls nicht überschätzt werden; 
häufig ist wegen der Unpaarigkeit der Verkehrs- 
ströme oder des Einsatzes von Spezialfahrzeugen 
keine höhere Auslastung als 50 % möglich. 


Tabelle V-3.15 


Kostenrechnung für jeweils einen Lkw-Zug im gewerblichen Fernverkehr^) 
und einen Lkw im Nahverkehr in Tsd. DM 



Lkw im Fernverkehr 

Lkw im Nahverkehr 

Ausgangs- 

situation 

1994 

mit Maßnahmen 
nach Szenario^) 

Ausgangs- 

situation 

1994 

mit Maßnahmen 
nach Szenario^) 

1 

2 

3 

1 

2 

3 

Feste Kosten 

200,0 

198,0 

198,0 

198,0 

136,0 

136,0 

136,0 

136,0 

davon 









Personal 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Kfz-Steuer 

2,8 

2,8 

2,8 

2,8 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

Vignette 

2,2 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

- 

- 

- 

übrige^) 

95,0 

95,0 

95,0 

95,0 

35,0 

35-0 

35,0 

35,0 

Variable Kosten 

78,0 

224,0 

224,0 

239,0 

46,0 

73,0 

73,0 

73,0 

davon 









Mineralölsteuer 

26,0 

94,0 

94,0 

187,0 

9,0 

32,0 

32,0 

63,0 

Road Pricing 

i 

78,0 

78,0 

0,0 

- 

3,0 

3,0 

0,0 

übrige^) 

52,0 

52,0 

52,0 

52,0 

37,0 

37,0 

37,0 

37,0 

Gesamtkosten 

278,0 

422,0 

422,0 

437,0 

182,0 

205,0 

205,0 

234,0 

darunter 









Abgaben 

31,0 

167,0 

167,0 

170,0 

9,0 

30,0 

30,0 

56,0 

Anteil in % 

112 

39,5 

39,5 

38,9 

5,1 

14,5 

14,5 

24,0 


40 t Lkw-Zug mit 26 t Nutzlast 
'^) Dreiseitenkipper-Lkw 10 t 
nach jeweils 15 Jahren 

Abschreibung, Versicherung, Fuhrparkverwaltung 
Treibstoffverbrauch (ohne Mineralölsteuer), Reparaturen, Reifen, etc. 

Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1 996c) 
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Tabelle V-3.16 

Entwicklung der Lkw-Fahrleistungen - 
in Mrd. Fahrzeug-km 



1994 

Sze- 
nario 1 

Sze- 
nario 2 

Sze- 
nario 3 

Nahverkehr . . . 

39,3 

38,3 

38,3 

37,5 

dar. Autobahn . 

29,4 

28,6 

28,6 

28,0 

Fernverkehr . . . 

21,1 

17,3 

17,2 

17,0 

dar. Autobahn . 

18,6 

15,2 

15,1 

14,9 

Insgesamt 

60,4 

55,6 

55,5 

54,5 

dar. Autobahn . 

48,0 

43,7 

43,6 

42,9 


Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1996 c) 


Tabelle V-3.16 zeigt das zusammengefaßte Ergebnis 
der Schätzungen zur Verkehrsverlagerung und -Ver- 
minderung: Trotz der recht drastischen Kostenerhö- 
hung um rund 50 % im Fernverkehr und bis zu 30 % 
im Nahverkehr wird nach den Modellrechnungen 
die Lkw-Fahrleistung insgesamt nur um 10% verrin- 
gert. Im Nahverkehr beträgt die Reduktion dabei nur 
wenige Prozent, im Fernverkehr etwa 20%. Dieses 
Ergebnis bezieht sich auf die gewählten Szenario- 
maßnahmen. Würden darüber hinaus, wie in der be- 
züglich der betrachteten Maßnahmen umfassende- 
ren Untersuchung des DIW, die 1994 im Auftrag des 
UBA durchgeführt wurde, weitergehende Angebots- 
verbesserungen auf seiten der Bahn sowie flankie- 
rende Maßnahmen, wie räumliche und zeithche 
Fahrverbote und Überholverbote für Lkw, vorge- 
sehen, so wären weitergehende Reduktionen der 
Fahrleistung im Straßengüterfemverkehr zu er- 
warten (UBA 1994). Neuere Untersuchungen zu den 
Kapazitätsreserven der Bahn im Güterfernverkehr 
zeigen, daß die Bahn grundsätzhch ausreichende 
Transportkapazitäten zur Verfügung stellen kann 
(HACON/IVE 1996). Es bleibt jedoch fraghch, wel- 
che weitergehenden Rahmenbedingungen notwen- 
dig sind, um die Bahn in die Lage zu versetzen, diese 
Reserven auch tatsächlich zu nutzen. 

Im Güternahverkehr besitzen preisüche Maßnahmen 
insbesondere auch wegen der geringen Ausweichmög- 
hchkeiten nur eine begrenzte Wirkung. Die schwache 
Reduzierung der Fahrleistung im Nahverkehr ergibt 
sich auch daraus, daß bei den auf die Schiene verlager- 
ten Transporten vielfach noch ein Vor- und Nachlauf 
mittels Lkw-Transport erforderlich ist. Da auch im Nah- 
verkehr der größere Entfemungsanteil auf das Auto- 
bahnnetz entfällt, verringert sich auf den Autobahnen 
die Lkw-Fahrleistung nur um rd. 10 %. 

Bei dem zunächst überraschenden Ergebnis einer 
insgesamt doch relativ geringen Verkehrswirksam- 
keit selbst einer Preiserhöhung, die deutlich über das 
in der politischen Diskussion als realisierbar bezeich- 
nete Niveau hinausgeht, ist jedoch zu berücksichti- 
gen, daß 

- der grenzüberschreitende Verkehr mit einem An- 
teil von zwei Fünfteln am Transportaufkommen im 
Straßengüterfemverkehr nur mit dem Anteil der 
deutschen Autobahnkilometer verteuert wird; 


- die Bahn durch die Aufteilung in diverse Trans- 
portunternehmen mit entsprechenden Grenzauf- 
enthaltszeiten usw. gerade bei diesen Transport- 
strömen dem Lkw deuthch unterlegen ist; 

- der Transportpreis gegenüber anderen Transport- 
eigenschaften vielfach von untergeordneter Be- 
deutung ist; 

- insbesondere in den Road-Pricing-Szenarien die 
Qualität des Lkw- Transportes steigt. Die Transport- 
verlagerungen - auch die des Personenverkehrs - 
verringern die Stauanfälligkeit der auf der Straße 
verbleibenden Transporte. In den Road-Pricing- 
Szenarien wird über eine unterschiedliche Beprei- 
sung darüber hinaus eine zeitlich-räumlich verfei- 
nerte Steuerung des Verkehrsflusses möghch. 

Der letztgenannte Effekt führt dazu, daß die Verlage- 
rungen im Szenario 1 (Road Pricing auch für Pkw) am 
niedrigsten ausfallen. Insgesamt sind die Unterschie- 
de zwischen den Szenarien jedoch gering. 

3.3.2 Folgen von Verteuerungen 
im Straßengüterverkehr 

Um die ökonomischen Folgen der preislichen Annah- 
men in den Maßnahmeszenarien zu analysieren, sind 
drei Hauptarbeitsschritte notwendig: 

- Bestimmung des Umfangs der Belastung, 

- Eingrenzung der Betroffenengruppen, 

- Einschätzung der Reaktionen der Betroffenen, ggf. 
Betrachtung der Möglichkeiten zur Kompensation. 

Bei den Untersuchungen waren auch die möghchen 
Anpassungsreaktionen der Verlader zu berücksichti- 
gen. Eine Verbrauchsreduzierung ist, wie bereits er- 
wähnt, beim Lkw im Vergleich zum Pkw nur in gerin- 
gem Umfang möghch. Daher ist im Gegensatz zu den 
Ergebnissen für den Pkw-Verkehr beim Lkw-Ver- 
kehr in Szenario 3 für deutsche Unternehmen mit 
einer höheren Belastungszunahme zu rechnen als 
bei den Road-Pricing-Szenarien. Einzubeziehen sind 
vor allem Verkehrsverlagerungen auf Bahn und 
Schiff sowie Änderungen der Lieferbeziehungen. 

Aus der Summe der sich im Endeffekt ergebenden 
Belastungen resultieren die Einnahmen aus Road 
Pricing bzw. Mineralölsteuererhöhung und damit der 
Betrag, der für kompensierende Maßnahmen ggf. zu 
Verfügung steht. 

In der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) 
wird für 1991 im Verkehrssektor eine Bruttowert- 
schöpfung von rd. 86,8 Mrd. DM ausgewiesen, ein 
Anteil von 3,3 % an der gesamten Bruttowertschöp- 
fung. In dieser Zahl sind neben dem Transport von 
Gütern auch der öffenthche Personenverkehr, die 
Seeschiffahrt und die nicht dem Transport zuzurech- 
nenden Nebenleistungen des Verkehrsgewerbes 
enthalten. Es fehlt jedoch der Werkverkehr, seine 
Wertschöpfung wird dem jeweiligen Wirtschaftssek- 
tor direkt zugerechnet. Für die Zwecke dieser Unter- 
suchung sind der Bruttowertschöpfung des Verkehrs- 
bereichs in der Abgrenzung der VGR noch 14 Mrd. 
DM Wertschöpfung aus dem Werkverkehr hinzuzu- 
rechnen. Für den gesamten Verkehr ergibt sich damit 
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Abbildung V-3.1 

Vorleistungen der verschiedenen Produktionssektoren zur Herstellung 
von Nahrungsmitteln 1991 


Inputs zur Herstellung von 
Nahrungsmitteln 1 991 


Landw. Produkte 
Forstwirtsch, Fischerei 
Elektrizität, Fernwärme 
Gas 
Wasser 
Kohle, Koks, Briketts 
Erze, Torf 
Erdöl, Erdgas 
Chem. Erzeugnisse 
M ineralölerzeugnisse 
Kunststofferzeuan. 
Gummierzeugn. 
Gewinng.von Baustoffen 
Feinkeramik 
Glas u. Glaswaren 
Eisen und Stahl 
NE-Metall u. -haibzeug 
Giessereierz. 
Ziehereierzeugnisse 
Stahl-, Leichtmetallbau 
M asch I ne nba ue rzeu gn , 
Büromaschinen 
Straßenfahrzeuge 
Wasserfahrzeuge 
Luft-, Raumfahrzeuge 
Elektrotechn . Erzeugnisse 
Feinmech., optische Erz. 

EBM -Waren 
Musikinstr., Spiel waren 
Holzbearbeitung 
Holzwaren 
Zellst-, Papierh erst ellg 
Papier- u. Pappewaren 
Druckereierzeugnisse 
Lederwaren, Schuhe 
Textilien 
Bekleidung 
Nahrungsmittel 
Getränke 
Tabakwaren 
Hoch-, Tiefbau 
Ausbaugewerbe 
Großh. , Rückgewinnung 
Einzelhandel 
Eisenbahn 
Schiffahrt 
Post, Telekom 
üb’. Verkehr 
Leistungen d. Banken 
Versic herungsgewerbe 
Vermietung 
G astge we rbe , He im e 
Wissensch., Kultur, Presse 
Gesundheitswesen 
Son st . Di enstl eistungen 
Gebietskörperschaften 
Sozialversicherung 
Priv.Org. o. Erwerbszw. 


Einfuhr 
Abschreibung 
Arb.nehmerEink. 
Unternehme rEink. 


12000 


Produktionswert 
214 Mrd. DM 

Vorleistungen 
166 Mrd. DM 

darunter Verkehr 
8,5 Mrd. DM 



24000 36000 

Mill. DM 


48000 60000 


DIW 


Quelle: DIW 1996c 
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Abbildung V-3.2 

Vorleistungen der verschiedenen Produktionssektoren zur Herstellung 

von Getränken 1991 


Inputs zur Herstellung von 

Getränken 1991 




Landw. Produkte _ 


1 

1 

, , 

1 

1 



Forstwirtsch , Fischerei 









Elektrizität, Fernwärme _ 
Gas ^ 
Wasser ^ 

r 

r 

1 

1 

1 

1 

1 1 

1 ■ 

1 

1 

1 

1 



Erze, Torf 
Erdöl, Erdgas . 
Chem. Erzeugnisse 


1 

1 

1 

■ 

Produktionswert 


1 

1 



Mineralölerzeugnisse . 

1 



37,5 Mrd. DM 





Kunststofferzeugn. 








Gummierzeugn. ^ 
Gewinng.von Baustoffen _ 
Feinkeraunik _ 


1 

1 

1 

1 

1 

1 

Vorleistungen 


■ 

1 

■ 



Glas u. Glaswaren _ 


zm 

, • 





Eisen und St^l _ 
NE-Metall u. -halbzeug _ 
Giessereierz. 
Ziehereierzeugnisse ^ 
Stahl-, Leichtmetallbau _ 
Maschinenbauerzeugn. _ 
Büromaschinen . 
Straßenfahrzeuge _ 
Wasserfahrzeuge _ 
Luft-, Raumfahrzeuge 
Elektrotechn. Erzeugnisse ^ 
Feinmech. ,optische Erz. 


■ 

■ 

■ 

1 

■ 

1 

1 

1 

1 

1 

■ 

1 

1 

1 

1 

1 

22,7 Mrd. DM 

darunter Verkehr 

1 Mrd. DM 


1 

■ 

■ 

1 

1 

1 

1 

1 



P 

1 

1 

1 

1 

1 1 

1 1 

1 

1 

1 

1 



EBM-Waren ^ 


”3 ■ 

1 

1 1 

1 

1 



Musikinstr., Spielwaren _ 
Holzbearteitung 
Holzwaren . 
Zellst-, Papiertierstellg _ 

p 

1 

1 

■ 

1 

1 

1 

1 1 

1 1 

1 1 

1 

1 

1 

■ 

■ 

■ 



Papier- u. Pappewaren _ 
Druckereierzeugnisse ^ 


1 

1 

■ 

1 1 

1 

1 

■ 

■ 



Lederwaren, Schuhe . 

Textilien ^ 
Bekleidung 

1 

■ 

■ 

■ 

■ 

1 1 

■ 1 

1 

1 

1 

1 

■ 

■ 



Nahrungsmittel _ 




i , 





Getränke 









Tabakwaren _ 
Hoch-, Tiefbau 
Ausbaugewerbe ^ 


r ^nn, wm 

1 

1 

' » ’ 

1 

1 

1 1 

1 1 

1 

1 

1 

1 

1 

• 



Großh. , Rückgewinnung 


— - 

1 

1 1 

1 

1 



Einzelhandel _ 
Eisenbahn _ 
Schiffahrt 
Post,Telekom 


1 

• 

■ 

1 

1 

1 

1 1 

1 1 

1 1 

1 

1 

■ 

■ 

■ 



übr.Verkehr 

r'** ■' < 

•~i 

1 

1 1 

1 

■ 



Leistungen d. Banken _ 
Versicherungsgewerbe _ 
Vermietung _ 
Gastgewerbe, Heime _ 
Wissensch , Kultur, Presse _ 
Gesundheitswesen _ 

k 

1 

1 

■ 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 1 

1 1 

1 1 

1 1 

1 1 

1 

1 

1 

1 

1 

■ 

1 

• 

1 

1 
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L ' ■ ' 





1 



Gebietskörperschaften 
Sozialversicherung _ 
Priv.Org. o. Erwerbszw. ^ 

P 

1 

1 

1 

1 

1 1 

1 1 

1 1 

1 

1 

1 

1 

1 
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1 

“1 
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— 1 
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1 
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1 
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1 
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Quelle: DIW 1996c 
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eine Wertschöpfung von rd. 100 Mrd. DM, von der 
mit rund 44 Mrd. DM knapp die Hälfte dem Lkw 
zuzurechnen ist. Hiervon entfällt wiederum rd. die 
Hälfte auf den gewerblichen Straßengüterfemver- 
kehr, der Rest auf Werkfernverkehr und Nahverkehr. 

3.3.2, 1 Anteile der Lkw-Transportkosten 
nach Wirtschaftssektoren 

Instrument zur Abschätzung der Transportkosten- 
anteile der einzelnen Wirtschaftssektoren ist die 
Input-Output-Rechnung. Wie in (DIW 1996c) näher 
ausgeführt, werden, basierend auf dem gesamten 
statistischen Ausgangsmaterial und ergänzt durch 
Schätzungen, die Güterströme und Produktionsver- 
flechtungen ausgewiesen. Die Matrix der gesamt- 
wirtschaftlichen Verflechtungen (Input-Output-Ma- 
trix) ist nach 58 Produktionssektoren disaggregiert. 
Aus dem Sektor „sonstiger Verkehr" und den sek- 
torinternen Verflechtungswerten wurde der Sektor 
„Lkw-Transporte" bestimmt. 

Jede Zeile der Input- Output-Matrix zeigt das Auf- 
kommen eines Wirtschaftsbereiches, in den Spalten 
aufgeschlüsselt nach seiner Verwendung. Spalten- 
weise gelesen zeigt die Input- Output-Matrix damit, 
welche Vorleistungen (Inputs) aus den Wirtschaftsbe- 
reichen für die Produktion erfolgt sind. Die Abbil- 
dungen V-3.1 und V-3.2 zeigen hierzu zwei Beispiele: 
Der Produktionswert der in 1991 hergestellten Nah- 
rungsmittel beträgt 2 14 Mrd. DM. Von diesem Pro- 
duktionswert sind 22% Wertschöpfung als Arbeit- 
nehmer- und Unternehmereinkommen verbucht. Für 
166 Mrd. DM sind Vorleistungen bezogen worden, 
vor allem natürlich landwirtschaftliche Produkte und 
andere Nahrungsmittel. Die Verkehrssektoren haben 
mit 8,5 Mrd. DM knapp 4 % Anteü am Produktions- 
wert von Nahrungsmitteln. Bei Getränken ist der 
Wertschöpfungsanteil höher als bei Nahrungsmitteln. 
Die Vorleistungsbezüge sind stärker verteilt; sie ver- 
teilen sich auf landwirtschaftliche Produkte ebenso 
wie auf chenüsche Erzeugnisse, Kunststoff- und 
Glasflaschen. Der Verkehrsanteil ist mit 4,5 % über- 
durchschnitthch hoch. 

In Tabelle V-3.17 wird eine zusammenfassende Über- 
sicht zu der um Lkw-Transporte erweiterten Input- 
Output-Matrix gegeben. Die Spalte (1) der Tabelle ist 
die Summenzeile der inländischen Produktion aus 
der Input-Output-Matrix. 5 503 Mrd. DM sind im Jahr 
1991 von den Wirtschaftsbereichen als Produktions- 
wert erstellt worden. Davon waren nach Spalten (2) 
und (3) 2 829 Mrd. DM Vorleistungen, 2 674 Mrd. 
DM Bruttowertschöpfung aus direkter Arbeitstätig- 
keit, Abschreibungen etc.. Die Spalten (4) und (5) 
enthalten die Verwendung der Leistungen des Ver- 
kehrs insgesamt und des Lkw-Verkehrs. So weist 
z. B. die zweite Datenzeüe aus, daß für 74 Mrd. DM 
Landwirtschaftsprodukte erzeugt worden sind; hier- 
zu sind für 40,4 Mrd. DM Vorleistungen wie Dünge- 
mittel, Energie usw. eingesetzt worden. Mit 1,08 Mrd. 
DM sind Lkw-Transporte an diesen Vorleistungen 
beteiligt. Die Zeilenanteile an der Summenzeile wer- 
den als Input-Koeffizienten bezeichnet. 

Die Input-Output-Matrix ermöglicht auch die Be- 
rechnung der indirekten Vorleistungen, die in die 


Herstellung von Gütern einfließen. Dies sei am Bei- 
spiel der Nahrungsmittel erläutert (Abb. V-3.1). In 
Nahrungsmitteln im Wert von 100 DM sind direkte 
Güterverkehrstransportleistungen in Höhe von 4 DM 
enthalten. Auf die übrigen Vorleistungen entfallen 
weitere 74 DM, so 28 DM für Landwirtschaftspro- 
dukte, 1,34 DM für Papierwaren, der Rest ist den pri- 
mären Inputs wie Abschreibungen und Lohnkosten 
zuzurechnen. Nun sind auch in den übrigen Vorlei- 
stungen der Nahrungsmittel, so der Bereitstellung 
von Papierwaren, Transportanteile enthalten, ebenso 
Transportaufwendungen in den Vorleistungen der 
Papierproduktion, in deren Vorleistungen usw. Unter 
der Annahme, daß die Struktur der benötigten Vor- 
leistungsgüter stets den Relationen der Input-Koeffi- 
zienten der Input-Output-Matrix entspricht, läßt sich 
der Gesamtaufwand zur Produktion der Güter für die 
letzte Verwendung errechnen. 

In Tabelle V-3.18 sind in (1) die direkten und in (2) 
die direkten und indirekten Kostenanteile der Lkw- 
Transportkosten am Produktionswert ausgewiesen. 
Werden Lkw-Leistungen im Wert von 100 erbracht, 
sind hierin 0,8 direkte „Hilfstransporte" als Vorlei- 
stung enthalten (s. erste Tab eile nzeüe). Die gesamte 
Lkw-Leistung umfaßt neben dem Transport der Gü- 
ter (100%) diese direkten Vorleistungen und die 
Lkw-Transportwege, die aus den übrigen Vorleistun- 
gen für einen Lkw-Transport im Wert von 100 resul- 
tieren: Bereitstellung von Treibstoff, usw.. Direkt und 
indirekt sind zusätzliche Lkw-Transporte in Höhe 
von 1,7 erforderlich. 

Auch bei Berücksichtigung der indirekt enthaltenen 
Transporte liegt der Kostenanteil des Lkw-Transports 
bei den meisten Wirtschaftsbereichen unter 2 %. Nur 
in rund 20 Bereichen dürften Transportpreiserhöhun- 
gen spürbare Wirkung zeigen, dies gilt vor allem für 
den Baustoffsektor, in dem die Lkw-Transportkosten 
einen Anteil von über 10 % besitzen. 

Ähnlich gering wie bei den Produktionskosten ist der 
Anteil der Lkw-Transportkosten an der Güterverwen- 
dung (Tab. V-3.19). Für keinen Verwendungsbereich 
überschreitet der Lkw-Transportkostenanteil den 
Wert von 2 %. 


3. 3. 2. 2 Folgen der Transportkostenerhöhungen 
aufgrund der Szenario-Maßnahmen 

Aus den Szenarioannahmen und den Reaktionen 
der verladenden Wirtschaft und der Transportunter- 
nehmen ergibt sich der Umfang der Transportkosten- 
erhöhung durch die Szenario-Maßnahmen, die für 
den Staat zusätzliche Einnahmen darstellen. Diese 
Einnahmen aus dem Lkw- Verkehr verfünffachen 
sich durch die Szenario-Maßnahmen von etwa 
14 Mrd. DM pro Jahr auf 60 bis 70 Mrd. DM (Tab. 
V-3.20). Die Einnahmen im Szenario 3, das eine deut- 
hche Mineralölsteuererhöhung vorsieht, sind niedri- 
ger als in den Road Pricing-Szenarien, da bei den 
Rechnungen Verlagerungsreaktionen, wie Betanken 
der Lkw im Ausland, berücksichtigt wurden. Ohne 
Anpassungsmaßnahmen der Verkehrsakteure, wie 
z. B. Transportverlagerungen auf Bahn/Binnenschiff 
und Einsatz verbrauchsärmerer Fahrzeuge, wären 
die Einnahmen noch um rd. 10 Mrd. DM höher. 
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Tabelle V-3.17 

Eckwerte der erweiterten Input-Output-Tabelle 1991 


(in Mrd. DM) 



Inländische Produktion 

gesamt 

davon 

Vorleistungen 

Wert- 

schöpfung 

Vor- 

leistungen 

des 

Verkehrs 

von Lkw- 
Transporten 

(n 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

Lkw-Transporte 

80,6 

43,7 

36,9 

4,726 

0,624 

Landwirtschaftliche Produkte 

74,0 

33,7 

40,4 

2,187 

1,084 

Forstwirtschaft, Fischerei 

12,3 

6,0 

6,4 

1,115 

0,550 

Elektrizität, Fernwärme 

101,6 

50,6 

51,0 

2,162 

0,414 

Gas 

29,8 

9,8 

20,0 

0,186 

0,092 

Wasser 

11,7 

8,5 

3,1 

0,020 

0,010 

Kohle, Koks, Briketts 

32,2 

10,7 

21,4 

0,659 

0,162 

Erze, Torf 

4,3 

0,9 

3,4 

0,302 

0,108 

Erdöl, Erdgas 

4,7 

2,5 

2,2 

0,169 

0,017 

Chemische Erzeugnisse 

211,9 

63,9 

148,0 

7,196 

4,483 

Mineralölerzeugnisse 

75,6 

32,6 

43,1 

2,026 

1,348 

Kunststofferzeugnisse 

66,4 

26,2 

40,1 

1,543 

1,000 

Gummierzeugnisse 

16,2 

7,4 

8,8 

0,444 

0,305 

Gewinnung von Baustoffen 

50,3 

20,6 

29,7 

6,096 

5,249 

Feinkeramik 

5,6 

3,1 

2,5 

0,157 

0,091 

Glas und Glaswaren 

15,2 

6,2 

8,9 

0,500 

0,366 

Eisen und Stahl 

94,5 

14,5 

80,0 

2,652 

0,865 

NE-Metall und -halbzeug 

34,9 

6,4 

28,5 

0,665 

0,332 

Giessereierzeugnisse 

21,8 

10,8 

10,9 

0,514 

0,224 

Ziehereierzeugnisse 

54,7 

24,3 

30,4 

1,074 

0,437 

Stahl-, Leichtmetallbau 

48,9 

19,8 

29,0 

0,982 

0,405 

Maschinenbauerzeugnisse 

229,2 

96,7 

132,5 

5,133 

3,198 

Büromaschinen 

31,3 

13,6 

17,6 

0,329 

0,215 

Straßenfahrzeuge 

287,2 

92,6 

194,5 

5,870 

.3,537 

Wasserfahrzeuge 

9,3 

3,2 

6,1 

0,119 

0,050 

Luft-, Raumfahrzeuge 

18,3 

9,4 

9,0 

0,178 

0,120 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

206,4 

97,3 

109,2 

4,080 

2,566 

Feinmech., optische Erzeugnisse 

31,2 

16,5 

14,6 

0,447 

0,225 

EBM-Waren 

69,4 

31,0 

38,4 

1,493 

0,720 

Musikinstrumente, Spiel waren 

11,0 

5,2 

5,8 

0,130 

0,049 

Holzbearbeitung 

12,3 

4,0 

8,4 

0,720 

0,349 

Holzwaren 

54,1 

22,3 

31,8 

1,405 

0,833 

Zellstoff, Papierherstellung 

22,3 

6,0 

16,3 

1,095 

0,646 

Papier- und Pappewaren 

32,1 

9,3 

22,8 

1,126 

0,674 

Druckereierzeugnisse 

48,9 

24,0 

24,9 

1,210 

0,624 

Lederwaren, Schuhe 

9,4 

3,3 

6,1 

0,203 

0,087 

Textilien 

42,5 

13,7 

28,9 

0,920 

0,465 

Bekleidung 

30,9 

9,6 

21,4 

0,452 

0,234 

Nahrungsmittel 

211,7 

46,3 

165,4 

11,055 

6,922 

Getränke 

36,9 

14,4 

22,5 

1,643 

1,217 

Tabakwaren 

26,2 

20,9 

5,3 

0,192 

0,110 

Hoch-, Tiefbau 

205,0 

97,3 

107,7 

4,655 

2,420 

Ausbaugewerbe 

133,6 

66,1 

67,4 

2,132 

1,154 

Großhandel, Rückgewinnung 

239,0 

157,6 

81,4 

5,272 

2,635 

Leistungen des Einzelhandels 

199,1 

136,5 

62,7 

1,748 

0,787 

Eisenbahnen 

20,9 

10,5 

10,4 

0,986 

0,666 

Schiffahrt, Häfen 

15,8 

7,0 

8,7 

6,199 

0,056 

Post, Telekom 

70,5 

59,8 

10,7 

1,548 

0,824 

Sonstiger Verkehr, ohne Lkw 

81,0 

39,2 

41,8 

13,382 

4,985 

Sonstige 

1 920,5 

1 165,4 

755,1 

19,053 

7,092 

Summe 

5 503,0 

2 674,0 

2 829,0 

129,000 

62,000 


Quelle: Berechnungen des DIW (1996c) 
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Tabelle V-3.18 


Anteil der Lkw-Transportkosten 
am Produktionswert 1991 in % 



direkte 

direkte und 
indirekte 


Kostenanteile 

von 

Lkw-Transporten 

0,8 

101,7 

Landwirtschaftliche Produkte . . 

LO 

2,0 

Forstwirtschaft, Fischerei 

3,4 

4,4 

Elektrizität, Fernwärme 

0,4 

1,2 

Gas 

0,3 

0,7 

Wasser 

0,1 

0,5 

Kohle, Koks, Briketts 

0,5 

1,7 

Erze, Torf 

1,3 

2,1 

Erdöl, Erdgas 

0,0 

0,2 

Chemische Erzeugnisse 

1,6 

3,0 

Mineralölerzeugnisse 

1,3 

1,6 

Kunststofferzeugnisse 

1,3 

2,4 

Gummierzeugnisse 

1,4 

2,2 

Gewinnung von Baustoffen . . . 

9,4 

11,1 

Feinkeramik 

1,1 

1,8 

Glas und Glaswaren 

1,9 

3,0 

Eisen und Stahl 

0,8 

2,5 

NE-Metall und -halbzeug 

0,6 

1,6 

Giessereierzeugnisse 

1,0 

1,9 

Ziehereierzeugnisse 

0,7 

1,7 

Stahl-, Leichtmetallbau 

0,8 

1,9 

Maschinenbauerzeugnisse .... 

1,2 

2,1 

Büromaschinen 

0,4 

0,9 

Straßenfahrzeuge 

1,0 

2,1 

Wasserfahrzeuge 

0,5 

1,5 

Luft-, Raumfahrzeuge 

0,4 

0,8 

Elektrotechnische 

Erzeugnisse 

0,9 

1,7 

Feinmechanik, 

optische Erzeugnisse 

0,5 

1,1 

EBM- Waren 

0,9 

1,7 

Musikinstrumente , 

Spielwaren 

0,3 

0,9 

Holzbearbeitung 

2,0 

3,5 

Holzwaren 

1,3 

2,5 

Zellstoff, Papierherstellung .... 

1,8 

2,9 

Papier- und Pappewaren 

1,9 

3,5 

Druckereierzeugnisse 

1,2 

2,4 

Lederwaren, Schuhe 

0,4 

1,0 

Textilien 

0,6 

1,3 

Bekleidung 

0,4 

1,0 

Nahrungsmittel 

2,8 

4,6 

Getränke 

2,9 

4,2 

Tabakwaren 

0,4 

0,7 

Hoch-, Tiefbau 

1,2 

3,7 

Ausbaugewerbe 

0,9 

2,1 

Großhandel, Rückgewinnung . 

1,1 

1,6 

Leistungen des 

Einzelhandels 

0,4 

0,8 

Eisenbahnen 

3,1 

4,0 

Schiffahrt, Häfen 

0,3 

0,7 

Post, Telekom 

1,1 

1,4 

Sonstiger Verkehr, ohne Lkw . . 

5,6 

6,6 


Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1 996 c) 


Tabelle V-3.19 


Anteil der Lkw-Transportkosten 
an der Güterverwendung 1991 



direkte 

direkte und 
indirekte 

Kostenanteile 

(V 

(2) 

Privater Verbrauch 

0,7 

1,3 

Investitionen 



Ausrüstungen 

0,3 

1,1 

Bauten 

0,0 

1,5 

Ausfuhr 

1,4 

1,9 

Insgesamt 

0,5 

1,7 


Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1 996 c) 


Um die sektoralen Folgen der Lkw-Transportverteue- 
rung bestimmen zu können, wurde die Input-Out- 
put-Matrix entsprechend modifiziert; die Gegen- 
überstellung mit den ursprünglichen Werten zeigt 
die ökonomischen Folgen der Szenario-Maßnah- 
men. 

Durch die Mineralölsteuererhöhung hat der Lkw- 
Verkehr entsprechend erhöhte Bezüge aus dem 
Sektor „Mineralölerzeugnisse", weü dort die Zah- 
lungen an den Staat zu verbuchen sind. Die Road- 
Pricing-Abgaben sind als direkte Zahlungen des 
Lkw-Bereichs an den Staat, zusätzlich zur 
Kraftfahrzeugsteuer, zu berücksichtigen. Anderer- 
seits verringern sich mit den unterstellten Ver- 
kehrsverlagerungen die vom Lkw benötigten Vor- 
leistungen an Reifen, Reparaturen, Versicherungen 
etc. 

Aufwendiger als die Modifizierung der Bezüge von 
Vorleistungen des Lkw- Verkehrs ist die Einschät- 
zung der Veränderung des Lkw- Verkehrs in den ein- 
zelnen Sektoren, Über die Anteile von Nah- und 
Fernverkehr wurde der Umfang der Betroffenheit 
vom Road Pricing geschätzt und über Affinitäten zu 
Güterbereichen/Transportmärkten wurden Annah- 
men zu Verkehrsverlagerungen getroffen. Eckdaten 
bilden dabei die Schätzungen zur Verkehrswirk- 
samkeit. 

Bei den sektoralen Preiseffekten sind die Unterschie- 
de zwischen den Szenarien so gering, daß eine 
getrennte Darstellung nicht sinnvoll ist (Tab. V-3.21). 
Bei völliger Überwälzung der nach Anpassungsreak- 
tionen verbleibenden Mehrbelastungen ergeben sich 
die größten Preiserhöhungen mit 3,1% bei Bau- 
stoffen. Hier steigt der Lkw-Anteil am Produktwert 
unter Einbeziehung der indirekten Kostenbestand- 
teile von 11,1 auf 14,4%. Der Nahverkehrsanteil ist 
bei diesen Transporten zwar hoch (und damit der 
Autobahnanteil niedrig), es bestehen aber im Bau- 
stellenverkehr über relativ kurze Strecken nur gerin- 
ge Verlagerungspotentiale vom Lkw auf andere Ver- 
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Tabelle V-3.20 

Jährliche Einnahmen des Staates aus dem Lkw- Verkehr 

(in Mrd. DM) 



Ausgangs- 

situation 

Mit Maßnahmen nach Szenario') 



1 

2 

3 

Mineralölsteuer 

11,2 

32,4 

32,4 

59,7 

aus Nahverkehr 

6,6 

18,1 

18,1 

31,2 

aus Fernverkehr 

4,6 

12,1 

12,1 

22,0 

Kfz-Steuer 

2,1 

2,1 

2,1 

2,1 

Vignette 

0,8 

- 

- 

- 

Road Pricing 

- 

34,9 

34,9 

- 

Cordon Pricing 

- 

1,7 

1,7 

- 

Einnahmen insgesamt 

14,1 

71,0 

71,0 

61,7 


’) Ergebnis nach 15 Jahren 

Quelle: Berechnungen des DIW {DIW 1996c) 


kehrsträger. Bezogen auf die gesamten Bauinvesti- 
tionen ergibt sich eine Preissteigerung um 0,9%. 
Dies ist in etwa auch der Durchschnittswert für alle 
Güter, wenn die gesamten Lkw-Transporte berück- 
sichtigt werden (Tab. V-3.22). Er ergibt sich letzt- 
lich aus den resultierenden staatlichen Mehreinnah- 
men durch Road Pricing und Mineralölsteuerer- 
höhung. 

Überdurchschnitthch, nämlich um 1,7%, steigen 
auch die Preise der Exporte. Neben den im Waren- 
wert indirekt enthaltenen Transportleistungen sind 
sie auch durch die direkten Verkehrsleistungen be- 
lastet. Der private Verbrauch würde sich zusätzlich 
zu den auf die Pkw wirkenden Maßnahmen der 
Szenarien durch die Lkw-Transportkostensteige- 
rungen um 0,7% verteuern. Die Analyse zeigt, daß 
die End preise in fast allen Wirtschaftssektoren nur 
geringfügig steigen. 


3.3.3 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Die für diesen Teü der Studie durchgeführten Mo- 
dellrechnungen ergaben, daß trotz einer recht dra- 
stischen Kostenerhöhung um etwa 50 % im Straßen- 
güterfernverkehr und bis zu 30% im Nahverkehr 
die Lkw-Fahrleistung insgesamt nur um etwa 10% 
verringert wird. Im Nahverkehr beträgt die Verrin- 
gerung der Fahrleistung nur wenige Prozent, im 
Fernverkehr allerdings immerhin etwa 20%. Wäh- 
rend im Güternahverkehr wegen der begrenzten 
Ausweichmöglichkeiten nur geringe Chancen für 
weitere Fahrleistungsverringerungen bestehen, 
dürften sich im Güterfernverkehr weitere Reduktio- 
nen erreichen lassen, wenn weitergehende Ange- 
botsverbesserungen auf seiten der Bahn sowie flan- 
kierende Maßnahmen, wie räumliche und zeitliche 
Fahrverbote und Überholverbote für Lkw, realisiert 
würden. 


Hauptursache für die relativ geringe Wirksamkeit 
selbst drastischer Preiserhöhungen im Straßengüter- 
verkehr ist die geringe Sensitivität der Produktpreise 
bezüglich der Veränderung von Transportpreisen. 
Die Anteile der Lkw-Transportkosten am Produk- 
tionswert der einzelnen Wirtschaftsbereiche liegen 
auch bei Berücksichtigung der indirekt enthaltenen 
Transporte durchweg, zum Teil sogar beträchtlich, 
unter 5%. Nur der Sektor „Gewinnung von Bau- 
stoffen" bildet mit etwa 11% eine nennenswerte 
Ausnahme, Entsprechend sind die sektoralen Preis- 
effekte der in den Szenarien vorgesehenen Lkw- 
Transportkostenerhöhungen insgesamt sehr gering- 
fügig, wobei auch die Unterschiede zwischen den 
Szenarien gering ausf allen. Die durchschnittliche 
Verteuerung der Güter nach Wirksamwerden der 
betrachteten Transportkostenerhöhungen beträgt 
weniger als 1 %. 

Insgesamt zeigen die Ergebnisse der DIW-Modell- 
rechnungen zum Güterstraßenverkehr, daß durch die 
Einführung von Straßenbenutzungsgebühren, flan- 
kiert durch eine stetige Anhebung der Mineralölsteu- 
er, jedenfalls im Bereich des Güterfernverkehrs wirk- 
same Anreize zur Entlastung des Verkehrsnetzes und 
zur Verlagerung von Güterstraßenverkehr auf um- 
weltfreundlichere Verkehrsträger gesetzt werden 
können, ohne daß damit eine wesentliche Erhöhung 
der Güterpreise verbunden wäre. Die für die Er- 
hebung von Straßenbenutzungsgebühren erforder- 
lichen technischen Einrichtungen sind erprobt und 
stehen zur Verfügung. Um Ausweichverkehr zu ver- 
meiden, sollten diese Gebühren auch auf ausgewähl- 
ten Bundesfernstraßen eingeführt werden. Die Ein- 
führung von Straßenbenutzungsgebühren als all- 
gemeine Lenkungsabgaben bedarf einer bundes- 
einheithchen Regelung, der, wie bereits erwähnt, 
nach Auffassung des SRU keine grundsätzlichen 
verfassungsrechtlichen Bedenken entgegenstehen 
(SRU 1994). 


178 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


Tabelle V-3.21 

Sektorale Preiseffekte der Lkw-Transportverteuerung 



Preiseffekt 
in % 

direkte 

direkte und indirekte 

Anteile der Lkw-Kosten am Produktionswert 

Lkw-Transporte 

48,1 

0,6 

102,1 

Landwirtschaftliche Produkte 

0,4 

1,4 

2,8 

Forstwirtschaft, Fischerei 

hl 

4,5 

5,8 

Elektrizität, Fernwärme 

0,2 

0,6 

1,8 

Gas 

0,2 

0,5 

1,0 

Wasser 

0,0 

0,1 

0,7 

Kohle, Koks, Briketts 

0,2 

0,7 

2,5 

Erze, Torf 

0,5 

1,8 

2,9 

Erdöl, Erdgas 

0,0 

0,1 

0,2 

Chemische Erzeugnisse 

0,6 

2,3 

4,1 

Mineralölerzeugnisse 

0,6 

1,4 

1,8 

Kunststofferzeugnisse 

0,5 

1,8 

3,4 

Gummierzeugnisse 

0,7 

2,0 

3,2 

Gewinnung von Baustoffen 

3,1 

12,1 

14,4 

Feinkeramik 

0,6 

1,7 

2,6 

Glas und Glaswaren 

0,8 

2,7 

4,3 

Eisen und Stahl 

0,3 

1,1 

3,5 

NE-Metall und -halbzeug 

0,3 

0,9 

2,3 

Giessereierzeugnisse 

0,5 

1,4 

2,7 

Ziehereierzeugnisse 

0,4 

1,1 

2,4 

Stahl-, Leichtmetallbau 

0,4 

1,2 

2,7 

Maschinenbauerzeugnisse 

0,5 

1,7 

2,9 

Büromaschinen 

0,2 

0,6 

1,3 

Straßenfahrzeuge 

0,4 

1,4 

2,9 

Wasserfahrzeuge 

0,2 

0,7 

2,2 

Luft-, Raumfahrzeuge 

0,2 

0,6 

L2 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

0,5 

1,4 

2,5 

Feinmech., optische Erzeugnisse 

0,3 

0,8 

1,7 

EBM-Waren 

0,4 

1,3 

2,5 

Musikinstrumente, Spielwaren 

0,1 

0,4 

1,3 

Holzbearbeitung 

0,7 

2,7 

4,7 

Holzwaren 

0,4 

1,8 

3,3 

Zellstoff, Papierherstellung 

0,9 

2,7 

4,3 

Papier- und Pappewaren 

0,9 

2,8 

5,2 

Druckereierzeugnisse 

0,5 

1,8 

3,4 

Lederwaren, Schuhe 

0,2 

0,6 

1,4 

Textüien 

0,3 

0,9 

1,9 

Bekleidung 

0,2 

0,7 

1,5 

Nahrungsmittel 

ho 

3,8 

6,3 

Getränke 

0,9 

3,7 

5,5 

Tabakwaren 

0,2 

0,6 

1,0 

Hoch-, Tiefbau 

0,6 

1,7 

5,1 

Ausbaugewerbe 

0,4 

1,3 

3,0 

Großhandel, Rückgewinnung 

0,5 

1,6 

2,3 

Leistungen des Einzelhandels 

0,2 

0,6 

1,2 

Eisenbahnen 

0,9 

3,9 

5,1 

Schiffahrt, Häfen 

0,1 

0,4 

1,0 

Post, Telekom 

0,6 

1,7 

2,0 

Sonstiger Verkehr, ohne Lkw 

2,2 

7,6 

9,1 


’) Verteuerung bei vollständiger Preisüberwälzung 
Quelle; Berechnungen des DIW (DIW 1996 c) 
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Tabelle V-3.22 

Preiseffekte der Lkw-Transportkostenerhöhung 

- Insgesamt - 



Preiseffekt ’) in 

o/ 

/o 


Szenario 1 

Szenario 2 

Szenario 3 

Privater Verbrauch 

0,70 

0,70 

0,69 

Staatsverbrauch . . 

0,38 

0,38 

0,38 

Ausrüstungs 

investitionen . . . 

0,84 

0,84 

0,83 

Bauinvestitionen . . 

0,90 

0,90 

0,90 

Ausfuhr 

1,67 

1,67 

1,65 

Insgesamt 

0,88 

0,88 

0,87 


Verteuerung bei vollständiger Preisüberwälzung 
Quelle: Berechnungen des DIW (DIW 1 996 c) 


4. Option „Attraktivitätssteigerung im ÖPNV“ 

Einige sehr erfolgreiche Projekte des ÖPNV zeigen, 
daß es grundsätzüch mögüch ist, nicht nur die in 
den vergangenen Jahren eingetretenen Verluste des 
ÖPNV am Modal Spht zu stoppen, sondern sogar be- 
achtliche Zuwächse für den ÖPNV zu erreichen. Das 
international wohl bekannteste Beispiel für ein at- 
traktives und erfolgreiches ÖPNV-System ist das in 
Zürich realisierte Verkehrskonzept. Auch in Deutsch- 
land wurden in den vergangenen Jahren erfolgreiche 
ÖPNV-Projekte durchgeführt, wie zum Beispiel das 
Modell des Karlsruher Verkehrsverbundes (KVV). 
Das attraktive Stadtbahnmodell des KVV hat auf ein- 
zelnen Strecken Steigerungsraten der ÖPNV-Nut- 
zung von über 400% ergeben, ein Wert, der aller- 
dings von der relativ niedrigen Bezugsbasis einer 
vorher von der Deutschen Bahn AG betriebenen 
Nahverkehrsstrecke ausgeht. Der Erfolg des Karls- 
ruher Modells kann als Ergebnis einer offensiven An- 
gebotspolitik für ein attraktives Nahverkehrssystems 
angesehen werden. 

In den zuvor behandelten Optionen hatten Maß- 
nahmen zur Steigerung der Attraktivität des ÖPNV 
im wesentlichen „flankierenden" Charakter. In der 
in diesem Abschnitt untersuchten Option stehen sol- 
che Maßnahmen dagegen im Mittelpunkt und haben 
eine „initiierende" Funktion für die Entlastung des 
Verkehrsnetzes und die Verlagerung von Straßenver- 
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger (wie 
den ÖPNV). Die Reaüsierungsbedingungen, die ver- 
kehrliche Wirksamkeit und bestimmte Folgen attrak- 
tiver ÖPNV-Konzepte werden vor allem am Beispiel 
des „Karlsruher Modells" näher untersucht. Im Rah- 
men einer solchen Fallstudie lassen sich die Chancen 
und Probleme verkehrspolitischer Konzepte, wie die 
Dereguüerung der Deutschen Bahn AG und die Re- 
gionaüsierung des öffentüchen Nahverkehrs im Zuge 
der Bahnreform, deutlich machen. Die Ausführungen 
zum „Karlsruher Modell" beruhen im wesentüchen 
auf den Ergebnissen von Untersuchungen, die die 
Firma INOVAPLAN, Karlsruhe, im Auftrag des TAB 
zu den Themen „Das Stadtbahnkonzept und seine 
Eignung zur nachhaltigen Verlagerung von motori- 


siertem Individualverkehr zum ÖPNV - am Beispiel 
des Korridors Karlsruhe - Breiten" (INOVAPLAN 
1996) und „Überprüfung von Rahmenbedingungen 
zur Sicherung des Erfolgs von Planungen des Öffent- 
lichen Personennahverkehrs" (INOVAPLAN 1997) 
durchgeführt wurden. 

Die Ausführungen zum „Karlsruher Modell" werden 
ergänzt durch Kurzanalysen zum Verkehrskonzept 
der Stadt Zürich und zur Situation des ÖPNV in aus- 
gewählten Städten in den neuen Bundesländern. 
Diese Kurzanalysen stützen sich auf ein von der EBF 
Ingenieurgesellschaft für Umwelt- und Bautechnik 
GmbH, Dresden, im Auftrag des TAB erarbeitetes 
Gutachten „Entwicklung des Öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs in ausgewählten Ballungszentren 
der NBL - eine Bewertung" (EBF 1996). 

4.1 Erfolgsmodelle im internationalen Bereich - 
Verkehrskonzept der Stadt Zürich 

Viele europäische Städte entstammen kleinräumigen 
Bebauungsstrukturen und haben sich während der 
vergangenen Jahrzehnte der Entwicklung des moto- 
risierten Individualverkehrs nur beschränkt anpassen 
können. Die Hoffnung der fünfziger Jahre, die auto- 
gerechte Stadt schaffen zu können, erwies sich als 
Illusion, die nicht nur in den engräumigen Verhältnis- 
sen historisch gewachsener europäischer Städte, son- 
dern auch in städtebaulich großzügig angelegten Me- 
tropolen nicht zu verwirklichen war. Der Versuch, 
autogerechte Stadtstrukturen zu entwickeln, hat in 
vielen Städten zum Abbau von Straßenbahntrassen 
geführt, um Flächen für den Straßenbau zu gewin- 
nen. Dies hat erhebüche Einschränkungen der urba- 
nen Lebensquaütät bewirkt; viele Einwohner reagier- 
ten auf diese Veränderungen mit Umzug ins Umland 
der Städte, was wiederum neuen Verkehr induzierte. 
Dieser als Suburbanisierung bezeichnete Prozeß, der 
immer noch andauert, ist mit erheblichen Umweltaus- 
wirkungen verbunden, die nicht nur aus den Emissio- 
nen des durch diesen Entwicklungsprozeß induzier- 
ten Verkehrs bestehen, sondern auch aus dem mit 
diesem Prozeß verbundenen Landverbrauch, der Zer- 
schneidungen von Landschaften und Versiegelungen 
von Boden nach sich zieht. 

Angesichts der Unmöglichkeit, innerhalb der Bal- 
lungsräume autogerechte Strukturen zu verwirk- 
lichen, haben viele Städte in den vergangenen Jah- 
ren und Jahrzehnten umfangreiche Programme ge- 
startet, um Urbanität zurückzugewinnen. Dies ge- 
schah zumeist mit Maßnahmen wie der Schaffung 
verkehrsberuhigter Zonen und der Förderung des 
ÖPNV. Dabei wurden verschiedene Strategien ent- 
wickelt und mit jeweils mehr oder weniger Erfolg 
durchgesetzt. Einige Beispiele für interessante Ver- 
kehrskonzepte sind; 

- selektive Zufahrtsbeschränkungen zusammen mit 
der Förderung des ÖPNV in Bologna; 

- die Einrichtung einer vollautomatischen Stadt- 
bahn (Metro) mit kurzen Taktzeiten in Lille; 

- ein System von Schnellbusverbindungen zum Teil 
auf Sonderspuren in der Stadt Curitib a/Brasilien; 

- ÖPNV-Priorisierung im Rahmen des Verkehrskon- 
zepts der Stadt Zürich. 
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Das Verkehrskonzept der Stadt Zürich 

Insbesondere das Verkehrskonzept der Stadt Zürich 
ist für die Untersuchungen dieser Studie von beson- 
derem Interesse. Auch wenn dieses Modell von einer 
Reihe spezieller Faktoren geprägt ist, so besitzt es 
bezüglich seiner Konzeption, seiner Entwicklungsge- 
schichte und der weitergehenden Planungen Modeil- 
charakter. Interessant ist bereits die Entstehungsge- 
schichte dieses Konzepts, die ein Beispiel für Mög- 
lichkeiten partizipativer Mitwirkung der Öffentlich- 
keit bei Fragen der städtischen Raum- und Verkehrs- 
planung darstellt. So wurde im Jahre 1973 in einem 
Volksentscheid ein von Experten ursprünglich vorge- 
sehenes U-Bahnkonzept abgelehnt und einer erheb- 
lich preiswerteren Alternative, auf der Grundlage 
eines verbesserten Oberflächen-ÖPNV mit eindeuti- 
ger Priorisierung des Straßenbahn- und Busverkehrs, 
der Vorzug gegeben. Im einzelnen wurden bereits in 
den siebziger Jahren die folgenden ordnungsrecht- 
lichen Maßnahmen realisiert: 

- Einschränkung des motorisierten Individualver- 
kehrs insbesondere durch erhebliche Vermin- 
derung des Parkraumangebots. So wurden zahl- 
reiche Park-, Halte- und Linksabbiegever- 
bote verhängt, verbunden mit dem Abbau von 
10 000 Parkplätzen. 

- Eindeutige Priorisierung des ÖPNV durch sepa- 
rate Spurführung und Vorrangschaltung der Licht- 
signalanlagen im Kreuzungsbereich. 

Diese ordnungsrechtlichen Maßnahmen wurden 
durch entsprechende Infrastrukturmaßnahmen im 
Bereich des ÖPNV, wie dem Aufbau eines rechner- 
gestützten Betriebsleitsystems zur Steuerung und 
Überwachung des ÖPNV, und durch eine zielgrup- 
penorientierte und offensive Öffentlichkeitsarbeit 


begleitet. Das ordnungsrechtliche Instrumentarium 
wurde ständig weiterentwickelt. So wurde im Jah- 
re 1986 eine Verordnung erlassen, die für Gebiete 
mit gutem ÖPNV-Anschluß weniger Pflichtpark- 
plätze vorsieht. In einer weiteren Verordnung aus 
dem Jahre 1988 wurde privaten Bauherren der 
Bau weiterer Pflichtparkplätze neben den bereits 
vorhandenen verboten. Nach Fertigstellung eines 
etwa 400 km langen S-Bahn-Netzes im Jahre 1990 
wurde mit der Gründung des Züricher Verkehrsver- 
bundes ein wichtiger weiterer Schritt vollzogen, der 
mit den folgenden Einzelmaßnahmen verbunden 
war: 

- Einführung eines einheitlichen Tarifsystems und 
Koordinierung der Fahrpläne; 

- Einführung einer preiswerten Monatskarte, der so- 
genannten Regenbogenkarte, für den gesamten 
Verkehrsverbund; 

- Einführung dichter Taktzeiten und Überwachung 
der Fahrplaneinhaltung; 

- Verbesserung der Fußgängeranbindung zum ÖPNV 

Durch diese umfangreichen Maßnahmen stieg das 
Fahrgastaufkommen des ÖPNV in den achtziger 
Jahren um 40%, der Anteü der Pkw-Fahrten konnte 
entgegen dem allgemeinen Trend reduziert werden. 
Ein Vergleich der Verkehrsmittelwahl in europäi- 
schen Städten macht den Erfolg des Züricher Mo- 
dells deutlich: dort werden mit 37% ÖPNV- Anteil 
erheblich höhere Werte erzielt als in den ebenfalls 
untersuchten deutschen Städten (Abb. V-4.1). Be- 
sonders bemerkenswert für das Züricher Modell ist, 
daß es ohne Bundesfinanzierung realisiert werden 
konnte. 


Abbildung V-4.1 

Verkehrsmittelwahl in europäischen Städten, Stand 1992 (Angaben in Prozent) 
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Quelle; EBF 1996 
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Projekt „züri mobil" 

Als weiteres innovatives Verkehrs- bzw. Mobilitäts- 
konzept ist das von den Züricher Verkehrsbetrieben 
im Jahre 1994 vorgestellte Projekt „züri mobil" an- 
zusehen, das eine enge organisatorische Verkopp- 
lung von öffentlichen und individuellen Verkehrs- 
mitteln anstrebt. Nach einer Pilotphase ist „züri mo- 
bil" seit Januar 1997 in den kommerziellen Betrieb 
übergegangen, „züri mobil" wird rein privatwirt- 
schaftlich betrieben und erhält keine öffenthchen 
Fördermittel. 

Jeder, der seinen Wohnsitz in der Schweiz hat, kann 
zu einem Unkostenbeitrag von 100 - SFr im Jahr 
Mitglied bei „züri mobil" werden, „züri mobil" bietet 
seinen Mitgliedern die nachfolgend zusammenge- 
stellten Optionen an: 

- Zentraler Bestandteil des Modells ist ein Car- 
Sharing-System, in dem Pkws stunden-, tage- oder 
wochenweise zu einem günstigen Tarif gemietet 
werden können. An mehr als 40 Standorten in und 
um Zürich sowie an mehr als 250 weiteren Stand- 
orten in der gesamten Schweiz können die Fahr- 
zeuge übernommen werden. 

- Ein wichtiges „Highlight" ist die Möglichkeit, für 
25,00 SFr pro Tag ein Generalabonnement der 
Schweizer Bundesbahn in Anspruch nehmen zu 
können, das zusätzlich die kostenlose Beförde- 
rung auf allen öffentlichen Verkehrsmittel der 
Schweiz (Tram, Bus, Bahn, Postauto und Schiff) 
beinhaltet. 

- Als zusätzlichen Vorteil können Teünehmer von 
„züri mobü", die gleichzeitig Inhaber eines gül- 
tigen Jahresabonnenments der Verkehrsbetriebe 
Zürich sind, nach 9 Uhr morgens und rund ums 
Wochenende eine Begleitperson kostenlos mitneh- 
men. 

Die Reservierung eines Autos oder die Bestellung 
eines nicht-personengebundenen Tages-General- 
abonnements der Schweizer Bundesbahn ist rund 
um die Uhr möglich und wird sofort bestätigt. Es 
schließt nicht nur das Netz der Schweizer Bundes- 
bahn ein, sondern umfaßt auch die meisten privati- 
sierten Bahnstrecken. 

Die Palette der im Rahmen von „züri mobil" angebo- 
tenen Fahrzeuge reicht von Kleinwagen bis zum 
Großraumwagen/Transporter. Die Gebühren umfas- 
sen neben den Mietgebühren alle Kosten einschheß- 
lich der Vollkaskoversicherung und den Treibstoff- 
kosten. Es besteht die Wahl zwischen einem Kilo- 
metertarif (0,40-0,70 Sfr pro km) und einen Zeittarif 
(2,35 SFr pro Stunde bzw. 37,60 SFr pro Tag). 

Alle zwei Monate erhält der Kunde eine detaillierte 
Abrechnung. Den Einstieg erleichtert „züri mobil" 
mit einem 15%igen Rabatt für Erst-Nutzer. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, „züri mobil" zu- 
nächst für drei Monate kostenlos zu testen. Für 
Firmen wird bei mehr als vier „züri mobil "-Abon- 
nements ein Rabatt von 20% auf diese Abos ge- 
währt. 

Mitglieder von „züri mobil" erhalten eine „Code- 
karte", die es ihnen ermöglicht, den bestellten Pkw 


an der gewünschten Station in Empfang zu nehmen. 
Die Stationen liegen so, daß sie mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln gut zu erreichen sind, ein großer Teü 
der Züricher Stationen liegt in der Nähe eines Bahn- 
hofs. Vier Stationen sind rund um die Uhr vor allem 
auch an Wochenenden besetzt. An den anderen 
Stationen können die Fahrzeuge mit Hilfe der Mit- 
gliedskarte in Empfang genommen werden. Diese 
Karte ermöglicht auch das kostenlose Tanken des ge- 
mieteten Pkw. 

Ein Vergleich der Kosten für die Ausleihe eines 
Kleinwagens entsprechend den Bedingungen von 
„züri mobil" mit dem Erwerb und Unterhalt eines 
Pkw der gleichen Klasse zeigt, daß die Anschaffung 
eines privaten PKW unter den zugrundegelegten 
Annahmen erst dann lohnt, wenn die jährhche km- 
Leistung über 11 000 km liegt (Abb. V-4.2). 

Zürich nimmt mit „züri mobil" eine VorreiterroUe bei 
der Umsetzung innovativer Mobihtätskonzepte ein. 
Es führt den ÖPNV und den motorisierten Individual- 
verkehr zum gegenseitigen Vorteil zusammen. Die 
Mobilität wird erhöht und die Akzeptanz für die Be- 
nutzung des ÖPNV wird gesteigert. Von Beginn der 
Einführung bis Mitte 1996 nahmen ca. 2 000 Perso- 
nen das Angebot wahr. Möglich wurde dies nicht 
durch den Einsatz öffenthcher Mittel, sondern durch 
die Gründung eines eigenständigen Unternehmens 
mit mehreren Partnern. Das Verkehrskonzept der 
Stadt Zürich zusammen mit dem Modell „züri mobü" 
hat somit Vorbildcharakter für eine neue Mobilitäts- 
praxis ohne den Besitz eines privaten Pkw. Die Ak- 
zeptanz dieses Modells wird auch für die Entwick- 
lung neuer Mobiütäts formen in Deutschland von Be- 
deutung sein. 


4.2 Das „Karlsruher Modell“ - eine Fallstudie 

Das nachfolgend als Fallbeispiel behandelte „Karls- 
ruher Modell" hat seine besondere Bedeutung als 
regionales Verkehrskonzept. Die bisherigen Erfah- 
rungen dieses Modells werden insbesondere bezüg- 
lich der folgenden Fragen ausgewertet: 

- Welche organisatorischen und institutionellen Vor- 
aussetzungen waren notwendig für den Erfolg des 
Karlsruher Vorhabens? 

- Welcher Teü der Steigerungsrate bei der Nutzung 
des Karlsruher Verkehrsverbundes (KVV) ist eine 
echte Verlagerung von Straßenverkehr auf den 
öffentlichen Verkehr (ÖV) und welcher Teü ist in- 
duzierter Zusatzverkehr, verursacht durch die ver- 
besserte Verkehrsanbindung? 

- Welche Kostendeckung wird bei dem KVV-Modell 
erreicht, und wie ist die Kostenverteilung zwi- 
schen den verschiedenen Gebietskörperschaften 
geregelt? 

- Wie sind die Chancen der langfristigen Erfolgs- 
sicherung für dieses Modell unter den Bedingun- 
gen der gegenwärtigen Regelungen der Raum- 
und Standortplanung? 
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Abbildung V-4.2 

Kostenvergleich „züri mobil" und privater Pkw 



4.2.1 Elemente eines erfolgreichen ÖPNV-Modells 

4.2.1 .1 Verkehrüches Gesamtkonzept 

Erfolgreiche ÖPNV-Modelle, wie das „Karlsruher 
Modell", sind zumeist das Ergebnis sowohl von 
systematischen Planungs- und Umsetzungsprozessen 
als auch von günstigen Voraussetzungen. Für den 
Erfolg des „Karlsruher Modells" waren zwei Aspekte 
von besonderer Bedeutung: 

- Die Stadt Karlsruhe hat im Gegensatz zu vielen 
anderen Großstädten ihr Straßenbahnnetz nicht 
abgebaut, sondern konsequent gepflegt und wei- 
terentwickelt. 

- Das Straßenbahnnetz in Karlsruhe weist die sog. 
Normalspur (Spurweite 1435 mm) der Eisenbahn 
auf, was eher als historisch zufällige Entwicklung 
angesehen werden kann. 

Diese günstigen Voraussetzungen wurden konse- 
quent weiterentwickelt, nicht nur im Stadtgebiet von 
Karlsruhe, sondern auch durch Ausdehnung des 
Betriebs auf stillgelegte oder schwach ausgelastete 
Eisenbahnstreckeh der Region, wie auf die hier nä- 
her betrachtete Strecke von Karlsruhe nach Breiten, 
im weiteren kurz als Stadtbahn bezeichnet. In- 
zwischen wurde dieses Konzept auf weitere Strecken 
ausgedehnt. Die Umsetzung des Ausbaus der Karls- 
ruher Stadtbahn beruht auf einem verkehrlichen 
Gesamtkonzept, das durch eine Reihe abgestimm- 
ter Maßnahmen gekennzeichnet ist. Wesentliche 
Elemente des realisierten Konzepts werden nachfol- 
gend dargestellt. 


Verbesserung der direkten Zielerschließung 

Ziele in den Stadtzentren von Karlsruhe und Bretten 
wurden durch die direkte umsteigefreie Führung der 
Stadtbahn bis ins Zentrum von Karlsruhe mit seinen 
bestehenden Straßenbahnhaltestellen und durch die 
Schaffung weiterer Haltepunkte in Bretten deutlich 
besser erschlossen. 

Reisezeitverkürzung 

Das Stadtbahnangebot führte zu einer Verkürzung 
der Reisezeiten, trotz teilweise längerer Fahrzeiten 
wegen der gestiegenen Zahl der Halte. Die Reduk- 
tion der Reisezeiten ergab sich vor allem durch 

- Verkürzung der Zugangszeiten 

- durch mehr Haltepunkte und dadurch direkte- 
ren Zugang und 

- durch Verbesserung und Abstimmung des Bus- 
zubringerverkehrs, 

- Entfallen der Umsteigezeiten und 

- Verkürzung der Wartezeiten (durch Erhöhung der 
Bedienungsfrequenz) . 

Taktverkehr, Ausdehnung der Betriebszeiten 

Eine wesenthche Verbesserung aus der Sicht der 
Nutzer war die Einführung des Taktverkehrs. Es wur- 
de ein Taktfahrplan mit einem 20-min-Takt während 
der Hauptverkehrszeiten eingeführt. Die Anzahl der 
werktäglich verkehrenden Züge wurde mehr als ver- 
doppelt. 
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Mit der Einführung der Stadtbahn wurden die Bedie- 
nungszeiten erheblich ausgeweitet. Bestand vorher 
ab dem späten Abend keine Bedienung mehr, so 
werden nun Fahrten bis nach Mitternacht ange- 
boten. Die Bedeutung eines ausreichenden Abend- 
angebots muß sehr hoch eingeschätzt werden, da 
z. B. mit den abendlichen Hinfahrten auch die nächt- 
lichen Rückfahrten geplant werden können. 

Ferner wurde das Verkehrsangebot auch an Wochen- 
enden stark erhöht, was zu sehr großen Zuwächsen 
geführt hat. Im Sonntagsverkehr wurde eine Steige- 
rung der Fahrgastzahlen von ca. 200 auf ca. 3 700 er- 
reicht, ein höheres Niveau als im Werktagsverkehr 
vorher. 

Tarifvereinheitlichung und Tarifvereinfachung 

Die Tarife wurden vereinheitlicht. Der neue Gemein- 
schaftstarif des KW führt zur Verbilligung von Fahr- 
ten bis nach Karlsruhe, da nur ein Fahrschein not- 
wendig ist, der insgesamt geringere Kosten für den 
Nutzer verursacht, als die Fahrscheine für die DB und 
die Benutzung der Straßenbahn vorher. Ähnliches gilt 
auch für die Nutzer von Zeitkarten, die in besonde- 
rem Maße von der neuen Tarif Struktur profitierten. 

Damit einher ging die Vereinfachung der Tarife. In 
jeder Gemeinde gilt der gleiche Tarif, und damit ent- 
fällt die Unterscheidung zwischen verschiedenen 
Ortsteilen. Darüber hinaus können besondere An- 
gebote, wie übertragbare Monatskarten und Fami- 
lienkarten, die im ganzen Netz des KW gelten, in 
Anspruch genommen werden. Durch den vereinfach- 
ten Fahrkartenerwerb wird eine wichtige Zugangs- 
schwelle zum ÖPNV gesenkt. 

Komfortverbesserung 

Mit dem Einsatz der Stadtbahnwagen verbinden sich 
Komfortverbesserungen, da diese mit bequemeren 
Sitzen ausgestattet sind und die Fahrt leiser und ruhi- 
ger ist als in den Nahverkehrszügen oder Dieseltrieb- 
zügen der Bahn. Insgesamt ist der Einsatz moderner 
Stadtbahnwagen somit auch als Imageverbesserung 
des ÖPNV zu werten. 

Haltestellenausstattung 

Ein weiteres Element des Gesamtkonzeptes ist die 
Errichtung moderner Haltestellen mit entsprechen- 
der Ausstattung wie 

- Wetterschutz, 

- Fahrplaninformation und 

- Fahrkartenautomaten. 

Damit wird der Zugang zum ÖPNV erheblich er- 
leichtert, da sich die Fahrgäste angemessen betreut 
fühlen. 

Verknüpfung des Individualverkehrs mit dem ÖPNV 

Ein weiteres Element zur Steigerung der Attraktivität 
ist die Verknüpfung des ÖPNV mit dem motorisierten 
Individualverkehr durch das Angebot von Park + 
Ride-Stellplätzen. Entlang der Strecke wurde eine 
Reihe von P+R-Plätzen eingerichtet, die es auch Fahr- 


gästen aus der Region und angrenzenden Räumen 
ohne direkten ÖPNV- Anschluß erleichtern, die Stadt- 
bahn zu nutzen. Auch die Einrichtung von Fahrrad- 
abstellanlagen an Haltestellen spielt eine wichtige 
Rolle zur Erleichterung des Zugangs zur Stadtbahn. 

Flankierende Maßnahmen 

Die Einführung der Stadtbahn wurde durch Maß- 
nahmen in zwei Bereichen unterstützt: 

- Öffentüchkeitsarbeit und 

- Information. 

Intensive Pressearbeit bereits in der Realisierungs- 
phase stellte sicher, daß das neue Angebot der 
Öffentlichkeit frühzeitig bekannt war. Durch die Ein- 
bindung der Kommunen in die Planung und Finan- 
zierung entstand schon sehr früh eine öffentliche 
Diskussion, die die Angebotsverbesserungen im Be- 
wußtsein der Nutzer verankerte, noch bevor das An- 
gebot tatsächüch eingeführt war. 

Wesentliche Elemente des Betriebskonzepts im Ver- 
gleich zum Vorherzustand sind für den Abschnitt der 
Stadtbahn zwischen Bretten-Gölshausen und Karls- 
ruhe-Durlach in Tabelle V-4.1 zusammengestellt. Auf 
dem restlichen Abschnitt zwischen Karlsruhe -Dur- 
lach und Karlsruhe Hbf über die Karlsruher Innen- 
stadt findet reiner Straßenbahnbetrieb statt. 

Tabelle V-4.1 


Elemente des Betriebskonzepts 

(zwischen Bretten-Gölshausen und 
Karlsruhe-Durlach) 



Stadtbahn- 

betrieb 

Vorher 

Takt 

ja (20 min) 

nein 

Haltestellenanzahl . . 

mittlerer Halte- 

16 

7 

Stellenabstand .... 

1 550 m 

4 200 m 

Streckenlänge 

ca. 24 km 

ca. 24 km 

Antrieb 

elektrisch 

Diesel (DB) 

Betriebsordnung .... 

EBO, Block- 
sicherung 

EBO, Block- 
sicherung 

Fahrzeuge 

Stadtbahn- 

wagen 

Nahver- 

kehrszüge/ 

Triebwagen 

Fahrzeit Göls- 

hausen - Durlach . 

ca. 31 min 
ca. 24 min 
(EUzug) 

ca. 28 min 


4. 2. 1.2 Das Betreiberkonzept 

Das Betreiberkonzept muß vor dem Hintergrund der 
Regionalisierung des Schienenpersonennahverkehrs 
(SPNV) betrachtet werden, da die Regionalisierung 
weitgehende Veränderungen in der Organisation des 
ÖPNV insbesondere des SPNV mit sich bringt. Auch 
wenn das Karlsruher Modell vor Inkrafttreten der ge- 
setzhchen Regelungen zur Regionalisierung am 1. Ja- 
nuar 1996 verwirklicht wurde, so ist es doch als 
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Modellfall einer Regionalisierung im SPNV anzusehen. 
Das Betreiberkonzept wird deshalb in seiner ursprüng- 
lichen und in seiner neuen Form näher betrachtet. 

Ursprüngliches Betreiberkonzept 

Die bereits 1988 aufgenommenen Verhandlungen 
zwischen der Albtalverkehrsgesellschaft (AVG), 
einem im Besitz der örtlichen Gebietskörperschaften, 
insbesondere der Stadt Karlsruhe, befindlichen 
Eisenbahnuntemehmen, und der damaligen Deut- 
schen Bundesbahn (DB) führten zu einer Kooperati- 
onsvereinbarung zwischen der DB und der AVG, die 
den Betrieb auf der Linie Bretten-Karlsruhe regelte. 

Danach war die DB als Inhaber der Strecke zuständig 
für 

- den Unterhalt der Fahrwege, 

- die Stromversorgung, 

- die Streckensicherung und 

- den Betriebsablauf (Fahrdienstleitung). 

Dafür erhielt die DB von der AVG eine Streckenbe- 
nutzungsgebühr und einen Anteil der Fahrgeldein- 
nahmen. Die AVG konnte im Rahmen der Koopera- 
tion auf der Strecke ihre Stadtbahnwagen einsetzen 
und war zuständig für 

- Fahrplangestaltung und 

- Tarifgestaltung. 


Im Jahre 1993 wurde mit dem Karlsruher Verkehrs- 
verbund (KVV), dessen Gesellschafter die Stadt 
Karlsruhe, der Landkreis Karlsruhe und der Land- 
kreis Germersheim sind, eine wichtige institutioneile 
Voraussetzung für die Regionalisierung des SPNV 
geschaffen. Der Verkehrsverbund tritt, wie in Abbil- 
dung V-4.3 dargestellt, gegenüber den Verkehrsun- 
ternehmen als Besteller auf, so daß damit ein Drei- 
Ebenen-Modell für die Trennung der Zuständigkei- 
ten im ÖPNV nach 

- Politischer Ebene (Gebietskörperschaften), 

- Regie-Ebene (Verbund GmbH) und 

- Ersteller-Ebene (Verkehrsunternehmen) 
umgesetzt werden konnte (LUDWIG et al. 1994). 

Regelung unter den Bedingungen 
der Regionalisierung 

Die Albtalverkehrsgesellschaft (AVG) stellte bereits 
im Jahre 1992 einen Antrag auf Übernahme der 
Strecke in ihre Verantwortung. Dieses Vorgehen war 
ganz im Sinne der kommenden Regionalisierung, je- 
doch ohne Präzedenzfall. Die am 1. Januar 1996 in- 
kraftgetretene Regionalisierung des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs hatte dann für die AVG und den 
SPNV auf der Strecke Bretten-Karlsruhe zwei we- 
sentliche Konsequenzen: 


Abbildung V-4.3 

„Drei-Ebenen-Modell" des Karlsruher Verkehrsverbundes (KW) 
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Quelle: LUDWIG et al. 1994 
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- die Verantwortung für den Verkehr ging vom Be- 
steller KW an das Land Baden-Württemberg (als 
Aufgabenträger des SPNV) über und 

- für die Benutzung der Strecke wären nun grund- 
sätzhch Trassenpreise zu entrichten gewesen. 

Damit war die AVG nicht mehr notwendigerweise 
Betreiber der Stadtbahn, vielmehr hatte das Land 
Baden-Württemberg als Aufgabenträger diesen Ver- 
kehr auszuschreiben, und die AVG hatte dem Land 
bzw. der Nahverkehrsgesellschaft des Landes ein 
Angebot zu unterbreiten, das in erster Linie in Kon- 
kurrenz zur Deutschen Bahn AG (DB AG) zu sehen 
war. 

Die DB AG war nun gehalten, der AVG Trassenpreise 
in Rechnung zu stellen. Damit aber wäre für die AVG 
eine erhebhche Kostensteigerung eingetreten, da die 
Trassenpreise je Zugkilometer zu entrichten sind 
(zwischen 5,00 DM und 9,00 DM) und damit bei 
einem dichten Angebot eine erhebhche Kostenstei- 
gerung gegenüber der bisherigen Entrichtung einer 
Nutzungsgebühr eingetreten wäre. Die Problematik 
der Trassenpreise im SPNV besteht darin, daß die 
einheithchen Werte des Trassenpreiskatalogs prakti- 
schen Gegebenheiten nur unzulänghch entsprechen, 
da der hohe Grundkostenanteil bei häufiger Nutzung 
einer Strecke zu ungerechtfertigt hohen Kosten führt. 

Mit dem 1992 gestellten Antrag auf die Verpachtung 
der Strecke an die AVG konnte die Problematik der 
Trassenpreise umgangen werden. Die AVG wurde 
formal Inhaberin der Eisenbahninfrastruktur und ist 
nun selbst zuständig für Unterhalt, Streckensiche- 
rung und Betriebsablauf. Damit ist eine Regelung 
gefunden worden, die deutüch kostengünstiger ist 
als die Trassenpreis-Regelung. Im Zuge dieser neuen 
Regelung stellte die DB AG ihren eigenen Verkehr 
auf der Strecke ein. 

Die AVG erhielt von der Nahverkehrsgesellschaft 
Baden-Württemberg GmbH den Zuschlag für die 
Durchführung des SPNV in der Region Karlsruhe. Im 
Sommer 1996 wurden umfangreiche Verträge über 
die Bestellung von Verkehrsleistungen durch das 
Land unterzeichnet, die damit den Bestand des Karls- 
ruher Modells sichern und die AVG nach der DB AG 
zum zweitgrößten Eisenbahnunternehmen in Baden- 
Württemberg machen. 


4.2.1 .3 Investitionen und Zuschüsse 

Angebotsverbesserungen erfordern im allgemeinen 
erhebhche Investitionen. Im folgenden soll daher auf 
die Finanzierung der Investitionen und die Vertei- 
lung der Kosten auf die verschiedenen beteiligten 
Körperschaften näher eingegangen werden. Dazu 
sind jedoch einschränkende Anmerkungen zu 
machen. Die Verrechnung auf bestimmte Betriebslei- 
stungen oder Linien ist sehr schwierig. Interne Be- 
rechnungen gelten in der Regel als Betriebsgeheim- 
nis, und es stehen nur Zahlen aus den Geschäftsbe- 
richten zur Verfügung. Die Zahlenangaben sind da- 
her relativ grob, und viele Angaben erfolgen nur 
quahtativ. 


Investitionen in Fahrzeuge und Infrastruktur 
Es sind drei Investitionsbereiche zu unterscheiden: 

- Anschaffung von Fahrzeugen, 

- Umrüstung des Fahrwegs (Elektrifizierung, Strek- 
kensicherungsanlagen, Signaltechnik) und 

- Erstellung der Infrastruktur (Haltestellen, Neubau 
und Ausbesserung von Gleisen, Kunstbauwerke). 

Da die DB AG für die bestehende Strecke zustän- 
dig war, übernahm sie die Verantwortung für den 
Bereich der Umrüstung des Fahrwegs und errichte- 
te die Bahnstromanlagen, die Stellwerke, Signal- 
technik und die Sicherungsanlagen. Dafür fielen 
Investitionen in Höhe von 13 Mio. DM an. Für den 
Neubau der Gleise zwischen Grötzingen und Dur- 
lach, der auch zwei Brücken erforderte, und die Er- 
gänzungen der bestehenden Gleise, den Neubau 
von Haltestellen, P+R-Plätzen und eines Omnibus- 
bahnhofs in Bretten wurden ca. 30 Mio. DM aufge- 
wendet. 

Da bei einem völligen Streckenneubau für eine 
Stadtbahn mit Investitionskosten ohne Fahrzeuge 
und Unterwerke von 5 bis 10 Mio. DM/km zu rech- 
nen gewesen wäre, fällt die Revitalisierung der 
Strecke im Hinblick auf Investitionskosten deuthch 
günstiger aus (Tab. V-4.2). 


Tabelle V-4.2 

Investitionskosten 


Investitionen 

Kosten 

Fahrwegumrüstung, 

Elektrifizierung 

ca. 13 000 000 DM 

Streckenneubau, Haltestellen, 


ergänzende Infrastruktur . . . 

ca. 30 000 000 DM 

Fahrzeuge 

ca. 43 000 000 DM 

Summe 

ca. 86 000 000 DM 

spezif. Invest, ohne Fahrzeuge 

ca. 1,79 Mill. DM/ 
Streckenkilometer 

spezif. Invest, mit Fahrzeugen 

ca. 3,58 Mill. DM/ 
Streckenkilometer 


Quelle: INOVAPLAN 1997 (Berechnungen auf der Basis von 
Angaben der AVG) 


Zunächst wurden 10 Zweisystem-Fahrzeuge (Typ 
GT 8-100 C/2S) zu einem Stückpreis von ca. 
4,3 Mio. DM angeschafft. Damit entstanden Fahr- 
zeugbeschaffungskosten in Höhe von 43 Mio. DM. 

Zum Vergleich sei auf kostengünstigere Lösungen, 
wie den Betrieb mit billigeren Dieselleichttriebwagen 
und vereinfachte Streckensicherung, verwiesen, wie 
z. B. im Fall der Schönbuchbahn, bei der die Strecke 
Böbhngen-Dettenhausen für den Personenverkehr 
reaktiviert worden ist. Hier fielen spezifische Investi- 
tionskosten von ca. 0,5 Mio. DM/km (ohne Fahr- 
zeuge) bzw. von ca. 1,5 Mio. DM/km (mit Fahrzeu- 
gen) an. Die Betriebskonzepte sind aber sehr unter- 
schiedhch. 
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Zuschüsse 

Die Investitionen im Bereich des Fahrwegs und der 
ergänzenden Infrastruktur wurden aus Mitteln des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) 
bezuschußt. Angaben zur absoluten Höhe der Zu- 
schüsse waren nicht zu erhalten, weshalb hier 
nur die grundsätzlichen Regelungen aufgeführt 
werden. 

Im allgemeinen wird ein Zuschuß von 85% (60% 
Bund, 25 % Land) der Kosten gewährt. Dabei sind je- 
doch verschiedene Einschränkungen zu beachten. 

Zuschußfähig sind alle Infrastrukturmaßnahmen, so- 
weit sie als Neubaumaßnahmen oder wesentliche 
Veränderungen anzusehen sind. Weiterhin sind seit 
kurzem auch ÖPNV-Fahrzeuge bis zu 50 % der An- 
schaffungskosten zuschußfähig. Bestimmte Maßnah- 
men sind jedoch nicht voll zuwendungsfähig, son- 
dern werden auf der Basis eines Pauschalwertes, der 
eine Höchstgrenze für die Bezuschussung darstellt 
und der von Ländervorschriften bestimmt wird, bezu- 
schußt: z. B. P-i-R-Stellplätze (5 000-10000 DM/Stell- 
platz). Die Umrüstung des Fahrweges und der Neu- 
bau der Ergänzungsgleise sind grundsätzhch voll zu- 
wendungsfähig, da man davon ausgehen kann, daß 
hier Kosten ausschließlich nach der Maßgabe der be- 
trieblichen Notwendigkeit anfallen. 

Kos t en verteil un g 

Die nach der Bezuschussung verbleibenden Kosten- 
anteile der Investitionskosten für den Fahrweg, den 
Streckenneubau, die Haltestellen und die ergänzen- 
de Infrastruktur waren unterschiedhch zu verteilen: 

- Die DB übernahm die auf ihre Strecken entfallen- 
den 15% der Aufwendungen für die Fahrwegum- 
rüstung und die Elektrifizierung. 

- Der Landkreis Karlsruhe übernahm 50 % der ver- 
bleibenden Kosten der zuschußfähigen Aufwen- 
dungen, während der Rest von den bedienten Ge- 
meinden zu tragen war. 

Die Verteüung bzw. Umlage der Kosten wurde in 
einem Vertrag zwischen der AVG, dem Landkreis 
und den Gemeinden (Stadt Karlsruhe, Bretten und 
Walzbachtal) vereinbart. Die Fahrzeuge, die zum 
Zeitpunkt der Stadtbahneinführung nicht zuschuß- 
fähig waren, wurden von den Gemeinden finanziert. 
Dabei übernahm die Stadt Karlsruhe für 5 der 
10 Fahrzeuge die Finanzierung, da die Fahrzeuge 
auch im Straßenbahnverkehr eingesetzt werden. Die 
resthchen Fahrzeuge wurden von den Gemeinden 
Bretten und Walzbachtal finanziert, wobei der Land- 
kreis einen Zuschuß von 50% aus eigenen Haus- 
haltsmitteln gewährte. 

4.2.2 Verkehrliche Wirkungen des 
,, Karlsruher Modells“ 

Die Kernfrage zur verkehrlichen Wirkung des „Karls- 
ruher Modells" ist die nach dem Umfang der Verla- 
gerung von Verkehrsanteilen des motorisierten Indi- 
vidualverkehrs auf den öffentüchen Verkehr. Die be- 
achtliche Steigerung der Fahrgastzahlen des ÖPNV 
um über 400%, bezogen allerdings auf die relativ 


niedrige Auslastung der vorher von der DB AG be- 
triebenen Nahverkehrsstrecke, macht noch nicht 
deuthch, inwieweit es sich dabei um Verlagerungen 
oder um Induktion von Neuverkehr durch das we- 
senthch verbesserte ÖPNV- Verkehrsangebot han- 
delt. Auch sind Verlagerungen vom nichtmotorisier- 
ten Individualverkehr auf den ÖPNV oder uner- 
wünschte Minderungen der Besetzungszahl von Pkw 
durch Umsteigen von ehemaligen Pkw-Mitfahrem 
auf den ÖPNV zu berücksichtigen. Im Zusammen- 
hang mit den verkehrlichen Wirkungen stehen auch 
siedlungsstrukturelle Effekte. 

Als Referenzorte der nachfolgenden Untersuchung 
wurden neben Bretten, mit der größten Entfernung 
zum Oberzentrum Karlsruhe, die Gemeinde Walz- 
bachtal mit dem Ortsteil Jöhlingen im mittleren Ent- 
fernungsbereich zum Oberzentrum und Grötzingen 
als stadtnächste Gemeinde ausgewählt. 

4.2.2. 1 Verlagerungen 

Bei der Betrachtung der Verlagerungseffekte nach 
der Einführung der Stadtbahn ist die räumliche Aus- 
prägung der Verkehrsnachfrage zu berücksichtigen. 
Es ist davon auszugehen, daß nur Wege verlagert 
werden können, deren Ziele von der Stadtbahn 
bedient werden. Die Gesamtverkehrsnachfrage im 
Untersuchungsraum ist dabei keineswegs ausschließ- 
lich auf die Achse Bretten-Karlsruhe ausgerichtet. 

Wegen der teüweise fehlenden Differenzierung der 
Wege nach Zielen ist es aber unumgänglich, den Ge- 
samtverkehr, also alle im Untersuchungsraum anfal- 
lenden Wege (nicht nur die „verlagerbaren"), zu be- 
trachten. Aber auch auf dieser Basis zeigt sich eine 
wahrnehmbare Veränderung der Verkehrsmittelwahl , 
wie Abbildung V-4.4 zeigt. Es handelt sich dabei um 
eine überschlägige Berechnung der Wegeanzahl auf 
der Basis von Haushaltsbefragungen für Bretten, 
Grötzingen und Jöhlingen, die auf den Korridor 
hochgerechnet wurden. Es ist deuthch zu erkennen, 
daß sich die Zahl der Wege im ÖPNV signifikant um 
fast 50% erhöht hat, während trotz der Zunahme der 
Gesamtzahl der Wege um ca. 2,5% die Anzahl der 
Pkw-F ährten nicht zugenommen hat. Damit ergab 
sich eine Entwicklung gegen den allgemeinen Trend, 
der Zunahmen der Pkw-Fahrten verzeichnet trotz 
wachsender Anteile des ÖPNV. 

Im folgenden werden die Veränderungen in der Ver- 
kehrsmittelwahl in den Referenzgemeinden genauer 
betrachtet. Die Ausgangssituation in den drei betrach- 
teten Orten entlang der Stadtbahnlinie - Bretten, Jöh- 
lingen und Grötzingen - ist dabei sehr unterschied- 
lich. Bretten und Jöhlingen weisen einen höheren 
Pkw-Anteil am Gesamtverkehr aus als Grötzingen, 
dafür entfäUt in Grötzingen ein höherer Anteil auf den 
ÖPNV (Abb. V-4.5). Dies ist darauf zurückzuführen, 
daß Grötzingen durch mehrere Buslinien im Taktver- 
kehr schon vor der Realisierung des „Karlsruher Mo- 
dells" an den ÖPNV in Karlsruhe angeschlossen war. 

Der Vergleich des Nachherzustandes mit dem Vor- 
herzustand, ausgedrückt als Differenz der Anteile an 
den Verkehrsträgern, zeigt die Veränderungen deut- 
lich (Abb. V-4.6). Besonders auffällig sind die Ver- 
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Abbildung V-4.4 

Entwicklung der Gesamtzahl der Wege im Einzugsbereich der „Stadtbahn" 



Quelle: INOVAPLAN 1996 


Abbildung V-4.5 

Verkehrsmittelanteile im Gesamtverkehr im Vorherzustand in den Referenzgemeinden 



Quelle: INOVAPLAN 1996 
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Abbildung V-4.6 

Differenz der Verkehrsmittelanteile im Gesamtverkehr in den Referenzgemeinden 
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Abbildung V-4.7 

Relative Veränderungen der Verkehrsmittelanteile am Gesamtverkehr in den Referenzgemeinden 


Veränderungen der Verkehrsmittelwahl 
(relativ zum Vorherzustand) 



Quelle: INOVAPLAN 1996 
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änderungen in Jöhlingen, wo sich der Anteil des 
motorisierten Individualverkehrs am stärksten verrin- 
gert hat, bei gleichzeitig erheblichem Anstieg des 
ÖPNV. Es wird deutlich, daß der ÖPNV-Anteil nicht 
ausschließlich zuungunsten des motorisierten Indivi- 
dualverkehrs steigt, sondern insbesondere in Breiten 
und Jöhlingen auf Kosten des Fahrrades und insbe- 
sondere in Jöhlingen und Grötzingen auf Kosten der 
Mitfahreranteile im Pkw. 

Noch deutlicher lassen sich die eingetretenen Um- 
schichtungen anhand der relativen Veränderung der 
Verkehrsmittelanteile am Gesamtverkehr darstellen 
(Abb. V-4.7). Hervorstechend sind auch hier die Ver- 
änderungen in Jöhlingen, wo der Anteil der Pkw- 
Fahrten um etwa 9 % sank, während die ÖPNV-Nut- 
zung um über 60% anstieg. Dieses Ergebnis weist 
auf erreichbare Verlagerungsraten bei besonders 
günstigen Bedingungen für den ÖPNV hin. 

Erwartungsgemäß sind die Veränderungen in Gröt- 
zingen relativ geringer, aber gleichwohl noch sehr 
bedeutend in der Zunahme der ÖPNV-Nutzung. Die 
Abnahme des Fußgängerverkehrs in Breiten ist 
wohl in erster Linie aus der hohen Bedeutung der 
Stadtbahn für den Binnenverkehr Brettens zu er- 
klären. 

Es zeigt sich auch, daß die Mitfahreranteile stärker 
zurückgehen als die Pkw- Fahreranteile, Daraus läßt 
sich eindeutig schließen, daß ehemalige Mitfahrer 
zum ÖPNV gewechselt sind. 

Die Auswertungen zeigen, daß im Gesamtverkehr 
Veränderungen der Verkehrsmittelwahl eingetreten 
sind, die zu Verlagerungen vom motorisierten Indivi- 
dualverkehr zum ÖPNV geführt haben. Zur Bestim- 


mung des Umfangs der eingetretenen Verlagerung 
waren zwei Analyseschritte durchzuführen: 

1. Wieviel Pkw-Fahrten wurden auf die Stadtbahn 
„verlagert'"? 

2. Inwieweit wurde die Fahr- bzw. Verkehrsleistung 
des motorisierten Individualverkehrs reduziert? 

Das Ergebnis der Untersuchungen zur Verlagerung 
von Pkw-Fahrten auf den ÖPNV zeigt, daß insgesamt 
etwa 2000 Pkw-Fahrten pro Werktag verlagert wur- 
den und sich somit wahrnehmbare Veränderungen 
ergeben (Abb. V-4.8). Gleichwohl handelt es sich nur 
um kleine Anteile am Pkw-Fahrtenaufkommen; da- 
bei ist allerdings zu beachten, daß es sich bei der Be- 
zugsgröße um alle Pkw-Fahrten der betrachteten Or- 
te handelt. 

Für die Einschätzung der Bedeutung der tatsächlich 
eingetretenen verkehrlichen Veränderungen ist die 
Bestimmung der Fahr- bzw. Verkehrsleistung der ver- 
lagerten Pkw-Fahrten erforderlich, die in engem Zu- 
sammenhang mit dem Energieverbrauch und den 
Emissionen der Pkw steht. Die gesamte Fahrleistung 
der Pkw-Fahrten läßt sich nur mit der Kenntnis der 
mittleren Wegelänge der Pkw-Fahrten ermitteln. Da 
kein Zugriff auf die Originärdaten der Haushaltsbe- 
fragungen möglich war, fehlte diese Information, und 
es konnte lediglich aus der Angabe der mittleren Ent- 
fernung aller Wege die Gesamtfahrleistung als Be- 
zugsgröße abgeschätzt werden. Aus den Ergebnissen 
einer Fahrgastbefragung (im Rahmen eines Seminars 
zur Stadtbahnlinie B) wurden für die Wege, die im 
Vorherzustand mit dem eigenen Pkw zurückgelegt 
wurden, die mittleren Längen für die Quellen Bretten, 
Walzbachtal und Grötzingen bestimmt und so die ver- 


Abbildung V-4.8 

Verlagerung von Fahrten des motorisierten Individualverkehrs auf den ÖPNV 
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Abbildung V-4.9 

Anteile der verlagerten Fahrleistung des motorisierten Individualverkehrs an der Pkw-Gesamtfahrleistung 
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lagerte Pkw~Fahrleistung ermittelt und in bezug auf 
die Gesamtfahrleistung dargestellt (Abb. V-4.9). 

Die Berechnung der verlagerten Pkw-Fahrleistung 
kann als befriedigende Abschätzung angesehen wer- 
den. Der Bezug der verlagerten Pkw-Fahrleistung 
zur gesamten Pkw-Fahrleistung stellt jedoch eine 
Überschätzung dar, da bei der Berechnung der Be- 
zugsgröße die mittleren Wegelängen der Pkw-Fahr- 
ten denen aller Wege gleichgesetzt wurden. Trotz 
dieser Einschränkung ist aus den Ergebnissen zu 
schließen, daß die Anteile der verlagerten Pkw-Fahr- 
leistung an der gesamten Pkw-Fahrleistung die An- 
teile der verlagerten Wege wesentlich überstiegen. 
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, daß relativ 
lange Wege auf die Stadtbahn verlagert wurden. 

In Bretten wird das besonders deutlich. Etwa 75% 
der Wege, die vorher mit dem Pkw zurückgelegt wur- 
den, führen in die Innenstadt von Karlsruhe bzw. von 
dort zurück. Die mittlere Entfernung der verlagerten 
Wege beträgt damit ca. 25 km gegenüber einer 
durchschnittlichen Wegelänge über alle Wege von 
ca. 8 km. Die eingesparte Pkw-Fahrleistung beträgt 
demnach ca. 25 000 Pkw-km werktäglich, das ent- 
spricht 9 % aller werktäglichen Wege. 

In Walzbachtal beträgt die mittlere Entfernung der 
verlagerten Pkw-Fahrten ca. 18 km, bei einer durch- 
schnittlichen Länge aller Wege von ca. 8,9 km. Damit 
ergibt sich hier eine verlagerte Fahrleistung von ca. 
14 000 Pkw-km werktäglich. Das entspricht ca. 20% 
der Fahrleistung aller werktäglichen Wege. Für Gröt- 
zingen ergibt sich eine verlagerte Fahrleistung von 
ca. 2 100 Pkw-km. 


Insgesamt wurden somit knapp 10% der in dem 
Korridor erbrachten Gesamtfahrleistung von etwa 
460 000 Pkw-km pro Tag vom motorisierten Indivi- 
dualverkehr auf den ÖPNV verlagert. 

Aus den Zahlenwerten in den Abbüdungen V-4.5 
und V-4.6 läßt sich zusätzlich die durchschnittliche 
Besetzung der Fahrzeuge für Bretten, Jöhlingen und 
Grötzingen für den Vorher- und für den Nachherzu- 
stand berechnen. Über die Fahrleistung (Pkw-km) er- 
gibt sich daraus die Verkehrsleistung (Personen-km) 
und daraus wiederum die durchschnittliche Beset- 
zung für den gesamten Korridor. Die Verkehrslei- 
stung im motorisierten Individualverkehr nahm von 
etwa 570 000 Personen-km pro Tag auf etwa 510 000 
Personen-km und damit um über 10% ab. Es wurde 
also eine Verkehrsleistung von ca. 60 000 Perso- 
nen-km auf den ÖPNV verlagert. Die durchschnittli- 
che Besetzung der Fahrzeuge ging von 1,24 auf 1,22 
zurück. 

Dieser Verlagerung von Verkehrsleistung entspre- 
chen Emissionsminderungen, die sich aus den in 
Kapitel II behandelten spezifischen Emissionen ab- 
leiten lassen (vgl. Abschnitt II. 2. 2. 3). 

Die Verteilung der Wegezwecke der Stadtbahnnutzer 
in Abhängigkeit von den vorher benutzten Verkehrs- 
mitteln zeigt, daß Fahrten zur Arbeit besonders häufig 
von ehemaligen Pkw-Nutzem durchgeführt werden 
(Abb. V-4.10). Damit bestätigt sich, daß der Arbeits- 
pendlerverkehr bei entsprechenden Voraussetzungen 
ein hohes Verlagerungspotential zum ÖPNV besitzt. 

Auffallend ist auch der hohe Anteü von Einkaufs- 
und Freizeitfahrten bei ehemaligen Mitfahrern. Hier 
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Abbildung V-4.10 

Fahrtzwecke der Stadtbahnnutzer in Abhängigkeit von den vorher benutzten Verkehrsmitteln, 
inschließlich des induzierten Neuverkehrs (Neuv.) 
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wird offensichtlich die durch die dichte Taktfolge be- 
stimmte hohe Flexibilität des ÖPNV und die Direkt- 
verbindung in das Oberzentrum Karlsruhe in beson- 
derem Maße genutzt. 

Wenig überraschend ist die Tatsache, daß der Anteil 
von Ausbildungsfahrten bei ÖPNV-Nutzern beson- 
ders hoch ist. Der Anteil des Fahrtzwecks „Ausbil- 
dung" ist auch bei den „sonstigen" Verkehrsmitteln 
relativ hoch, was auf verlagerte Wege des nicht moto- 
risierten Verkehrs zurückzuführen ist, deren Anteil 
im Schülerverkehr in der Regel relativ hoch ist. 

4.2. 2. 2 Induktion von Neuverkehr 

Maßnahmen, die zu Verbesserungen der Verkehrsin- 
frastruktur führen, sind häufig die Ursache von 
neuem Verkehr. Man spricht dann von induziertem 
Verkehr. Von ,, primärer Induktion" spricht man dann, 
wenn eine Zunahme des Verkehrsaufkommens (Zahl 
der Fahrten) direkt auf eine Maßnahme zurückzufüh- 
ren ist. Natürhch ist ein kausaler Zusammenhang nur 
sehr schwer nachweisbar. Bei der „sekundären 
Induktion" handelt es sich um Fahrten, die sich auf- 
grund geänderter Zielwahl oder aufgrund einer Än- 
derung des Wohnstandortes angesichts des geänder- 
ten Verkehrsangebots ergeben. 

Auch die Einführung der Stadtbahn Bretten-Karls- 
ruhe hat zu einer Induktion von Verkehr geführt. Bei 
der Bestimmung der Größenordnung der Induktion 
kann zunächst auf die bereits erwähnten Befra- 
gungsergebnisse zurückgegriffen werden. Danach 
hegt der Anteil der Befragten, die äußerten, die ent- 
sprechende Fahrt (nach Ziel und Zweck) vor Einfüh- 


rung der Stadtbahn nicht durchgeführt zu haben, bei 
ca. 11 % der Nutzer. 

Betrachtet man die Fahrtzwecke des Neuverkehrs 
(Abb. V-4.10), so ergibt sich in ca. 57% der Fälle 
der Fahrtzweck „Arbeit" oder „Ausbildung". Beide 
Zwecke können als nicht disponibel aus der Sicht 
des Nutzers betrachtet werden. Die anderen Fahrt- 
zwecke wie „Einkäufen", „Freizeit" oder „Erledi- 
gung" sind dagegen in Häufigkeit und Ausführung 
disponibel und können als „primär induziert" ange- 
sehen werden. Die Größenordnung des „primär in- 
duzierten" Verkehrs der Stadtbahn liegt somit ledig- 
lich in einer Höhe von ca. 5 % der Wege. Es kann da- 
her angenommen werden, daß dieser induzierte Ver- 
kehr keinen zusätzlichen Aufwand erforderlich 
macht und einen echten Deckungsbeitrag leistet. 

Der resthche Anteil des Neuverkehrs gibt einen Hin- 
weis auf möglicherweise „sekundär induzierten" 
Verkehr. Unter der Annahme, daß kein Erhebungs- 
fehler vorliegt, läßt sich der hohe Anteü von nicht dis- 
poniblen Wegen nur dadurch erklären, daß hier ein 
Wechsel des Ausbildungsortes, des Arbeitsortes oder 
des Wohnortes stattgefunden hat. Für Ausbildungs- 
fahrten ist das plausibel zu erklären, da sich z. B. die 
Universität Karlsruhe im direkten Erschließungsbe- 
reich der Stadtbahn befindet und das Wintersemester 
mit der Inbetriebnahme der S4 begonnen hatte. Fahr- 
ten, die tatsächlich neu entstanden sind, weil Ziel- 
wahl oder Wohnstandorte infolge der Stadtbahn ge- 
ändert wurden, können natürlich nur dann als „se- 
kundär induziert" eingestuft werden, wenn sie ohne 
Stadtbahn nicht stattgefunden hätten oder wesent- 
lich kürzer gewesen wären. 
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4.2.3 Wirtschaftlichkeitsaspekte - 
Ergebnisse der Fallstudie 

Wie bereits erwähnt, war eine genaue Untersuchung 
der finanziellen Aspekte der Realisierung des hier 
untersuchten Models nicht möglich. Nichtsdesto- 
weniger ist die Betrachtung der Wirtschaftlichkeit 
von wesentlicher Bedeutung für die Einschätzung 
der Eignung einer solchen Maßnahme. Darum soll 
nachfolgend versucht werden, die wichtigsten Zu- 
sammenhänge, soweit Informationen vorliegen, auch 
quantitativ darzustellen. 

4.2.3. 1 Betriebskosten und Deckung 
Kosten 

Die jährlichen Betriebskosten der Stadtbahn auf der 
Strecke Karlsruhe-Bretten betragen ca. 3,5 Mio. DM 
(Stand 1993). Sie setzen sich im wesentÜchen zusam- 
men aus; 

- direkten Personalkosten (Fahrpersonal), 

- laufleistungsbezogenen Kosten (Fahrzeug- Ver- 
schleiß, Energie etc.), 

- Kapitalkosten, Abschreibungen, 

- Streckenbenutzungsgebühr, 

- anteiligen Personalkosten (Verwaltung, Betrieb), 

- Gemeinkostenanteü und 

- Versicherung. 

Die Aufschlüsselung der Kosten auf diese Positionen 
war nicht zugänglich. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die Zurechnung vieler Kostenarten zu den ein- 
zelnen Linien nicht durchgeführt wird und damit 
grundsätzlich nicht verfügbar ist. 

Einnahmen und Deckungsgrad 

Die jährlichen Einnahmen Werden mit ca. 2,8 Mio. 
DM angegeben und stammen im wesenthchen aus 
drei Quellen: 

- Fahrscheinverkauf, 

- Ausgleichszahlungen (Schüler- und Schwerbehin- 
dertentransport) und 

- Werbeeinnahmen (Fahrzeugaußenwerbung, Hal- 
testellenwerbung) . 

Auch hier ist die Zurechnung zu einzelnen Linien 
nur näherungsweise und mit großem Aufwand mög- 
lich, so daß auch in diesem Bereich nur eine 
Schätzung vorliegt mit einer näherungsweisen Auf- 
schlüsselung der Bereiche: 70% Fahrgeldeinnah- 
men, ca. 28 % Ausgleichszahlungen und ca. 2 % Wer- 
beeinnahmen. Damit ergibt sich ein Kostendek- 
kungsgrad von 80%. Vergleicht man diesen Kosten- 
deckungsgrad mit dem des Durchschnitts aller Mit- 
gliedsunternehmen des Verbands Deutscher Ver- 
kehrsunternehmen (VDV) in den alten Bundeslän- 
dern aus dem Jahre 1993, der lediglich bei 63 % liegt, 
so zeigt sich auch diesbezüghch ein sehr positives 
Bild der Stadtbahn Karlsruhe-Bretten. Der Fehlbe- 
trag je Fahrgast liegt mit ca. 0,32 DM/Fahrgast weit 
unter dem VDV-Durchschnitt von 0,94 DM/Fahrgast. 


Einschränkend ist jedoch anzumerken, daß, wie be- 
reits erwähnt, die Fahrzeuge zum Teil von den Ge- 
bietskörperschaften als Investition direkt finanziert 
wurden. Damit fallen in der Betriebskostenrechnung 
bestimmte Kosten, wie Kapitalkosten und Abschrei- 
bung der Fahrzeuge, nicht oder nur teilweise an. Der 
Kostendeckungsgrad würde bei der Berücksichti- 
gung dieser Kosten also geringer ausfallen. 

Bedeutsam für den wirtschaftlichen Erfolg der Stadt- 
bahn sind sicher die neu hinzugewonnenen Fahrgä- 
ste, die vorher keine ÖPNV-Nutzer waren und die 
mit der Nutzung der Stadtbahn neue Deckungsbei- 
träge liefern. Rechnet man die Fahrgastzählungen 
des Jahres 1993 nach Werktagen, Samstagen und 
Sonntagen gewichtet hoch, so ergeben sich für 1993 
ca. 3 Mio. Beförderungsfälle, die etwa 500 % des Vor- 
herzustands entsprechen. Damit fielen ca. 2,4 Mio. 
Fahrten zusätzlich an, die im Gesamtsystem des re- 
gionalen ÖPNV neue Einnahmen erbrachten. 

4. 2. 3. 2 Verteilung des Betriebskostendefizits auf die 
Gebietskörperschaften 

Die Unterdeckung der anfallenden Kosten des ÖPNV 
wird ebenfalls systemisch verteilt und nicht nach ein- 
zelnen Linien abgerechnet. Die Unterdeckung der 
Stadtbahn findet in der Gesamtkostenrechnung des 
Landkreises Berücksichtigung und wird nach einem 
gemischten Schlüssel auf die Gemeinden des Kreises 
umgelegt. Der Landkreis geht dabei von einem 
Kostenaufwand von 40 DM/Einwohner und Jahr aus, 
der sich aus dem zum Zeitpunkt der Ausarbeitung 
der Regelung maximal aufgewendeten Betrag einzel- 
ner Gemeinden ableitete. Daraus ergibt sich eine 
jährliche Summe von 16 Mio. DM, die als Maximal- 
beitrag zum Ausgleich der Kostenunterdeckung zur 
Verfügung steht. Die nach der Jahresabrechnung 
verbleibenden Mittel werden den Gemeinden zu- 
rückerstattet. 

Die Hälfte der Unterdeckung wird aus den Haus- 
haltsmitteln des Landkreises und damit über die 
einwohnerabhängige Kreisumlage der Gemeinden 
finanziert. Die andere Hälfte wird über einen bedie- 
nungsabhängigen Verteilungsschlüssel bei den Ge- 
meinden erhoben. Ziel des Landkreises ist es, die 
Wünsche und Ansprüche einzelner Gemeinden an 
den ÖPNV und die Finanzierung dieser Wünsche 
nicht auseinanderfallen zu lassen. 

Dazu wurde ein „Haltestellenschlüssel" definiert: Es 
wird die jährliche Zahl der Abfahrten auf dem Gebiet 
der Gemeinden ermittelt, die sich aus dem Produkt 
der Haltestellen und den diese Haltestellen bedie- 
nenden Kursen (Fahrten je Linienrichtung) ergibt. 
Die Abfahrten werden mit „Qualitätsfaktoren" der 
jeweiligen Verkehrsmittel gewichtet: Kleinbusse: 0,8, 
Standardbusse: 1,0, Nahverkehrszüge der DB: 1,2, 
Eilzüge der DB: 1,4 und Stadtbahn: 1,6. Der Anteil ei- 
ner Gemeinde ergibt sich damit aus dem gewichteten 
Anteil der Abfahrten bezogen auf die Summe aller 
gewichteten Abfahrten im Landkreis. 

Wie alle Verteilungsschlüssel ist auch dieser politisch 
umstritten. Einerseits werden Kommunen über die 
50%ige Beteiligung des gesamten Landkreises an 
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den Kosten beteiligt, die für die außerordentlich gute 
Bedienung bestimmter Gemeinden anfällt, ohne 
selbst direkte Verbesserungen zu erfahren. Anderer- 
seits kritisieren die Gemeinden, die aufgrund eines 
Stadtbahnanschlusses mit vielen Haltestellen in 
ihrem Gebiet einen großen Anteil der bedienungsab- 
hängigen Umlage tragen müssen, daß sie über Ge- 
bühr zur Defizitdeckung beitragen müssen, obwohl 
diese Bedienungsform wirtschaftlich besonders gün- 
stig erscheint. Insgesamt wird diese Regelung jedoch 
von allen Gemeinden getragen, vor allem, da andere 
denkbare Schlüssel keine höhere Verteilungsgerech- 
tigkeit erzielen. 

Zur Veranschaulichung der quantitativen Zusam- 
menhänge kann man die Zahlen für das Jahr 1996 
betrachten. Aus dem Anteil der Kreisumlage und 
dem bedienungsabhängigen Anteil ergeben sich für 
die Stadt Bretten Zahlungen von ca. 1,3 Mio. DM 
jährlich. Das entspricht einem Anteil von ca. 8,2 % an 
der Gesamtkostenunterdeckung von 16 Mio. DM, 
der sich aus der Umlage und dem bedienungsabhän- 
gigen Anteil von 9,8% ergibt. Damit muß die Stadt 
Bretten pro Einwohner und Jahr ca. 50 DM aufwen- 
den. In Walzbachtal ergeben sich wegen der gerin- 
gen Zahl von Haltestellen und des Fehlens von Bus- 
verkehr nur ca. 280 000 DM jährlich, was einem Auf- 
wand von nur ca. 37 DM pro Einwohner und Jahr 
entspricht. 


4.2.4 Langfristige Sicherung von erfolgreichen 
ÖPNV-Projekten am Beispiel der Fallstudie 
„Karlsruher Modell“ 

Für erfolgreiche Modellprojekte des ÖPNV, wie das 
hier als Fallstudie behandelte „Karlsruher Modell", 
ergibt sich die Frage, ob die mit erheblichem Auf- 
wand erreichten verkehrlichen Wirkungen auch 
langfristig gesichert werden können. Der weiterhin 
stattfindende Straßenbau, insbesondere parallel zu 
ÖPNV-Trassen, und die anhaltende Ausweisung von 
Siedlungs- und Gewerbegebieten, die nicht oder nur 
unzureichend mit den ÖPNV-Planungen koordiniert 
werden, sind hier als Problembereiche zu nennen. 

Im Rahmen dieser Studie war es daher von Interesse, 
die rechtlichen Rahmenbedingungen daraufhin zu 
untersuchen, inwieweit sie geeignet sind, die er- 
reichten Erfolge langfristig zu sichern. Im Vorder- 
grund standen dabei vor allem folgende Fragen: 

1. Die Bedeutung des Bundesverkehrswegeplans 
(BVWP) und der Generalverkehrspläne der Län- 
der für den Ausbau des ÖPNV in Ballungsräumen 
im Rahmen einer integrierenden Planung für die 
Verkehrs- und siedlungsstrukturelle Entwicklung. 

2. Kritische Würdigung der vorliegenden rechtlichen 
Regelungen zur Regionalplanung und zur Flä- 
chennutzung in bezug auf die Anbindung des 
ÖPNV bei der Ausweisung von Gewerbe- und 
Siedlungsflächen unter besonderer Berücksichti- 
gung des Instruments des Nahverkehrsplans ent- 
sprechend Personenbeförderungsgesetz (PBefG 
§ 8, Abs. 3). 


3. Überlegungen zu weitergehenden Regelungen 
zur besseren Abstimmung von ÖPNV-Planung 
und Flächennutzung. 

Im folgenden wird am Beispiel der Region Karlsruhe 
untersucht, 

- wie die unterschiedlichen Planungsinstrumente 
gehandhabt werden, 

- wie Planungsprozesse integriert und koordiniert 
werden und 

- welche Planungselemente geeignet erscheinen, 
den Erfolg des ÖPNV zu gefährden. 

Die hier betrachtete Region Karlsruhe stellt keine 
Gebietseinheit im streng planungsrechtlichen Sinne 
dar, wie etwa das Gebiet des Regionalverbandes 
Mittlerer Oberrhein, sondern umfaßt den räumlichen 
Bereich, in dem das „Karlsruher Modell" eines 
SPNV-gebundenen ÖPNV bereits realisiert worden 
ist. Insgesamt sind in der Region die in Tabelle V-4.3 
aufgeführten Pläne maßgebend. 

Tabelle V-4.3 


Planungsinstrumente mit regionalem Bezug 


Planungs- 

träger 

Plan 

Bereich 
der Gültigkeit 

Bund 

Bundesverkehrs- 

wegeplan 


Land 

Landesentwick- 
lungsplan 
Generalverkehrs- 
plan Baden-Würt- 
temberg 


Region 

Regionalplan 

Regionalverband 

Mittlerer 

Oberrhein: 
Stadtkreise Karls- 
ruhe und Baden- 
Baden, Landkreise 
Karlsruhe und 
Rastatt 


Nahverkehrsplan 

gemeinsamer NVP 
für das Gebiet 
des Regional- 
verbandes 

Nachbar- 

Flächennutzungs- 

gemeinsamer FNP 

schafts- 

plan 

für die Stadt Karls- 

verband 


ruhe und die 
benachbarten 
Gemeinden: 
Ettlingen, Eggen- 
stein-Leopolds- 
hafen, Karlsbad, 
Linkenheim- 
Hochstetten, 
Marxzell, Pfinztal, 
Stutensee, Wald- 
bronn, Weingarten 


Quelle; INOVAPLAN 1997 


194 




Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


Drucksache 13/11447 


4.2.4. 1 Handhabung der unterschiedlichen 
Planungsinstrumente 

Raumplanung (Regionalplan) 

Der Regionalplan der Region Mittlerer Oberrhein aus 
dem Jahre 1992 enthält konkrete Maßnahmen im Be- 
reich des SPNV, die im wesentlichen die Anforderun- 
gen an den Ausbau des „Karlsruher Modells" wie- 
dergeben. Der Stadtbahnverkehr soll auf den auf das 
Oberzentrum Karlsruhe ausgerichteten Achsen 

• Karlsruhe-Stutensee 

• Karlsruhe-Südpfalz-Nordelsaß 

• Karlsruhe-Bretten 

• Karlsruhe-Pforzheim 

• Karlsruhe-Rastatt 
betrieben werden. 

Praktisch alle diese Verbindungen sind bereits in 
Betrieb. Der Regionalplan spiegelt daher nur die vor- 
handene Beschlußlage wider. 

Nahverkehrsplan (NVP) 

Der Nahverkehrsplan (NVP) ist, wie in Kapitel 111 nä- 
her beschrieben, das zentrale Instrument der ÖPNV- 
P Innung. 

Die Aufgabenträger der Region Karlsruhe haben 
keine eigenen Pläne aufgestellt, sondern einen ge- 
meinsamen NVP für die Stadtkreise Karlsruhe und 
Baden-Baden und die Landkreise Karlsruhe und Ra- 
statt in Bearbeitung genommen. Damit machen die 
Aufgabenträger von der Möglichkeit Gebrauch, bei 
der Aufstellung eines NVP mit den benachbarten 
Aufgaben trägem zusammenzuarbeiten. Der NVP be- 
zieht sich auf das Gebiet des Regionalverbandes, in 
dem die Aufgabenträger Mitglied sind. Die Mitglie- 
der des Karlsruher Verkehrsverbundes (KVV) in 
Rheinland-Pfalz (Landkreise Germersheim und Süd- 
liche Weinstraße) konnten vor allem wegen der de- 
taillierteren Vorgaben des Nahverkehrsgesetzes 
Rheinland-Pfalz nicht in diesen NVP einbezogen 
werden. Die Erarbeitung des NVP wurde dem KVV 
übertragen. 

Den Anforderungen des ÖPNV-Gesetzes Baden- 
Württemberg (ÖPNVG-BW) folgend, enthält die 
Gliedemng des NVP: 

• eine Bestandsaufnahme, 

• Ziele und Rahmenvorgaben, 

• eine Verkehrsanalyse, 

• eine Verkehrsprognose, 

• eine Aufstellung von geplanten Maßnahmen und 
deren Bewertung sowie 

• Angaben zu den Kosten und der Finanziemng. 

Die Bestandsaufnahme befaßt sich mit organisatori- 
schen Aspekten des KVV und mit den grundsätzli- 
chen Raum- und Verkehrsstrukturen. Im übrigen 
wird auf die Raumordnungs- und Verkehrspläne ver- 
wiesen, u. a. auch auf den Generalverkehrsplan 


(GVP) Baden-Württemberg. Das ÖPNV-Leistungsan- 
gebot wird weitgehend qualitativ beschrieben. 

Bei den Zielen und Rahmenvorgaben werden weit- 
gehend die Vorgaben des ÖPNVG-BW übernom- 
men, ohne sie gebietsspezifisch zu interpretieren. 
Darüber hinaus werden die Ziele und Maßnahmen 
des Regionalplans und des GVP Baden-Württemberg 
in die Rahmenvorgaben übernommen. 

Die Verkehrsanalyse soll die Bestandsaufnahme 
„hinsichtlich der verkehrspolitischen und raumpla- 
nerischen Zielsetzungen" bewerten. Dabei sollen 
vorhandene Schwachstellen identifiziert werden mit 
dem Ziel, entsprechende Verbesserungsmaßnahmen 
in die eigentliche Planung einzubringen. Die Analyse 
des KVV orientiert sich zum einen an den bekannten 
bzw. bereits bestehenden Planungen und an betrieb- 
lichen Hemmnissen, wie fehlende Priorisierungen an 
Lichtsignalanlagen oder eingleisige Streckenab- 
schnitte, die nach Teilräumen differenziert aufgeführt 
werden. 

Der Abschnitt Verkehrsprognose verweist zum einen 
auf die Verkehrsuntersuchung des Nachbarschafts- 
verbandes im Rahmen der Überarbeitung des Flä- 
chennutzungsplans und zum anderen auf die Erwar- 
tung weiterer Fahrgaststeigerungen aufgrund der 
vorgesehenen Verbesserungen des ÖPNV 

Im Abschnitt Maßnahmen und deren Bewertung 
wird eine Reihe von Planungen aufgeführt. Die Be- 
wertung beschränkt sich darauf, diese Planungen be- 
züglich ihrer Auswirkungen auf die Verbesserung 
des Angebots zu interpretieren. 

Unter Kosten und Finanzierung wird auf verschie- 
dene Kostensätze (z. B. für Fahrzeuge) und Trassen- 
preise hingewiesen. Die Kostenarten Investitions- 
kosten, Betriebskosten und Benutzungsgebühren 
werden genannt und kurz erläutert. Eine Zuordnung 
zu den Maßnahmen und eine Aufstellung der Kosten 
je Maßnahme erfolgt nicht. Die Erörterung der Finan- 
zierung fußt daher lediglich auf der Nennung der 
grundsätzlichen Finanzierungsmöglichkeiten. Be- 
züglich der Betriebskosten wird auf die allgemeinen 
finanziellen Schwierigkeiten hingewiesen. 

Es zeigt sich, daß die grundsätzlichen Möglichkeiten 
des NVP in bezug auf konzeptionelle Gestaltung des 
Nahverkehrs in einer durch ihre wirtschaftlichen und 
kulturellen Beziehungen definierten Region nur be- 
dingt wahrgenommen werden. Vielmehr orientiert 
sich die Erstellung des NVP weitgehend an dem vor- 
liegenden Zustand des ÖPNV bzw. an den bereits 
laufenden Planungen zu seinem Ausbau innerhalb 
vorgegebener Gebietsstrukturen. 

Flächennutzungsplan des 
Nachbarschaftsverbandes (FNP) 

Der Flächennutzungsplan (FNP) des Nachbarschaft- 
verbandes Karlsruhe, der das Kerngebiet der Region 
mit dem Oberzentrum Karlsruhe umfaßt, wird derzeit 
überarbeitet. Der Nachbarschaftsverband hat eine 
Verkehrsuntersuchung in Auftrag gegeben, deren 
Ergebnisse direkt in die Überarbeitung des FNP ein- 
fheßen sollen. Damit wird die grundsätzhche Mög- 
lichkeit eröffnet, die Flächennutzung ÖPNV-gerecht 
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zu planen. Auf der Basis umfangreicher Modellrech- | Pforzheim-Karlsruhe. Ein Ausbau mit der Beseiti- 


nungen wurde die voraussichtliche Entwicklung der 
Verkehrsnachfrage untersucht. Dabei wurde die Wir- 
kung einer achsenorientierten Siedlungsentwicklung 
mit der einer dezentralen Ausweisung von Nutzun- 
gen verglichen und das Ergebnis den Vertretern der 
Gemeinden im Nachbarschaftsverband zur Verfü- 
gung gestellt. Aufgezeigt wurden die Entwicklung 
im motorisierten Individualverkehr und im ÖPNV. 

Es bleibt abzuwarten, inwieweit die so gewonnenen 
Erkenntnisse tatsächlich in die Bauleitplanung der 
beteiligten Kommunen einfließen werden. Diesen 
steht es grundsätzlich frei, ihre Planungen auch an 
anderen Interessen auszurichten. Die Umsetzung ei- 
nes an überörtlichen bzw. überregionalen Aspekten 
ausgerichteten FNP würde erhebliche Beschränkun- 
gen des Spielraums der Kommunen bedeuten. 

Die bisherige Praxis zeigt, daß das Instrument eines 
auf der Basis eines Planungszusammenschlusses ent- 
standenen FNP grundsätzlich nicht ausreichend ist, 
um die tatsächliche Siedlungsentwicklung zugun- 
sten ÖPNV- gerechter Strukturen aus gestalten zu 
können. Die Gemeinden besitzen bei der Ausfüh- 
rung der Planungen sowohl hinsichtlich der Wahl der 
Nutzungsflächen als auch des Umfangs einzelner 
Nutzungen erhebliche Spielräume. Diese werden 
von den Gemeinden bei der Ausweisung von Ge- 
werbe- und Wohngebieten auch genutzt; häufig ge- 
schieht dies wegen der Konkurrenz Situation zu- 
ungunsten überörtlicher Entwicklungsaspekte. 

4. 2.4.2 Ergänzende und konkurrierende 
übergeordnete Planungen 

Übergeordnete Planungen, speziell für Fernver- 
kehrswege, konkurrieren häufig mit Planungen für 
den ÖPNV. Sie setzen Rahmenbedingungen zugun- 
sten des motorisierten Individualverkehrs und damit 
zu Lasten des ÖPNV, wie eine Reihe von Maßnah- 
men aus dem Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 
zeigt. Es genügt hier, den Generalverkehrsplan 
(GVP) des Landes Baden-Württemberg zu betrach- 
ten, da er die Maßnahmen des BVWP aufgreift und 
mit aus weist. 

Der GVP enthält eine Reihe von Straßenbaumaßnah- 
men, die entsprechenden SPNV-Achsen bzw. -linien 
zuzuordnen sind und die in den von der Stadtbahn 
bedienten Korridoren wirksam werden: 

- Rheinquerung: Stadtbahn Karlsruhe- 

Südpfalz-Nordelsaß 

- Autobahn A8 AD Karls- 
ruhe AD Leonberg: Stadtbahn Karlsruhe- 

Pforzheim {S5) 

Bundesstraße B 10/B 293 
BerghausenAVössingen: Stadtbahn 

Karlsruhe-B retten (S4) 

Insbesondere der Ausbau der Bundesstraße BIO/ 
B293 bezieht sich unmittelbar auf den Bereich der 
hier behandelten Referenzstrecke Karlsruhe-B retten. 
Die häufige Überlastung dieser Straßen hat deutli- 
chen Einfluß auf die Reisezeit im motorisierten Indivi- 
dualverkehr auf den Strecken Bretten-Karlsruhe und 


gung dieser Engpässe würde zu einem deutlichen At- 
traktivitätsverlust der Stadtbahnangebote S4 und S5 
führen. Der Ausbau der Autobahn A8 würde nicht 
nur die direkte Verbindung zwischen Pforzheim und 
Karlsruhe, sondern auch den Regionalverkehr deut- 
lich attraktiver machen, so daß in der Gesamtbe- 
trachtung der ÖPNV gegenüber dem motorisierten 
Individualverkehr deutlich unattraktivere Reisezei- 
ten auf weisen würde. 

Im Bereich Öffentlicher Personennahverkehr gibt der 
GVP Baden-Württemberg die Maßnahmen der Re- 
gion wieder, wie sie sich auf der Basis der lokalen 
Planung ergeben. Hier spiegelt sich im GVP auch die 
Antragslage für Fördergelder wider. Es ist davon aus- 
zugehen, daß diese Maßnahmen nicht originären 
Landesplanungen entsprechen, sondern von den Pla- 
nungsträgern der Region zur Förderung beantragt 
wurden. 

Tabelle V-4.4 zeigt die Maßnahmen einschließlich 
der veranschlagten Investitionskosten und der ange- 
nommenen Realisierungszeiträume, 

Die Betrachtung der Verkehrsplanung legt den 
Schluß nahe, daß die Gesamtheit der Planungen im 
motorisierten Individualverkehr und im ÖPNV das 
Ergebnis einer konsensorientierten Sammlung von 
Anforderungen ist, die dem motorisierten Individual- 
verkehr und dem ÖPNV gleichermaßen gute Aus- 
gangsbedingungen sichern sollen. Es wird versucht, 
den ÖPNV zu verbessern und im gleichen Umfang 
die Qualität des motorisierten Individualverkehrs zu 
gewährleisten. Eine Abwägung zwischen den Ver- 
kehrsträgern mit einer Priorität zugunsten des ÖPNV 


Tabelle V-4.4 

ÖPNV-Maßnahmen des GVP 
Baden-Württemberg in der Region 


Stadtbahn Karlsruhe 

Investitions- 
kosten 
in MilL DM 

Realisierungs- 

zeitraum 

Karlsruhe-W örth- 



Landau 

130 

2000 

Karlsruhe-Weingarten- 
Bruchsal 

120 

2000 

Karlsruhe-Rastatt 

135 

2000 

Bruchsal-Menzingen- 
Odenheim 

75 

2000 

Karlsruhe-Bretten- 



Eppingen 

35 

2000 

U-Strab (unterirdische 
Straßenbahn) 

350 

2010 

Innerstädtische 



Baumaßnahmen 

265 

2010 

Weitere Maßnahmen .... 

640 

bis 2010 

Fahrzeuge 

650 

bis 2010 

Gesamtinvestitionen .... 

2 400 



Quelle: Verkehrsministerium Baden-Württemberg 1995 
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in einem operativen Sinne wird weitgehend unterlas- 
sen. Dabei sind zwei Aspekte von entscheidender 
Bedeutung; 

- die teilweise fehlende Informationsbasis und 

- die Verteilung der Finanzverantwortung. 

Voraussetzung für die konkrete Planung ist nicht nur 
die Kenntnis der Investitionskosten, sondern insbe- 
sondere auch die Kenntnis der verkehrlichen Wirkun- 
gen von Maßnahmen. Dazu bedarf es in der Regel 
umfangreicher Untersuchungen. Wegen des relativ 
hohen Aufwandes stehen solche Informationsgrund- 
lagen nur in begrenztem Umfang zur Verfügung. 

Eine große Rolle spielt auch die Finanzierung. In der 
Regel übernehmen die Planungsträger nicht an- 
nähernd die vollen Investitionskosten für die Maß- 
nahmen. Im Bereich des Straßenwesens ist in aller 
Regel die Bundesrepublik Deutschland der Baulast- 
träger für die vorgeschlagenen Maßnahmen, im Be- 
reich des ÖPNV geht man in der Regel von GVFG- 
Zuschüssen aus. Die Maßnahmen werden zwar ge- 
plant und eingefordert, entziehen sich aber letztlich 
dem eigenen Finanzierungs- und Handlungsspiel- 
raum. Daher werden sowohl im motorisierten Indivi- 
dualverkehr als auch im ÖPNV Planungen verfolgt, 
ohne daß ein Zwang zur Abwägung besteht, bei dem 
ein eigenes begrenztes Budget verteilt werden 
müßte. Dabei ist die Tendenz, den ÖPNV zu bevorzu- 
gen, eher gering, da hier in erhebüchem Maße Folge- 
kosten zu erwarten sind, die von den Gebietskörper- 
schaften direkt getragen werden müssen. 

Beide Aspekte spiegeln sich auch im Nahverkehrs - 
plan (NVP) wider. Der NVP erfüllt formal die Anfor- 
derungen des ÖPNVG, wird aber inhaltlich nicht der 
Rolle gerecht, die ihm als bedeutendes Planungsin- 
strument des ÖPNV Zuwachsen könnte. Wegen der 
in den einzelnen Teilgebieten der Region sehr unter- 
schiedlichen und meist mangelhaften Informations- 
basis verzichtet der NVP auf eine angemessene 
Detaillierung der Betrachtung. Dabei unterbleibt vor 
allem eine Analyse des „Konkurrenzsystems" motori- 
sierter Individualverkehr. 


4.2.4. 3 Identifikation von Problembereichen 

Raumordnung und Bauleitplanung 

Die Gesetzgebung zur Raumordnung und Bauleitpla- 
nung regelt die Flächennutzung, also die Bebauung 
von Flächen mit Bauwerken zur Ausübung verschie- 
dener Funktionen, wie Wohnen und Arbeiten. Die 
Ausrichtung dieser Planungen auf den ÖPNV ist bis- 
her nur unzureichend gegeben. Den Zielen dieser 
Studie entsprechend ist neben einer angemessenen 
Straßenerschließung auch eine ÖPNV-gerechte Er- 
schließung zu fordern. Dazu ist auch der Erschlie- 
ßungsbegriff (§ 127 BauGB) auszuweiten, um im 
Sinne einer ÖPNV-gerechten Planung zum Beispiel 
Kosten in den beitragsfähigen Erschließungsauf- 
wand einbeziehen zu können, die der Erstellung von 
Anlagen des Zugangs zum öffentlichen Verkehr die- 
nen, auch wenn diese nicht direkt im Planungsgebiet 
liegen. 


Die Landesbauordnungen und die Musterbauord- 
nung des Bundes sind im Sinne einer ÖPNV-gerech- 
ten Planung zu überprüfen. Vor allem die Forderung 
nach ausreichender Zahl von Stellplätzen in ange- 
messener Entfernung zu den Grundstücken steht 
den Bemühungen im Wege, neu genutzte Flächen 
überwiegend mit dem ÖPNV zu bedienen. 

Es empfiehlt sich weiterhin, das BauGB dahingehend 
zu novellieren, daß Nahverkehrspläne und die Bau- 
leitplanung aufeinander abzustimmen sind. Damit 
wären die Kommunen angehalten, die Belange des 
ÖPNV angemessen zu berücksichtigen. 

Gesamtheitliche Verkehrsplanung 

Die gänzlich unterschiedlichen Grundsätze der Stra- 
ßenplanung und der Planung des öffentliche Ver- 
kehrs sind ein wesentliches Hemmnis für eine ver- 
kehrsträgerübergreifende Planung. Der ÖPNV wird 
auf der Basis des Personenbeförderungsgesetzes 
(PBefG) weitgehend unter gewerberechtlichen Ge- 
sichtspunkten reglementiert, der Bereich des Stra- 
ßenwesens weitgehend unter dem Aspekt des öffent- 
lichen Rechts. Darin verbirgt sich die Problematik, 
daß beide Bereiche im Sinne des staatlichen Han- 
delns eigentlich nicht konkurrierend sind. 

Mit dem Instrument des Nahverkehrsplans und der 
Festlegung des Aufgabenträgers hat die Gesetzge- 
bung eine Pflicht zur ÖPNV-Planung ausgesprochen, 
der keine entsprechende Pflicht im Bereich des moto- 
risierten Individualverkehrs bzw. des Gesamtver- 
kehrs gegenübersteht. Es erscheint daher zweckmä- 
ßig, dem NVP einen Gesamtverkehrsplan zur Seite 
zu stellen, der es ermöghcht, die Planungen im moto- 
risierten Individualverkehr auf eine verläßliche Basis 
zu stellen, und der damit die Voraussetzung für eine 
verkehrsträgerübergreifende Abwägung schaffen 
würde. 

Organisatorische und finanzpolitische Aspekte 

Die Integration von Raumplanung und Verkehrspla- 
nung wird insbesondere durch die sehr unterschied- 
liche Verteilung der Verantwortung in beiden Berei- 
chen erschwert. Das gilt vor allem im eigentlich ope- 
rativen Bereich der verbindlichen Bauleitplanung. 
Der Aufgabenträger entsprechend der Definition der 
ÖPNV-Gesetze ist nur im Ausnahmefall der kreis- 
freien Kommune auch der Planungsträger nach dem 
BauGB. 

Auch die verkehrsträgerübergreifende Verkehrspla- 
nung wird durch die Inhomogenität der Zuständig- 
keiten erschwert. Dem Aufgabenträger im ÖPNV 
steht eine vergleichbare Institution für den Gesamt- 
verkehr in der Regel nicht gegenüber. 

Die unterschiedliche Verteilung der Verantwortung 
wird besonders bei Betrachtung der Finanzierung 
größerer Vorhaben deutlich. Die Investitionen erfol- 
gen meist auf der Basis einer fremden Baulast (Bund 
oder Land) oder auf der Basis weitgehender Zu- 
schüsse (GVFG, Regionalisierungsmittel). Während 
die Initiierung der Maßnahmen meist auf kommuna- 
ler Ebene geschieht, erfolgt die Finanzierung auf 
Landes- oder Bundesebene. Weiterhin ist der Ent- 
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Scheidungsprozeß über die Finanzierung und damit 
in aller Regel über die Durchführung stark sektoral 
organisiert (Straße, ÖPNV) und unterliegt unter- 
schiedlichen Bewertungsinstrumenten. Dadurch wer- 
den konkurrierende Planungen nicht identifiziert 
und vergleichbare Sachverhalte mit unterschiedh- 
chen Maßstäben bewertet. 

Da die Bau- bzw, Zuschußentscheidung budgetorien- 
tiert ist, werden aus einer Reihe von beantragten Maß- 
nahmen die bauwürdigsten auf der Grundlage forma- 
ler Bewertungsverfahren ausgewählt. Im ÖPNV ist 
das die „Standardisierte Bewertung für Investitionen 
des Öffentlichen Verkehrs", im Bereich der Straße 
die „Richtlinie zur Anlage von Straßen, Teil Wirt- 
schaftlichkeitsuntersuchungen" (RAS-W) (seit 1997 
ersetzt durch: Entwurf-Empfehlungen für Wirtschaft- 
lichkeitsuntersuchungen an Straßen - EWS - Aktua- 
lisierung der RAS-W 86). Im Falle konkurrierender 
Planungen erfolgen die Bewertungen an unter- 
schiedhchen Stellen, ohne daß die Ergebnisse zu- 
sammengeführt werden. Im Extremfall werden Zeit- 
gewinne durch die RAS-W ermittelt und als Nutzen 
veranschlagt, die einer konkurrierenden Maßnahme 
im ÖPNV einen Teil der Basis entziehen. Zu fordern 
sind daher Bewertungsverfahren, die die Gesamtsi- 
tuation verkehrsträge rübergreifend bewerten. 

Planungstechnische Aspekte 

Mit dem Nahverkehrsplan (NVP) liegt ein Instrument 
vor, das grundsätzlich gute Voraussetzungen für eine 
integrierte Verkehrsplanung besitzt. Die bisherigen Er- 
fahrungen zeigen jedoch, daß der NVP stärker als for- 
male Aufgabe verstanden wird und weniger als Mög- 
lichkeit, die Planung aktiv zu gestalten. Eine Reihe von 
NVPs sind mehr Bestandsaufnahmen und Zusammen- 
stellungen bekannter Planungen als Planungsinstru- 
mente, die der neuen Verantwortung Rechnung tragen. 
Um seine prinzipiellen MögUchkeiten auszuschöpfen, 
sind an die Durchführung des NVP eine Reihe von For- 
derungen zu stellen: Der NVP sollte 

- Analysen der Nachfrage nach allen Verkehrsträ- 
gern, 

- Untersuchungen der Schwachstellen des be- 
stehenden ÖPNV im Hinblick auf die Erschlie- 
ßung, Verbindung und die Bedienung im Verhält- 
nis zum Individualverkehr, 

- Prognosen der Verkehrsnachfrage unter Berück- 
sichtigung der Bevölkerungsentwicklung und Flä- 
chennutzungsplanung und 

- eine Zusammenführung aller Maßnahmenberei- 
che (Straße und ÖPNV) 

enthalten. Ein so gestalteter NVP kann als geeignete 
Voraussetzung für die Bauleitplanung und die Ver- 
kehrsplanung angesehen werden. 

Konflikte zwischen den Verkehrsunternehmen und 
den Aufgabenträgem treten weniger häufig auf, als 
es die Diskussion um den NVP vor dessen Einfüh- 
rung erwarten heß. Zum Teil bestehen auch Verflech- 
tungen zwischen den Aufgabenträgem und den Ver- 
kehrsunternehmen, die oft im Besitz der kommuna- 
len Gebietskörperschaften sind. In einer Vielzahl von 
Fällen wird, wie auch in dem hier dargestellten Fall- 


beispiel, die Erarbeitung des NVP direkt in die 
Hände der Verkehrsuntemehmen gelegt, was im 
Hinbhck auf die oben genannten Forderungen pro- 
blematisch ist. 

Es erscheint wünschenswert, den NVP im Sinne einer 
allgemeinen Mobilitätsplanung zu definieren und die 
Gemeinden, die nicht Aufgabenträger sind, stärker 
in die Erarbeitung des NVP einzubinden. Dazu sind 
zusätzliche Hilfestellungen in Form konkreterer An- 
forderungen an die Inhalte des NVP sicherhch nütz- 
lich. Zudem sollte die Beachtung des NVP in der 
Bauleitplanung besser geregelt und eventuell auch 
gesetzhch verankert werden. 


Die Bestandsaufnahme der Rahmenbedingungen zur 
ÖPNV-Planung hat gezeigt, daß die Sicherung des 
Erfolgs von ÖPNV-Maßnahmen, die geeignet sind, 
signifikante und nachhaltige Verlagerungen vom 
motorisierten Individualverkehr zum ÖPNV zu erzie- 
len, nur bedingt gegeben ist. Die Rahmenbedingun- 
gen begünstigen die Integration von räumlicher und 
verkehrlicher Planung nicht. Die Forderung nach ei- 
ner solchen Integration oder zumindest nach einer 
Verbesserung der Koordination zwischen den Ver- 
kehrsträgern einerseits und der Raumplanung ande- 
rerseits wird schon seit langem gestellt. Die hier 
durchgeführten Untersuchungen bestätigen, daß die 
Umsetzung dieser Forderung schwierig ist. 

Trotz der Komplexität der Zusammenhänge sollte in 
Zukunft eine integrierte Planung der verschiedenen 
Verkehrsträger angestrebt und realisiert werden. 
Dies würde nicht nur der Schonung der Umwelt zu- 
gute kommen, sondern auch die erhebhchen Kosten 
von Parallelinvestitionen vermeiden, deren Wirkun- 
gen sich teilweise sogar gegenseitig kompensieren. 
Dabei ist es u. U. auch gerechtfertigt, die Planungs- 
hoheit der Kommunen dahingehend einzuschränken, 
daß sie die „Verkehrsverträglichkeit" der Planungen 
nachweisen müssen. 

Die Rahmenbedingungen werden weiterhin durch 
uneinheitliche Planungsebenen und Zuständigkeiten 
bestimmt. Es besteht ein Ungleichgewicht in den Pla- 
nungsanforderungen zwischen dem ÖPNV, der mit 
dem NVP ein institutionalisiertes Instrument besitzt, 
und der Straßenplanung. 

Es wurden eine Reihe von Ansatzpunkten für Verbes- 
serungen der Rahmenbedingungen zur Erreichung 
der angestrebten Ziele identifiziert: 

- Berücksichtigung der Anforderungen einer 
ÖPNV-gerechten ErschUeßung in der verbindli- 
chen Bauleitplanung durch entsprechende Novel- 
lierung des BauGB; 

- Verpflichtung zur Beachtung der geltenden Nah- 
verkehrspläne in der verbindhchen Bauleitpla- 
nung durch entsprechende Novellierung des 
BauGB; 

- stärkere Berücksichtigung des motorisierten Indi- 
vidualverkehrs in den Nahverkehrsplänen bzw. 
Schaffung eines Gesamtverkehrsplans als institu- 
tionahsiertes Instrument; 


4.2.4.4 Zusammenfassung der Ergebnisse 
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- Erhöhung der Bindungswirkung des Nahver- 
kehrsplans in Richtung auf die Gesamtplanung; 

- einheithche Regelungen für die Erstellung von 
Nahverkehrsplänen für Regionen mit Verkehrsver- 
bünden, die über die Grenzen eines Bundeslandes 
hinausgehen; 

- Verbesserung der Kontrolle hinsichtlich Konsi- 
stenz und Zielkonfliktfreiheit der verschiedenen 
Planungen auf den verschiedenen Planungsebe- 
nen. 


4.3 Zur Situation des ÖPNV in den neuen 
Bundesländern 

In den neuen Bundesländern war die Verkehrssitua- 
tion bis 1989 sowohl im Fernverkehr wie auch in den 
Ballungsräumen von der dominanten Stellung des öf- 
fentlichen Verkehrs geprägt. In den Jahren danach 
fand ein deutlicher Rückgang des Verkehrsanteils 
des ÖPNV zugunsten des motorisierten Individual- 
verkehrs statt. Der Modal-Split-Anteil des Umwelt- 
verbundes (Fußgänger-, Fahrradverkehr, ÖPNV) ver- 
ringerte sich innerhalb weniger Jahre von über 60 % 
auf ähnliche Werte wie in den westlichen Bundeslän- 
dern (Abb. V-4.11). 


Der Rückgang des ÖPNV in den neuen Bundeslän- 
dern hielt bis 1994 an. Erst in allerjüngster Vergan- 
genheit zeichnet sich ein Stillstand dieser Entwick- 
lung ab. Dieser dramatischen Veränderung im Modal 
Split war die Verkehrsinfrastruktur der Städte zu- 
meist nicht gewachsen. Außerdem führte diese Ent- 
wicklung zur Steigerung der Immissionsbelastung in 
den innerstädtischen Lebensräumen durch Verkehrs - 
spezifische Emissionen. Es kam hinzu, daß die auf 
ÖPNV-Anbindung angelegte Siedlungsstruktur der 
ostdeutschen Kommunen durch eine disperse, nicht 
an raumplanerischen Konzepten orientierte Entwick- 
lung abgelöst wurde, was die Ausgangssituation für 
den ÖPNV weiter verschlechterte. Die Entwicklung 
der Verkehrssituation während der vergangenen 
Jahre wird im folgenden am Beispiel der Städte 
Chemnitz, Dresden und Leipzig beschrieben. 

Chemnitz 

Chemnitz weist als Industrie- und Verwaltungszen- 
trum eine überdurchschnittliche Siedlungsdichte 
(10 000 EW/km^) auf, mit teilweise hoher Bebauung 
und geringem Freiflächenanteil. Groß Wohnsiedlun- 
gen mit hoher Wohndichte, eintöniger Architektur 
und ohne Stadtteilzentren bestimmen große Stadtge- 
biete. 


Abbildung V-4.11 

Vergleich der Verkehrsmittelwahl zwischen den neuen und alten Bundesländern 

im Zeitraum 1972-1992 



(Trend) (Trend) 

Neue Bundesländer Alte Bundesländer 


Quelle: EBF 1996 
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Analog zu anderen sächsischen Städten ist folgende 
Entwicklung erkennbar: 

- Suburbanisierung, Siedlungsflächenstreuung im 
Außenbereich, 

- Auflockerung bestehender Siedlungsgebiete 
durch Verfall, vor allem in den Innenstadtrandge- 
bieten, 

- Konzentration und Randwanderung des Einzel- 
handels, 

- Ausdünnung der Nahversorgung durch Wettbe- 
werbsverluste des innerstädtischen Handels, 

- weitere Zentralisierung von Dienstleistungsange- 
boten im Stadtzentrum, 

- Verlust wohnungsnaher Arbeitsplätze und langsa- 
me Entwicklung von Produktionsstätten im Um- 
land. 

Chemnitz zählte 1985 noch über 315 000 Einwohner. 
Der bereits vor der Wiedervereinigung zu verzeich- 
nende Bevölkerungsverlust erhöhte sich in der Zeit 
danach durch Abwanderung infolge verlorener Ar- 
beitsplätze und des starken Geburtenrückgangs um 
fast 10% auf eine Einwohnerzahl von etwa 265 000 
Einwohner Ende 1995. 

Die Stadt besitzt ein sehr gut ausgebautes ÖPNV- 
Netz mit Straßenbahnen und Bussen, die von der 
Chemnitzer Verkehrs AG (CVAG) betrieben werden. 


Besonders zu erwähnen ist die Übernahme bzw. Wei- 
terentwicklung Karlsruher Erfahrungen mit dem Auf- 
bau einer regionalen Stadtbahn, die auf vorhan- 
denen Bahngleisen künftig das Umland mit dem 
Oberzentrum Chemnitz verbinden wird. Der Betrieb 
dieses auch als „Chemnitzer Modell" bezeichneten 
ÖPNV-Konzepts soll mit Niederflurfahrzeugen und 
flexiblen kleinen Zugeinheiten erfolgen. Die Einfüh- 
rung der Stadtbahn wird begünstigt durch: 

- das relativ dichte Schienennetz, das radial auf die 
Stadt ausgerichtet ist, 

- die Anbindung einer Vielzahl von Mittelzentren 
an das Oberzentrum und 

- die Vielzahl von verkehrlichen Verknüpfungsmög- 
lichkeiten innerhalb der Stadt Chemnitz. 

Den tiefgreifenden Veränderungen der innerstädti- 
schen Verkehrssituation mit ständig zunehmendem 
motorisierten Individualverkehr ist die Verkehrs- 
infrastruktur der Stadt Chemnitz in weiten Teilen 
nicht mehr gewachsen. Die Sättigung der Motorisie- 
rungsentwicklung ist noch nicht erreicht, so daß sich 
die Verkehrssituation noch verschärfen wird. Die 
ungewöhnlich hohe Zunahme der Pkw-Bestände 
von 1990 bis 1995 um 70% ist die Hauptursache für 
die außergewöhnliche Entwicklung des motorisierten 
Individualverkehrs und das Zurückdrängen des 
ÖPNV (Abb. V-4.12). 


Abbildung V-4.12 

Modal-Split des motorisierten Verkehrs in den Städten Chemnitz, Dresden und Leipzig 
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Quelle: EBF 1996 
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Auch der nichtmotorisierte Verkehr (Fußgänger und 
Radfahrer) ist zurückgegangen. Der Radverkehr mit 
einem Anteil von 2% wird im Stadtzentrum vom 
motorisierten Individualverkehr verdrängt. Ursachen 
für diese Entwicklung sind: 

- Räumliche Trennung der Lebensfunktionen mit 
längeren Wegdistanzen, 

- unzureichendes Wegeangebot, wie z. B. unzurei- 
chendes Radwegenetz mit nur etwa 9 km Länge. 

Dresden 

Die Landeshauptstadt des Freistaates Sachsen, Dres- 
den, ist durch eine Mischstruktur gekennzeichnet, 
bestehend aus 

- stadtwirtschaftlich funktionaler Fläche und 

- natumahem Potential von Waldgebieten und Park- 
anlagen in großflächigen geschlossenen Strukturen. 

Die heute für Dresden typische Stadtstruktur, welche 
besonders durch die in den letzten beiden Jahrzehn- 
ten erfolgte Konzentration des Wohnungsbaus an der 
Stadtperipherie geprägt wird, hat zu neuartigen 
innerstädtischen Beziehungen geführt. Besonders 
negative Auswirkungen erbrachte diese Entwick- 
lung für den Fortbestand stadtstrukturell und histo- 
risch wertvoller Wohngebiete, aus denen die Men- 
schen infolge verschlechterter Wohnbedingungen 
auszogen und die somit dem Verfall preisgegeben 
wurden. Mit der Neuansiedlung von Stadtbewoh- 
nern an der Peripherie ging eine deutliche Zunahme 
des innerstädtischen Verkehrs bei gleichzeitig meist 
größeren Entfernungen zwischen Wohnen und Ar- 
beiten einher. 

Dresden besitzt ein sehr gut ausgebautes ÖPNV- 
System. Rückgrat dieses Systems ist die Straßenbahn 
mit ca. 132 km Gleislänge, die als beispielhaft für 
Deutschland und sogar für ganz Europa angesehen 
wird. Durch sie erfolgt die Erschließung der wichtig- 
sten räumlichen Bereiche der Stadt. Im Vergleich zu 
anderen Städten liegt hier ein nahezu flächendek- 
kendes Netz vor. 

Die Anbindung vor allem der um die Dresdner 
Region angesiedelten Industrieballungsräume sowie 
der Ausflugs- und Erholungsgebiete ist Aufgabe der 
Stadt- und Vorort-Bahn bzw. der S-Bahn. Die Stadt- 
und Vorortbahnzüge fahren im Gemeinschaftsbe- 
trieb mit Fernzügen und sind dadurch Behinderun- 
gen durch den Vorrang des Fernverkehrs ausgesetzt. 
Aufgrund des ausschließlichen Einsatzes von Dop- 
pelstockwagen auf einigen Strecken konnte ein 
deutlicher Attraktivitätszuwachs erreicht werden. 

Die Individualmotorisierung der Landeshauptstadt 
Dresden ist bereits in den Jahren vor der Wiederver- 
einigung kontinuierlich gewachsen, wobei ab 1989 
ein sprunghafter Anstieg zu verzeichnen war. Betrug 
der Bestand zugelassener Kraftfahrzeuge 1988 
ca. 163 000, so stieg diese Zahl bis 1990 auf über 
190 000 Kraftfahrzeuge an. Diese sprunghafte Ent- 
wicklung setzte sich in den Folgejahren nicht fort, 
vielmehr wachsen die Zulassungszahlen langsam an, 
so daß der Bestand an zugelassenen Kraftfahrzeugen 
Anfang 1996 228 000 betrug. Die langsamere Motori- 


sierungsentwicklung hat sich positiv auf den ÖPNV 
ausgewirkt. So können die Dresdner Verkehrsbe- 
triebe (DVB) seit 1992 ein stetiges Wachstum bei den 
befördeten Personen verzeichnen, wofür die Ein- 
führung des Semestertickets für Studenten nach 
Einschätzung der Experten eine wesentliche Ursache 
darstellt. Dies drückt sich auch in der Entwicklung 
der ÖPNV- Verkehrsleistung der Stadt Dresden aus. 

Diese insgesamt positive Entwicklung des ÖPNV 
in Dresden hat jedoch nicht verhindern können, daß 
der Anteil des ÖPNV am Modal Split zurückging 
(Abb. V-4.12). 

Leipzig 

Siedlungsstrukturelles Kennzeichnen der Stadt Leip- 
zig ist die mit ca. 3 500 EW/km^ überdurchschnittlich 
hohe Bevölkerungsdichte im Zentrum der Stadt. In 
den Stadtrandgebieten liegt mit etwa 1 500 EW/km^ 
eine aufgelockerte Siedlungsstruktur vor. Charakte- 
ristisch für das engere Umland von Leipzig sind eine 
Reihe von Kleinstädten und größere Gemeinden. 

Bereits vor der Wiedervereinigung hatte Leipzig 
einen hohen Geburtenrückgang zu verzeichnen. Der 
Bevölkerungsrückgang verstärkte sich zwischen den 
Jahren 1990 und 1995. Im Jahre 1992 hat Leipzig die 
Einwohnergrenze von 500 000 unterschritten. 

Die Hauptverkehrsträger für den innerstädtischen 
ÖPNV in Leipzig sind Straßenbahn und Bus, betrie- 
ben von der Leipziger Verkehrsbetriebe GmbH 
(LVB). Desweiteren gehören zum ÖPNV die Busse 
der Regionalverkehr Leipzig GmbH (RVL) und das 
S-Bahn-Netz. Leipzig besitzt eine der ältesten Stra- 
ßenbahnen Deutschlands, die als besonderes Kurio- 
sum mit 1448 mm eine überbreite Spur besitzt, brei- 
ter als die Regelspur der Eisenbahn. Der Anteü eige- 
ner und besonderer Bahnkörper beträgt nur 26%, 
dies bedeutet für den Fährbetrieb auf Teilstrecken 
insbesondere an Knotenpunktzufahrten erhebliche 
Behinderungen bis zum Stillstand. Die mittlere Reise- 
geschwindigkeit liegt derzeit nur zwischen 14 und 
19 km/h. 

Durch die Radialstruktur des Verkehrsnetzes mit Zu- 
sammenführung der Linien am Promenadenring ist 
das bebaute Stadtgebiet insgesamt gut erschlossen 
und das Stadtzentrum aus allen Ortsteilen gut er- 
reichbar. Über 90% der Einwohner wohnen im Ein- 
zugsbereich von Haltestellen, 

In den vergangenen Jahren erfolgten weitreichende 
Modernisierungen des Straßenbahnsystems. So wurde 
im Jahre 1993 eine modernisierte Verkehrsleitstelle 
eröffnet. Seit 1996 sind alle mit Bordrechnern ausge- 
rüsteten Straßenbahnen mit der Verkehrsleitstelle 
verbunden, dort wird die aktuelle Position des Fahr- 
zeugs mittels eines neuen rechnergestützten Be- 
triebsleitsystems erfaßt. 1995 begann der Einsatz 
einer neuen Straßenbahngeneration, der achtachsi- 
gen Niederflurstraßenbahnwagen. 

Vor allem wegen der sprunghaften Motorisierung 
kam es nach 1989 zu drastisch sinkenden Fahrgast- 
zahlen im ÖPNV Während 1989 noch knapp 8 Mio. 
Fahrgäste befördert wurden, waren dies 1993 nur 
noch 4,5 Mio. 
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Auch in Leipzig ist die Verkehrssituation durch das 
Wachstum des motorisierten Individualverkehrs 
gekennzeichnet. So stieg die Motorisierung von 
230 Pkw/1000 EW im Jahr 1989 auf 399 Pkw/ 
1 000 EW im Jahre 1995. Entsprechend sank das 
Verkehrsaufkommen des ÖPNV im Zeitraum von 
1990 bis 1993 um mehr als die Hälfte, danach stabi- 
hsierte sich die Situation. Im Modal-Split ist die 
Abwärtsbewegung des ÖPNV noch nicht beendet 
(Abb. V-4.12). 

Zwei Drittel aller neuen Baugebiete, insbesondere 
Industrie- und Gewerbegebiete, befinden sich ent- 
weder bis maximal 5 km von der nächsten Autobahn- 
auffahrt entfernt oder liegen unmittelbar an einer 
Bundesstraße. Nur drei Baugebiete befinden sich ge- 
genwärtig an ÖPNV-Trassen, in 18 weiteren Fällen 
könnte durch Neu- bzw. Ausbau der S-Bahnstrecken 
sowie durch Verlängerung von Straßenbahnstrecken 
eine Anbindung an den ÖPNV geschaffen werden. 
Im günstigsten Fall könnten somit etwa 40% der 
Baugebiete an den ÖPNV angeschlossen werden. 

Gesamtentwicklung in den betrachteten Städten 

Die Wiedervereinigung Deutschlands hat für die ost- 
deutschen Städte erhebliche Strukturveränderungen 
mit sich gebracht. So nahm die Bevölkerung in den 
betrachteten Städten, ebenso wie in den neuen Bun- 
desländern insgesamt, trotz umfangreicher Einge- 
meindungen in der Zeit von 1990-1994 kontinuierlich 
ab. 

Der erhebhche Anstieg des motorisierten Individual- 
verkehrs in den drei hier näher betrachteten Städten 
führte wegen der nicht entsprechend angepaßten Ver- 
kehrsinfrastruktur zu erheblichen Ineffizienzen im Ver- 
kehrsablauf. Weiterhin waren mit diesem Anstieg auch 
Steigerungen verkehrsspezifischer Emissionen, wie 
insbesondere Stickstoffoxide, verbunden, die sich auch 
an der Immissionsentwicklung in innerstädtischen Ge- 
bieten widerspiegeln. Die unstrittigen Erfolge bei der 
Reduktion von Emissionen, insbesondere aus Ener- 
gieumwandlungsanlagen, relativieren sich durch diese 
Emissionssteigerungen im Verkehrssektor. 

Trotz der weitgehenden Veränderungen der Ver- 
kehrssituation in den Städten der neuen Bundeslän- 
der während der vergangenen Jahre, die, wie an den 
Beispielen der Städte Chemnitz, Dresden und Leip- 
zig gezeigt wurde, durch einen dramatischen Rück- 
gang des ÖPNV-Anteils zugunsten des motorisierten 
Individualverkehrs gekennzeichnet war, hegen dort 
insgesamt günstige Voraussetzungen für eine Attrak- 
tivitätssteigerung des ÖPNV und damit für einen 
Wiederanstieg der Modal-Split-Anteile des ÖPNV 
vor. Diese ergeben sich aus den günstigen strukturel- 
len Bedingungen durch eine an der Erschheßung 
durch öffenthche Verkehrsträger orientierte Sied- 
lungsstruktur. So bestehen in allen betrachteten 
Städten noch umfangreiche Straßenbahnnetze, die 
einen Großteil der alten Wohngebiete bedienen. 
Diese gilt es zu modernisieren und zu erweitern. Wei- 
terhin sollte die Siedlungsentwicklung künftig wie- 
der verstärkt mit dem Ausbau des ÖPNV abgestimmt 
werden. Die während der vergangenen Jahre teil- 
weise praktizierte, unkoordinierte, nicht an raumpla- 


nerischen Konzepten orientierte Siedlungsentwick- 
lung im Umkreis der Kemzonen von Ballungsräumen 
war den Zielen „Entlastung des Verkehrsnetzes" 
und „Verlagerung von Straßenverkehr auf umwelt- 
verträghchere Verkehrsträger" nicht dienhch. 


4.4 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Die hier untersuchte Option „Attraktivitätssteigerung 
im ÖPNV'' macht deutlich, daß ein gut organisierter 
und attraktiver ÖPNV viel zur Verbesserung der Ver- 
kehrssituation in Ballungsräumen beitragen kann. 
Einige Erfolgsmodelle, wie das Verkehrskonzept der 
Stadt Zürich, sind das Ergebnis einer konsequenten 
Anwendung ordnungsrechtlicher Maßnahmen. Be- 
sondere Attraktivität erhalten die ÖPNV-Modelle, 
wenn sie, wie in Zürich geschehen, mit neuen Orga- 
nisationskonzepten zur Nutzung individueller Ver- 
kehrsmittel, z. B. Car-Sharing, verknüpft werden. 

Daß auch eine überzeugende Angebotspolitik im 
Bereich des ÖPNV erfolgreich sein kann, zeigt die 
ausführlich betrachtete Fallstudie des „Karlsruher 
Modells" , speziell im Nahverkehrskorridor von Karls- 
ruhe nach Bretten. Die unabhängig von der Einfüh- 
rung des „Karlsruher Modells", jedoch in etwa 
gleichzeitig damit ergriffenen ordnungsrechtlichen 
und preislichen Maßnahmen, wie z.B. die Beschrän- 
kung und Verteuerung des Parkraums, haben sicher- 
hch flankierend zu diesem Erfolg beigetragen. Die 
Anzahl der mit dem ÖPNV im Korridor zurückgeleg- 
ten Wege stieg signifikant um 50%, bei einer Zunah- 
me der Gesamtzahl der Wege um ca. 2,5 %, während 
die Zahl der Pkw-Fahrten leicht abgenommen hat. 
Besonders überraschend war die große Nachfrage an 
Wochenenden, die nachträghch zusätzliche Verbin- 
dungen notwendig machte, ein Hinweis dafür, daß 
der ÖPNV auch eine Rolle als attraktives Transport- 
mittel für den immer bedeutender werdenden Frei- 
zeitbereich spielen kann. 

Trotz des Erfolgs des „Karlsruher Modells" hat eine 
Verlagerung von motorisiertem Individualverkehr 
zum ÖPNV nur in begrenztem Umfang stattgefun- 
den. Die im Rahmen dieser Studie durchgeführten 
Abschätzungen ergaben, daß mit etwa 2 000 verla- 
gerten Pkw-Fahrten pro Werktag im Korridor eine 
Verlagerung des Pkw- Verkehrs von etwa 5% er- 
reicht wurde. Deuthcher als bei der Anzahl der verla- 
gerten Fahrten wird die verkehrliche Wirkung - und 
damit auch die Auswirkung auf die Umwelt - der er- 
reichten Verlagerung bei Betrachtung der auf den 
ÖPNV verlagerten Fahr- bzw. Verkehrsleistung, d.h. 
der verlagerten Pkw-Küometer bzw. Personen-km. 
Insgesamt wurden knapp 10% der im Korridor er- 
brachten Gesamtfahrleistung von etwa 460 000 Pkw- 
km pro Tag vom motorisierten Individualverkehr auf 
den ÖPNV verlagert. Dies ist vor allem darauf zu- 
rückzuführen, daß relativ lange Wege auf die Stadt- 
bahn verlagert wurden. Die Verkehrsleistung im mo- 
torisierten Individualverkehr nahm von etwa 570 000 
auf etwa 510 000 Personen-km pro Tag ab. Es hat sich 
im übrigen auch bestätigt, daß ein Teil der Verlage- 
rung zum ÖPNV auf Kosten des Fußgänger- und des 
Fahrradverkehrs geht. 
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Attraktive Nahverkehrskonzepte induzieren jedoch 
auch Neuverkehr. Die Erhebungen auf der hier be- 
trachteten Referenzstrecke ergaben Werte von etwa 
11%, wobei über die Hälfte der Fahrtzwecke des 
Neuverkehrs zur Sparte „Arbeit und Ausbildung" 
gehört; der Rest ist im wesentlichen Freizeit- und 
Einkaufsverkehr. 

Die auf der betrachteten Referenzstrecke Karlsruhe- 
Bretten durch die Stadtbahn erreichte Verlagerung 
von Straßenverkehr auf den ÖPNV ist mit nicht un- 
beträchtlichen Emissionsminderungen verbunden. 
Noch erheblicher als die Verringerung der Emissio- 
nen ist die Verbesserung der Immissionssituation im 
betrachteten Korridor, da die entstehenden Emissio- 
nen bei der Stromerzeugung für den Stadtbahn- 
betrieb aus hohen Kraftwerkschornsteinen erfolgen 
und somit nur geringfügig zu Imissionen in den Le- 
bensräumen der Menschen beitragen. Insbesondere 
die zum immissionsbedingten kanzerogenen Risiko 
beitragenden Stoffe Dieselruß, polyzyklische aroma- 
tische Kohlenwasserstoffe und Benzol werden bei 
der Stromerzeugung nicht oder nur in vergleichs- 
weise geringen Mengen freigesetzt. Ein weiterer be- 
deutender Umweltvorteil besteht darin, daß die 
Stadtbahn eine achsenorientierte Siedlungsentwick- 
lung unterstützt, die mit geringerem Landverbrauch 
und erheblich geringeren Zerschneidungseffekten 
von Landschaften verbunden ist als die durch den 
motorisierten Individualverkehr begünstigte disperse 
Siedlungsentwicklung. 

Auch bezüghch seiner Kostendeckung ist das „Karls- 
ruher Modell" als Erfolg anzusehen, da mit über 
80 % ein für den ÖPNV überdurchschnittlicher 
Kostendeckungsgrad für die Betriebskosten erreicht 
wurde. Damit liegt der Fehlbetrag je Fahrgast mit 
ca. 0,32 DM weit unter dem Durchschnitt der Mit- 
gliedsunternehmen des Verbandes Deutscher Ver- 
kehrsunternehmen (VDV) mit 0,94 DM pro Fahrgast. 
Dieses Ergebnis wurde jedoch nicht auf der Grund- 
lage des nach der Regionahsierung des SPNV von 
der Deutschen Bahn AG zu erhebenden Trassenprei- 
ses erreicht. Vielmehr wurde vor der Regionalisie- 
rung des Nahverkehrs der Bahn eine Streckenbenut- 
zungsgebühr entrichtet, danach wurde die gesamte 
hier betrachtete Referenzstrecke gepachtet, was mit 
erheblich günstigeren Kosten verbunden war bzw. ist 
als die Entrichtung der vorgesehenen Tarife des Tras- 
senpreiskatalogs. Es ist fragüch, ob auf der Basis des 
vorliegenden Trassenpreiskatalogs überhaupt erfolg- 
reiche ÖPNV-Modelle zu realisieren sind. 

Der Erfolg des „Karlsruher Modells" war das Ergeb- 
nis einer Vielzahl abgestimmter Maßnahmen, wie 
der Verbund aller öffentlichen Verkehrsmittel im Ein- 
zugsbereich von Karlsruhe, die Abstimmung der 
Fahrpläne der einzelnen Verkehrsträger im Rahmen 
eines koordinierten Taktverkehrs, eine einheithche, 
übersichtliche und attraktive Tarifstruktur, der Ein- 
satz moderner Fahrzeuge und die umfassende Infor- 
mation der Bevölkerung über den Verkehrsverbund, 
wobei die für den ÖPNV ungewohnt komfortablen 
Transportbedingungen und die unmittelbare Anbin- 
dung an den Innenstadtbereich des Oberzentrums 
Karlsruhe von besonderer Bedeutung gewesen sein 


dürften. Die Berücksichtigung der örtlichen Gege- 
benheiten und Interessen von Beginn der ersten 
Planungsphase an war wesentliche Voraussetzung 
für den Erfolg dieses Modells. Auch führt die Beteih- 
gung der Gebietskörperschaften an dem Betriebs- 
kostendefizit zu der positiven Reaktion, daß das 
öffentüche Verkehrssystem in die örtlichen Planungs- 
und Finanzierungsüberlegungen einbezogen wird. 
Das „Karlsruher Modell" kann somit, auch wenn es 
bereits vor der Regionalisierung des SPNV im Rah- 
men der Bahnreform eingeführt wurde, als Modell 
für eine erfolgreiche Regionalisierung angesehen 
werden. 

Die organisatorische Realisierung des „Karlsruher 
Modells" hat somit über den Karlsruher Raum hinaus 
eine wichtige Vorbildfunktion für andere Ballungs- 
räume. Dies betrifft insbesondere das Konzept einer 
angebotsorientierten und attraktiven ÖPNV- Verbin- 
dung des Umlandes mit der Innenstadt sowie das 
reahsierte Betriebskonzept, das Straßen- und Stadt- 
bahnverkehr unter Einbeziehung von Bahntrassen 
kombiniert. Die Übertragung dieses Modells auf an- 
dere Ballungsräume kann wesentlich zur Attraktivi- 
tätssteigerung des ÖPNV beitragen. Bei der Übertra- 
gung sollten jedoch die jeweiligen Gegebenheiten 
umfassend und gründlich geprüft werden. So ist da- 
von auszugehen, daß nicht in jedem Fall das sehr ko- 
stenintensive Zweisystemkonzept der elektrischen 
Traktion der Karlsruher Stadtbahn die geeignetste 
Lösung ist. Preisgünstigere Konzepte, wie Diesel- 
leichttriebwagen, sind nach dem augenbhcklichen 
Stand der Technik allerdings noch mit unerwünsch- 
ten Emissionen verbunden, die unmittelbar in be- 
wohnten Gebieten freigesetzt werden. Eine Reihe 
alternativer Antriebskonzepte, die sich noch in der 
Entwicklung bzw. teilweise bereits in der Erprobung 
befinden, sind auch für den Einsatz in Stadtbahnen 
von Interesse. Insbesondere sollte auch der Einsatz 
von Hybridantrieben geprüft werden. 

Für erfolgreiche Modellvorhaben des ÖPNV, wie das 
„Karlsruher Modell", ergibt sich die Frage, ob die mit 
erheblichem Aufwand erreichten verkehrlichen Wir- 
kungen auch langfristig gesichert werden können. 
Der weiterhin stattfindende Straßenbau, insbesonde- 
re parallel zu ÖPNV-Trassen, und die anhaltende 
Ausweisung von Siedlungs- und Gewerbegebieten, 
die nicht oder nur unzureichend mit den ÖPNV-Pla- 
nungen koordiniert werden, sind hier als Problembe- 
reiche zu nennen. Die Auswertungen der Fallstudie 
machen deutlich, daß zur langfristigen Sicherung des 
Erfolgs des Stadtbahnkonzepts eine erhebüch besse- 
re Abstimmung von ÖPNV-Planung und Flächennut- 
zungsplanung erforderlich ist, als dies im AugenbÜck 
der Fall ist. Eine klare Prioritätensetzung für den 
öffenthchen Nahverkehr ist notwendig. Der Trend, 
ÖPNV-Ausbau und Straßenbau entlang der Erschlie- 
ßungsräume des ÖPNV parallel zu betreiben, ist kon- 
traproduktiv. Insbesondere muß sich die mittel- und 
langfristige siedlungsstrukturelle Entwicklung auf 
die Erschließungsräume konzentrieren, die mit der 
ÖPNV-Planung abgestimmt sind. Die bisherigen 
Regelungen sind zu unverbindÜch und damit nicht 
ausreichend für eine verkehrsmindernde Siedlungs- 
struktur. 
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Das im Personenbeförderungsgesetz geschaffene 
neue Instrument des Nahverkehrsplans (NVP) er- 
scheint in seiner bisherigen Konzeption nicht ausrei- 
chend, um attraktive ÖPNV-Konzepte zu verwirk- 
lichen. Es besteht vielmehr die Gefahr, daß sich diese 
Pläne auf eine technische Bestandserfassung der Ver- 
kehrsströme beschränken, ohne daß konzeptionelle 
Überlegungen über die Mobiütätsbedürfnisse einer 
Region unter Berücksichtigung raumstruktureller 
Entwicklungen und über alternative Bedienungs- 
möglichkeiten stattfinden. So ist es für den Bereich 
der hier untersuchten Fallstudie des „ Karlsruher Mo- 
dells" zwar zu begrüßen, daß die Aufgabenträger 
des öffentüchen Nahverkehrs keine eigenen Nahver- 
kehrspläne erstellt haben, sondern von der Möglich- 
keit Gebrauch gemacht haben, daß benachbarte Auf- 
gabenträger bei der Erstellung eines gemeinsamen 
Nahverkehrsplans Zusammenarbeiten können. Diese 
notwendige Planungskoordinierung konnte jedoch 
nicht auf das gesamte Gebiet des Karlsruher Ver- 
kehrsverbundes (KVV) ausgedehnt werden, da für 
die linksrheinischen, in Rheinland- Pfalz gelegenen 
Bedienungsgebiete eine andere Rechtsgrundlage für 
die Erstellung von Nahverkehrsplänen gilt. 

Die Fallstudie gibt eine Reihe von Hinweisen zur Ver- 
besserung der Rahmenbedingungen, um attraktive 
ÖPNV-Modelle langfristig zu sichern: 

- Berücksichtigung der Anforderungen einer 
ÖPNV-gerechten Erschließung in der verbindli- 
chen Bauleitplanung durch entsprechende Novel- 
lierung des Baugesetzbuches (BauGB); 

- Verpflichtung zur Beachtung der geltenden Nah- 
verkehrspläne in der verbindhchen Bauleitpla- 
nung durch entsprechende Novellierung des 
BauGB; 

- stärkere Berücksichtigung des motorisierten Indi- 
vidualverkehrs in den Nahverkehrsplänen bzw. 
Schaffung eines Gesamtverkehrsplans als institu- 
tionalisiertes Instrument; 

- Erhöhung der Bindungswirkung des Nahver- 
kehrsplans in Richtung auf die Gesamtplanung; 

- einheithche Regelungen für die Erstellung von 
Nahverkehrsplänen für Regionen mit Verkehrsver- 
bünden, die über die Grenzen eines Bundeslandes 
hinausgehen; 


- Verbesserung der Kontrolle hinsichtlich Konsi- 
stenz und Zielkonfliktfreiheit der verschiedenen 
Planungen auf den höheren Planungsebenen. 

Auch von seiten der Verkehrsuntemehmen muß die 
Attraktivität der Angebote weiter gesteigert werden. 
So ist es insbesondere bei langen Streckenführungen 
und dichter Erschließung der Wohnsiedlungen durch 
viele Haltestellen notwendig, daß der normalen Be- 
dienung der Strecke Eilzugverbindungen überlagert 
werden, um erträghche Fahrzeiten sicherzustellen. 
Auch der Fahrzeugpark ist auf einem hohen Quali- 
tätsstandard zu halten, was sich nicht nur auf die 
regelmäßigen Wartungsarbeiten bezieht, sondern 
auch auf eine Angleichung der Standards an die Ent- 
wicklungen im Automobilbau. So wird es in Zukunft 
notwendig sein, zumindest auf längeren Strecken- 
führungen Klimaanlagen in die Fahrzeuge einzubau- 
en. Weiterhin ist insbesondere bei längeren Strek- 
kenführungen mit Reisezeiten von mehr als 30 Minu- 
ten die Einführung von Erste-Klasse-Bereichen in Er- 
wägung zu ziehen, wie dies in S-Bahnen bereits der 
Fall ist. Weiterhin sollten alle technischen Möglich- 
keiten ausgeschöpft werden, um übersichtliche und 
einfach bedienbare Fahrgastinformationssysteme so- 
wie bargeldlose Zahlungssysteme für den ÖPNV ein- 
zurichten. 

In den neuen Bundesländern war die Verkehrssitua- 
tion bis 1989 sowohl im Fernverkehr als auch in den 
Ballungsräumen von der dominanten Stellung des öf- 
fentlichen Verkehrs geprägt. In den Jahren danach 
fand ein dramatischer Rückgang des Verkehrsanteils 
des ÖPNV zugunsten des motorisierten Individual- 
verkehrs statt. Diese Entwicklung hielt bis 1994 an, 
teilweise auch noch danach. Erst in jüngster Zeit 
zeichnet sich ein Stillstand dieser Entwicklung ab. 
Der dramatischen Veränderung im Modal Spht war 
die Verkehrsinfrastruktur der Städte zumeist nicht ge- 
wachsen, außerdem führte diese Entwicklung zu einer 
Steigerung der Immissionsbelastung in den innerstäd- 
tischen Lebensräumen durch verkehrsspezifische 
Emissionen. Insgesamt bestehen aber in den ostdeut- 
schen Städten gute Voraussetzungen für einen Wie- 
deranstieg der Modal-Split-Anteile des ÖPNV Alle in 
dieser Studie betrachteten Städte verfügen über um- 
fangreiche Straßenbahnnetze, die einen Großteil der 
alten Wohngebiete bedienen. Diese gilt es zu moder- 
nisieren und zu erweitern. Weiterhin sollte die Sied- 
lungsentwicklung künftig wieder verstärkt mit dem 
Ausbau des ÖPNV abgestimmt werden. 
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